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Einleitung 

Der vorliegende Band enthält in ergänzter und überarbeiteter Fassung die Referate, 
die bei einem Kolloquium des Historischen Kollegs im Stifterverband für die Deut­
sche Wissenschaft in München vom 18. bis zum 21. April 1982 vorgelegt und in 
Kurzform gehalten wurden. Die lebhafte und anregende Diskussion wird hier teils in 
einer Zusammenfassung wiedergegeben, teils in Gestalt ausgearbeiteter Beiträge, die 
von den Autoren übermittelt wurden. 

Bei der Planung des Kolloquiums habe ich zunächst erwogen, auch die preußischen 
Reformen mit einzubeziehen. Wenn ich schließlich davon abgesehen habe, so deshalb, 
weil sonst die zweieinhalbtägige Veranstaltung thematisch überlastet worden wäre, fer­
ner weil über die preußischen Reformen zwar in früheren Jahrzehnten viel geforscht 
worden ist und sie in ihrer Bedeutung unbestritten waren und sind, andererseits aber 
seit dem grundlegenden Werk von Reinhart Koselleck 1967 1 nur wenige auf der Aus­
wertung von Quellen beruhende Arbeiten mehr erschienen sind, was mit der schwie­
rigen Zugänglichkeit der Archive und teilweise mit im Kriege eingetretenen Akten­
verlusten zusammenhängen dürfte.2 

1 Reinhart Koselleck, Preußen zwischen Reform und Revolution. Allgemeines Landrecht, Verwal­
tung und soziale Bewegung, (Stuttgart 11967,31981). 
2 Als letzterschienene Gesamtdarstellungen der Geschichte der deutschen Reformzeit, in Preu­
ßen wie in den Rheinbundstaaten, nenne ich (in der Reihenfolge des Erscheinens): Eberhard 
Weis, Der Durchbruch des Bürgertums, 1776-1847, (Propyläen Geschichte Europas 4, Berlin 
1978); Kurt von Raumer, Deutschland und die Französische Revolution. Die Zeit der napoleoni­
schen Fremdherrschaft, und Manfred Botzenhart, Von den preußischen Reformen bis zum Wie­
ner Kongreß, in: Handbuch der deutschen Geschichte, neu hrsg. v. Leo lust, Bd. 3/la, Deutsche 
Geschichte im 19. Jahrhundert. Deutschland um 1800: Krise und Neugestaltung. Von 1789 bis 
1815, (Wiesbaden 1980); für die Zeit nach 1815: Karl-Georg Faber, Restauration und Revolution. 
Von 1815 bis 1851, (ebda Bd. 3/Ib, Wiesbaden 1979); Kar! Glmar Freiherr von Aretin, Vom 
Deutschen Reich zum Deutschen Bund, (Deutsche Geschichte 7, Kleine Vandenhoeck Reihe, 
Göttingen 1980); Elisabeth Fehrenbach, Vom Ancien Regime zum Wiener Kongreß, (Oldenbourg 
Grundriß der Geschichte 12, München 1981); Thomas Nipperdey, Deutsche Geschichte 
1800-1866. Bürgerwelt und starker Staat, (München 1983) 11-101. - Die umfassendste Darstel­
lung und Bibliographie bei von Raumer - Botzenhart und Fabet: Problemorientierter For­
schungsbericht bei E. Fehrenbach. - In diesen fünf Werken sind auch die neueren Forschungen 
zur Geschichte Preußens angegeben. Über die Wirtschafts- und Gewerbepolitik Preußens im Zu­
sammenhang mit den übrigen Reformen bereitet Barbara Vogel eine größere Arbeit vor. Von ih­
ren bisherigen Werken seien genannt: Barbara Vogel (Hrsg.), Preußische Reformen 1807-1820, 
(Königstein/Ts. 1980); dies., Staatsfinanzen und Gesellschaftsreform in Preußen, in: Helmut Ber­
ding(Hrsg.), Privatkapital, Staatsfinanzen und Reformpolitik im Deutschland der napoleonischen 
Zeit, (Ostfildern 1981) 37 - 57. Dieses Bändchen gibt auch wichtige Forschungsberichte zu den 
Rheinbundstaaten. In noch umfassenderem Rahmen gilt dies für die beiden folgenden Sammel­
bände: Helmut Berding (Hrsg.), Napoleonische Herrschaft und Modernisierung, (Geschichte und 
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Anders ist die Situation hinsichtlich der Reformen in den deutschen Mittelstaaten, 
die zwischen 1806 und 1813 außenpolitisch in dem lockeren Staatenbund des Rhein­
bundes zusammengefaßt waren. Die in diesen Gebieten eingeführten Neuenmgen 
wurden unter dem Einfluß Heinrich von TreitschkesJ und seiner Schüler im 19. und 
frühen 20. Jahrhundert in ihrer Bedeutung weitgehend verkannt und als ein gefährli­
ches Symptom der Überfremdung durch französischen und aufklärerischen Geist von 
vornherein abgelehnt. Aber auch schon vorher waren diese Neuerungen bei weiten 
Teilen der Gebildeten in Ungnade gefallen, obwohl sie längst zur unentbehrlichen 
Grundlage des öffentlichen Lebens geworden waren. Sie wurden abgelehnt von den 
Romantikern wegen der aufklärerischen Konzeption und des bürokratischen Zuges, 
von kirchlichen Kreisen wegen der Säkularisation, von Teilen des Adels wegen des 
Verlustes der Standesprivilegien, von vielen Liberalen wegen des Staatsabsolutismus 
der Reformzeit (wenngleich die Reformen anders wohl nicht durchzusetzen gewesen 
wären); die Anhänger der deutschen Einheit schließlich lehnten die Politik jener Ära 
ab wegen der Stärkung der Einzelstaaten. Die große fortwirkende Leistung, welche in 
der grundlegenden Erneuerungs- und Modernisierungsarbeit der Regierungen der 
Rheinbundstaaten gelegen hatte, wurde nur von wenigen gut informierten Politikern 
und Historikern noch erkannt. 

Einen Wandel leitete bereits vor dem Ersten Weltkrieg und in der Zwischenkriegs­
zeit die Forschung von Historikern ein, die ihren Ausgang von der Landesgeschichte 
genommen hatten und die die fundamentale Bedeutung der Reformen in den rhein­
bündischen Monarchien für die Erneuerung von Staat und Verwaltung, für Änderun­
gen in Wirtschaft und Gesellschaft und für die Vorbereitung des Konstitutionalismus 
würdigten: für Baden Willy Andreas und Franz Schnabel, für Bayern Michael Doeberl, 
für Württemberg Erwin Hölzle.4 In den vierziger und fünfziger Jahren wurde diese Er­
kenntnis verstärkt und untermauert durch die Forschungen von Marcel Dunan über 
Bayern, Walter Grube über Württemberg sowie die umfassenden Darstellungen Franz 
Schnabels, Kurt von Raumers und - in den sechziger Jahren - Ernst Rudolf Hubers 
zur deutschen Geschichte seit 1789.5 

Gesellschaft 6, Heft 4, Göttingen 1980); Helmut Berding, Hans-Pe/er UI/mann (Hrsg.), Deutsch­
land zwischen Revolution und Restauration, (Königstein/Ts. 1981) (16 Aufsätze mit reichen bi­
bliographischen Angaben). 
3 Heinrieb von Treitscbke, Deutsche Geschichte im Neunzehnten Jahrhundert, Bd. I, (Leipzig 
61897; 11879) 352-363. 
4 lJ7i1ly Andreas, Geschichte der badischen Verwaltungsorganisation und Verfassung 1802-1818, 
Bd. I: Der Aufbau des Staates im Zusammenhang der allgemeinen Politik, (Leipzig 1913); Pranz 
Scbnabel, Sigismund von Reitzenstein, der Begründer des badischen Staates, (Heidelberg 1927); 
Pranz Scbnabe/, Ludwig von Liebenstein. Ein Geschichtsbild aus den Anfängen des süddeut­
schen Verfassungslebens, (Karlsruhe 1927); Micbael Doeberl, Entwicklungsgeschichte Bayerns, 
Bd. 11, (München 31928; 11912); iHicbael Doeberl, Rheinbundverfassung und bayerische Konsti­
tution, (Sitzungsberichte der Bayer. Akademie der Wissenschaften, philosophisch-philologische 
und historische Klasse 5, München 1924); Enuin Höhle, Das alte Recht und die Revolution. Po­
litische Geschichte Württembergs in der Revolutionszeit 1789-1805, (München 1931); Erwin 
Höhle, Württemberg im Zeitalter Napoleons und der deutschen Erhebung, (Stuttgart 1937). 
, Moral Dunan, Napoleon et l'Allcmagne. Le systeme continental et les d6buts du royaume de 
Baviere 1806-1810, (Paris 1942; '1943); Walter Grube, Der Stuttgarter Landtag 1457-1957. Von 
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In den siebziger und frühen achtziger Jahren nun erschien eine Fülle wichtiger, auf 
der Auswertung bisher unbenützter Archivakten und Nachlässe beruhender Untersu­
chungen, die unsere Kenntnis auf eine neue Grundlage stellten. Der Herausgeber hat 
die Freude festzustellen, daß die Verfasser der wichtigsten dieser Arbeiten an unserem 
Kolloquium teilnahmen und die meisten von ihnen auch referierten. Absagen erhielt 
er nur von zwei Kollegen, die gleichzeitig bei anderen Veranstaltungen Vorträge hal­
ten mußten: Kar! Otmar Freiherr von Aretin, Darmstadt-Mainz, und Louis Bergeron, 
Paris. Wilhelm Volkert, Regensburg, war in der Zeit der Tagung erkrankt, hatte aber 
bereits sein Referat übersandt. Daß die Reformen in den größeren Rheinbundstaaten 
(ausgenommen Sachsen und Mecklenburg, in denen in dieser Zeit keine wesentlichen 
Änderungen eintraten) einen eigenständigen und dauerhaften Weg der Modernisie­
rung einleiteten, der den preußischen Reformen ebenbürtig war, wird heute von den 
Fachleuten anerkannt.6 Bezüglich des geographischen Wirkungsbereichs ist bemer­
kenswert, daß von den rhein bündischen Reformen das gesamte Gebiet der heutigen 
Bundesrepublik sowie Thüringen und nachträglich, seit den dreißiger Jahren, auch 
Sachsen, erfaßt wurden. Dies sind auch gerade die Gebiete, in denen bald danach zwi­
schen 1814 und 1836 - im Gegensatz zu Österreich und Preußen - Verfassungen ein­
geführt wurden und in denen der Liberalismus seine wichtigsten Stützpunkte besaß. 
An dieser Entwicklung nahmen im Endergebnis auch das linke Rheinufer und Nord­
westdeutschland in unterschiedlicher Weise teil, die - im ersteren Fall von 1794 bis 
1814, im letzteren von 1810 bis 1813 - als Teile Frankreichs der französischen Ge­
setzgebung unmittelbar unterworfen waren. Im nordwestdeutschen Raum wurden 
überdies bereits seit 1806 bzw. 1807 das Großherzogtum Berg und das Königreich 
Westfalen, im Gegensatz zu den süddeutschen Rheinbundstaaten, aufgrund direkter 
Anweisungen aus Paris regiert. Wir haben es also mit drei Bereichen zu tun: 
1. den in der Gestaltung ihrer inneren Verhältnisse weitgehend unabhängigen süd­

deutschen Staaten Bayern, Württemberg, Baden, Hessen-Darmstadt und Nassau, 
2. den von Frankreich auch in ihrer inneren Verwaltung und ihrer Gesetzgebung stark 

beeinflußten Staaten Königreich Westfalen und Großherzogtum Berg sowie Zwi­
schenstufen wie dem Dalbergschen Großherzogtum Frankfurt, 

den Landständen zum demokratischen Parlament, (Stuttgart 1957); Fmnz Schnabel, Deutsche 
Geschichte im Neunzehnten Jahrhundert, (4 Bde., Freiburg 1929-37, Taschenbuchausgabe 1964/ 
65), hier besonders Bd. I (in den Ausgaben von 1929 und 1937) 145-158; Kur! VOll Raumerin: K 
von RaumeriM. Botzenhart, (wie Anm. 2) 120-350; Ernst RlldolfHllbf/; Deutsche Verfassungs­
geschichte seit 1789, Bd. I: Reform und Restauration 1789 bis 1830, (Stuttgart 21967; '1957). 
6 Siehe oben Anm. 2. Dazu auch: EliJabeth J"ehrenbach, Verfassungs- und sozialpolitische Refor­
men und Reformprojekte in Deutschland unter dem Einfluß des napoleonischen Frankreich, in: 
HZ 228 (1979) 288-316; Eberhard Weis, Die Begründung des modernen bayerischen Staates un­
ter König Max l. (1799-1825), in: Max Spind/er (Hrsg.), Handbuch der bayerischen Geschichte 
Bd. IV/I, (München 1974, ergänzter Nachdruck 1979) 3-86; ders. Das neue Bayern - Max l. Jo­
seph, Montgelas und die Entstehung und Ausgestaltung des Königreichs 1799-1825, in: Hllbert 
Glaser(Hrsg.), Krone und Verfassung, König Max l. Joseph und der neue Staat, (Wittelsbach und 
Bayern IIl/l, München 1980) 49-64. Dazu auch die anderen Beiträge jenes Bandes. Ferner: Eber­
harel Weis, Napoleon und der Rheinbund, in: ArmgaJ'{{ von Reden-Dohna (Hrsg.), Deutschland 
und Italien im Zeitalter Napoleons, (Wiesbaden 1979) 57-80; Eberhard ll7eis, Bayern und Frank­
reich in der Zeit des Konsulats und des ersten Empire (1799-1815), erscheint in HZ Ende 1983, 
ferner im Rahmen der Schriften des Historischen Kollegs - Vorträge. 
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3. den von Frankreich annektierten Regionen: linkes Rheinufer und, für kurze Zeit, 
Nordwestdeutschland. 
Der typologische Vergleich zwischen den Reformen in den drei Bereichen war 

nicht das Hauptthema dieses Kolloquiums. Aber er spielte bei den Referaten und Dis­
kussionen doch fast stets eine Rolle. Es war einer der Vorzüge der Tagung, daß hier 
Fachleute für die damalige Entwicklung in verschiedenen Teilen Deutschlands, VOn 
Nord bis Süd, aus 20 deutschen Universitäten, zusammenkamen. Die Zusammenset­
zung des Kreises gewährleistete auch, daß man über die Grenze der hier behandelten 
Jahre hinausblickte, daß den Teilnehmern aufgrund eigener Arbeiten die Entwicklung 
in den Jahrhunderten vor und nach diesem Zeitraum stets präsent war und in ihre 
Erörterungen eingebracht wurde. 

Ziel des Kolloquiums und des Bandes war es nicht, ein Handbuch zu schaffen, son­
dern Forschungsergebnisse zu wichtigen Einzelfragen der Reformen vorzulegen, über 
welche die Teilnehmer gerade arbeiten. Kein Referent hat einfach wiederholt und zu­
sammengefaßt, was er in einem früheren Buch bereits dargestellt hatte. Nahezu jeder 
Beitrag stellt Ergebnisse neuester, teilweise noch im Gange befindlicher Untersuchun­
gen und deren inhaltliche und methodische Probleme zur Diskussion. Dabei wird 
deutlich, was als gesicherter Kenntnisstand betrachtet wird, welche Thesen kontrovers 
sind und wo noch Forschungslücken bestehen. Insofern stellt der Band eine Bestands­
aufnahme der gegenwärtigen Forschung sowie einen Ausgangspunkt und ein Hilfs­
mittel für künftige Untersuchungen dar. 

Der Charakter als Forschungsbericht über aktuelle Arbeiten und die zeitliche Be­
grenzung des Kolloquiums brachten es mit sich, daß nicht jede wichtige Reform ver­
gleichend für sämtliche größeren Rheinbundstaaten behandelt werden konnte. Man­
ches war bereits früher ausreichend erforscht worden; über andere Fragen, deren Be­
handlung noch ein Desiderat darstellt, arbeitet entweder gegenwärtig niemand oder 
konnte aus verschiedenartigen Gründen niemand referieren. So wäre es zur Ergän­
zung des hier gebotenen Bildes wünschenswert, beispielsweise auch die Gewerbege­
setzgebung in den Rheinbundstaaten darzustellen, ferner die Kirchenpolitik mit der 
Herstellung der Gleichberechtigung der Konfessionen/ die weitgehende Abschaffung 
und spätere Wiederherstellung der kommunalen Selbstverwaltung, die Pressepolitik 
mit der anfänglichen Aufhebung der Zensur,8 die Verbesserung der Infrastruktur und 
des Bergbaus, die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht, die Integration der neuer-

7 Zu diesem Thema vorbildlich: Gerbard Pfeif/er, Die Umwandlung Bayerns in einen paritäti­
schen Staat, in: Bayern, Staat und Kirche, Land und Reich, Wilhelm Winkler zum Gedächtnis, 
hrsg. von den staatlichen Archiven Bayerns, (München o. J. - 19)9) 3)-109, behandelt im Ver­
gleich auch andere deutsche Staaten; Georg Scbwaign; Die kirchlich-religiöse Entwicklung in 
Bayern zwischen Aufklärung und katholischer Erneuerung, in: Hubert Glaser(Hrsg.), Krone und 
Verfassung (s. Anm. 6) 121-14), dort auch die frühere Literatur; Kar! Hausberge!; Staat und Kir­
che nach der Säkularisation. Zur bayerischen Konkordatspolitik im frühen 19. Jahrhundert, 
(Münchener Theologische Studien, St. Ottilien 1983). 
8 Über die Gemeindepolitik Bayerns von 1799 bis 1818 ist eine von mir angeregte, umfangreiche 
Dissertation von Josepb WeIß abgeschlossen; über die Presse- und Zensurpolitik der bayerischen 
Regierung in späten 18. und frühen 19. Jahrhundert ist eine solche von Viktoria Strobbacb in 
Vorbereitung. 
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worbenen Gebiete, die Verfassungen seit 1814 (Bayern9 und Baden 1818,10 Württem­
berg 1819/ 1 Hessen-Darmstadt 1820 usw.). Zwei weitere wichtige Reformbereiche ka­
men dank der Anwesenheit von Experten wenigstens in den Diskussionen zur Spra­
che, nämlich die Wissenschafts- und Bildungspolitik und die Rezeption (bzw. die 
Nicht-Rezeption) des Code Napoleon sowie andere Fragen des Zivilrechts. 12 

Demgegenüber scheinen mir Reichtum und Zahl der hier veröffentlichten Beiträge 
andererseits an der oberen Grenze dessen zu liegen, was in einem zweieinhalbtägigen 
Kolloquium und einem Band mittleren Umfanges überhaupt unterzubringen war. 

Dank der großzügigen Unterstützung durch die Deutsche Bank und das Historische 
Kolleg im Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft war es in diesem Falle mög­
lich, die wichtigsten Experten zu einem heute vieldiskutierten Thema der deutschen 
Geschichte bei einem Symposion zu vereinigen. Darunter befanden sich zu unserer 

9 Vgl. Eberhard Weis, Zur Entstehungsgeschichte der bayerischen Verfassung von 1818. Die De­
batten in der Verfassungskommission von 1814/15, in: ZbLG 39 (1976) 413-444; Eberhard Weis, 
Kontinuität und Diskontinuität zwischen den Ständen des 18. Jahrhunderts und den frühkonsti­
tutionellen Parlamenten von 1818/1819 in Bayern und Württemberg, in: Festschrift für Andreas 
Kraus zum 60. Geburtstag, hrsg. v. Prmkraz Fried und Walter Ziegler (Münchener Historische 
Studien, Abt. Bayerische Geschichte 10, Kallmünz 1982) 337-355. Über die gesamte Vorge­
schichte der bayerischen Verfassung von 1818 ist eine Dissertation von Hans Wemer Graf; Mün­
chen, in Vorbereitung. Zum Forschungsstand: Karl fHöckl, Der moderne bayerische Staat. Eine 
Verfassungsgeschichte vom aufgeklärten Absolutismus bis zum Ende der Reformepoche, (Mün­
chen 1979) 191-291. - Vergleichende Betrachtung für viele deutsche Staaten: VolkerPresJ, Land­
tage im Alten Reich und im Deutschen Bund. Voraussetzungen ständischer und konstitutionel­
ler Entwicklungen 1750-1830, in: Zeitschrift für Württembergische Landesgeschichte 39 (1981) 
100-140; überregional ferner: Peter LH. Ehrle, Volksvertretung im Vormärz. Studien zur Zusam­
mensetzung, Wahl und Funktion der deutschen Landtage im Spannungsfeld zwischen monarchi­
schem Prinzip und ständischer Repräsentation, 2 Teile, (Frankfurt 1979); Kar! Bosl unter Mitwir­
kung von Kar! Möckl (Hrsg.), Der moderne Parlamentarismus und seine Grundlagen in der stän­
dischen Repräsentation, (Berlin 1977); Wolfgang iHago; Das Problem der landständischen Ver­
fassungen auf dem Wiener Kongreß 1814/15, in: HZ 217 (1973) 296-346; Kar! Olmar Freiherr 
von Aretin, Bayerns Weg zum souveränen Staat. Landstände und konstitutionelle Monarchie 
1714-1818, (München 1976) 235-268; Bernd Wunder, Landstände und Rechtsstaat. Zur Entste­
hung und Verwirklichung des Art. 13 DBA, in: ZHF 5 (1978) 139-185. Zu allen Verfassungen 
auch Ernst Rudolf Hubn; Deutsche Verfassungsgeschichte seit 1789 (oben Anm. 5). 
10 Vgl. oben Anm. 4 und 9; ferner: Latbar Gal!, Der Liberalismus als regierende Partei. Das 
Großherzogtum Baden zwischen Restauration und Reichsgründung, (Wiesbaden 1%8) hier 
1-22; Volker PresJ~ Landtage im Alten Reich und im Deutschen Bund (wie Anm. 9, mit der älte­
ren Literatur); vgl. auch die in den Beiträgen von Wolfgangvon Hippel und Elisabeth Febrenbarb 
in diesem Band angegebene Literatur. 
11 Waltel' Grube, (wie Anm. 5); Volker Press, Der württembergische Landtag im Zeitalter des Um­
bruchs 1770-1830, in: Zeitschrift für Württembergische Landesgeschichte 42 (1983) 255-281; 
Volker Pr(!SJ; Landtage im Alten Reich (wie Anm. 9); eine umfangreiche Dissertation meines 
Doktoranden Joacbim Ger/Je!; Verfasssungsstreit und Staatsintegration in Württemberg 
1815-1819, steht vor der Fertigstellung. 
I2 Dank der Teilnahme von Laetitia Boebm und Rainer A. !HülleI' als Experten für die Ge­
schichte der Bildungspolitik, Elisabetb Fehrenbach LInd Wemer Schubert für die Frage der Einfüh­
rung des Code Napoleon, Werner Stal/eis für die Reform des Hypothekenrechts in der Rhein­
bundzeit und Walter Demel für die bayerische Reformgesctzgebung ab 1808 sowie hier insbeson­
dere für die Versuche zur Einführung eines neuen Zivilrechts in Bayern seit 1811. 
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Freude drei bekannte französische Historiker und hervorragende Kenner des Zeitrau­
mes. Daß keine Angehörigen anderer Nationen hinzugezogen wurden, liegt am 
Thema. Seine Erforschung liegt bisher nur in Händen von Wissenschaftlern aus die­
sen bei den Ländern. Wäre der Gegenstand gewesen "Die Französische Revolution, 
das Empire und Europa", so hätten natürlich auch Historiker fast aller anderen euro­
päischen Nationen und darüber hinaus aus Übersee eingeladen werden müssen. Dies 
wäre jedoch eine Thematik für einen längeren internationalen Historikerkongreß ge­
wesen, der dann nicht mehr die Möglichkeit der intensiven Zusammenarbeit und Dis­
kussion aller Experten geboten hätte. 

Ein Weiteres scheint mir bedeutsam und erfreulich an dieser Tagung. Das Kollo­
quium, über das dieser Band berichtet, vereinigte in einer, wie ich glaube, idealen Mi­
schung "ältere" Wissenschaftler - zu denen sich der Herausgeber, Jahrgang 1925, ganz 
gleich, ob gern oder ungern, zu rechnen hat -, Kollegen in den Vierzigern und 
schließlich ,Junge" (der Begriff ist relativ), die in den letzten Jahren grundlegende Ar­
beiten zum Thema verfaßt haben. Aus allen drei wissenschaftlichen Altersgruppen wa­
ren die besten Fachleute vereinigt, die durch ihre Forschungen zu unserem Thema 
Entscheidendes beigetragen haben. Eine solche Mischung empfinde ich für die Fach­
diskussion und den wissenschaftlichen Fortschritt als optimal. 

Schließlich wurde eine günstige Mischung auch hinsichtlich der Disziplinen ange­
strebt. Die Mehrzahl der Teilnehmer waren naturgemäß Historiker. Bei ihnen befan­
den sich aber auch drei Rechtshistoriker (Sten Gagner, Werner Schubert und Michael 
Stolleis), ein Medizinhistoriker (Christoph Probst) und ein Historiker, der zugleich 
Wirtschaftshistoriker ist (Wolfgang Zorn). Schließlich sind zwei der teilnehmenden 
Historiker zugleich Spezialisten für Universitäts- und Bildungsgeschichte (Laetitia 
Boehm, Rainer A. Müller). Wir glauben, daß dies dem interdisziplinären Charakter der 
Forschungen über die deutsche Reformzeit angemessen ist. 

Allen Vortragenden und Teilnehmern habe ich zu danken für ihre Mitwirkung und 
die zahlreichen Anregungen, die sie gaben. Sehr verbunden bin ich den fünf Kollegen, 
die sich bereitfanden, an fünf Halbtagen die Sitzungen und die Diskussionen zu leiten, 
wobei es ihnen gelang, die Aussprachen zu den zahlreichen Kurzreferaten (die aus­
führlichen Texte waren zuvor verteilt worden) geschickt zu moderieren und angesichts 
des Zeitmangels auf die wesentlichen Fragen zu lenken. Es waren in der Reihenfolge 
der Sitzungen: Wolfgang Schieder (Trier), Volker Press (Tübingen), Wolfgang Zorn 
(München), Rainer Wohlfeil (Hamburg) und Sten Gagner (München). 

Für die Protokolle von Diskussionen werden bei Tagungen, wie auch bei den Kol­
loquien des Historischen Kollegs, verschiedene Wege eingeschlagen. Wir wählten den 
folgenden: Die Diskussionen wurden unabhängig voneinander von drei Damen proto­
kolliert, denen ich hierfür und für die wohl noch größere Mühe, daraus einen knappen 
und doch das Wesentliche wiedergebenden Text zu formulieren, meinen aufrichtigen 
Dank ausspreche: Frau Dr. Elisabeth Müller-Luckner und meine Doktorandinnen 
Fräulein Ulrike Paul M. A. und Fräulein Viktoria Stroh bach M. A. Die beiden letztge­
nannten Damen leisteten mir auch sonst als Mitarbeiterinnen während meiner Kol­
legzeit bei meinen Forschungen wertvolle Hilfe. Frau Dr. Müller-Luckner als Assi­
stentin des Historischen Kollegs hatte ein entscheidendes Verdienst am Gelingen der 
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Tagung; das gleiche gilt für das Zustande kommen dieses Bandes. Beides wäre ohne 
ihre beständigen umsichtigen Bemühungen, ihr diplomatisches Geschick und ihre gu­
ten Ideen nicht in dieser Weise möglich gewesen. Sie trug die Hauptarbeitslast bei der 
Fertigstellung dieses Bandes. 

Neben dem Protokoll stehen nachträglich schriftlich ausgearbeitete Diskussionsbei­
träge von einzelnen Kollegen, die den Charakter von gehaltvollen Korreferaten haben 
und wesentlich zum Wert des Bandes beitragen. Hierfür sei den Verfassern bestens ge­
dankt. 

Der Bayerischen Akademie der Wissenschaften danke ich für die Bereitstellung des 
Sitzungssaales, dem Verlag R. Oldenbourg für die Herstellung dieses Bandes. Mein be­
sonderer Dank gilt dem Stiftungsfonds Deutsche Bank, dem Stifterverband für die 
Deutsche Wissenschaft mit Generalsekretär Dr. Horst Niemeyer und Dr. Heinz-Rudi 
Spiegel, und dem Historischen Kolleg, insbesondere dessen Geschäftsführer Georg 
Kalmer. Von den Kuratoriumsmitgliedern des Historischen Kollegs danke ich vor al­
lem dem Vorsitzenden Professor Theodor Schieder, Köln, sowie den Professoren Ger­
hard A. Ritter, München, der das Kolloquium eröffnete, und Rudolf Vierhaus, Göttin­
gen, der das Schlußreferat der Tagung hielt. 

München, August 1983 Eberhard Weis 
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Jean Tulard 

Napoleon et la Confederation du Rhin 

De Goethe a Hegel, de Heine a Marx, les intellectuels allemands ont salue en Napo­
leon le createur d'une puissante confederation, premiere etape vers I'unification de 
l'Allemagne; ils ont vu en lui le renovateur de la vieille Germanie grike a I'introduc­
ti on dans une partie des Etats allemands du Code civil, porteur des principes de 1789. 
Mais ne se sont-ils pas trompes? Teile est la question a laquelle je souhaiterais repon­
dre en examinant les variations de la politique napoleonienne a I'egard de la Confede­
ration du Rhin. 

1. Les preddents 

Au depart les idees de Napoleon a I'egard de I'Allemagne n'ont rien de bien original. 
Il est I'heritier d'une tradition diplomatique. Longtemps la France a vecu dans I'illu­
si on prussienne'. La Prusse c'etait le pays de Frederic II, le despote eclaire qui avait ac­
cueilli Voltaire; c'etait la patrie de I'illuminisme; c'etait aussi la rivale de I'Autriche, 
elle-meme adversaire de la France sur le continent depuis Fran<;:ois ler; elle apparais­
sait donc aux yeux des diplomates fran<;:ais comme l'allie ideal. 

Mais les deceptions s'etaient accumulees, de Pilnitz a I'echec de I'ambassade de 
Sieyes a Berlin. Sieyes avait fini par reprendre une vieille idee qui trainait dans tous les 
tiroirs des ambassadeurs, la creation d'une troisieme et au besoin d'une quatrieme AI­
lemagne, I'une au Nord I'autre au Sud. 

Talleyrand saisit I'idee au vol: il faut regrouper, disait-il, les princes de I' Allemagne 
centrale et meridionale pour les utiliser contre l'Autriche. Des instructions furent en­
voyees dans ce sens a Alquier alors a Munich .• Qui pourrait, lui ecrivait-il en mars 
1799, empecher que les princes et les Etats germaniques qui ont a s'occuper du soin 
de leur conservation et de leur agrandissement, rallies autour de la Baviere, qualifiee de 
Prusse de I'Allemagne du Sud, ne formassent entre eux ce tiers parti dont l'influence 
pourrait si utilement bai an cer celle des deux cours (Prusse et Autriche) qui maltrisent 
aujourd'hui I'Allemagne.,2 

Le reces de 1803 devint, dans cette optique, le point de depart tout a la fois de la 
dislocation du Saint Empire Romain Germanique et de l'hegemonie fran<;:aise en Alle-

I Cf.Jean Iidarr!, La Revolution fraw;aise et I'Allemagne, dans: Francia 12 (1982) 43-48. 
2 Cite par !Hane/ Dzman. L'Allemagne de la Revolution et de l'Empire, 2cme partie, (cours poly­
copie, Paris 1954) 107. 
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magne, une hegemonie appelee a s'appuyer sur des pays eomme la Baviere. Les clients 
de la Franee n'ont pas eu a se plaindre des remaniements territoriaux. 

Au demeurant l'idee d'un regroupement des petits Etats allemands n'etait pas uni­
quement d'origine franc;aise: sans remonter jusqu'a Goethe, rappeions que le baron de 
Waitz, ministre de I'Eleeteur de Hesse-Cassel, avait suggere a Bignon, le representant 
de la Franee, de rassembier sous la houlette de la Franee, tous les Etats germaniques, a 
l'exclusion de I'Autriehe, de la Prusse et du Hanovre sous influenee anglaise. Meme 
suggestion de la part de Dalberg qui, apres l'invasion de la Baviere par l'Autriehe, ne 
voyait de salut que dans l'abdieation foreee ou volontaire de Franc;ois II qui avait foule 
aux pieds la eonstitution germanique. En fondant la Confederation du Rhin, Napoleon 
n'a fait que puiser dans des projets aneiens. 

2. La (dation de la ConfMeration 

Cette ereation a eonnu plusieurs etapes, traduisant les hesitations de Napoleon. 
En oetobre 1805, Napoleon prevoit trois empereurs en Allemagne: Autriche, Prusse 

et Franee (avee Baviere, Wurtemberg et Bade, tous trois arrondis; les biens des eom­
munautes religieuses et des nobles eriges en fiefs pour des mareehaux et des digni­
taires). Plus d'empereur unique, plus de diete. Une earte de I'Allemagne simplifiee 
eertes, mais un reeul de l'unite. 

Apres Austerlitz, Napoleon ne passe pas aux aetes. Tout en proclamant la eomplete 
souverainete des rois de Baviere et de Wurtemberg, les traites de Brünn des 10 et 11 
deeembre 1805 preeisent que ehaeun des nouveaux royaumes eontinuera a faire partie 
du territoire de l'empire d'Allemagne3

. On note le maintien du titre d'eleeteur poUf 
Charles-Frederic de Bade. 

Toutefois un paete federatif seeret a perpetuite est signe par Montgelas et Talley­
rand, le 16 janvier 1806. Il englobe le Wurtemberg et Bade. Sont prevus le royaume 
d'Italie et la Republique helvetique. 

Le 31 mai 1806, Napoleon fait eonnaitre sa deeision . .II n'y aura plus d'empire ger­
manique et nous nous en tiendrons la .• Le paete englobait en plus des trois Etats du 
Sud, I'arehi-ehaneelier Dalberg, Berg, Hesse-Darmstadt, Nassau, Salm, Isenbourg, 
Arenberg et La Leyen, dans une Confedcration de la Haute-Allemagne transformce en 
juin en Federation des Souverains du Rhin. Cette fois ses membres devaient quitter le 
Saint-Empire qui se trouvait ainsi condamnc. Napoleon se rcservait le droit de nom­
mer le president de la nouvelle diete et s'attribuait le titre - modeste par rapport aux 
intentions initiales - de proteeteur. Le 22 septembre, Napoleon preeisera le sens de ce 
titre: ,Lorsque nous avons aeeepte le titre de proteeteur de la Confederation du Rhin, 
nous n'avons eu en vue que d'etablir en droit ce qui existait en fait depuis plusieurs 
siecles. En l'aeeeptant nous avons eontracte la double obligation de garantir le terri­
toire de la Confedcration contre les troupes ctrangeres et le territoire de ehaque eonfe­
dere eontre les entreprises des autres. Mais la se borne nt nos devoirs envers elle. Nous 

3 De Clercq, Recueil des traites de la France, t.ll, (1864) 120. 
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n'entendons en rien nous arroger la portion de souverainete qu'exer<;ait l'empereur 
d'Allemagne comme suzerain. Les affaires interieures de chaque Etat ne nous regar­
dent pas. Les princes de la Confederation du Rhin sont des souverains qui n'ont pas de 

. 4 
suzera1l1 .• 

Dalberg prit le titre de Prince-Primat et Altesse Eminentissime, l'electeur de Bade, 
le duc de Berg et le landgrave de Hesse-Darmstadt celui de Grand-Duc avec preroga­
tives attachees a la dignite royale. Les problemes communs etaient traites dans une 
diete qui devait sieger a Francfort avec deux colleges, celui des rois et celui des princes. 
Toute guerre continentale faite a l'un des membres devait entrainer la riposte des 
autres. L'alliance imposait a la confederation de fournir au protecteur un contingent de 
63000 soldats (pour une population de 7 millions et dem i d'habitants.) 

Malgre les louanges adressees alors acette ceuvre, Napoleon ne se defendit jamais 
d'un sentiment d'insatisfaction. Marcel Dunan a note qu'il n'accorda aucune recom­
pense a l'occasion de cette proclamation et que Le jHoniteur se contenta de publier les 
textes essen ti eis sans le moindre commentaire. 

3. Les amenagements 

Napoleon envisageait d'en rester la et de laisser a la Prusse (toujours la meme illu­
sion!) l'autre partie de l'Allemagne. C'est le sens de la fameuse note a Talleyrand du 22 
juillet 1806: faire entrer la couronne imperiale dans la maison de Brandebourg et per­
mettre a la Prusse de former une federation des Etats du Nord. En realite la Prusse 
n'etait plus .maitrisable •. On peut toutefois rever sur ce qu'aurait ete l'evolution de 
l'Europe si elle avait accepte l'offre de Napoleon. La guerre issue de la quatrieme coali­
tion remit en cause ce partage de l'Allemagne. 

Deux consequences: 
1. Tilsit consacre la fin des relations privilegiees franco-prussiennes. La Prusse est 

provisoirement aneantie. Plus question d'un empereur prussien. 
2. Napoleon n'ayant plus a combattre que l'Angleterre, envisage de porter le conflit 

sur le plan economique. Toute I' Allemagne doit entrer dans le systeme du .blocus 
continentaI.. II importe donc de l'unifier en vue de cette lutte. La Saxe et les souve­
rains du Nord (Gotha, Saxe-Weimar, Meiningen, Hildburghausen et Cobourg) entrent 
dans la Confederation ainsi que le nouveau royaume de Westphalie cree en faveur de 
Jer6me sur les ruines de la Prusse. Si les apparences sont preservees l'autorite de Napo­
leon se renforce sans la moindre concession de sa part. Machine de guerre et en defini­
tive seulement machine de guerre, la Confederation, en depit de nombreux projets, de 
Montgelas a Dalberg attendra une constitution. Apropos de Dalberg, Napoleon trahis­
sait ses sentiments: .C'est un songe-creux. II ne cesse de me tourmenter pour que je 
reconstitue ce qu'il appelle la patrie allemande. II veut avoir son Ratisbonne, sa cham­
bre imperiale avec toutes les traditions de I'ancien empire allemand.> Montgelas dira 

4 eite par Marre! DUl1a1/, Napoleon et I'Allemagne. Le systeme continental et les debuts du 
royaume de Baviere 1806-1810, (Paris 1942) 35. 
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qu'il avait l'impression d'etre place devant ,le roi des rois». Dans le meme temps Napo­
leon reve d'imposer partout le code civil et propose le modele westphalien. Une Alle­
magne unifiee certes, mais POUf mieux asseoir l'influence fran<;:aise en Europe et servir 
la lutte economique engagee contre «la perfide Albion». Pour cela l'Allemagne doit 
etre etroitement soumise a Napoleon qui prend grand soin d'eviter toute reunion de 
diete ou autre mode de concertation. 

1810 marque un nouveau tournant et sonne le glas de ceux qui avaient place leurs 
espoirs dans la Confederation. Napoleon se rapproche de l'Autriche, epouse Marie­
Louise et se desinteresse de l'avenir de la Confederation juste bonne a fournir des 
contingents de soldats5

. Cette evolution sera nefaste aux interets de Napoleon. Les re­
lations franco-bavaroises se refroidissent pour aboutir a la defection de 1813. Meme 
evolution pour le Wurtemberg, autre pilier de la Confederation. A la defection des 
princes s'ajoute celle d'une bourgeoisie qu'irrite le Blocus continental avec ses priva­
tions et ses autodafes. La Confederation du Rhin meurt en 1813. La chance de l'unite 
allemande est manquee. 

* 

A Sainte-Helene Napoleon se posera en champion des nationalites et avec d'autant 
plus d'autorite qu'il sera alors prisonnier de la Sainte-Alliance. Et il est vrai qu'il a sim­
plifie la carte de l'Allemagne comme celle de l'Italie. Mais sa politique a ete faite tout a 
fois de realisme et d'illusion, de sautes d'humeur et de brusques changements. Il n'y a 
pas une doctrine allemande de Napoleon mais une politique empirique. On peut dis­
tinguer trois etapes: une phase d'illusion sur la Prusse (trois empereurs, le Fran<;:ais do­
minant l'Allemagne du Sud); une confederation allemande con<;:ue comme une ma­
chine de guerre tout a la fois militaire et economique; des relations privilegiees avec 
l'Autriche et un dedain affiche pour les petits souverains, du type bavarois. 

On le voit Hegel s'est trompe lorsqu'il annonce eri aout 1807 l'avenement d'une 
monarchie liberale en Allemagne par les soins de Napoleon. Celui-ci ne peut guere 
etre revendique comme l'un des artisans de l'unite allemande. Reste qu'il a contribue a 
saper les fondements feodaux de la vieille Germanie. 

Diskussion zum Referat von Jean Tulard 

Leiter: Wolfgang Schieder 

Die Diskussion eröffnete Helmut Berding mit der Frage, inwieweit bei der Kon­
struktion des Rheinbundes dynastische Interessen eine Rolle gespielt haben. Seinen 
Hinweis auf das Königreich Westfalen, an dem sich die dynastische Denkweise Napo-

5 Sur ce tournant: !Harce! Dunari, Napoleon et le systeme continental en 1810, dans: Revue d'hi­
stoire diplomatique (1946) 71-98. 
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leons doch par excellence exemplifizieren lasse, griff Eberharcl Weis auf, um seinerseits 
_ wie schonJean Tulmd in einer ersten Zwischenbemerkung - das starke dynastische 
Interesse Napoleons hervorzuheben, dessen Zielsetzung zum einen, als Ausfluß eher 
familiär-privater Überlegungen, darin bestand, durch verwandtschaftliche Verbindun­
gen zu alten Dynastien die Legitimität des eigenen Hauses zu erhöhen, dessen Ab­
sichten zum anderen aber unverhohlen konform gingen mit langfristigen politischen 
Planungen, nämlich: mit Hilfe eben dieser Beziehungen Pufferstaaten zwischen Preu­
ßen und Österreich zu schieben. 

Die Diskussion erweiterte sich im folgenden dank der von Eberharclll7eis aufgewor­
fenen Frage, warum Napoleon nicht eine bundesstaatliche Verfassung für den Rhein­
bund mit Hilfe des geplanten Organisationsstatuts erzwungen habe, zur Debatte über 
die Deutschlandpolitik Napoleons generell. Weis, der als Erklärung dafür selbst zwei 
Gründe nannte (1. den Widerstand Bayerns und Württembergs gegen derartige Ab­
sichten und 2. den spanisch-französischen Krieg, dem politische Priorität zugebilligt 
wurde), zitierte süddeutsche Staatsmänner, die es schon 1806 nur noch als eine Frage 
der Zeit ansahen, ehe Napoleon seine Kräfte endgültig würde überspannt haben. In 
diesem Zusammenhang verwies i\llanfred Batzenhart auf das preußisch-französische 
Bündnis von 1806 und knüpfte daran die Frage, ob Napoleon auf dieser Basis gewis­
sermaßen Halt gemacht und geglaubt habe, daß Frankreich nun saturiert sei. Den von 
Jean Tulmd im Vortrag gebrauchten Ausdruck, wonach die Beziehungen zwischen 
Frankreich und den Rheinbundstaaten "modeste" gewesen wären, monierte Rudolfine 
von Oer unter Verweis auf den Titel "Protecteur de la Confederation du Rhin", der 
doch ein ganz anderes Verhältnis suggeriere. Der Referent widersprach dieser An­
nahme nachdrücklich und betonte noch einmal, daß der Titel "protecteur" - anders 
als der eines "empereur" oder "roi" - im Sprachgebrauch Napoleons und auch der 
Zeit durchaus als "modeste" zu gelten habe. 

Auf die innenpolitischen Reformprojekte einzelner Rheinbundstaaten und deren 
unterschiedliche Abhängigkeit von französischen Vorbildern zielte Il7erner Schubert 
mit seiner Frage, inwieweit Napoleon tatsächlich gewillt war, sich in die inneren An­
gelegenheiten einzelner Rheinbundstaaten einzumischen und dort seine Vorstellun­
gen durchzusetzen. Abgesehen von Westfalen und Berg müsse eine massive französi­
sche Einflußnahme ausgeschlossen werden, so Schuberts Argumentation, bei den 
Rheinbundstaaten bestand vielmehr sogar Unsicherheit darüber, ob der Code Napo­
leon eingeführt werden sollte oder nicht. Im übrigen wären nicht wenige Staaten be­
müht gewesen, Pariser Druck vorzutäuschen, um ihre eigenen Vorhaben leichter reali­
sieren zu können. Il7alter Demel pflichtete dieser Ansicht unter Anführung bayeri­
scher Beispiele bei, provozierte damit aber, wie auch sein Vorredner, den Widerspruch 
Elisabeth Fehrenbachs, die, in modifizierter Unterstützung der Thesen des Referenten, 
Napoleon eine klare Konzeption, ein wohldurchdachtes Programm für die innenpoli­
tische Umgestaltung der Rheinbundstaaten 1807 zusprach. Berg und Westfalen trugen 
ihrer Ansicht nach Modellcharakter, ihr Beispiel sollte Schule machen. Frau Fehren­
bachs Hinweis auf das weitgehend revisionsbedürftige Bild, das die einschlägige Litera­
tur über die für sich sprechenden Beispiele französischer Indoktrination aufweise, griff 
Hans-Peter Ullmann auf und beklagte seinerseits die mangelnde Differenzierung zwi-



6 Diskussion zum Referat von J. Tulard 

sehen den Rheinbundstaaten, die z. B. unberücksichtigt lasse, daß trotz massiv wirken­
der Einflußnahme von seiten Frankreichs die jeweiligen Widerstandskräfte der einzel­
nen Rheinbundregierungen unterschiedlich groß waren. 

Eine Wende ins Grundsätzliche gab Sten Gagnc,'der Diskussion durch seine in die 
Debatte geworfene Frage nach dem "Mythos" Napoleon, nach den politischen Plänen 
und der Regierungsweise des Korsen. Jean Tulards Antwort, als Schlußbemerkung 
gleichzeitig die Aussprache abrundend und auf das Thema im engeren Sinne zurück­
verweisend, war ein knapp skizziertes Porträt des französischen Staatsmannes, das we­
niger dessen komplexe Persönlichkeit und Stellung zwischen französischer Revolu­
tion, aufgeklärter Reform und Reaktion hervorhob, als vielmehr dessen autokratische 
Regierungsweise und diktatorisch-absolutistische Herrschaftsauffassung betonte. 



Alfred Kube 

Der Einsatz der Datenerfassung mit EDV 
bei Forschungen zur Besitzumschichtung 

als Folge der Säkularisation 

Mit der stärkeren Beachtung sozialgeschichtlicher Fragestellungen in der histori­
schen Forschung gewinnen zunehmend Trend- und Grundlagenuntersuchungen an 
Bedeutung. Dabei rücken in quellenmäßiger Hinsicht vor allem die sogenannten mas­
senhaften Quellen, die auf breiter Basis soziale Strukturen und Prozesse dokumentie­
ren, in den Vordergrund. Oftmals sind es diese Quantitäten, bestehend aus Registratu­
ren und Sammellisten aller Art, die Historikern methodische und technische Pro­
bleme bei der Auswertung bereiten. 

Durch den Einsatz der Elektronischen Datenverarbeitung (EDV) hat die quantifi­
zierende Methode eine neue Dimension bekommen 1. Gleichzeitig verstärkte jedoch 
die Etablierung der "EDV als jüngster hilfswissenschaftlicher Disziplin"2 den Wider­
stand, den nicht-quantifizierende Historiker der um sich greifenden Vorliebe für 
EDV-erstellte formalisierte Tabellen und Graphiken ihrer quantifizierenden Kollegen 
entgegenbringen3

• Wenn man den Beobachtungen einiger Historiker Glauben schen­
ken kann, gibt es im Bereich der Erforschung der Wirtschafts- und Sozialgeschichte 
des Spätmittelalters und der Neuzeit in jüngster Zeit sogar einen Methodenstreit von 
einschneidender Bedeutung4. Oft wird dabei jedoch übersehen, daß die EDV nur eine 

I Daß der Furor der Mathematisierung der Sozialwissenschaften keineswegs erst mit dem Einsatz 
des Computers begann, zeigte bereits Herbert Liithy, Die Mathematisierung der Sozialwissen­
schaften, in: Geschichte und Ökonomie, hrsg. v. Hans-Ulrich Wehle!; (Köln 1973) 230-241, hier: 
238ff. 
2 Franz Irsigler, Möglichkeiten und Grenzen quantifizierender Forschung in der Wirtschafts­
und Sozialgeschichte des Spätmittelalters und der frühen Neuzeit, in: Rheinische Vierteljahres­
blätter 43 (1979) 236-259, hier: 236. Desgleichen: Gerhard Fichtner, EDV-unterstützte Bearbei­
tung historischer Texte. Erfahnmgen und Wünsche eines Anwenders, in: Leichenpredigten als 
Quelle historischer Wissenschaften, hrsg. v. Rudolf Lenz, Bd. 2, (Marburg 1979) 367-383, hier: 
367; Klaus Amold, Geschichtswissenschaft und elektronische Datenverarbeitung. Methoden, Er­
gebnisse und Möglichkeiten einer neuen Hilfswissenschaft, in: Methodenprobleme der Ge­
schichtswissenschaft, hrsg. v. Theodor Schieder(Historische Zeitschrift, Beiheft 3, München 1974) 
98-148. 
3 Rober! William Foge!, The Limits of Quantitative Methods in History, in: American Historical 
Review 80, 1 (1975) 329-350, setzt sich kritisch mit der neuerdings in der Geschichtswissen­
schaft weit verbreiteten Vorliebe für "Quantifizierung um jeden Preis" auseinander. 
4 Vgl. Irsig!er, Möglichkeiten und Grenzen quantifizierender Forschung 236 ff. 
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Technik der quantitativen Methode ist. Weniger geht es um die Infragestellung der 
Quantifizierung als eine der grundlegenden Methoden der Geschichtswissenschaft 
überhaupt, als um die Grenzen des Leistungsvermögens, das die EDV im Bereich der 
quantifizierenden Forschung bieten kann. Eine solchermaßen nüchterne, an den prak­
tischen Erfordernissen und gewinnbringenden Einsatzmöglichkeiten der EDV orien­
tierte Betrachtung, könnte nicht nur zur Versachlichung der methodologischen Dis­
kussion, sondern auch zur Entmythologisierung der EDV beitragen. 

Schon Mitte der sechziger Jahre stellte Hans Rosenberg IBM-Maschinen und Com­
puters in eine Reihe mit der Arbeit von wissenschaftlichen Assistenten, wenn es 
darum ginge, Geschichtsprofessoren beim "Durchackern des Materials" zur Hand zu 
gehen'. Die Vorteile und rechnerischen Möglichkeiten, die die EDV bei statistisch 
operationalisierbaren Quellen in numerischer Form bieten kann, liegen klar auf der 
Hand6. Vielmehr steht heute im Mittelpunkt der Diskussion die Frage, wo die Gren­
zen eines sinnvollen EDV-Einsatzes liegen. Abgesehen von der, wie Irsigler es be­
schrieben hat, "gelegentlichen Diffamierung der Quantifizierer als Leute, die nur zäh­
len können"7, wird neuerdings der Vorwurf erhoben, daß sich bei manchen For­
schungsprojekten oftmals EDV -betriebene Quantifizierung mehr als Selbstzweck 
denn als methodische Notwendigkeit erweise, daß sie gewissermaßen eine "Mode­
erscheinung" sei, die sich bezeichnenderweise bei jüngeren Historikern einer zuneh­
menden Beliebtheit erfreue8

. 

Im folgenden sollen Möglichkeiten und Grenzen eines sinnvollen EDV-Einsatzes 
an hand eines von Wolfgang Schieder initiierten Projektes an der Universität Trier auf­
gezeigt werden. Nach (1.) einem knappen Überblick über die AufgabensteIlung und 
Ziele des Projektes, werden (I1.) Probleme der Quellen geschildert, (III.) die Möglich­
keiten eines EDV-Programms zur alphanumerischen Textverarbeitung vorgestellt, 
(IV.) Ursachen und Form der Aufbereitung des Datenmaterials beschrieben und (V.) 
die daraus resultierenden Auswirkungen auf die Entscheidung über den EDV-Einsatz 
zur Datenerfassung und -auswertung erläutert. 

; Hans Rosenberg, Große Depression und Bismarckzeit. Wirtschaftsablauf, Gesellschaft und Poli­
tik in Mitteleuropa, (Frankfurt/M. 1976) 24. 
6 Aus der Vielzahl der Einführungen in die Anwendungsmöglichkeiten der EDV in der Ge­
schichtswissenschaft und den zahlreichen Anwendungsbeispielen im Bereich der Bearbeitung 
numerischer Quellen sei verwiesen auf: Rode!'ick Flauti. Einführung in quantitative Methoden für 
Historiker, (Stuttgart 1980, englische Erstausgabe: London 1973); Norber! Ob/ei; Quantitative 
Methoden für Historiker. Eine Einführung. Mit einer Einführung in die EDV von Hermann 
Schäfer, (München 1980); Jürgen Kriz, Datenverarbeitung für Sozialwissenschaftler. Einführung 
in Grundlagen, Programmierung und Anwendung, (Reinbek bei Hamburg 1975 );Jerome Clilbb u. 
M. IP. 'i/nllgot!, Using Computers, (Washington 1978); Edward Sbor/eI; The Historian and the 
Computer, (Englcwood Cliffs 1971); Erwin Riedenaue/; Landesgeschichte und elektronische Da­
tenverarbeitung, in: Blätter für deutsche Landesgeschichte 111 (1975) 1-14; Kommi HJarallscb, 
Quantifizierung in der Geschichtswissenschaft. Probleme und Möglichkeiten, (Düsseldorf 1976). 
7 Irsig/er. Möglichkeiten und Grenzen quantifizierender Forschung 238. 
8 Vgl. a.a.O. 
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I 

Das weitgehend aus Mitteln der Historischen Kommission bei der Bayerischen 
Akademie der Wissenschaften finanzierte Projekt behandelt die sozialgeschichtlichen 
Probleme der Säkularisation im linksrheinischen Deutschland in der Zeit von 1794 
bis 18149. Primäres Ziel ist eine Dokumentation sämtlicher auffindbarer Veräuße­
rungsvorgänge von ehemals kirchlichem und adligem Grund- und Immobilienbesitz 
in dem 1794 bis 1814 von den Franzosen besetzten und annektierten linksrheinischen 
Deutschland, welches verwaltungsmäßig in die vier Departements Roer, Rhin-et-Mo­
selle, Sarre und Mont Tonnerre aufgegliedert war lO

. Darüber hinaus wird die Edition 
nicht nur die Angebots-, Verkaufs- und Dotationsvorgänge in vereinheitlichter Form 
so weit wie möglich vollständig erschließen und für alle Einzelfälle archivalisch nach­
weisen, vielmehr sollen diese Vorgänge auch nach sozialstatistischen Kriterien ausge­
wertet werden. Erstmalig werden dadurch für ein größeres Territorium wirtschafts­
und sozialgeschichtliche Globalaussagen zu den Folgen der Säkularisation ermög­

liche'. 
Ein weiteres Projektziel ist, durch die Dokumentation von Basismaterial und die 

Berechnung von Eckdaten zu einer Gesamtdarstellung der sozialen Folgen der Säkula­
risation im linksrheinischen Deutschland anzuregen. Regionale und strukturelle Teil­
berechnungen werden ebenso wie Detailanalysen ohne großen Aufwand aufgrund des 
bereits standardisierten Datenmaterials durchgeführt werden können. Die Edition und 
quantitative Grundlagenberechnung der linksrheinischen Nationalgüterveräuflerungen 
eröffnet gleichzeitig die Möglichkeit zu vergleichenden Fragestellungen zur Säkulari­
sation im rechtsrheinischen Deutschland, die durch Umfang, Objekttypologie und 
Käuferverhalten durchaus unterschiedliche soziale Auswirkungen zeitigte. 

Auf die wissenschaftliche Legitimation dieses Forschungsvorhabens braucht hier im 
einzelnen wohl nicht eingegangen werden. Die neueren Überblicke von Elisabeth 
Fehrenbach'2 und Christof Dipper13 über die Grundprobleme und Tendenzen der Sä­
kularisationsforschung zeigen, daß der überwiegende Teil der jüngeren Untersuchun-

9 V gl. den Projektbericht von 17Jolllas Kohl, Sozialgeschichtliche Probleme der Nationalgliterver­
äußerung im linksrheinischen Deutschland 1803-1813. Eine Edition der Historischen Kommis­
sion bei der Bayerischen Akademie der Wissenschaften, in:Jahrbuch der historischen Forschung 
(1978) 59-62. 
10 Zur Säkularisation und zur Entfeudalisierung vgl. den Überblick bei Rudo/Jine Freiin uon 00; 
Die Säkularisation 1803. Vorbereitung - Diskussion - Durchführung, (Göttingen 1970); für wei­
terführende Literatur vgl. die Auswahlbibliographie bei Elisabeth Fehrenbach, Vom Ancien Re­
gime zum Wiener Kongreß, (Oldenbourg - Grundriß der Geschichte 12, München 1981) 
219-222 und iHanji-ec1 Brand!, Primärliteratur zur Säkularisation von 1803, in: Säkularisation 
und Säkularisierung im 19. Jahrhundert, hrsg. v. Albrecht LanglleI; (München 1978) 163-194. 
11 Vgl. Fehrenbacb, Vom Ancien Regime zum Wiener Kongreß 169. 
12 Vgl. ebda 162-169. 
13 Vgl. CbristoJ Dippel; Probleme einer Wirtschafts- und Sozialgeschichte der Säkularisation in 
Deutschland (1803-1813), in: Deutschland und Italien im Zeitalter Napoleons, hrsg. v. Armgarrf 
l/on Reden-Dobna, (Wiesbaden 1979) 123-170. 
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gen die vornehmlich kirchengeschichtliche Betrachtungsweise der älteren Forschung 
überwunden har1 4

. Während man sich früher auf die Fragen nach dem Ausmaß des 
Besitzverlustes der einzelnen geistlichen und weltlichen Vorbesitzer der veräußerten 
Güter konzentrierte, geht es heute weniger um die Quantitäten des Besitzwechsels als 
vielmehr um wirtschafts- und sozialgeschichtliche Fragestellungen. Im Mittelpunkt 
des Interesses steht vor allem die Käuferstatistik, "d. h. die Untersuchung der sozialen 
Zusammensetzung der Käuferkreise und die Berechnung des Umfangs der von den 
verschiedenen Käufergruppen erworbenen Güter"I'. 

Das Projekt bildet innerhalb der Käuferstatistik verschiedene Kategorien, deren so­
ziale Rekrutierung in einem zweiten Schritt untersucht wird. Bei der Auswertung wird 
zunächst grob in Einzel- und Gruppenkäufer unterschieden, je nachdem, ob der Kauf 
allein oder in Gemeinschaft mit anderen Käufern getätigt wurde. Weitere Elementar­
kategorien sind die der Einfach- und Mehrfachkäufer. Hierbei wird der Frage nachge­
gangen, welcher Anteil an den Gesamtveräußerungen durch Käufer vollzogen wurde, 
die mehrere Objekte erwarben. Bei dieser Gruppe der Mehrfachkäufer spielen insbe­
sondere die überregional tätig gewordenen Großkäufer eine wichtige Rolle, da ihre 
Aktivitäten Aufschluß über die bislang unzureichend beantwortete Frage des Speku­
lantenturns bei den Nationalgüterveräußerungen geben. 

Diese rein quantitativen Relationen im Käuferbereich erhalten ihre sozialgeschicht­
liche Tragweite erst durch die regionale und berufsmäßige Zuordnung der einzelnen 
Käufer. Dadurch wird es möglich sein, die Frage nach dem Anteil der jeweiligen so­
zialen Schichten an den Verkäufen zu bestimmen, indem die Anteile der einzelnen 
Berufsgruppen, die Käufe tätigten, bemessen und in Beziehung zur Bevölkerung der 
untersuchten Region gesetzt werden 16. Sowohl nach städtischen wie nach ländlichen 
Kriterien können somit die sozialgeschichtlichen Folgen der Umschichtung der Ei­
gentumsordnung, beispielsweise für den Bereich der Agrarverfassung oder der Indu­
striebetriebe, untersucht werden. 

Aufgrund der breiten Erhebungsbasis im gesamten linksrheinischen Deutschland 
ist das Projekt in der Lage, mit einem einheitlichen methodischen Ansatz auf diese so­
zialgeschichtlichen Fragestellungen fundierte Antworten zu geben. Ein Hauptmangel 
der bisherigen Einzelforschungen liegt nämlich darin, daß sie die Säkularisationsaus­
wirkungen weitgehend auf lokaler oder regionaler Basis untersuchen und die Ergeb­
nisse infolge unterschiedlicher methodischer Konzepte oft nur schwer vergleichbar 
sind. Besonders Fragen der Bodenspekulation im Bereich der Großkäufer können 
durch Regionaluntersuchungen nur unzureichend beantwortet werden, da die Be­
schränkung auf einen lokalen Bereich oft keine weitergehenden Verallgemeinerungen 
gestattet. Diese Problematik von unzulässigen Verallgemeinerungen tritt gerade bei ei-

14 Daß aber auch noch neueste Arbeiten die Säkularisation unter ausschließlich kirchenge­
schichtlichen Gesichtspunkten untersuchen, ohne hierbei den Bogen zu sozialgeschichtlichen 
Fragestellungen zu spannen, zeigt Hermann Schmid, Die Säkularisation der Klöster in Baden 
1802-1811, (Überlingen am Bodensee 1980). 
15 Fehrenbach, Vom Ancien Regime zum Wiener Kongreß 166. 
16 Vgl. Kohl, Sozialgeschichtliche Probleme der Nationalgüterveräußerung 60. 
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nigen neueren Untersuchungen zutage, die die speziellen Agrar- und Sozialverhält­
nisse der betreffenden Region zu gering in Rechnung stellen 17

• 

Ein weiteres, sozialgeschichtlich bedeutsames Problem ist die Frage nach dem Aus­
maß der Maklertätigkeiten. Analog zu dem Fragenkatalog zur Käuferstatistik werden 
auch hierbei verschiedene Kategorien gebildet, wobei insbesondere die Überlappun­
gen der Makler- und Käufertätigkeiten eine wichtige Rolle spielen, da sie Aufschluß 
über die Kaufpolitik der Großkäufer geben. Neben diesen Auswertungsschwerpunk­
ten im Bereich der Käufer- und Maklerstatistiken enthält der Fragenkatalog zum Da­
tenmaterial rund 40 statistische Variablen, die in vielfacher Weise miteinander kombi­
niert werden können. 

Über die Auswertung der Nationalgüterveräußerungen hinaus ist es ein wichtiges 
Ziel des Projektes, durch die Edition der Erstverkäufe in französischer Zeit dazu anzu­
regen, die sozialgeschichtlich bedeutsamen Zweitverkäufe und weiteren Verkäufe in 
preußischer beziehungsweise bayerischer Zeit zu untersuchen. Die aus dem Projekt 
hervorgegangene Pilotstudie von Michael Müller über "Säkularisation und Grundbe­
sitz. Zur Sozialgeschichte des Saar-Mosel-Raumes 1794-1813" hat für das Arrondisse­
ment Trier in dieser Hinsicht überraschende Ergebnisse gebracht und die Möglichkei­
ten zur Nutzung der Dokumentation für weitergehende Forschungen exemplarisch 
aufgezeigrt 8

. Müller gelang der Nachweis, daß das tatsächliche und endgültige Ausmaß 
der Besitzumschichtungen erst durch eine genaue Analyse der quellenmäßig schwer 
und mühsam zu erschließenden Zweitverkäufe zu ermitteln ist 19

. 

11 

Auch zur Dokumentation der Erstverkäufe mußte bereits auf mehrere, sehr unter­
schiedliche Quellen zurückgegriffen werden. Dies lag zum einen daran, daß durch die 
verwaltungsmäßige Aufgliederung des linksrheinischen Gebietes verschiedene Quel­
lenarten zu den Veräußerungsvorgängen der Nationalgüter überliefert waren. Nur zu 
einem Teil konnten die vorgedruckten Originalverkaufsverträge herangezogen wer­
den, die in der Regel genaue und vollständige Angaben zu dem Verkaufsvorgang und 

17 Hierbei sei beispielhaft auf die ansonsten gelungene Arbeit von Harm K!ueting und auf die 
Studie von Hans Christian Mempe! hingewiesen, die beide insbesondere für den wichtigen Be­
reich des Makler- und Spekulantentums problematische Verallgemeinerungen vortragen. Vgl. 
Harm Klueting, Die Säkularisation im Herzogtum Westfalen 1802-1834. Vorbereitung, Vollzug 
und wirtschaftlich-soziale Auswirkungen der Klosteraufhebung, (Köln 1980) bes. 272 f.; vgl. 
Hans Christian Mempet, Die Vermögenssäkularisation 1803/10. Verlauf und Folgen der Kirchen­
gutenteignungen in verschiedenen deutschen Territorien, 2 Bde., (München 1979) bes. Bd. 1, 
62 ff., 74 ff. Mempel übernimmt hier unkritisch die Ergebnisse und Vermutungen der älteren Lo­
kal- und Regionalstudien, deren für einen lokalen Bereich zutreffende Interpretationen nicht für 
einen überregionalen Bereich verallgemeinert werden können. 
18 VgI. Michael Müller, Säkularisation und Grundbesitz. Zur Sozialgeschichte des Saar-Mosel­
Raumes 1794-1813, (PhiI. Diss. Triel' 1977, gedruckt: Boppard 1980). 
19 VgI. ebda 164 ff.; zur Quellenproblematik der Zweitverkäufe vgI. ebda 22. 
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den daran beteiligten Personen enthielten. Zu einem überwiegenden Teil handelte es 
sich bei den Quellen um in französischer Zeit zusammengestellte Listen und Ver­
kaufsregister in unterschiedlicher Ausprägung und Vollständigkeit. Eine dritte Quel­
lengruppe stellten schließlich die gedruckten Versteigerungsankündigungen, die soge­
nannten ,,Affiches", dar, in die nach vollzogenem Verkauf die Angaben zu Käufer und 
Kaufpreis nachgetragen wurden. Neben diesen Quellen zu den Nationalgüterveräuße­
rungen mußten zur Ermittlung der Käufer- und Maklerberufe in mühsamer Kleinar­
beit Bevölkerungslisten durchgesehen werden, um eine möglichst breite Basis von Be­
rufsnachweisen zu schaffen, da insbesondere bei den Sammellisten zu den Verkaufs­
vorgängen oftmals die Berufsangaben fehlten 20

. 

Die uneinheitliche Präsenz des Quellenmaterials machte eine Aufbereitung in 
standardisierter Form nach den jeweils interessierenden Kriterien erforderlich. Nach 
einem festen Schema wurden auf Karteikarten folgende Daten im Falle eines Ver­
kaufsvorgangs aufgenommen: 

1. Ort bzw. Lage des Objektes 
2. Verkaufsdatum 
3. Objektart 
4. Objektbezeichnung (d. h. Flur- bzw. Straßenname etc.) 
5. Vorbesitzer 
6. Pächter 
7. Pachtsumme 
8. Käufer, Käuferwohnort, Käuferberuf 
9. Schätz- bzw. Angebotspreis 

10. Kaufpreis (bei Dotationen Kapitalwert) 
11. Vermittler, Vermittlerwohnort, Vermittlerberuf 
12. Quellennachweis. 

Bei einem nicht zum Verkauf gelangten Objekt bzw. einer Dotation 21 fehlen de­
mentsprechend die Verkaufsdaten. Rein quantitativ dokumentiert das Projekt in den 
vier Departements rund 25000 Veräußerungsvorgänge, im einzelnen für das Roer-De­
partement rund 9800, für Rhin-et-Moselle rund 4200, für Sarre rund 3800 und für 
Mont Tonnerre rund 7200. Hervorzuheben bleibt, daß nur Daten zu Veräußerungs­
vorgängen von Grundstücken und Gebäuden jeglicher Art aufgenommen :vurden. Die 
nicht zu unterschätzenden finanzpolitischen Umschichtungen als Folge der Säkulari-

20 Archivalische Recherchen wurden angestellt in: Stadtarchiv Bonn, Hessisches Staatsarchiv 
Darmstadt, Hauptstaatsarchiv Düsseldorf, Landeshauptarchiv Koblenz, Stadtarchiv Köln, Archi­
ves de l'Etat Luxembourg, Stadtarchiv Mainz, Archives Nationales Paris, Landesarchiv Speyer, 
Stadtarchiv Trier. 
21 Zur Problematik der Dotationen vgl. ansatzweise Richard Biittner, Die Säkularisation der Köl­
ner Geistlichen Institutionen. Wirtschaftliche und soziale Bedeutung und Auswirkungen, (Köln 
1971) 207ff.; Alempel, Die Vermögenssäkularisation 1803/10 29ff.; Wilma Klampen, Die Säkula­
risation im Arrondissement Krefeld 1794-1814, (Kempen 1962) 69ff.; der von der Forschung 
bislang vernachlässigte Sonderbereich der Dotationen, die überwiegend in einer zweiten Phase 
ab 1807 noch in französischer Zeit zum Verkauf gelangten, wurde in die Dokumentation und 
Auswertung des Projektes miteinbezogen, weil erst dadurch das gesamte Ausmaß der Besitzum­
schichtungen verdeutlicht wird. 



EDV-Einsatz bei Forschungen zur Besitzumschichtung 13 

sation in Form von Kapitalrenten usw. konnten aufgrund der äußerst lückenhaften 
Quellenüberlieferung keine sinnvolle Berücksichtigung finden. Ebenso wurden die ge­
gen Ende der französischen Herrschaft ab 1813 enteigneten Gemeindegüter nicht er­
faßt, da sie nicht mehr zum Verkauf gelangten. 

III 

Angesichts des quantitativen Umfanges von rund 25000 Veräußerungsvorgängen 
und in Anbetracht der zahlreichen statistischen Variablen der einzelnen Datenträger, 
die komplizierte Auswertungstabellen zur manuellen Bearbeitung erforderlich ma­
chen, entschied man sich daher in einem Vorstadium der Materialaufbereitung nach 
einigem Zögern für die Datenerfassung und Auswertung des Quellenmaterials mit 
Hilfe der EDV. Die Vorteile erprobter sozialstatistischer EDV-Programmpakete wur­
den darin gesehen, daß 
1. der Zugriff zum Ausgangsmaterial auch in EDV-gespeicherter Form jederzeit mög­

lich ist; 
2. die Flexibilität der Fragestellungen gegenüber dem bisher geübten Verfahren um 

ein Vielfaches wächst; 
3. bei einem Projekt dieser Größenordnung eine manuelle Auswertung in der tradi­

tionellen und personalintensiven Form von den Kosten her nicht zu vertreten ist22
. 

Herkömmliche statistische EDV-Programme, die im wesentlichen nur mit numeri­
schen Daten arbeiten, erwiesen sich allerdings als unzureichend. Aufgrund des beson­
deren Auswertungsschwerpunktes im Bereich der Sozialstatistik der Käufer und Ver­
mittler mußte ein Programm gefunden werden, das insbesondere den alphanumeri­
schen Komponenten der Datenauswertung Rechnung trägt, das also in der Lage ist, 
nicht nur Zahlen, sondern vor allem "Texte" (hier in Form von sozialgeschichtlich re­
levanten Angaben) zu sortieren, zu korrelieren und zu edieren. 

Ein für diese Fragestellungen geeignetes Programm wird seit einigen Jahren am 
Zentrum für Datenverarbeitung der Universität Tübingen in der Abteilung für literari­
sche und dokumentarische Datenverarbeitung erprobt und bereits erfolgreich ange­
wendet25 Dieses Tübinger Programmpaket zur Textverarbeitung (kurz genannt: TU­
STEP) in Verbindung mit in ANSI-FORTRAN programmierten Rechenschritten und 
Unterprogrammen in der Assemblersprache TAS erwies sich bei Probeläufen mit Pro­
jektmaterial als geeignet, die programm technischen Grundlagen für eine maschinelle 
Auswertung des Säkularisationsquellenmaterials zu liefern. 

Ein besonderer Vorteil dieses Programms für Textverarbeitung liegt darin, daß es 
gleichzeitig in der Lage ist, mit Hilfe einiger speziell entwickelter Satzprogramme Da-

22 Vgl. Kohl, Sozialgeschichtliche Probleme der Nationalgüterveräußerung 6l. 
23 Zur Operationalisierung des Tübinger Text-Editor-Programms vgl. Zentrum für Datenverarbei­
tung der Universität Tübingen (Abteilung Literarische und Dokumentarische Datenverarbeitung), 
Minibeschreibung des Texteditors für die TR 440, (Tübingen 1977). Anwendungsbeispiele gibt: 
Fichtllo; EDV-unterstützte Bearbeitung historischer Texte 367-383. 
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tenmaterial zum automatischen Lichtsatz vorzubereiten. Mit diesem EDV-gesteuerten 
Lichtsatz erfolgt ein automatischer Seitenumbruch nicht nur für den Text, sondern 
auch für den Anmerkungsapparat, den textkritischen Apparat und die Editionsregi­
ster24

. Es braucht wohl nicht betont zu werden, daß diese automatisierte Form der 
Satzherstellung bei einer auf zweieinhalb- bis dreitausend Seiten veranschlagten tabel­
larischen Edition um ein wesentliches kostengünstiger als herkömmliche Verfahren 
ises. 

Erst diese Einsparungen ließen die Kosten für eine Gesamtedition des Datenmate­
rials des ganzen linksrheinischen Gebietes in einem vertretbaren Rahmen erscheinen. 
Probedrucke mit ausgesuchtem Quellenmaterial ergaben, daß Ansprüche an eine opti­
male Formalisienmg und ein ansprechendes Schriftbild heute ohne weiteres auch mit 
EDV-Steuerung zu realisieren und von herkömmlichen Druckarten nicht mehr zu 
unterscheiden sind. Die Möglichkeiten, die die EDV für die Satzherstellung als 
Grundlage der Edition bietet, sind daher nicht hoch genug zu veranschlagen. Die ef­
fektive Kosteneinsparung bei der elektronischen Satzherstellung stellt somit ein wich­
tiges Argument für den Einsatz der Datenerfassung mit EDV dar. Vorbedingung für 
die EDV-Lichtsatzerstellung ist freilich, daß das gesamte zu edierende Datenmaterial 
auf elektronische Magnetbänder übertragen wird. Die gleichen Magnetbänder können 
ebenfalls für die statistische Auswertung mit EDV-Programmen verwendet werden. 

IV 

Probleme ergaben sich hingegen bei der Aufbereitung des Datenmaterials im Hin­
blick auf die maschinelle Auswertung nach sozialstatistischen Kriterien. In der Regel 
bearbeiten Projekte, bei denen die EDV zur Datenerfassung und -auswertung genutzt 
wird, eine einzige, in sich einheitliche und gleichartig aufgebaute Quelle. Die von der 
,,Arbeitsgemeinschaft für Quantifizierung und Methoden in der historisch-sozialwis­
senschaftlichen Forschung" (abgekürzt: QUANTUM) herausgegebenen Publikationen 
liefern hierfür zahlreiche Beispiele26

. Besonders geeignet für eine Datenerfassung und 
-auswertung durch EDV erweisen sich Kataster, Schatzungs- und Personenregister, 

24 Vgl. dazu Wilhelm OU, Satz herstellung von maschinenlesbarem philologischem Material, in: 
Maschinelle Verarbeitung altdeutscher Texte, hrsg. v. Paul Sappler u. Erich StlYlßntl; (Tübingen 
1980) 181-198; ders., Automatisierung von Seitenumbruch und Register-Erstellung beim Satz 
wissenschaftlicher Werke, in: 4. Jahrbuch der EDV, (Schriftenreihe Integrierte Datenverarbei­
tung in der Praxis 14, Stuttgart 1975); den., Integrierte Satzherstellung für wissenschaftliche 
Werke, in: Der Druckspiegel 3 (1976) 35-44. 
2; Zu einem Kostenvergleich für Publikationen im Lichtsatzverfahren vgl. Oft, Satzherstellung 
von maschinenlesbarem philologischem Material 182 H. 
26 Vgl. z. B. die seit 1977 erscheinende Reihe QUANTWH Dokumentation. Quantitative histori­
sche Forschung 1977 H., (Historisch-Sozialwissenschaftliche Forschungen 1 H.) hrsg. v. Wolfgang 
Bick, Paul /Y[üller u. Herbert Reinke, (Stuttgart 1977 ff.) und von den gleichen Herausgebern: Hi­
storische Sozialforschung 1979 H., (Stuttgart 1979 ff.). 
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Kirchenbücher, Pacht- und Verkaufsurkunden oder frühe preußische Statistiken27
• 

Diese massenhaften, sogenannten "seriellen Quellen" ermöglichen es, aufgrund ihrer 
einheitlichen Struktur mittels eines adäquaten, auf mathematischen Beschreibungskri­
terien beruhenden Übertragungscodes, gleichförmige Eintragungen auf elektronische 
Datenträger vorzunehmen. Die eingetragenen Zeichenfolgen, die man "Texte" nennt, 
bestehen aus numerischen und alphanumerischen Komponenten (Zahlen und Wör­
ter), die zu Berechnungs- und Auswertungszwecken mit Hilfe statistischer Operatio­
nalisierungen beliebig korreliert werden können. Hierbei sind sinnvolle und genaue 
Aussagen nur bei einer absolut gleichartigen Datengrundlage möglich. 

Wie bereits eingangs aufgezeigt, erwies sich das Quellenmaterial zu den Nationalgü­
terveräußerungen als von einer nicht voraussehbaren Inkohärenz. Abgesehen von eini­
gen kleineren, quantitativ nicht ins Gewicht fallenden Lücken im Bestand, die durch 
Brandeinwirkung als verlustig zu gelten haben, stellte sich die französische Verwaltung 
des linksrheinischen Besatzungsgebietes in statistischer und verwaltungstechnischer 
Hinsicht durchaus nicht als so fundiert dar, wie bislang angenommen wurde. Hierfür 
seien im folgenden einige anschauliche Beispiele angeführt, die die besondere Quel­
lenproblematik für eine quantifizierende Auswertung aufzeigen. 

Bereits im Makrobereich der Verwaltungsstruktur tauchte eine Reihe von Unge­
reimtheiten auf. Die periodisch für die einzelnen Departements erscheinenden ,,An­
nuaire statistique" bzw. ,,Annuaire topographique et politique", Verwaltungshandbü­
cher im durchaus modernen Sinne, offenbarten bei der Überprüfung der Verwaltungs­
angaben ihre besonderen Tücken28

. Nicht nur, daß oftmals die Mairie-Zuordnung im 
kantonalen Bereich nicht stimmt, darüber hinaus stellt eine teilweise abenteuerliche 
und keinerlei Transkriptionsgesetzen folgende französische Orthographie der deut­
schen Ortsnamen bei der verwaltungstechnischen Zuordnung ein besonderes Pro­
blem dar. Nur am Rande sei vermerkt, daß auch die statistischen Angaben in den 
"Annuaires" sich als im höchsten Maße unzuverlässig erwiesen. Zweifelhafte Erhe­
bungsmodi und häufige grobe Fehler bei simplen Additionsverfahren lassen auf eine 
übereilte Erstellung dieser Handbücher schließen29 

Die mangelnde Zuverlässigkeit der "Annuaires" wirft ein Licht auf die Beschaffen­
heit der eigentlichen Quellen zu den Nationalgüterveräußerungen. Zunächst wird 
man allgemein davon ausgehen müssen, daß man es im quantitativen Bereich der Flä­
chenangaben der veräußerten Ländereien mit beachtlichen Abweichungen und Unge-

27 Beispiele gibt: Franz lrsigln; EDY-Einsatz in Arbeitsvorhaben auf dem Gebiet der Siedlungs­
und Sozialgeschichte, in: Forum des Arbeitskreises für genetische Siedlungsforschung in Mittel­
europa 2 (1978) 3-6. 
28 Als repräsentativ können jeweils die Ausgaben angeführt werden: Annuaire statistique du De­
partement du Mont Tonnerre pour l'an 1808, par Ferdinand Bodmann, Chef de division a la Pre­
fecture, (Mainz 1808); Annuaire du Departement de la Roer pour l'annee 1810, (Aachen 1810); 
Annuaire statistique du Departement de Rhin-et-Moselle pour l'an 1808, par c.F.P. iHasJon, Se­
cretaire de la Prefecture du Dep. de Rhin-et-Moselle, (Koblenz 1808); AnI1Uaire topographique et 
politique du Departement de 1a Sarre, pour l'an 1810, redige par C. H Delamorre, (Trier 1810). 
29 Zweifel an der Genauigkeit der Angaben in den "Annuaires" kamen bereits Büttner, Die Säku­
larisation der Kölner Geistlichen Institutionen 19 f. 
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nauigkeiten zu tun hat. Als einheitliche Berechnungsgrundlage wurde beim Projekt 
die Flächenangabe in "Hektar" gewählt, die teilweise bereits in französischer Zeit bei 
den Veräußerungsvorgängen verwendet wurde. Daneben erscheint ein erheblicher Teil 
der Flächenangaben in den Quellen in den französischen Maßeinheiten "arpents" und 
"verges", die in "Hektar" umgerechnet werden mußten. Oftmals fanden sich jedoch 
Objekte, die mehrmals in verschiedenen Sammellisten sowohl mit Hektar- als auch 
mit anderen französischen Maßeinheiten auftauchten. Diese nachprüfbaren histori­
schen Umrechnungen offenbarten teilweise enorme Verschiebungen bis in den Dezi­
malstellenbereich, was ein Licht auf die mangelnde Genauigkeit der Flächenangaben 
im allgemeinen wirft. 

Auch bei mehrfach in verschiedenen Listen registrierten, daher vergleichbaren Ver­
äußerungsnotierungen von bestimmten Gebäudekomplexen, wie beispielsweise der 
Hof- oder Weingüter, sind oft erstaunliche Abweichungen im Umfang der betreffen­
den Objekte festzustellen. Als annähernd zuverlässig können vermutlich nur die zu ei­
nem geringen Teil überlieferten Kaufverträge und die bereits erwähnten sogenannten 
"Affiches" (Versteigerungsankündigungen) gelten, da sie unmittelbar die Basis des juri­
stischen Übertragungsvorgangs darstellten. Den zahlreichen Zusammenstellungen, die 
nicht nur in den Departement-Hauptstädten, sondern vor allem in diversen Provinz­
Präfekturbüros angefertigt wurden, liegen dagegen voneinander abweichende Erhe­
bungsmodi zugrunde, die auf eine unkoordinierte und nicht gerade sorgfältige Bear­
beitung hinweisen. 

Diese Inkohärenz des Quellenmaterials zeigte voraussehbare negative Auswirkun­
gen vor allem auf die Berechnung der Käufer- und Vermittlerstatistiken im Elemen­
tarbereich. Die Diversifikationen bei den Quellennotierungen im Makrobereich der 
Verwaltungsstruktur fanden ihre Entsprechung bei den Notierungen von Vorbesitzer-, 
Pächter-, Käufer- und Vermittlernamen. Besonders zur Ermittlung der wichtigen 
Gruppen der Mehrfach- und Großkäufer, für die Beantwortung der Frage nach dem 
Spekulantentum und der Frage, inwieweit Pächter als Käufer auftraten, hätte eine 
maschinelle Auswertung des vorgegebenen Quellenmaterials statistische Abweichun­
gen und Ungenauigkeiten von über 20% ergeben, wie Hochrechnungen zeigten. Aus 
naheliegenden Gründen verursachten diese Diversifikationen vor allem im wichtigen 
Bereich der Mehrfach- und Großkäufer eine stark verzerrte Sozialstatistik. Eine unauf­
bereitete und unstrukturierte Eingabe des Quellenmaterials hätte hier bei der sozial­
statistischen Auswertung zu einer enormen Fehlerquote geführt. Angesichts einer sol­
chen Beschaffenheit der auf den ersten Blick zur EDV-Auswertung prädestinierten 
seriellen Quellen, verliert die Forderung der vorwiegend mit Hilfe der EDV quantifi­
zierenden Historiker, daß per Hand nicht mehr zu bewältigende Datenmassen EDV­
Einsatz fast zwingend vorschreiben30

, an Überzeugungskraft. Diese Quellenproblema­
tik erscheint darüber hinaus bei handschriftlichem Material für die frühe Neuzeit bis 
zur Mitte des 19. Jahrhunderts durchaus nicht untypisch. 

30 So Irs~r;/eJ; EDV-Einsatz in Arbeitsvorhaben auf dem Gebiet der Sicdlungs- und Sozialge­
schichte 4. 



EDV-Einsatz bei Forschungen zur Besitzumschichtung 17 

Das größte Problem stellte die unterschiedliche Quellennotierung von Personenna­
men dar. Die französischen Schreiber der Verkaufs- und Verwaltungsbüros registrier­
ten im Schnitt jeden fünften deutschen Namen fehlerhaft. Bis zu sechs unterschiedli­
che Notierungsarten des Namens ein- und desselben Käufers sind keine Seltenheit. 
Eine EDV-betriebene Auswertung hätte folgerichtig aus diesem einen Mehrfachkäufer 
sechs verschiedene Einzelkäufer gemacht, da das alphanumerische Leseverfahren im 
vereinfachten Sinne auf numerischen Teilklassifikationen beruht und "Texte" als Zei­
chenfolgen nur in beschränktem Maße vergleichbar machen kann. Um trotzdem zu 
sinnvollen Auswertungsergebnissen zu gelangen, mußten spezielle Dateien aller Käu­
fer und Vermittler mit den entsprechenden Verkaufsdaten von Hand angelegt werden. 
Diese Register ermöglichten es, abweichende Namensnotierungen bestimmter Perso­
nen aufzuspüren und unterschiedliche Berufsangaben bestimmter Personen zu sam­
meln und kenntlich zu machen. In einem zweiten Durchgang durch sämtliches Quel­
lenmaterial konnten die offensichtlich fehlerhaften Namensnotierungen korrigiert 
und fehlende Berufsangaben ergänzt werden. Für jeden Einzelfall war hierbei ein 
Rückgriff auf die Zwischendatei und eventuell eine Entscheidung für einen Korrek­
turvorgang erforderlich. 

Technisch ist die EDV durchaus in der Lage, diese Art von Materialaufbereitung 
durchzuführen. Sie kann bei solchen Vergleichs- und Korrekturverfahren der Einzel­
daten jedoch nicht mehr leisten als herkömmliche Karteikarten, sie ist reiner Daten­
träger. Die Einzelüberprüfung des Quellenmaterials erfordert jeweils eine persönliche 
Stellungnahme. Jeder Korrekturvorgang muß einzeln geleistet werden. Unmittelbar 
einsichtig ist hierbei, daß man schneller eine Karteikarte korrigiert, die vor dem Bear­
beiter auf dem Tisch liegt, als daß man ein Korrekturprogramm in den Terminal, also 
einem Sichtgerät, das in Dialogverbindung mit dem Rechner steht, eingibt und auf 
dem Bildschirm den Textaustausch mitverfolgt. In diesem Zusammenhang sei daran 
erinnert, daß die Arbeit am EDV-Sichtgerät äußerste Konzentration erfordert und so­
mit nur in einem zeitlich begrenzten Umfang von einem Bearbeiter geleistet werden 
kann, zumal es sich hierbei um monoton zu wiederholende Prozedurschritte handelt, 
die bei einer 25 OOOmaligen Anwendung nicht unbedingt Ansprüche an die kreativen 
Fähigkeiten des menschlichen Individuums stellen dürften31 • 

v 

Die Bearbeitung des Datenmaterials von Hand offenbarte dagegen zwei Vorteile, 
die die Grenzen eines sinnvollen EDV-Einsatzes aufzeigen: erstens ist sie unmittelbar 
erkenntnis/eilend. Der Einblick in die unterschiedliche Gestalt der Quellen, die Verge­
genwärtigung zahlreicher Randprobleme bei den Veräußerungsvorgängen führte zu 

31 Vgl. hierzu das Rundschreiben des Ministeriums der Hnanzen vom 5. August 1981 zu den 
"Richtlinien zur Regelung von Arbeitsbedingungen für Arbeitnehmer auf Bildschirmarbeitsplät­
zen", in: Ministerialblatt der Landesregierung von Rheinland-Pfalz Nr. 18 (1981) 581. 
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wesentlich differenzierteren Fragestellungen als sie im ursprünglichen EDV -Pro­
grammpaket enthalten waren. 

So wurde man beispielsweise durch die Zusammenstellung der Zwischendaten für 
Käufer und Vermittler auf die besondere Auswertungsproblematik der zahlreichen 
Mehrfachkäufer aufmerksam, die bei verschiedenen Kaufvorgängen mit unterschiedli­
chen Berufsangaben vorkommen. Eine unspezifizierte Berufeklassifikation, die in die­
sem Punkt der besonderen Quellenausprägung keine Rechnung tragen würde, hätte 
zu unvermeidbaren Verschiebungen im Bereich der Berufestatistik geführt. Für die 
Sonderkategorie der aus quellenbedingten Gründen nicht zu datierenden Dotationen 
stieß man durch die von Hand durchgeführte Bearbeitung und Aufbereitung der Da­
ten auf übereinstimmende Hinweise, die Aufschluß über die unterschiedliche Ausprä­
gung und den Verbleib der dotierten Objekte gaben, so daß auch .hier die Auswer­
tungskriterien wesentlich präziser und eingeengter formuliert werden konnten. 

Hier zeigt sich, daß eine genaue Kenntnis des Quellenmaterials und insbesondere 
der "Randprobleme" der Überlieferung notwendig ist, um gezielte Fragekriterien und 
Auswertungsprogramme zu entwerfen, zumal wenn die Ergebnisse Aufschluß über 
differenzierte sozialgeschichtliche Zusammenhänge liefern sollen. Eine solche Ein­
sicht in das Datenmaterial ist bei einer ausschließlich EDV-betriebenen Quantifizie­
rung leider selten zu erreichen, so daß die Auswertungskataloge in der Regel nur vor­
dergründige Relationen und Fragestellungen umfassen und kaum über reine Quantitä­
ten hinauskommen. 

Dieser erkenntnisleitende Aspekt, der zu wesentlich differenzierteren Auswertungs­
programmen führt, ist mit einem zweiten Vorteil der manuellen Bearbeitung des Da­
tenmaterials verbunden. Wenn ohnehin die Daten von Hand aufbereitet werden müs­
sen, um Fehler in den Quellen zu beseitigen und grundlegende Standardisierungen 
durchzuführen, ist für den Fall eines auf reine Auswertung des Datenmaterials be­
schränkten Projektes das Argument der Kostenerspamis durch EDV-Anwendung ge­
rade für Projekte dieser Größenordnung hinfällig. Gleichzeitig mit der Materialaufbe­
reitung kann nämlich die manuelle Auswertung nach differenziertesten Fragekriterien 
einhergehen. Die manuelle Auswertung des Materials läßt sich unproblematisch mit 
der Datenaufbereitung verknüpfen und liefert somit direkt Ergebnisse für weiterge­
hende Fragestellungen. 

Gerade für Forschungsvorhaben, die alphanumerische Daten bearbeiten, es also 
mehr mit "Texten" als mit "Zahlen" zu tun haben, erscheint dieser Faktor besonders 
bedeutsam. In der Regel machen massenhafte textuelle Quellen umfangreiche Aufbe­
reitungen und Standardisierungen erforderlich, bei denen jeder Datenträger oft einer 
mehrmaligen Bearbeitung unterzogen werden muß, je nachdem, wieviel Variablen er 
aufweist. Darüber hinaus ist nach Abschluß der Aufbereitungsarbeiten bei alphanume­
rischen Daten eine nicht unbeträchtliche Zeit für die Übertragung des Materials auf 
EDV-Magnetbänder oder -Wechselplatten in Rechnung zu stellen. Die mechanischen 
Übertragungsarbeiten nehmen je nach Größenordnung des Projektes und je nach An­
zahl der Variablen einer Textbasis nicht selten mehr als ein Jahr in Anspruch. 

Der dabei anfallende Aufwand an versierten Mitarbeitern mit Erfahrungen in der 
EDV-Operationalisierung und die oftmals wegen der ausgelasteten Kapazitäten der 
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örtlichen Hochschulrechenanlagen notwendige Anschaffung eines projekteigenen 
Terminalanschlusses lassen die Kosten für eine EDV -betriebene Auswertung des Da­
tenmaterials bei Großprojekten sprunghaft in die Höhe schnellen. Der Kosten- und 
Zeitaufwand bei EDV-Anwendung im Bereich alphanumerischer Daten kann somit 
durchaus ausschlaggebend für eine manuelle Auswertung des Materials sein. Für kom­
plexe Korrelationskoeffizientenberechnungen und Mehrfachregressionsfunktionen 
kann bei Bedarf mit repräsentativem Auswahlmaterial eine maschinelle Verarbeitung 
im überschaubaren und vertretbaren Rahmen operationalisiert werden. Insbesondere 
Basisberechnungen und Eckdatenerhebungen lassen sich jedoch unproblematisch mit 
der manuellen Aufbereitung des Materials verknüpfen. 

Beim Projekt über die Säkularisation im linksrheinischen Deutschland wurde dies 
exemplarisch für den Bereich der zu einer erneuten Versteigerung gelangten Objekte 
durchgeführt, deren Vorstufen bis zum endgültigen Verkauf in französischer Zeit aus 
Gründen der unzureichenden Quellenüberlieferung bei der Edition nicht mit allen 
Angaben dokumentiert werden können. Hierbei handelt es sich um Objekte, die zur 
Versteigerung kamen, zum großen Teil auch einen Käufer fanden, aber aus den unter­
schiedlichsten Gründen schließlich wieder zur französischen Verwaltung zurückgege­
ben und erneut zum Verkauf angeboten wurden. Gleichzeitig mit den Korrektur- und 
Standardisierungsdurchgängen wurde das Material nach bestimmten Kriterien ausge­
wertet. Verschiedene Variablen konnten je nach Bedarf nach regionalen oder sozialsta­
tistischen Gesichtspunkten zur Beantwortung einer Fragestellung direkt verknüpft 
werden, so daß ein Auswertungsdurchgang nicht wie bei maschinellen Verfahren le­
diglich eine Quantität als Ergebnis zeigte, sondern direkt qualitative Komponenten 
lieferte. 

Somit offenbart das Projekt zu den sozialgeschichtlichenFolgen der Säkularisation 
im linksrheinischen Deutschland in der Zeit von 1794 bis 1814 Möglichkeiten und 
Grenzen des Einsatzes der Datenerfassung mit EDV gleichermaßen. Die Möglichkei­
ten, die die EDV insbesondere für eine kostengünstige Drucklegung einer Edition 
bieten kann, müssen betont werden. Der Kostenfaktor im Bereich der Dokumenta­
tion des Datenmaterials war schließlich allein ausschlaggebend für eine Übertragung 
der Quellen auf EDV-Datenträger. Wäre die AufgabensteIlung des Projektes auf die 
sozialstatistische Auswertung des Quellenmaterials begrenzt, hätten sich die Bearbei­
ter jedoch für eine rein manuelle Auswertung nach herkömmlichen statistischen Ver­
fahren entschieden. Da zur Erstellung des EDV-Lichtsatzes eine Datenerfassung mit 
EDV Voraussetzung ist, lag es nahe, auch die Auswertung durch ein sozialstatistisches 
Paket von EDV-Programmen vornehmen zu lassen. Die Eingabe der standardisierten, 
korrigierten und aufbereiteten Quellen kann in diesem Fall jedoch durch professio­
nelle EDV-Datentypisten vorgenommen werden, da keine Veränderungen an der Da­
tenbasis mehr erforderlich sind. Die Kosteneinsparungen für die elektronische Satz­
herstellung wiegen hierbei die Ausgaben für die Operationalisierung zu Auswertungs­
zwecken auf. 

Die Grenzen des Einsatzes der Datenerfassung und -verarbeitung mit EDV treten 
jedoch neben den Möglichkeiten gleichermaßen klar zutage. Sie werden im wesentli­
chen bestimmt durch die Art der Quellen. Im Bereich rein numerischer Quellen sind 
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die Anwendungsmöglichkeiten sicherlich nahezu unbegrenzt. Bei alphanumerischen 
Texten, die auf wirtschafts- und sozialgeschichtliche Aspekte hin befragt werden sol­
len, ist hingegen in Rechnung zu stellen, inwieweit quellenkritische Maßstäbe eine der 
Eingabe vorangehende Aufbereitung des Datenmaterials erforderlich machen. Quanti­
tative Gesichtspunkte spielen somit bei der Entscheidung für eine maschinelle oder 
manuelle Auswertung den allenthalben erhobenen Appellen zum Trotz keine aus­
schlaggebende Rolle, auch nicht bei sogenannten seriellen Quellen. Eine Entschei­
dung über den EDV-Einsatz setzt unbedingt eine Überprüfung der qualitativen Aus­
formung des Quellenmaterials voraus. Muß das Quellenmaterial umfassend von Hand 
aufbereitet und korrigiert werden, so spricht nichts gegen eine gleichzeitige manuelle 
Auswertung nach herkömmlichen statistischen Verfahren. Sie liefert nicht nur diffe­
renziertere Erklärungsmöglichkeiten durch die unmittelbare Einsicht in das Datenma­
terial, sondern sie ist darüber hinaus erkenntnisleitend im Sinne weitergehender und 
schärferer Fragestellungen. Das sozialstatistische Programmpaket der Fragestellungen 
des Säkularisationsprojektes wurde durch die manuelle Bearbeitung des Materials ge­
prägt und formuliert. 

Einige EDV-Auswertungsprozeduren dienen lediglich der Untermauerung bereits 
gewonnener Hypothesen und Interpretationsansätze. Ohne das Projektziel der Doku­
mentation wäre ganz auf den EDV-Einsatz verzichtet worden, der jedoch für die 
Drucklegung optimale Möglichkeiten eröffnet. Vielleicht werden solche Historiker, 
die nach Droysens klassischem historischen Prinzip von einer Fragestellung ausgehen 
und erst dann nach geeignetem Quellenmaterial Ausschau halten32

, weniger dem My­
thos des EDV-betriebenen Quantifizierens erliegen als solche, deren primäres Ziel die 
Suche nach Material ist, das sich zur maschinell betriebenen Quantifizierung eignetB. 

Sicherlich wird die EDV bei der Operationalisierung von sozialstatistischen Texten 
noch den einen oder anderen Fortschritt erzielen, so daß sich bereits heute Jürgen 
Kockas auf numerische Anwendung beschränkte Definition von Quantifizierung in 
der Geschichtswissenschaft, die auf dem Historikertag von 1976 diskutiert wurde, als 
viel zu eng erweist34 . Ob die Elektronische Datenverarbeitung tatsächlich als histori­
sche Hilfswissenschaft eingestuft werden kann, mag dahingestellt bleiben. Sie kann 

32 Vgl.Johann Gusla v Droysen, Historik. Textausgabe von Peler Leyh, 3 Bde., (Stuttgart 1977) hier: 
Bd. 1, 58, 107 ff. 
33 Besonders bei zahlreichen Historikern, die der internationalen Vereinigung "QUANTUM 
e. v." angehören, entsteht oft der Eindruck, daß bei ihnen "die Suche nach geeigneten Quellen", 
die sich zur Quantifizierung eignen, vor dem leitenden Erkenntnisinteresse rangiert, wie auch ein 
jüngster Artikel von Wolfgang Bick und Erwin K Scheuch im Mitteilungsblatt der DFG zeigt 
("Sozialforschung in historischen Quellen. Alte Daten werden aufbereitet", in: forschung. Mittei­
lungen der DFG 3 (1980) 19-21, Zitat: 20). 
34 Nach Kocka bedeutet Quantifizierung in der Geschichtswissenschaft "die systematische Bear­
beitung numerisch zusammenfaßbarer und insofern in größerer Zahl ähnlich oder gleich auftre­
tender Quelleninformationen (oder Daten) mit Hilfe vielfältiger arithmetischer oder statistischer 
Methoden zum Zweck der Beschreibung und Analyse historischer Wirklichkeit; diese Methoden 
reichen vom bloßen Zählen und Klassifizieren in einer deskriptiven Statistik über die Bildung 
und Anwendung statistischer Indices bis hin zur Regressionsanalyse und zur Anwendung mathe-



EDV-Einsatz bei Forschungen zur Besitzumschichtung 21 

letztlich nicht mehr als eine maschinelle Arbeitserleichterung für einen begrenzten 
Umfang historischer Tätigkeit im Bereich empirischer Trend- und Grundlagenfor­
schung bieten. Insofern irrt sich auch Hans Rosenberg, wenn er das Leistungsvermö­
gen von IBM-Maschinen und Computers mit dem von wissenschaftlichen Assistenten 
in eine Reihe stellt, da die Probleme beim "Durchackern des Materials" von Men­
schen und nicht von Maschinen gelöst werden. 

Diskussion siehe S. 44 ff 

matischer Modelle; man benötigt manchmal nur den Notizblock, manchmal Lochkartensysteme 
auf Handarbeitsbasis, manchmal aber auch elektronisch arbeitende Großrechenanlagen". Jiirgen 
Kocka, Quantifizierung in der Geschichtswissenschaft, in: Quantitative Methoden in der histo­
risch-sozialwissenschaftlichen Forschung, hrsg. v. Heinricb Best und Reinbard 111'lIlrl, (Stuttgart 
1977) 4-10, hier: 4 f. 
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Michael Müller 

Das Problem der Weiterverkäufe säkularisierten 
Kirchengutes 

Zu den Folgen der Säkularisation, die durch den Konsularbeschluß von 1802 für 
das linksrheinische und durch den Reichsdeputationshauptschluß von 1803 auch für 
das übrige Deutschland von der staatlichen Gewalt über kirchliche Institutionen, 
Herrschaftsrechte und Eigentumstitel verfügt wurde, gehörte der Übergang von geist­
lichem Immobilienbesitz in private Hände. Diese Vermögenssäkularisation mobili­
sierte innerhalb kurzer Zeit erhebliche Teile von Grund und Boden und führte zu 
einem Wandel der Besitzverhältnisse, die sich allerdings, je nach der Größe der enteig­
neten Güter und ihrem Anteil an der gesamten landwirtschaftlichen Nutzfläche, nach 
den verschiedenartigen agrarischen und besitzrechtlichen Strukturen und den keines­
wegs einheitlichen staatlichen Maßnahmen regional unterschiedlich veränderten 1. 

Die Forschung hat sich bisher auf den Verkauf der Güter durch die staatlichen Be­
hörden konzentriert, um Ablauf, Größenordnung und Auswirkungen der Eigentums­
verschiebung zu ermitteln. Hilfestellung dazu boten die amtlichen Verkaufsunterlagen 
mit ihren nicht immer vollständigen Angaben über Flächengrößen, Objekt- und Nut­
zungsarten, Pächtern, Pachtpreisen, kirchlichen Vorbesitzern, Käufern, Vermittlern, 
Berufszugehörigkeiten sowie Schätz- und Kaufpreisen 2

. 

I VgL dazu besonders Christo! Dippel; Probleme einer Wirtschafts- und Sozialgeschichte der Sä­
kularisation in Deutschland (1803-1813), in: Armgard vati Reden-Dohna (Hrsg.), Deutschland 
und Italien im Zeitalter Napoleons, (Wiesbaden 1979) 123-170, der mit seiner Typologie der Sä­
kularisation ein analytisch-differenzierendes Instmmentarium zur Bewertung der Vorgänge ent­
wickelt hat. Ganz im Zeichen dieser Systematik steht der neueste, die bisherigen Forschungser­
gebnisse zusammenfassende Beitrag von Hann Kllleting, Die Folgen der Säkularisation. Zur Dis­
kussion der wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen der Vermögenssäkularisation in 
Deutschland, in: Helmut Berding, Hans-Peter UllmCIIIll (Hrsg.), Deutschland zwischen Revolution 
und Restauration, (Königstein/Ts. 1981) 184-207. Siehe auch vom gleichen Autor: Die Säkulari­
sation von 1802/03 im Rheinland und in Westfalen - Versuch eines Überblicks, in: Monatshefte 
für Evangelische Kirchengeschichte des Rheinlandes 30 (1981) 265-297. Von französischer Seite 
hat in einem thematisch weiter gespannten Rahmen zuletzt Stellung genommen: Roger DII­
fraisse, Das napoleonische Deutschland. Stand und Probleme der Forschung unter besonderer 
Berücksichtigung der linksrheinischen Gebiete, in: Geschichte und Gesellschaft 6 (1980) 
467-483. 
2 Die einzelnen Werke, die auf regionaler Basis leider methodisch nicht gleichermaßen fundiert 
die Veräußemngen durch den Staat untersuchen, sind aufgeführt bei Elisabeth Fehrenbach, Vom 
Ancien Regime zum Wiener Kongreß, (Oldenbourg - Grundriß der Geschichte 12, München 
1981) 219-222 sowie in den in Anmerkung 1 genannten Beiträgen. Verwiesen sei außerdem auf 
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So wichtig und unabdingbar die Untersuchung dieser ersten Verkaufsphase mit der 
Erfassung aller enteigneten und veräußerten Objekte auch ist, so greift dieser methodi­
sche Ansatz doch zu kurz für eine Analyse der weiterreichenden wirtschaftlichen und 
sozialen Folgen des Besitzwechsels. Die Ergebnisse der staatlichen Verkäufe bieten 
nur zum Teil eine hinreichende Interpretationsbasis für die Veränderungen, die in 
einigen Regionen rasch weitergingen und sich in einer zweiten Phase des Verkaufs 
unter Privaten niederschlugen. Erst der methodische Schritt, den Weiterverkauf mit­
einzubeziehen, verhindert fehlerhafte Schlüsse. Dies ist bisher in Deutschland nur in 
einer Arbeit für das damals französische Arrondissement Trier im Departement de la 
Sarre und in Frankreich nur in der Untersuchung von Roland Marx für das Unterelsaß 
(Departement Bas-Rhin) geschehen3

. Grundlage der Erhebungen waren für beide Ar­
beiten nach der quantitativen und qualitativen Auswertung der staatlichen Verkäufe 
die Notariatsurkunden, die den Besitzwechsel der zweiten Phase dokumentieren. Da­
bei ergaben sich mehrere Probleme. 

Das erste lag in der Massenhaftigkeit der Quellen. Für den Bereich des Arrondisse­
ments Trier waren auf der Suche nach den Verkäufen der zweiten Phase die Bestände 
von 28 Notariaten mit über 10000 Urkunden für die Jahre von 1803 bis 1813 zu über­
prüfen4

• Die Beschränkung auf die Zeit der Zugehörigkeit der Region zum napoleoni­
schen Empire erwies sich als unumgänglich, obwohl die Vorgänge mit dem Beginn 
der preußischen Herrschaft nicht beendet waren. 

Ein zweites Problem bildete die zweifelsfreie Identifizierung der ehemaligen 
Kirchengüter. Unter den Trierer Urkunden fanden sich 443 Exemplare, die Zweitver­
käufe von geistlichem Besitz bezeugten. Es gab aber mit Sicherheit noch mehr Trans­
aktionen, doch wurden nur die Unterlagen herangezogen, die nachweislich säkulari­
sierten Kirchenbesitz betrafen. Die Notare vermerkten nämlich nicht immer die 
früheren Eigentümer, doch konnten die Objekte oft mit Hilfe der Hof- und Flurna­
men, der Hausnummern und anderer Hinweise wie beispielsweise über die Namen 
der Verkäufer, die wenige Tage zuvor vom Staat ein Gut derselben Größe in derselben 
Gemarkung mit derselben Flurbezeichnung ersteigert hatten, bestimmt werden. 
Entscheidend für die Analyse waren die Fragen 
1. nach den Erstkäufern, die weiterverkauften, 
2. nach den Zweitkäufern, 
3. nach der Preisentwicklung, 
4. nach Art und Größe der erneut umgesetzten Güter sowie 
5. nach den Modalitäten des Immobilienhandels und dessen Finanzierung. 

die wichtige Bibliographie der Primärliteratur zur Säkularisation von iVlanfred Brandl in: 
Albrecbt Langner (Hrsg.), Säkularisation und Säkularisierung im 19. Jahrhundert, (Paderborn 
1978) 163-195. 
3 Alicbael i\!lül!f1; Säkularisation und Grundbesitz. Zur Sozialgeschichte des Saar-Mosel-Raumes 
1794-1813, (Forschungen zur deutschen Sozialgeschichte 3, Boppard 1980). Roland iHmx, La 
Revolution et les classes sociales en Basse-Alsace. Structures agraires et vente des biens natio­
naux, (Paris 1974). 
4 Landeshauptarchiv Koblenz (LHK), Bestand 587: Notariatsakten und -urkunden. 
) Zur Verkaufsgesetzgebung siehe K. Tb. Bormanll, A. v. Daniels (Hrsg.), Handbuch der für die 
königlich-preußischen Rheinprovinzen verkündigten Gesetze, Verordnungen und Regierungsbe-
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Die Verkaufspolitik des französischen Staates5
, der im Rheinland möglichst schnell 

große Geldeinnahmen zur Deckung seines Finanzdefizits erzielen wollte und der des­
halb die Güter als wirtschaftliche Einheiten unparzelliert abstieß, hatte es den kleinen 
Leuten nahezu unmöglich gemacht, bei den amtlichen Verkäufen mitzusteigern. Zwar 
bestand die Möglichkeit, den Kaufpreis in fünf Jahresraten zu zahlen, doch die Größe 
der Immobilien schränkte den Kreis der Interessenten von vorneherein ein. Die Käu­
fer rekrutierten sich vornehmlich aus dem städtischen Bürgertum, das für einen Teil 
der Güter Zwischenhändlerfunktionen übernahm. 

Parallel zur ersten Phase lief mit nur kurzer zeitlicher Verzögerung der Weiterver­
kauf an, der einerseits den Erstkäufern gute Gewinne versprach und der andererseits 
einer breiten Bevölkerung erstmals Kaufmöglichkeiten bot. Entscheidend dabei war, 
daß die neuen Verkäufer die Objekte in kleinere Lose aufteilten, so daß auch eine 
breite Schicht mit geringerem finanziellen Einsatz Grundbesitz erwerben konnte6. 

Von den Erstkäufern im Arrondissement Trier trat etwas weniger als ein Fünftel in 
der zweiten Phase als Verkäufer auf. Die Fläche des erneut umgesetzten Bodens er­
reichte jedoch fast die Hälfte des in der ersten Phase veräußerten Landes; über 40% 
der Immobilien wurden noch in der französischen Zeit zum zweiten Mal umgeschla­
gen7

. Unter den Verkäufern nahmen nach Flächenanteilen die Kaufleute und die 
"Proprietaires" eine herausragende Stelle ein, auch wenn sie in der Personenzahl von 
den Bauern, die aber nur wenig Land weiterverkauften, übertroffen wurden. 

An dieser Stelle ist auf die Problematik der Berufsbezeichnungen hinzuweisen. Die 
"Eigentümer" wurden als eigene Gruppe gefaßt, da sie nicht zweifelsfrei zuzuordnen 
waren. "Negociant" und "Marchand" einerseits sowie "Laboureur" und "Cultivateur" 
andererseits bezeichneten durchaus keine soziale Abstufung, sondern erscheinen in 
den Quellen im willkürlichen Wechsel für jeweils dieselben Personen. Die Erwartung, 
den sozialen Wandel mit Hilfe sich verändernder Berufsbezeichnungen fassen zu kön­
nen, ging nur in wenigen Fällen in Erfüllung. So stieg einer der Großkäufer vom Ne-

schlüsse aus der Zeit der Fremdherrschaft, (Köln 1833-1845) Bd. 6, 911 ff., 915 H.; Bd. 4, 
377-379. Zu den Kaufmodalitäten vgl. Trierisches Offizielles Blatt 1803/04, Nr. 6 v. 10. Bru­
maire XI/2. November 1803. Außerdem enthielt jedes einzelne Verkaufsprotokoll die genauen 
Kaufbestimmungen. 
6 Ein Beispiel: Am 9. August 1811 steigerte der "Proprietaire" Valentin Leonardy aus Trier den 
Hof des Johanniter-Ordens in Trier-Euren mit 41,00 Hektar Acker- und Wiesenland, 18,00 Hek­
tar Wildland und 2,11 Hektar Weinbergen, der mit einem Schätzpreis von 33000 Francs veran­
schlagt war, für 36100 Francs. Bereits im darauffolgenden Monat und zwar am 16., 17. und 18. 
September 1811 verkaufte er einen Teil des Hofes in 32 Parzellen an ebensoviele Käufer aus Eu­
ren. Am 4. Dezember 1811 veräußerte er 12 weitere Parzellen, am 7. Juli 1812 23 Stücke sowie 
am 4. Oktober 1812 noch einmal ein Einzellos. Insgesamt erlöste er dabei 48313 Francs, die von 
68 Zweitkäufern aufgebracht wurden (LHK 276/3155/65; 587-40/22/259; 587-40/45 Il/309; 
587-40/46 !/260; 587-40/46 1/352). 
7 Bei der Prozentangabe handelt es sich um einen absoluten Mindestwert, da Güter, deren 
kirchliche Vorbesitzer zweifelhaft waren, nicht in die Berechnung miteinbezogen wurden. 
Ebenso mußten Immobilien aus dem Arrondissement Trier, die vor auswärtigen Notaren ver­
kauft wurden, außer Betracht bleiben. Aus den gleichen Gründen handelt es sich bei den Anga­
ben zur Anzahl der beteiligten Personen ebenfalls um einen Mindestwert. Die quantifizierbaren 
Umschichtungen beschreiben also nur eine untere Grenze. 
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gociant über den Proprietaire und den Rentier zum Banquier auf, ein anderer vom 
Boulanger zum Proprietaire. 

Unter den Verkäufern der zweiten Phase bildeten französische Armeelieferanten 
eine besondere Gruppe. Sie hatten in der ersten Phase vom Staat ehemalige Kirchen­
güter als Entgelt für ihre Lieferungen an das Militär erhalten und waren bestrebt, diese 
Objekte möglichst schnell wieder abzustoßen. Dabei nahmen sie teilweise beträchtli­
che Verluste in Kauf, da sie den von den Behörden bei der Abtretung verrechneten 
Kapitalwert in fast allen Fällen nicht erlösen konnten. Die Lieferanten wurden offen­
sichtlich von dem Bestreben geleitet, die weit von ihren Firmensitzen wie Paris und 
Montpellier gelegenen Güter rechtzeitig vor neuen politischen Veränderungen gegen 
Bargeld zu verkaufen, auch wenn dabei nur geringere Preise zu erzielen waren. Das 
Geschäft machten die Aufkäufer, die nach bewährtem Muster die Immobilien an­
schließend parzellenweise an die Bevölkerung weiterverkauften8

. 

Ähnliche Umwege machte ein anderer Bestand von besonders wertvollen Immobi­
lien, die als Dotationsgüter zunächst an die Ehrenlegion, an den Senat oder an EinzeI­
personen gekommen waren, vom Staat jedoch wieder zurückgezogen und ab 1807 öf­
fentlich als ungeteilte wirtschaftliche Einheiten versteigert wurden9

. Auch in diesen 
Fällen kam die Bevölkerung erst beim Weiterverkauf der Objekte in Einzellosen zum 
Zuge. 

Eine Differenzierung nach Bodennutzungsarten ergibt für die gesamte zweite 
Phase, daß Wiesen, Äcker, Weinberge und Gärten besonders gut verkäuflich waren, 
während sich für das Brachland trotz günstigerer Preise deutlich weniger Käufer fan­
den. Die Nachfrage nach landwirtschaftlich wertvollem Boden überstieg bei weitem 
das Interesse für Flächen geringerer Produktivität. Die Preisentwicklung zeigt, daß von 
einer Verschleuderung nicht gesprochen werden kann. Die Schätzpreise, die den amt­
lichen Verkäufen zugrunde lagen und die von den amtlich bestellten Experten über 
den Multiplikationsfaktor des zwanzigfachen Jahresertrages ermittelt wurden, waren in 
der ersten Verkaufsrunde um 70% überboten worden. In der zweiten Runde ergab 
sich eine nochmalige Steigerung von etwa 14%. Die spektakulären Zuwachsraten bei 
den Erstverkäufen wurden also nicht mehr erreicht, wohl aber immer noch ansehnli­
che Gewinne. Von einem Preisverfall durch die rasche Mobilisierung großer Landan­
teile kann also keine Rede sein. 

Das Geschehen auf dem Immobilienmarkt war vielmehr von einer starken Nach­
frage auf der Käuferseite und damit verbunden von einem Anstieg der Preise gekenn-

8 Die Pariser Firma Olry & Co., Fournisseur de l'armee, erhielt beispielsweise neben anderen Gü­
tern im Saardepartement den Hof des Deutschen Ordens in Trierweiler bei Trier mit fast 40 
Hektar Ackerland, 8 Hektar Wiesen und 2 Hektar Wildland am 1. Vendemiaire XIV/23. Sep­
tember 1805 mit einem Kapitalwert von 16244 Francs. Das Objekt kam 1808 für 9000 Francs an 
Antoine Philibert Mane, Directeur divisionnaire charge des equipages des postes de l'armee in 
Berlin und schließlich 1813 für insgesamt 29414 Francs in die Hände von 122 Käufern aus 
Trierweiler und den benachbarten Dörfern (LHK 701/646; 587-40/238 1/78; 587-40/340162). 
Zum Gesamtvorgang vgl. .Müller 146, 166 H., 170 und 428-435. 
9 Vgl. zum Problem der Dotationen: Helmut Berding, Napoleonische Herrschafts- und Gesell­
schaftspolitik im Königreich Westfalen 1807-1813, (Kritische Studien zur Geschichtswissen­
schaft 7, Göttingen 1973). Zur Dotationspraxis links des Rheins siehe Alüllet; 121 H., 130, 156. 
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zeichnet. Zu den Gründen dafür gehörten die wegen struktureller Probleme stagnie­
rende Agrarproduktion, die Dynamik der demographischen Expansion und der 
Anstieg der Nahrungsmittelpreise, so daß eine für diese Zeitepoche charakteristische 
existentielle Bedrohung den Landhunger der Bevölkerung bestimmte 10. Diese Sach­
lage bot geschickt disponierenden Erstkäufern günstige Voraussetzungen für ihre Ge­

schäftstätigkeit. 
Nicht alle Verkäufe der zweiten Phase waren spekulativer Natur. Es gab Notver­

käufe, wenn die Zahlungsverpflichtungen wegen Krankheit oder Tod nicht eingehal­
ten werden konnten 11. Bei Besitzwechseln unter Verwandten blieben manche Preise 
konstant 12

• Ebenso gab es Fälle, in denen eine Erstkäufergruppe zur Sicherstellung 
ihrer Ratenzahlungen an den Staat weitere Personen an einem Objekt beteiligte und 
diesen Anteile zum Selbstkostenpreis überließ13. 

Während Kaufleute, "Proprietaires" und auch Beamte als Verkäufer von Kirchengut 
bis auf Aus~ahmefälle Gewinne verzeichnen konnten, erlitten vor allem Bauern, 
Geistliche und Adlige Verluste, die sich allerdings aufgrund einer relativ geringen 
Geschäftstätigkeit in Grenzen hielten. Die berüchtigten "Bandes noires" zum durch­
organisierten Großeinkauf von Kirchengütern, die spätestens beim Wiederverkauf hät­
ten erkennbar werden müssen, hat es nicht gegeben. Die wichtigsten Großkäufer zo­
gen es vor, auf eigene Rechnung zu handeln, und gerieten deshalb auch untereinander 
in Konkurrenzkämpfe, obwohl es gewisse Aufteilungen des Marktes nach Interessen­
schwerpunkten gegeben hat. So kaufte ein Händler bevorzugt Mühlen an, ein anderer 
Weingüter. 

In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage nach der Tätigkeit von Maklern. Die 
staatliche Verkaufspolitik und die Kaufbedingungen forderten die Einschaltung von 
Maklern geradezu heraus, obwohl dieser Beruf in den Quellen kein einziges Mal er­
scheint. Angehörige der verschiedensten Berufsgruppen übernahmen Vermittlerdien­
ste beim Handel mit den Nationalgütern, da die Möglichkeit bestand, Immobilien 
durch Beauftragte steigern zu lassen 14

• Diese Käufe wurden im Verkaufsprotokoll 

10 Vgl. den Überblick für ganz Deutschland bei C/;risto! DippeT, Landwirtschaft und ländliche 
Gesellschaft um 1800, in: Berding, UllmClflfl, 281-295. Zur agrarischen Struktur und zur Agrar­
verfassung im Saardepartement vgl. lHiil!o; 45-65. 
II SO mußte die Frau eines Beamten, der in Trier ein Haus für 2025 Francs gesteigert und dafür 
eine Hypothek in Höhe von 1444 Francs bei einem privaten Darlehensgeber aufgenommen 
hatte, dieses Haus nach dem Tod ihres Mannes zur Ablösung der Schuld an den Gläubiger abtre­
ten (LHK 276/3006/69; 587-40/214 Il/1492; 587-40/238 I1132). 
12 Die Hasen-Mühle der Abtei Mettlach in Faha bei Saarburg, die der Mühlenpächter 1803 für 
780 Francs auf der Präfektur ersteigert hatte, wurde 1810 nach dem Tod des Pächters von den 
Erben zum gleichen Preis an dessen Sohn gegeben (LHK 701/646; 587-34/12/36). 
13 Der Bürgermeister von Ehrang bei Trier und zwei Kaufleute steigerten 1811 den kurfürstli­
chen Hof in Pfalzel/Mosel mit 91,27 Hektar Land für 132000 Francs. Sie beteiligten 1813 einen 
Richter, einen Gerber, einen Metzger und einen Friedensrichter zu einem Fünftel an dem Hof. 
Die vier neuen Miteigentümer zahlten 26400 Francs. Dies entsprach genau der für 1813 an den 
Staat zu zahlenden Jahresrate (LHK 587-40/23 I1150; 587-40/14/121; 587-40/23 Il/387). 
14 L'adjudicataire a la faculte d'6lire un command, ou ami, a charge par lui d'en faire sa d6clara­
tion au secr6tariat de la Prefecture dans trois fois vingt-quatre heures de l'adjudication, et par le 
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durch einen Zusatz "pour command" gekennzeichnet. Die wichtigsten Vermittler der 
ersten Phase wuchsen in Maklerfunktionen hinein und schoben sich während der 
Zweitverkaufsphase nach Umsatz und Gewinn in den Vordergrund. 

Den insgesamt 197 am Weiterverkauf beteiligten Erstkäufern standen 6174 neue 
Käufer gegenüberi). Dies ist eine Steigerung von über 3000%. Den Löwenanteil bei 
diesen Massenankäufen stellte die bäuerliche Bevölkerung mit 95% aller Zweitkäufer 
und jeweils 60% des eingesetzten Kapitals und der erworbenen Fläche. In den Rest 
teilten sich alle anderen Berufsgruppen, unter denen nur die Kaufleute noch einmal 
nennenswerte Erwerbungen tätigten. Durch die ParzelIierung von Immobilien gingen 
einzelne Objekte an bäuerliche Großkäufergruppen, die bis zu über 100 Personen zäh­
len konnten. Dabei hatten sogar Tagelöhner eine Chance, Grundbesitz zu erwerben '6. 

Umgekehrt proportional zu dem geradezu explosionsartigen Anstieg der Zahl 
neuer Grundeigentümer sank die durchschnittlich erworbene Fläche drastisch von sie­
ben Hektar in der ersten auf einen halben Hektar in der zweiten Phase. Der durch das 
Realerbteilungsrecht bereits laufende Prozeß der Bodenzersplitterung erhielt dadurch 
eine zusätzliche Beschleunigung. Hierin liegt eine der Fernwirkungen der Säkularisa­
tion. 

Die These, die Vermögenssäkularisation habe nur eine geringe Breitenwirkung er­
zielt und nur dem Adel und dem wohlhabenden Bürgertum ehemals kirchlichen 
Grundbesitz zukommen lassen, ist für die rheinischen Departements nicht haltbar17

. 

Der hohe Umsatz und die breite Streuung der Kirchengüter wurde durch das Ge­
schäftsverhalten der Anbieter entscheidend gefördert. Neben der Parze liierung ehe­
mals geschlossener Komplexe war es von Bedeutung, daß die Zweitverkäufe fast 
grundsätzlich in den Orten stattfanden, in denen auch die Güter lagen, während der 
Staat Immobilien nur über zentrale Versteigerungen abgegeben hatte. Umständliche 
Reisen zum Präfektursitz waren in der zweiten Phase nicht mehr notwendig. Die Ver­
käufer brachten Notare mit, die vor Ort die oft mehrere Tage in Anspruch nehmen­
den Transaktionen beurkundeten. Ein weiteres verkaufsförderndes Element bildete 
die Einräumung von Ratenzahlungsmöglichkeiten durch die Verkäufer. Es gab kurz­
fristige Stundungen bis zu einem halben Jahr, aber auch langfristige Laufzeiten bis zu 
zehn Jahren '8 . Die Zinsen schwankten dabei um 5%. 

command declare d'en faire l'acceptation dans les six mois a dater de la me me epoque (§ 10 der 
Verkaufsbestimmungen. Vgl. Anm. 5.) 
15 iHiiller, 180. 
16 Mehrfach kauften ,Journaliers" in Großkäufergruppen mit, so beim Weiterverkauf eines Hof­
gutes in Bilzingen (Mairie Meurich) 1811 und 1813, als insgesamt 65 Bauern, zwei Schneider, ein 
Schmied und sieben Tagelöhner ein Kirchengut, das die beiden Erstkäufer 15600 Francs geko­
stet hatte, für 18144 Francs erwarben (LHK 276/3150/9; 587-34/14/140; 587-34/16/168). 
17 Diese These vertritt Hans Christian iHempet, Die Vermögenssäkularisation 1803/10. Verlauf 
und Folgen der Kirchengutenteignung in verschiedenen deutschen Territorien, Teil II, Text, 
(München 1979) 22l. 
18 Der Kaufmann Jakob Kleutgen aus Trier steigerte am 18. Januar 1811 für 67 300 Francs einen 
Hof des Trierer Domkapitels in Zewen. Im März 1811 versteigerte er den Hof für insgesamt 
69398 Francs an 158 Einwohner des Ortes und der Nachbargemeinden weiter und räumte den 
Käufern dabei 9 Jahresraten zur Bezahlung ein (LHK 276/3149/1; 587-40/18/75). 
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Neben dieser Kreditgewährung durch die Zwischenhändler bot sich den Zweitkäu­
fern die Möglichkeit, Darlehen aus bürgerlicher Hand zu erhalten, nachdem die geist­
lichen Institutionen als Kapitalgeber ausgefallen waren. Ärzte und Notare, Kaufleute 
und Beamte traten als Geldverleiher auf und finanzierten die Erwerbungen der weni­
ger Bemittelten, so daß über die Mobilisierung der finanziellen Reserven des Bürger­
tums das im Einzelfall zwar bescheidene, in der Gesamtsumme aber beträchtliche Ka­
pital der Bauern für den Landerwerb aktiviert wurde. 

Charakteristisch war dabei die völlige Zersplitterung auf dem Kapitalmarkt, die den 
Nachforschungen erhebliche Probleme entgegenstellte. Jeder lieh sich dort Geld, wo 
er es gerade bekommen konnte. Die Darlehen schwankten außerordentlich zwischen 
Minimalbeträgen von wenigen Francs und großen Summen von mehreren Tausend 
Francs. Als wichtigste Quellen für die Überprüfung der Güterfinanzierungen wurden 
neben den Kaufverträgen selbst, soweit diese Kreditbestimmungen enthielten, die 
notariell beglaubigten Besitzinventare verstorbener Geldgeber benutzt. Diese detail­
lierten Vermögensaufstellungen, die der Erbauseinandersetzung dienten, enthielten 
genaue Angaben über Schuldner und Schuldforderungen 19. 

Setzt man die beiden Verkaufsphasen miteinander in Beziehung, um ein Gesamter­
gebnis zu berechnen und um die Dimension des Besitzwechsels abzuschätzen, dann 
ergibt sich, daß etwa 10% der Einwohner den Kirchenbesitz, der etwa 14% der land­
wirtschaftlichen Nutzfläche ausmachte, in ihren Besitz brachten. Bei der Annahme ei­
ner Kopfzahl von fünf Personen pro Familie, deren Haupternährer auch als Käufer 
auftreten konnte, erhöht sich der Prozentsatz des an den Verkäufen beteiligten Bevöl­
kerungsteiles auf knapp 50%. Der durch die Vermögenssäkularisation der geistlichen 
Institutionen ausgelöste Besitzwechsel im Großraum Trier, der zunächst einen relativ 
kleinen Personenkreis betraf, erfaßte also durch die zweite Verkaufsrunde fast die 
Hälfte der Bevölkerung und erreichte damit eine bisher unbekannte Größenordnung. 
Die Umschichtung der Güter hatte nicht nur durch die hohe Anzahl der Beteiligten, 

19 Der Verfasser plant eine eingehende Untersuchung dieser Quellen, die für die Wirtschafts­
und Sozialgeschichte des späten 18. und frühen 19. Jahrhunderts von besonderem Wert sind. 
Hier ein Beispiel: 
Nach dem Tod des Präfekturrates Franz Joseph Staadt aus Trier fertigte ein Notar am 20. April 
1805 ein Vermögensinventar an: 
1. Zu liquidierende Schuldforderungen für Kredite an die Landstände des Erz­

stiftes Trier sowie an Klöster und Zünfte 
2. Rückständige Zinsen für dieses Kapital 

(Diese Forderungen richteten sich an den französischen Staat als Rechtsnach­
folger der von diesem aufgehobenen Institutionen) 

3. Schuldforderungen an insgesamt 51 Einzelpersonen 
4. Rückständige Zinsen für dieses Kapital 
5. Bargeld 
6. Möbel 
7. Grundbesitz und Renten 
8. Schulden 
(Alle Beträge gelten in Francs) 

85494,95 
32413,74 

69094,00 
5672,73 

714,14 
11103,00 
29600,00 

9000,00 

Der Verstorbene hatte 23634,75 Francs von seinen Eltern geerbt; die Ehefrau Staadt geb. Rek­
king hatte eine Erbschaft von 260880,81 Francs in die Ehe gebracht (LHK 587-40/235 Il/235). 
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sondern auch durch die Größe der Bodenfläche Gewicht. Immerhin erwarben die 
neuen Eigentümer durchschnittlich 0,54 Hektar Land, und dies ist nicht gerade eine 
Zwergparzelle. Die von Tagelöhnern angekauften Grundstücke hatten eine durch­
schnittliche Größe von einem Morgen, der kleinsten betriebswirtschaftlich noch sinn­
voll nutzbaren Einheit20

. 

Die Vorgänge im Unterelsaß in dem vorhergehenden Jahrzehnt zwischen 1790 und 
1800 trugen bei allen Gemeinsamkeiten mit den Veränderungen an der Mosel andere 
Züge. Zwar gab es auch hier eine rege Handelstätigkeit mit Kirchenimmobilien unter 
Privaten mit den ParzelIierungen des Landes durch die Erstkäufer und damit verbun­
den einen Anstieg der Verkaufsabschlüsse und einen Rückgang der durchschnittli­
chen Grundstücksgrößen sowie ähnlich gestaltete Kaufmodalitäten und Finanzie­
rungsmodelle, doch führten diese Transaktionen zu anderen Resultaten. Entscheidend 
war, daß nur etwa 20-25% der enteigneten Güter, die ~ der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche ausmachten, weiterverkauft wurden21

• Die Zahl der neuen Eigentümer 
stieg außerdem nur um 265%, wenn auch die absoluten Zahlen höher lagen als an der 
Mosel22

. 

Eine Schwierigkeit für die Analyse der beruflichen und sozialen Gruppenzugehö­
rigkeit der Käufer bildet die methodische Grundsatzentscheidung von Roland Marx, 
nur solche Käufer genauer zu berücksichtigen, die mehr als 20 Morgen Land erwar­
ben. Für die Gesamtheit aller Käufer bleibt dann nur noch die über den Wohnort zu 
ermittelnde Differenzierung zwischen Städtern und ländlicher Bevölkerung. Marx 
bringt sich durch diese Art des Zugriffs selbst um weitere, tiefergehende Ergebnisse. 

Dennoch ist der Gegensatz zwischen Stadt und Land aufschlußreich. Das Verhält­
nis zwischen städtischen und ländlichen Käufern betrug nach erworbenen Flächen in 
der ersten Phase 49:51 %23. Der städtische Anteil sank in der zweiten Phase auf 43%, 
der bäuerliche stieg auf 57%24. Die Bauern konnten also nur einen relativ bescheide­
nen Zuwachs verzeichnen. Im Arrondissement Trier dagegen ergab sich in der ersten 
Phase ein Stadt-Land-Verhältnis von 84:16 und in der zweiten von 59:41 %. Bei den 
staatlichen Veräußerungen hatte das Bürgertum zugegriffen, während der bäuerliche 
Anteil fast marginal geblieben war. Die Gründe dafür wurden bereits genannt. In der 
zweiten Phase erfuhr der bäuerliche Landbesitz insgesamt einen rasanten Anstieg, weil 
die Städter große Teile ihrer Immobilien wieder abstießen, auch wenn ihr Anteil im­
mer noch über dem der Bauern lag. 

Im Elsaß hatten die Bauern in der ersten Verkaufsrunde mehr erwerben können. Zu 
den Gründen dafür gehörten günstigere Kaufbedingungen mit längeren Zahlungsfri­
sten2

'. Die Kapitalinvestitionen der Städter in Grund und Boden dagegen blieben im 
Gegensatz zu den Umstrukturierungen des Trierer Marktes fast unbeeinträchtigt über 
zwei Phasen hinweg erhalten. Etwa 80% der vom Staat veräußerten Flächen wurden 

20 Vgl. die Ergebnistabelle für die Zweitkäufe bei iHii//Oi 180. 
21 Marx, 325. 
22 Den, 339. 
23 Ders., 364. 
24 Den, 365. 
" Barmann, Daniels, Bd. 1, 192 ff. iHm::<, 352. 
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nicht mehr weiterverkauft; nur 20% kamen erneut auf den Markt, während es im Ar­
rondissement Trier fast 50% waren. 

Eine Interpretation dieser überraschenden Ergebnisse muß die unterschiedlichen 
Zeitepochen berücksichtigen. Im Elsaß fanden die Verkäufe kurz nach der Revolution 
statt; sie hatten ihre Höhepunkte in den unsicheren Zeiten des Kriegszustandes und 
der Schreckensherrschaft. Das bürgerliche Kapital flüchtete deshalb geradezu in den 
Immobilienbesitz und verkaufte angesichts einer ungewissen Zukunft relativ wenig26

• 

Hinzu kam die Inflation, die eine sichere Geldanlage umso gebotener erscheinen ließ. 
Erst mit dem Konsulat Bonapartes trat wieder eine Entspannung und Stabilisierung 
der Verhältnisse ein. Genau diese veränderte politische und wirtschaftliche Lage 
prägte die Vorgänge im linksrheinischen Deutschland. Die Verkäufe fanden in der 
Zeit des kaiserlichen Empire statt, das dauerhafte Verhältnisse zu garantieren schien. 
Das Bürgertum nahm deshalb die Gewinnmöglichkeiten wahr, die der Handel mit 
Kirchengütern bot, und verkaufte große Teile des Landes an die Bauern weiter. 

Gewinne gab es selbstverständlich auch auf dem elsässischen Immobilienmarkt, 
doch wurden diese durch die Inflation teilweise wieder aufgezehrt, wenn beispiels­
weise Ratenzahlung vereinbart worden war. Nominelle Gewinne, die zwischen 10 und 
30% schwankten, waren deshalb in Wirklichkeit nicht immer so vorteilhafr27. Versu­
che der Verkäufer, auf sofortiger Barzahlung zu bestehen, fanden keine große Reso­
nanz. Das den Handel bestimmende Verkaufsklima war ungleich schwieriger als im 
Moselraum. 

Abschließend sei noch auf das Problem von Konfessionszugehörigkeit und Kauf­
verhalten hingewiesen, da sich angeblich besonders Juden und Protestanten gerade 
beim Weiterverkauf bereichert hätten. Unter den Großhändlern im Elsaß spielten ei­
nige wenige Juden durch ihre umfangreichen Aktivitäten eine besondere Rolle, ob­
wohl der jüdische Anteil an den gesamten Transaktionen bescheiden blieb. Sie erwar­
ben in der ersten Phase nur 2,1 % der Fläche. Diese Juden, deren Geschäftstätigkeit 
vor allem auf die Region Straßburg konzentriert war, hielten sich also in der ersten 
Phase fast ganz zurück und traten erst beim Weiterverkauf als Käufer und Verkäufer 
auf28

• Diesmal erwarben sie zu Handelszwecken 17% der erneut umgesetzten Flä­
chen, die allerdings nur - wie oben ausgeführt - etwa X der in der ersten Phase vom 
Staat verkauften Güter ausmachten. Ihr Geschäftsanteil am Gesamtvorgang betrug 
demnach nur 3,4%29. Im Arrondissement Trier gab es ebenfalls einige wenige finanz­
starke Juden, deren Anteil am Gesamtvorgang des Besitzwechsels jedoch bedeutungs­
los blieb. Bei der katholischen Landbevölkerung konstatiert Marx einen gewissen At­
tentismus, der protestantischen Käufern zugute kam30

. Durch Zukäufe in der zweiten 
Phase war dann der protestantische Vorsprung nicht mehr einzuholen. Im linksrheini­
schen Deutschland gab es zehn Jahre später diese Zurückhaltung auf katholischer 

26 Mm~\; 38l. 
27 Ders., 353 H. 
28 Den., 388-400. 
29 17% der zum zweiten Mal verkauften Grundgüter entsprachen einem 3,4%-Anteil an allen 
vom Staat in der ersten Phase veräußerten Güter. 
30 iHmx, 385. 
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Seite nicht mehr. Dies lag daran, daß der Papst im Konkordat von 1801 die Erwerber 
von Sanktionen freigestellt und den Anspruch auf die säkularisierten Güter aufgege­
ben hatte3 1, was bei den Verkäufen in der Zeit vorher noch unklar gewesen war. Die 
Zurückhaltung der elsässischen Katholiken könnte also durchaus auf religiöse Skrupel 
zurückzuführen sein. Der Handel mit Kirchengütern lief nach 1801 ohne politisch, 
wirtschaftlich oder kirchlich bedingte Einschränkungen ab und führte über Erstkäufe 
und Weiterverkäufe zu einer nachhaltigen Umgestaltung der Besitzverhältnisse an 
Grund und Boden. 

DiskuJSion siehe 5: 44 ff 

Jl J E Crätt Das Eigentum der katholischen Kirche an den ihrem Cultus gewidmeten Metro­
politan-, Cathedral- und Pfarrkirchen nach den in Frankreich und in den übrigen Ländern des 
linken Rheinufers geltenden Gesetzen, (Trier 1859) 72. Barmann, Daniels, Bd. 4, 294. 



Dietmar Stutzer 

Die Sozialverfassung der bayerischen Klöster 
vor der Säkularisation 

Die Darstellung der Sozialverfassung der bayerischen Klöster vor der Säkularisation 
bezieht sich auf die Ordensbesitzungen mit Landstandschaft, also auf jene Ordensnie­
derlassungen, die in der bayerischen Ständevertretung als Besitzer von Landsassengü­
tern auf der Prälatenbank vertreten waren. Rechnet man jene Ordensbesitzungen 
hinzu, die noch vor dem Reichsdeputationshauptschluß aufgehoben oder in ihren 
Rechten wesentlich beschränkt wurden, dann handelt es sich in Altbayern um insge­
samt 25 Klöster der benediktinischen Observanz, um 17 Stifte nach der Augustiner­
chorherrenregel, 6 nach der praemonstratensischen Regel, um 6 Zisterzienserklöster 
und um 5 Einzelklöster, deren Orden in Bayern keine eigenen Provinzen gebildet hat­
ten, sowie um 8 Kollegiatsstifte. Eine Sonderstellung nehmen die ehemals landständi­
schen Klöster in der Oberpfalz ein. MicheIfeid, Ensdorf und Weißenohe gehörten 
zum Benediktinerorden, Speinshart war von Praemonstratensern, Reichenbach und 
Walderbach sowie das Herrschaftsgebiet Waldsassen waren von Zisterziensern besie­
delt. Die sogenannten Mendikanten-Klöster, also die Niederlassungen der Bettel- und 
Schulorden, sind nicht in der Darstellung enthalten. Die Ordensniederlassungen in 
der Oberpfalz mit Landstandschaft nehmen deshalb eine Sonderstellung ein, weil zur 
Zeit der Säkularisation das Besitz- und Nutzungsrecht der Orden an ihren Niederlas­
sungen streitbefangen war. Der bayerische Staat ging von der Vorstellung aus, daß 
schon seit 1556, nämlich seit der Einführung der Reformation in der Oberpfalz und 
der mit ihr verbundenen Selbstdarbietung der Prälatenklöster zur Säkularisation, die 
Landesherrschaft im Vollbesitz der dinglichen und der Nutzungsrechte an den Klo­
sterbesitzungen gewesen und in ihr bis 1802 verblieben sei. Die Wiederbesiedlung mit 
Ordenskonventen ab 1669 unter Ferdinand Maria sei lediglich die Einräumung eines 
widerruflichen Nutzungs- und Wohnrechtes, nicht aber eine Neustiftung von Ordens­
besitz gewesen. Daher habe es einer Säkularisation in der Oberpfalz nicht bedurft. 
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Das Beschäftigungssystem der ständischen Klöster und ihre Sozialver­
fassung 

1. Lohnarbeitsvelfassung 

Die Vorstellung, wie sie beispielsweise A. Schneider l in seiner Untersuchung über 
den Gewinn des bayerischen Staates von säkularisierten landständischen Klöstern 
zum Ausdruck bringt, daß nämlich nur billig arbeitende, mit reichlichem Arbeitskräf­
teangebot aus der eigenen Gemeinschaft versehene religiöse Gemeinschaften in der 
Lage gewesen seien, die oft übergroßen Besitzeinheiten mit ihrer hohen Belastung aus 
Sakral- und Repräsentationsbauten zu erhalten, geht an der historischen Wirklichkeit 
der Wirtschaftsverfassung der Prälatenbesitzungen völlig vorbei. Nicht zuletzt als 
Folge der Einschränkungen bei der Aufnahme von Ordensnachwuchs, vor allem aber 
auch wegen der veränderten Lebenseinstellung werden mit Ausnahme einiger Frauen­
klöster schon vor der Säkularisation alle Ordensgemeinschaften von einem geringen 
Umfang ihrer Konvente gekennzeichnet. Die mittelalterliche "Klosterstadt", von der 
Prinz berichtet>, oder die zisterziensische Sozialverfassung mit großen Gruppen von 
Konversen und einem so hohen Handarbeitskräfteangebot, daß zu seiner spirituellen 
Verwertung ein Betriebssystem aufgebaut werden mußte, gehörten am Ende der Ba­
rockzeit schon seit Jahrhunderten einer in dieser Geschichtsperiode sogar weitgehend 
vergessenen Vergangenheit an. Das hervorstechende gemeinsame Merkmal aller 01'­
densniederlassungen ist vielmehr die sehr ausgeprägte Arbeitnehmerbeschäftigung 
und die hochdifferenzierte Lohnarbeitsverfassung. 

Während eine exakte Quantifizierung der Teilzeitbeschäftigung wegen der Lücken 
im Material und den damals üblichen Aufschreibungsformen nicht gelingt, läßt sich 
dagegen die Zahl der Vollzeitarbeitsplätze in den Klöstern sehr genau feststellen. Sie 
betrug nach den Lohnlisten und den "Pensionsnorma" der Aufhebungskommissare3 

4239 voll entlohnte Arbeitnehmer, bei denen schon wegen des Gewichtes der land­
und forstwirtschaftlichen Besitzteile die Beschäftigung in diesem Bereich den größten 
Umfang erreichte. Von mindestens ebenso großem Interesse ist die Beschäftigung von 
Teilzeitarbeitskräften, deren Ermittlung aber mit den bereits erwähnten Schwierigkei­
ten verbunden ist, um so mehr, als zwischen dem Lohnarbeitsbereich und dem Schar­
werkereinsatz bei diesen Teilzeitbeschäftigten häufig nicht klar unterschieden wurde. 
Um wenigstens zu einem Annäherungswert zu gelangen, wurden die Zahlen über die 

1 A. Sr!;neido; Der Gewinn des bayerischen Staates von säkularisierten landständischen Klöstern 
in Altbayern: in: MBM 23 (1970) 153. 
2 Friedric!; Prinz, Bayern vom Zeitalter der Karolinger bis zum Ende der Welfen herrschaft (788-
1180). Die innere Entwicklung: Staat, Gesellschaft, Kirche, Wirtschaft. § 35. Klöster und Stifte, 
in: Handbuch der Bayerischen Geschichte, hrsg. v. !Hax Spindler(München 1975) Bd. 1,273-403. 
J Jeder der Kommissare bediente sich neben der Tabellenform für die sogenannten Lohn- oder 
Dienstgenußfassionen einer weiteren Tabelle, der "Pensionsnorma", einer Tabelle, in der für die 
Arbeitnehmer, die er zum Empfang einer Pension vorschlug, Lebensalter, Dienstalter, Durch­
schnittslohn und Gesundheitszustand angegeben und aus diesen Grunddaten dann ein Pensions­
vorschlag errechnet wurde. Klosterdienerschaft und Entschädigung. BayHStA GR 641. 
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Teilzeitbeschäftigung, die bei einigen Klöstern mit besonders exakter Lohnbuchfüh­
rung und einem entsprechenden Repräsentationsgrad gefunden werden konnten, in 
Beziehung zu der bewirtschafteten Bodenfläche beziehungsweise zu den betriebenen 
Handwerken gesetzt und so der Gesamtarbeitsbedarf beziehungsweise Arbeitseinsatz 
je ha land- und forstwirtschaftlicher Fläche oder je gewerblicher Produktionseinheit 
ermittelt. Daraus ließ sich ein Anhaltswert für den durchschnittlichen Arbeitsbedarf 
jedes einzelnen Klosters gewinnen, dessen hauptberufliche Beschäftigtenzahlen zu er­
mitteln waren. Die Differenz zwischen dem Arbeitsangebot aus diesem exakt festge­
stellten Arbeitskräftebestand und dem errechneten Durchschnittsbedarf ergibt jene 
Arbeitsstundenzahl, für deren Deckung Teilzeitbeschäftigte eingesetzt worden sein 
dürften. Aus den Lohnlisten ergibt sich, daß mit Ausnahme des Viehpflegepersonals 
eine Arbeitskräfteeinheit mit höchstens 2200 Stunden gleichzusetzen ist. Dividiert 
man nun den Differenzbetrag zwischen dem durchschnittlichen Arbeitsbedarf der 
festgestellten Betriebsprogramme und den genau bekannten Beschäftigtenzahlen bei 
den hauptberuflichen Arbeitnehmern durch 2200, dann ergibt sich die rechnerische 
Zahl von Arbeitskräften, die zur Deckung dieses Bedarfes zusätzlich aus Teilzeitbe­
schäftigung gewonnen werden mußte. Am Ende dieser Schätzung steht ein Einsatz 
von 5512 Arbeitskräfteeinheiten, die sich selbstverständlich auf eine weit größere Per­
sonenzahl verteilen, die zusätzlich aus der Teilzeitbeschäftigung, namentlich der un­
terbäuerlicher Sozialgruppen in den Herrschaftsgebieten der Klöster, gewonnen wur­
den. Rechnerisch entsteht so eine Gesamtzahl von 9751 Vollarbeitskräften, die sich 
einschließlich von gelegentlich mitarbeitenden Familienangehörigen auf eine Perso­
nenzahl von etwa 32-37000 Bewohnern der Einflußgebiete der Prälatenbesitzungen 
verteilt haben dürften4

. Man kann daher davon ausgehen, daß etwa 10% des damali­
gen Arbeitskräftebestandes der bayerischen Wirtschaft in Arbeits- und Lohnbeziehun­
gen zu den Landklöstern standen. Pro Kloster ergibt sich ein Durchschnittsbestand 
von 66 vollzeitbeschäftigten und 96 teilzeitbeschäftigten Arbeitskräfteeinheiten5

. 

Dieser Gesamtbeschäftigungsbereich wird von einer vollen Lohnarbeitsverfassung 
bestimmt, in deren Mittelpunkt ein Mischlohn aus Naturalleistungen, Barentlohnung, 
Versorgungszusagen und bestimmten Dienstleistungen steht. Im Vordergrund ist da­
bei der Naturallohn zu sehen, der zwischen 75 und 80% der Lohnwerte erreicht, und 
nicht nur Kost und Logis, sondern auch bestimmte Teile der Kleidung, Aussteuergut 
und zusätzliche Sonderzuwendungen in Naturalform zum Beispiel an Feiertagen um­
faßt. Bei den Teilzeitbeschäftigungen sind die Naturallohnportionen so bemessen, daß 
zum Beispiel bei Brot, Fleisch und Bier eine Mitversorgung von Angehörigen möglich 
und auch beabsichtigt ist6

. Der Geldlohnanteil erreicht im Durchschnitt 15% der Ge-

<I Die Zahl ist deshalb nicht endgültig zu sichern, weil in den Lohnfassionen bei Teilzeitbeschäf­
tigung, wie Anm. 3, stets nur der Teillohn, nicht aber die geleistete Teilarbeitszeit angegeben 
wird. Deshalb mußte aus den Teillöhnen auf die Teilarbeitszeiten rückgeschlossen werden. Die 
Zahl ist deshalb als rechnerischer Wert zu betrachten. 
, Eine Vollarbeitskraft kann unter den Beschäftigungsbedingungen der Klöster nur mit etwa 
2200 Arbeitsstunden im Jahr gleichgesetzt werden. Vgl. Die landständischen Klöster Bayerns 
und der Oberpfalz als Besitz- und Unternehmenseinheiten und ihre Sozialsysteme zur Zeit der 
Säkularisation 1803, (Diss. 1982) Ziff. 10, S. 237 ff. 
G Wie Anm. 5 Ziff. 10, S. 237 H., 272 ff. 
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samtentlohnung und wird in der Regel als Jahreslohn gewährt. Die überraschend ho­
hen Sparbeträge, die sich für die meisten Klosterarbeitnehmer zu irgendeinem Zeit­
punkt ihrer Beschäftigung in den Spar-Kassen ihres Dienstherrn nachweisen lassen, 
deuten darauf hin, daß dieser Lohnteil von beiden Seiten in erster Linie als Möglich­
keit zur Ersparnisbildung aufgefaßt wurde. In den meisten Arbeitsverhältnissen lassen 
sich zusätzliche Geldlohnanteile feststellen, die am ehesten als "Treue- oder Lei­
stungsprämien" zu beschreiben sind und häufig unter der Bezeichnung "Haftelgeld" 
auftreten. Die Wertschätzung, die gerade von jüngeren Dienstboten diesem Lohnteil 
entgegengebracht wurde, läßt vermuten, daß es sich hier um Barbezüge handelte, die 
als eine Art "Taschengeld" bei besonderen Gelegenheiten verausgabt wurden. Bei den 
in allen Klöstern zahlreichen Fuhrleuten und auch bei den Handwerkern treten Son­
derbezüge durch Spesenreste - Spesen waren stets erstaunlich großzügig bemessen -
und Trinkgelder auf, die sich naturgemäß kaum quantifizieren lassen. Eine Bewertung 
der gewährten Wohnung ist mit außerordentlichen Schwierigkeiten verbunden. Bei 
der außerordentlich hohen Eigentumsquote in der damaligen ländlichen Gesellschaft 
Bayerns, die über 80% betrug7

, bestanden in den ländlichen Siedlungsgebieten prak­
tisch keine funktionierenden Mietenmärkte, aus denen Äquivalenzwerte für die von 
den klösterlichen Dienstherren gewährten Unterkünfte abgeleitet werden können .. 
Auch die Kommissare standen bei ihren Wohnwertberechnungen vor diesem Pro­
blem, ohne es überzeugend gelöst zu haben. Häufig findet man allerdings die Mei­
nungsäußerung der Beamten, "die Logie" sei 8,10 oder 12 fl wert, so daß man mit aller 
Vorsicht die Annahme aussprechen kann, daß etwa 10-12% der Natural- und Geldbe­
züge eines Klosterarbeitnehmers noch als Wert der Unterkunft hinzuzurechnen sind. 
Damit ergeben sich Jahresbezüge im Wert zwischen 95 und 110 fl, die damit ziemlich 
genau dem von mehreren Autoren festgestellten bayerischen Einkommensdurch­
schnitt entsprechen8. Die Beschäftigung war, wie in der gesamten Wirtschaft der vor­
industriellen Zeit, auf Jahresarbeitsverhältnisse angelegt, die durchschnittliche Be­
schäftigungsdauer lag bei allen Klöstern bei etwa 12 Jahren, bei nicht wenigen Präla­
tenbesitzungen aber weit höher, so daß schon aus diesen Zahlen auf eine ausgeprägte 
Stabilität in der Arbeits- und Sozialverfassung geschlossen werden kann. Aus den Ar­
beitstagebüchern und Lohnlisten ergibt sich eine durchschnittliche Beschäftigung von 
etwa 2200-2350 Stunden pro Jahr und eine durchschnittliche Tagesarbeitszeit von 8,6 
Stunden. Man kann daher davon sprechen, daß von 365 Kalendertagen etwa 120 ar­
beitsfrei waren, oder daß von 7 Wochentagen 2,3 arbeitsfrei gewesen sind. Die Rege­
lung ergibt sich nicht zuletzt aus dem damaligen Feiertagssystem, das noch durch be­
stimmte klösterliche Sonderregelungen ergänzt wurde. Hinzu kommt das in der ge­
samten Arbeitnehmerschaft Bayerns im 18. Jahrhundert - zeitgenössisch als Eh'hal-

7 Dietmar Stutzer, Unterbäuerliche gemischte Sozialgruppen Bayerns und ihre Arbcits- und So­
zialverhältnisse, in: Wittelsbach und Bayern, Bd. 11/1: Um Glauben und Reich. Kurfürst Maximi­
lian 1., hrsg. von Hubert Glaser(München 1980) 264- 268. 
8 Vgl. Eckart Schremmer, Die Wirtschaft Bayerns. Vom hohen Mittelalter bis zum Beginn der In­
dustrialisierung. Bergbau - Gewerbe - Handel, (München 1970) und H Platz, Geschichte der 
ländlichen Arbeitsverhältnisse in Bayern, (München 1904) und IW. J Elsas, Umriß einer Ge­
schichte der Preise und Löhne in Deutschland, (ohne Ort 1936). 
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ten- und Tagwerkerwesen bezeichnet - verbreitete Verhalten der bewußten Leistungs­
verminderung und Leistungsverweigerung, das eine Folge des aufs äußerste ange­
spannten Arbeitsmarktes und der staatlichen Lohnrestriktionen war9. 

Die Beschäftigungsverhältnisse waren auf lange Dauer und Beschäftigungssicherung 
angelegt, die Betriebsorganisationen folgten sozialwirtschaftlich orientierten Mustern 
und gestalteten die Betriebs- und Arbeitsprozesse so, daß die Weiterbeschäftigung von 
Arbeitnehmern auch geringerer Leistungsfähigkeit und zunehmenden Alters möglich 
wurde. Der so üppig entwickelte und stets aus den Sozialformen des Barock abgelei­
tete Bereich der Dienerbeschäftigung in den Klöstern selbst stellt sich aus arbeitswirt­
schaftlicher Sicht in erster Linie als Versorgungsbeschäftigung dar 1o

. 

Die Möglichkeiten von Familiengründungen mit eigenem vollem Hausstand oder 
Teilhausstand - die Existenzform des verheirateten Dienstboten, der zusammen mit 
seiner Familie auch nach der Eheschließung weiterhin in der Klosterküche verpflegt 
wird, war sehr geschätzt - bestand für etwa 25-30% der Beschäftigten. Unterschieden 
wurde zwischen einer Beschäftigung mit und ohne Heiratskonsens, die Erteilung des 
herrschaftlichen Heiratskonsenses bedeutete eine lebenslange Versorgungszusage, die 
auch für hilfsbedürftige Nachkommen Rechtskraft hatte. Die Systeme der sozialen Si­
cherung waren hoch entwickelt und hatten beamtenrechtsähnlichen Charakter, die in 
diesem System gewährten Leistungen gehörten zur Entlohnung und sind als Bestand­
teile des Lohnfindungssystems zu betrachten 11. 

2. Handlllerkerbeschaftigung 

Bei allen Prälaten besitzungen fällt eine sehr intensive Handwerkerbeschäftigung 
auf, deren Intensität vor allem dann erkennbar wird, wenn sie in Beziehung zum Kapi­
taleinsatz gesetzt wird. Während nur 3-4% des Anlageaktivkapitals in den gewerbli­
chen Besitzteilen gebunden waren, haben diese Gewerke 10-12% der Beschäftigten­
zahlen aufgenommen l2

. Diese Betriebshandwerker sind soziologisch nicht etwa unter 
die von den Zünften so sehr bekämpften "Pfuscher, Störer und Bönhasen" und die 
zunftfreien Landhandwerker einzuordnen, die mit Hofmarkskonzessionen einer ge­
werblichen Teilzeitbeschäftigung nachgingen, und sowohl von den Zünften als auch 
von der staatlichen Wirtschaftspolitik mit Argwohn und Ablehnung bedacht wur­
den 13. Der Typ des Klosterhandwerkers ist vielmehr der Meister oder mindestens der 
losgesprochene Geselle - der Meister mit Lehrberechtigung -, der sowohl in seiner 
Sozial- wie auch in seiner Einkommensverfassung dem Klosterbeamten wesentlich 
nähersteht als den Gesindearbeitskräften in der Land- und Forstwirtschaft. Die Mög­
lichkeiten der Familiengründung und der Einrichtung eines eigenen Hausstandes sind 

9 Stl/tzel; (wie Anm. 7). 
10 Wie Anm. 5 Ziff. 10, S. 237 ff. 
11 Wie Anm. 5 Ziff. 10, S. 237-247, 272 ff. 
12 Wie Anm. 5 Ziff. 10, S. 220 ff, 272 ff. 
1] Se!JremmeT; (wie Anm. 8) 111, 115, 130, und Michael Sfiirmeli Herbst des alten Handwerks, 
(Quellen zur Sozialgeschichte des 18. Jahrhunderts, München 1979) 13 ff., 153 ff. 
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bei den Klosterhandwerkern im allgemeinen so günstig, daß sie fast als Teil des sozia­
len Besitzstandes gelten können, die Einkommen erreichen im Durchschnitt das 
2,8-3,5fache des durchschnittlichen Einkommens aller Arbeitnehmer, so daß bereits 
entsprechende Möglichkeiten zur Finanzierung kultureller Daseinsbestandteile und 
zur Investition in die nachfolgende Generation gegeben sind 14. 

Die Klosterhandwerke sind ~ämtlich ausbildungsintensiv geführt worden. Etwa 25-
30% der Arbeitsplätze im handwerklich-gewerblichen Bereich waren Ausbildungs­
plätze. Die in den Klosterbetrieben erworbenen Qualifikationen des Nachwuchses wa­
ren anerkennungsfähig und schufen die Voraussetzungen für die Fortsetzung des Aus­
bildungsvorganges in anderen Handwerksbetrieben und für zünftische Freisprechun­
gen. 

Zwar läßt sich in allen Klöstern unabhängig von ihrer Größe und der Bedeutung 
der Brauerei für die Ertragsbildung feststellen, daß die Rolle des Lohnführers unter 
den Handwerkern und Arbeitern stets beim Braumeister zu suchen ist, trotz geringe­
rer Bezüge nehmen aber die Handwerker aus dem Tischler-und Maurerhandwerk, 
nicht selten auch die Klosterschmiede und -schlosser meistens eine sozial höherran­
gige Position in der Unternehmenshierarchie ein als der Braumeister. Die Gründe fin­
den sich in dem Aufstieg der Meister in den Bau- und Ausbauhandwerken der Klöster 
in die Rolle von Planern, Architekten und kreativen Kunstgestaltern. Dabei fällt auf, 
daß dieser Aufstieg am häufigsten und am überzeugendsten noch vor den Stukkateu­
ren den Tischlern gelungen ist. Der Benediktbeurer Klosterkistler Michael Ötsch­
mann kann in seiner Rolle als Planer und Architekt des größten Teils der heute noch 
bestehenden Klosteranlagen als durchaus gruppenrepräsentativ gelten15 . Es ist anzu­
nehmen, daß es dieser Handwerkergruppe auch gelungen ist, die zeitübliche räumli­
che Enge zu überwinden und in Verbindung mit ihren Dienstherren Gelegenheit zu 
Reisen für berufliche und technische Bildung wahrzunehmen. 

Jedes Kloster hat eine Anzahl Gewerke unterhalten, die wegen ihres geringen Um­
fangs und ihrer begrenzten Bedeutung keine Meisterbeschäftigungen erforderten. Dies 
gilt besonders für die Zulieferbetriebe und die lebensmittelverarbeitenden Werkstät­
ten. Die entsprechenden HandwerkersteIlen waren meist mit jüngeren Gesellen be­
setzt, die dort entweder mehrere Fremdjahre abdienen oder auch eine für eine Fami­
liengründung ausreichende Existenz unterhalb der Meisterexistenz finden konnten. 

Einen Übergangsbereich zur Landwirtschaft bilden die Ziegeleien, Kalköfen und 
Sägewerke, die von jedem Kloster unterhalten wurden. Hier finden sich in der Regel 
ehemalige Beschäftigte der landwirtschaftlichen Betriebe, die sich über einen Anlern­
vorgang die notwendigen Kenntnisse zum Betrieb dieser Anlagen angeeignet hatten 
und dann in eine Spezialistenbeschäftigung überwechseln konnten. Nach ihrer Sozial­
und Einkommensverfassung gehörten auch die Jäger und Holzförster der Klöster zu 
der Gruppe der Handwerker, die ähnliche Einkommensstrukturen erkennen lassen, 
die aber meist über Anlernvorgänge aus der Waldarbeiterschaft und vor allem der 
breiten Schicht der unterbäuerlichen Söldner der Hofmarken gewonnen wurden. So-

I4 Ziff. 10, S. 237 ff., 272 ff. 
15 P. L. Weber, Benediktbeuern, Kunst- und Geschichtsführer, (Benediktbeuern 1979) 7 f. 
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ziologisch kann man schließlich auch die von den meisten Klöstern beschäftigten Baa­
der und Wundärzte und Schullehrer in die Nähe der Handwerkergruppe rücken. Ihre 
Bezüge lagen meist unter denen der Meister in den Gewerken und deutlich unter de­
nen der Braumeister. Dagegen hatten sie praktisch immer die Möglichkeit der Fami­
lien- und Hausstandsgründung. 

Gemeinsames Kennzeichen dieser Beschäftigtengruppen, in denen sich die an­
spruchsvolleren Bestandteile der Sozialverfassung der Klöster verwirklicht haben, ist 
die starke Verbreitung von Wohneigentum, das nahezu bei allen Angehörigen der 
Handwerkergruppe im weiteren Sinne ab dem heiratsfähigen Alter anzutreffen ist. 
Allgemein läßt sich sagen, daß im Wohneigentum und im beweglichen Vermögen der 
Familien, die zu dieser Gruppe zu rechnen sind, Werte von etwa 2-2,5 Jahreseinkom­
men, also von 700-800 fl, gebunden waren. Ein weiteres wesentliches gemeinsames 
Kennzeichen, das sich aus der Lohnverfassung ergab, sind frei verfügbare Einkom­
mensanteile von 20-25% der Jahreseinkommen 16. 

3. Dienstboten-und TagelähnerbmNtftigllng 

Die Beschäftigung von Dienstboten und Tagelöhnern bei den Prälatenklöstern 
nimmt quantitativ den weitaus größten Anteil ein, weil diese Sozialgruppe den Ar­
beitsbedarf der Land- und Forstwirtschaft, aber auch der Haushaltungen zu decken 
hatte. Nur mit größter Zurückhaltung ist hier ein Gruppen- oder gar Klassenbegriff 
anzuwenden. Viel eher ist davon auszugehen, daß es sich um eine Altersstufe handelte. 
Dafür spricht vor allem das bei einer gruppensoziologischen Untersuchung ermittelte 
niedrige Durchschnittsalter der Dienstboten in der klösterlichen Land- und Forstwirt­
schaft, das sich bei etwa 24 Jahren feststellen ließ. Dem entsprachen auch die durch­
schnittlichen Dienstzeiten von etwa sechs Jahren, die allerdings bei den Klöstern weit 
über denen der bäuerlichen Landwirtschaft gelegen haben, in der die Fluktuation auf 
den sehr unruhigen und arbeitnehmergünstigen Arbeitsmärkten anormal hoch war l7

. 

Führt man die Untersuchung weiter und dringt zu den höheren Altersgruppen vor, 
dann stellt man fest, daß die Führungspositionen in der klösterlichen Land- und Forst­
wirtschaft, also die der Bauleute und Schwaiger, in großen Betrieben auch der Ober­
knechte und zuweilen auch der Oberdirnen, mit Personen in einem Alter zwischen 32 
und 36 Jahren besetzt waren. Nachdem diese Positionen innerhalb der Sozialverfas­
sung der Unternehmen in der Regel bereits Heiratsmöglichkeiten enthielten, deutet 
schon dieses Zahlenverhältnis auf ein recht rasches Aufrücken bei entsprechenden 
Qualifikationen hin ls. Gestützt wird die Annahme, daß die Dienstboten/Eh'halten 
auch der großen Klosterbesitzungen hauptsächlich eine Altersgruppe umfassen, durch 
die Tatsache, daß sich unter den Beschäftigten der landwirtschaftlichen Betriebe eben 
nur bei den Inhabern der angehobenen Positionen Vertreter des mittleren oder auch 

16 Wie Anm. 5 Ziff. 10, S. 220 ff., 272 ff. 
17 Stutze/; (wie Anm. 7). 
18 Wie Anm. 5 Ziff. 10, S. 220 ff. 
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weiter fortgeschrittenen Lebensalters finden. Die Antwort auf die Frage, in welche 
Existenzform die Dienstbotenexistenz mündete, findet sich bei den Gruppen der Tag­
werker und der Klosterdiener, zum Teil auch beim Stallpersonal. Dienstboten mit so­
zialen Aufstiegszielen, mit der Absicht der Familiengründung und der Bereitschaft, 
Sparprozesse über eine längere Zeit durchzuhalten, hatten die Möglichkeit des Über­
gangs auf die Tagwerker- und Häuslerexistenz und in einem Teil der Fälle auch auf 
die Existenzform des unterbäuerlichen Söldners. Die Einkommensverhältnisse haben 
sich zwar durch diesen Übergang in der Regel nicht erheblich umgestaltet - die Ten­
denz des überbeanspruchten Arbeitsmarktes zur Einkommensnivellierung war sehr 
ausgeprägt -, aber dieser Entschluß ermöglichte Familiengründung, eigenen Haus­
stand, Wechsel des Arbeitgebers und die Chance, freie Arbeitsspitzen zwar unregel­
mäßig, dann aber verhältnismäßig einkommenswirksam zu verwerten. Die Elite dieser 
ehemaligen Dienstboten und späteren Tagwerker und Häusler hat mindestens seit 
Ende des 16. Jahrhunderts den Weg in die bodenbesitzende Söldnerexistenz finden 
können, die in der Politik der Hofmarksherren die mannigfachsten Stützen gefunden 
hat. 

Jene Sozialgruppen, die sich im höheren Lebensalter als Klosterdiener mit den ver­
schiedensten Funktionen finden, werden meist von den ehemaligen Dienstboten re­
präsentiert, die aus welchen Gründen auch immer einen Wechsel der Existenzform 
nicht vollzogen haben und von der Klosterführung mit zurückgehender Leistungsfä­
higkeit in schonendere Versorgungsbeschäftigungen, meist bis zum Lebensende, über­
nommen wurden. Hier lassen sich in der Einkommensverfassung dann erhebliche Än­
derungen in Form von Lohnrückgängen nachweisen 19

. Deshalb kann insgesamt davon 
gesprochen werden, daß die Lohnkurven etwa der Gestalt steiler Ellipsen und damit 
den Lebenskurven nachgebildet waren. 

Der Scharwerkereinsatz hat bei den meisten Klöstern trotz des in ganz Bayern im 
18. Jahrhundert zu beobachtenden Rückganges der Naturalscharwerke einige Bedeu­
tung behalten, die an die landwirtschaftliche Betätigung in der Wirtschaftsverfassung 
des einzelnen Klosters gebunden blieb. Die Gründe finden sich in der Notwendigkeit, 
die beiden wichtigsten Arbeitsspitzen im landwirtschaftlichen Produktionsjahr, den 
ersten Heuschnitt und die Getreidemahd, zu brechen. Gelegentlich tritt Scharwerks­
einsatz auch im Fuhrbereich, dann aber immer mit Entlohnung auf. Allgemein konnte 
festgestellt werden, daß mit wenigen und dann von der staatlichen Verwaltung ener­
gisch bekämpften Ausnahmen die gemessenen Scharwerke der Normalfall waren, wo­
bei für den ganzen Hof 3,5-4 Handscharwerkstage und 2 Gespannscharwerkstage an­
gesetzt wurden. Die kleineren Anwesen hatten entsprechend geringere Praestations­
pflichten. Die Vorstellung, die Scharwerkspflicht sei für die Grund- oder Gerichtsher­
ren mit dem Privileg des völlig kostenfreien Bezuges von Arbeits- und Zugkraftlei­
stungen gleichzusetzen, trifft jedenfalls für den klösterlichen Ortsherrschaftsbereich 
nicht zu. Es ließ sich feststellen, daß den Scharwerksbauern gewisse Gegenleistungen 
in Form einer Hauptmahlzeit und einer Brotzeit bei ganztägigem Einsatz und beim 
Einsatz von Zugtieren auch Futterstoffe zugewandt wurden. Zuweilen läßt sich auch 

19 Wie Anm. 5 Ziff. 10, S. 220ff. 
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eine Vergütung in Geld als Gegenleistung für die Fütterung der Zugtiere feststellen 20
• 

Von den Scharwerksbauern ist dieses System des Leistungsaustausches geschätzt wor­
den. Im allgemeinen ergab sich eine, wenn auch nicht allzu gewichtige Umverteilung 
von festen Kosten auf einen zusätzlichen Kostenträger, weil durch den Einsatz der ei­
genen Leute und der Zugtiere als Scharwerker Einsparungen beim Haushalts- und 
Futteraufwand auf dem eigenen Hof erzielt wurden. Die Bauern haben jedenfalls diese 
Gegenleistungen ihrer Grundherren hoch genug eingeschätzt, um bei der Säkularisa­
tion Ersatzansprüche gegen den Staat geltend zu machen, nachdem ihr Scharwerk 
nicht mehr benötigt wurde. Für die Verwaltung brachten diese Ansprüche außeror­
dentliche Bewertungsschwierigkeiten, deren Lösung schließlich zu der von Montgelas 
gebilligten Entscheidung führte, daß der Wert der Bezüge der Scharwerksbauern ohne 
Gespann mit 4-6 Kr pro Tag, mit Gespann mit 8-11 Kr zu bewerten sei2l

. 

4. Die Bes(-hciftigungvon Ordensangehörigen 

Fragt man nach der Bedeutung des Einsatzes von Ordensangehörigen in den Klo­
sterbesitzungen, so hat man scharf zwischen den Männer- und Frauenorden zu unter­
scheiden. Bei den Männerorden, und zwar selbst bei den Benediktinern und Zister­
ziensern, ist ab dem späten 17. und während des ganzen 18. Jahrhunderts bis zur Auf­
hebung der arbeitende Laienbruder eine derart seltene und vereinzelte Erscheinung, 
daß die wenigen nicht als Priester geweihten Ordensangehörigen wie verlorene Er­
scheinungen in der Sozialverfassung wirken, die sich auch in die Betriebs- und Ar­
beitsorganisation gar nicht mehr recht einordnen lassen. Geht man von dem auch 
1803 noch durchaus anwendbaren Begriff der "klösterlichen Familia" aus und betrach­
tet alle Angehörigen einer solchen Gruppe als Mitglieder einer sozialen Einheit, dann 
stellt man fest, daß die Laienbrüder einschließlich der vom Staat bereits zwangsweise 
dorthin versetzten Bettelmönche mit 4,3% aller Klosterangehörigen noch eine klei­
nere Teilgruppe als die Pensionäre mit 5,6% ausmachen. Selbst typische Funktionen 
oder Beschäftigungen für Laienmitglieder eines Ordens, wie Pförtner, Gärtner, Apo­
thekengehilfe oder Meßdiener, werden in den meisten Männerprälaturen von weltli­
chen Beschäftigten ausgeübt. Ordensangehörige Arbeiter finden sich deshalb bei den 
Klöstern der Männerorden nur noch in Zufalls-, Hilfs- oder Spezialfunktionen, zum 
Beispiel als Schnitzer oder Bildhauer, und in zahlreichen Chorherrenstiften praktisch 
überhaupt nicht mehr. 

Ein völlig anderes Bild bietet die Sozialverfassung der Frauenklöster, wobei zu beto­
nen ist, daß Frauenprälaturen nur bei den Orden der Benediktiner, der Zisterzienser 
und der Augustinereremitinnen, der Birgittiner, der Clarissinnen und der Dominika­
nerinnen vertreten waren. Die AlIglistinerchorherren ließen keinen weiblichen Zweig 
zu, von den Praemonstratensern war ein FralIenkloster in Bayern nicht eingerichtet 

20 Wie Anm. 5 Ziff. 11, Zusammenfassende Darstellung aller Ordensbesitzungen. 
" Abgeltungen an die Scharwerksbauern für entgangenen Scharwerksgenuß. BayHStA GR 
641/2. 
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worden 22
• Im Verhältnis zu ihren wirtschaftlichen Möglichkeiten waren die Frauen­

klöster mit Ausnahme von der Großabtei GeisenfeId übersetzt, das Verhältnis zwi­
schen Kapitalausstattung und Konventsgröße war bei den meisten Frauenklöstern 
derartig eng, daß von dem selbst unter günstigsten Bedingungen erzielbaren Kapital­
ertrag nur ein so kärglicher Anteil auf die einzelne Klosterfrau entfiel, daß nicht selten 
kaum noch zu erkennen ist, wie mit einer so geringen Ausstattung an wirtschaftlichen 
Mitteln überhaupt noch eine auch nur minimale Existenzsicherung möglich gewesen 
sein solF3• 

Die Sozial-und Arbeitsverfassung der Frauenklöster beruhte bis in den Bereich der 
Landwirtschaft, besonders der Viehhaltung, im wesentlichen auf dem Einsatz ordens­
eigener Arbeitskräfte, und zwar meistens der Laienschwestern. Sie sind auch als Ar­
beitskräfte im handwerklichen Bereich, besonders in der Lebensmittel- und Textilver­
arbeitung bestimmend. Das gleiche gilt für die Haushaltsführung und die unmittelba­
ren Sozial- und Dienstleistungen eines Klosters. Der Regelfall ist dabei eine schroffe 
soziale Hierarchie zwischen den Chorschwestern und den Laienschwestern, besonders 
in den Frauenklöstern mit Adelsvorbehalt, wie etwa Frauenchiemsee24 . 

Die im allgemeinen günstige Ertragsverfassung der Frauenabteien und ihre erstaun­
liche Kapitalbildungskraft, die sich bis ins frühe 16. Jahrhundert zurückverfolgen läßt, 
beruht wirtschaftlich hauptsächlich auf der Entlastung der Kostenseite der Besitzun­
gen durch eingesparten Lohnaufwand, der seine Grundlage in der intensiven Beschäf­
tigung von Laienschwestern gefunden hat. 

Die Verfahren der Lohnfindung als Grundlage der Verteilung des erwirtschafteten 
Produktes lassen sich an einem Einzelbeispiel, nämlich dem Beschäftigungssystem des 
Benediktinerklosters Benediktbeuern, recht gut verfolgen. Vorab ist zu bemerken, daß 
dies vor allem das Ergebnis einer überdurchschnittlich qualifizierten Buchführung ist, 
die sich in dieser Form bei den meisten Prälatenklöstern nicht wiedergefunden hae5• 

Zwei wichtige Grundbereiche der Beschäftigung lassen sich unterscheiden, nämlich 
die Produktions- und die Dienstleistung. Im ertragsbildenden Produktionsbereich wa­
ren 52,2% aller Arbeitnehmer beschäftigt, aber sie bezogen 69,7% des gesamten 
Lohnaufwandes. 41,8% der Beschäftigten mußten dagegen mit einem Anteil von 
30,3% auskommen. Darin kommt also die Bewertung der Produktivität zum Aus­
druck. Zwar sind alle beschäftigt worden, aber diejenigen, die eine höhere Produktivi­
tät erreichten, erhielten auch einen höheren Anteil am Gesamtlohn. Daß sich diese 
41 % der Beschäftigten mit nur 30% der Lohnsumme zufriedengeben mußten, hängt 
einmal mit der Beteiligung der höherverdienenden Handwerksmeister und Facharbei­
ter an der Gruppe zusammen, die im ertragsbildenden Bereich beschäftigt war. Zum 
andern erklärt es sich aber auch daraus, daß in der Dienstleistungsgruppe die Versor­
gungsempfänger, die Frauen, und die weniger leistungsfähigen Arbeitskräfte mit ge-

22 Wie Anm. 5 Ziff. 11, S. 388ff., 445ff., und Chorherrenstifte. BayHStA GR 640/2. 
23 Personaltabellen, Personalkataster 1809, Personalstand zur Zeit der Inventarisation. BayHStA 
GR 635, 636, 637, 638. 
24 Wie Anm 5. Ziff. 11, S. 312. 
25 Generaltabelle über Dienstpersonal und Pensionisten vom Kloster Benediktbeuern. BayHStA 
KL 103/19. 
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ringwertigen Beschäftigungen besonders stark vertreten waren. Benediktbeuern hat 
seine Versorgungs- und Beschäftigungszusagen vor allem durch den Ausbau dieses 
Beschäftigungsbereiches und zum Teil sogar durch eine sehr weit getriebene Arbeits­

teilung verwirklicht. 
Die Funktionsbeschreibungen (zum Beispiel 1. Abspülerin, 2. Abspülerin, Einhei­

zer, Torwächter, Türpförtner, Konventdiener, Gastdiener usw.) zeigen, daß die vorhan­
dene Menge an Beschäftigung solange aufgeteilt und die einzelnen Funktionen soweit 
voneinander geschieden wurden, bis Betätigungsmöglichkeiten für das gesamte an­
spruchsberechtigte Personal vorhanden waren. Im landwirtschaftlichen Hauptbetrieb 
des Klosters wurde dieses Verfahren fortgesetzt. Es ist deutlich, daß in der Innenwirt­
schaft des Mayrhofes von Benediktbeuern eine Arbeitsteilung geherrscht hat, die in 
den Schwaigen nicht anzutreffen war. In den Lohnlisten werden Funktionen angege­
ben (Kastenknecht, Kastenhelfer, Strohabwerfer, Strohschneider, Kälberhirt, Kuhhirt, 
Fohlenhirt, Pferde hirt usw.), die in ihrer Enge auf Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung 
und Unterbringung von älteren Arbeitskräften mit abnehmender Leistungsfähigkeit in 
geschützten Räumen bei gleichmäßig wiederkehrenden Arbeitsverrichtungen ohne 
Belastungswechsel und ohne Spitzenbeanspruchungen schließen lassen. Das Durch­
schnittsalter dieser Personengruppe mit 53,3 Jahren bestätigt diese Annahme26

. 

Nimmt man nun nur die quantitative Auf teilung der Beschäftigtengruppen auf Pro­
duktions- und Dienstleistungsbereich zum Maßstab, so entsteht zunächst der Ein­
druck, als sei den Arbeitnehmern im ertragsbildenden Teil der Klosterunternehmen 
eine hohe Versorgungs- und Lohnlast für die Dienstleistenden aufgebürdet worden. 
Die Untersuchung des Anteils bei der Gruppen an der Gesamtlohnsumme mildert 
diesen Eindruck. Das System der Lohnfindung und -bemessung war stärker als das Sy­
stem der Beschäftigungsfindung an Merkmalen der Vorbildung und an der Produkti­
vität orientiert und hat über die Entlohnung einen gewissen Ausgleich zugunsten der 
Arbeitnehmer herbeigeführt, die direkt an der Wertschöpfung beteiligt waren. Wer 
seine Anrechte auf Versorgungs- und Beschäftigungsgarantie in Anspruch nehmen 
mußte oder wollte, der wurde selbst an den Kosten dieser Zusagen beteiligt, nämlich 
durch den Zwang zu Lohnverzichten. Dieses soziale System zeigt deutliche Merkmale 
des Gleichheits- und Solidarprinzips, soweit es um die Arbeitsplatzbeschaffung und 
-besetzung gehrZ7

. Im anschließenden Besoldungs- und Versorgungsbereich wird es 
aber zum Mischsystem, in das Elemente des Leistungsprinzips Eingang gefunden ha­
ben. Die Solidarlasten, die denjenigen abverlangt wurden, die das Sozialprodukt des 
Klosters erarbeitet hatten, wurden durch eine stärkere Beteiligung an der verfügbaren 
Gesamtlohnsumme gemildert. Man kann sowohl von einem "Vertrag zwischen den 
Generationen" als auch von einem "Vertrag zwischen den Beschäftigten" unter den 
Arbeitnehmern des Klosters sprechen, der zuerst nach dem Solidarprinzip allen Teil­
nehmern Beschäftigung und Versorgung garantierte, die "Beitragseinhebung" bei den 
Empfängern von Solidarleistungen aber durch Lohnverzichte oder die Rückverset-

26 Pensions- und Alimentationssachen für die weltliche Dienerschaft des aufgehobenen Klosters 
Benediktbcuern. BayHStA KL 103(20 und GR 641. 
27 Wie Anm. 26. 
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zung in die niedrigste Lohngruppe sicherstellte. Unverkennbar ist allerdings ein deut­
liches Ungleichgewicht bei der Verteilung des insgesamt höheren Anteils der produk­
tiv Beschäftigten an der Lohnsumme, das zu Lasten der Arbeitnehmer der landwirt­
schaftlichen Betriebe und zugunsten der Handwerker erfolgte. Während von den Ar­
beitnehmern in der Landwirtschaft nur wenige den Lohndurchschnitt überschreiten, 
liegen die Handwerker mit ihren Bezügen allesamt um 100-200% darüber. Die Be­
schäftigungs- und Lohngarantie für alle ist also deutlich zu Lasten der landwirtschaftli­
chen Beschäftigten gegangen. Hier dürfte die höhere soziale Bewertung der Hand­
werksarbeit im Gesamtwertsystem der damaligen Wirtschaft eine Rolle gespielt ha­
ben28

. 

Diskussion zu den Referaten von Alfred Kube, 
Michael Müller und Dietmar Stutzer 

Leiter: Wolfgang Schieder 

Die Referate von Al/red Kube, ivlichaelll1iillerund Dietmar Stutzer wurden gemein­
sam diskutiert. Die Aussprache entzündete sich zunächst an Fragen, die Roge,. Du­
/raisse - anknüpfend an die beiden ersten Vorträge - in bezug auf die Verkaufspolitik 
des französischen Staates in den Gebieten, die 1793 bzw. 1801 annektiert worden wa­
ren, stellte. (Vgl. dazu den schriftlich ausgearbeiteten Diskussionsbeitrag S. 47f.) Seine 
in diesem Zusammenhang vorgetragenen Erläuterungen über frappierend unter­
schiedliche Verkaufspraktiken und Zahlungsbedingungen in den einzelnen Territo­
rialbereichen, seine Hinweise auf Käufer- und Verkäuferschichten und insbesondere 
auch seine Bemerkung, daß - so vor allem in der Pfalz - die Veräußerung von Staats­
gütern einem drohenden Pauperismus nicht habe Einhalt gebieten können, veranlaß­
ten Wolfgang uon Hippe!, Elisabeth Fehrenbach und Hansgeorg Molitol~ nach den wirt­
schaftlichen und sozialen Folgen der großen Verkaufsaktionen zu fragen. Frau Fehren­
bach meldete Zweifel an, ob angesichts der Zahlen, die Michael Müllerfür die zweite 
Verkaufsrunde vorlegte, von einer großen Besitzumschichtung gesprochen werden 
könne. Ihrer Vermutung, daß die beschriebenen Transaktionen wohl eher dem Trend 
der Zeit nach größerer ParzelIierung entsprochen hätten, hielt Aliillerentgegen, daß es 
sich bei den Verkäufen auch um große Komplexe, im Durchschnitt jedoch wenigstens 
um 1/2 ha Land gehandelt habe, so daß seiner Ansicht nach der Begriff "Besitzum­
schichtung" zu Recht verwendet werde. Von 111olitorauf die Bodentransaktionen grö­
ßeren Ausmaßes grundsätzlich innewohnenden Möglichkeiten wirtschaftsstruktureller 
Veränderungen angesprochen, entgegnete der Referent, daß er eine kurzfristige Mo­
dernisierung der Produktionsverhältnisse in den von ihm untersuchten Gebieten nicht 
habe feststellen können. Zweifellos aber hätte der mit den Güterveräußerungen ein-

28 Summarischer Renner über alle Einnahmen aus sämmtlichen Rechnungsmanualien auf die 
Jahre 1796-1802. BayHStA KL 118 und 119/62,63,64. Rechnungssachen. 
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hergehende Wegfall al.ter Zwänge das Ben:ühen ~.m ~eue Form~n wirt.~chaftlicher 
und betriebswirtschaftheher Zusammenarbeit - wofur die von iVIolttor erwahnten Mo­
dellwirtschaften im Weinbau als Beispiel gelten könnten - positiv beeinflußt. 

Provoziert durch den häufigen Hinweis auf die "Gewinner" beim Verkauf von Kir­
chengütern - auch Hans Christitm Alempel hatte noch einmal unterstrichen, daß er 
den Adel wie auch das Groß- und Besitzbürgerturn für die eigentlichen "Gewinner" 
halte - stellte von Hippel die Frage nach den Verlierern und präzisierte dahingehend, 
ob die Pächter, deren Vertrag mit dem Verkauf der Anwesen ja zunächst einmal aus­
lief, als solche bezeichnet werden könnten. Nur 13% der Pächter - im Departement 
Trier - hätten selbst Güter gekauft, führte iVIichael iVIüller in seiner Antwort dazu aus, 
die unklare wirtschaftliche Situation der übrigen erlaube es ihm aber nicht, Auskünfte 
darüber zu erteilen, ob es der Gruppe der Pächter nach den Transaktionen insgesamt 
besser oder schlechter ging. Auf die Unergiebigkeit der Quellenlage mußte der Refe­
rent auch Heinz Reif verweisen, der nach möglichen Unterscheidungskriterien zwi­
schen Zu- und Neuerwerb sowie nach den Folgen dieser Bodenbewegung fragte (vgl. 
dazu den schriftlich ausgearbeiteten Diskussionsbeitrag S. 50 f). Bestätigt durch den 
Vortragenden hingegen fand sich lPemer Schubert, der die Verwurzelung des französi­
schen Rechts hervorhob, die seiner Ansicht nach nicht zuletzt dadurch zustande kam, 
daß ein Großteil der Bevölkerung selbst, via Notar, Rechtsgeschäfte tätigte. 

Anders als im Vortrag i\;füllel:> ausgeführt, beurteilte Helmut Berdingdie Beteiligung 
der Juden am Immobilienumschlag. Der These des Referenten, daß die Rolle, die die 
Juden bei den Transaktionen spielten, allgemein überbewertet werde, hielt Berding 
entgegen, daß jene erwähnten 17% der Fläche, die in der zweiten Verkaufsrunde von 
Juden erworben wurden, beinahe für das Gegenteil sprächen. Einen Zusammenhang 
zwischen dem doch offenbar recht lebhaften Geschäftsgebaren der Juden und dem 
"schändlichen Dekret" von 1806, das in den von Frankreich annektierten Gebieten 
die der jüdischen Bevölkerung während der französischen Revolution attestierte 
Gleichberechtigung zurücknahm, mochte er auf Grund des dargelegten Zahlenmate­
rials nicht ausschließen. Michael .Müller hob hervor, daß der Bodenanteil von 17% 
sich auf den kleineren Umfang an Transaktionen der zweiten Phase bezog, nicht auf 
den Gesamtvorgang. Der genannte Prozentsatz entspreche einem 3,4%-Anteil an al­
len vom Staat in der ersten Phase abgegebenen Objekten. Die von Rlldolfine von Oer 
aufgeworfene und im Kontext der Judenproblematik kurz andiskutierte Frage eines 
sich bildenden Kreditsystems (vgl. dazu den schriftlich ausgearbeiteten Diskussions­
beitrag S. 49 L) beantwortete der Referent dahingehend, daß seiner Beobachtung nach 
sich schon während der Wiederverkaufsphase und auf Veranlassung der Verkäufer 
selbst ein derartiger Darlehensmarkt gebildet habe. Vom Aufbau eines Kreditsystems 
infolge der Säkularisation könne also durchaus gesprochen werden. 

Die zum Referat von Alfred Kilbe im speziellen vorgetragenen Fragen hatten weit­
gehend technisch-informativen Charakter, zeigten sich aber bar jenes lange Zeit dia­
gnostizierten Mißtrauens, das der "EDV als jüngster hilfswissenschaftlicher Disziplin" 
VOn seiten der traditionellen Geschichtsforschung entgegenschlug. In seiner Replik 
auf die Bemerkungen rf70lfgang von Hippels, lPerner Schuberts und Dietmal' Stutzm~ 
die auf den optimalen Einsatz des Computers (von Hippel: Rechenmaschine oder 
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Schreibmaschine ?), auf die Möglichkeit einer prozentualen Erfassung des gesamten 
Immobilienumschlags unter Einschluß genauer Relationen zwischen Verkäufen von 
säkularisiertem Kirchengut und Veräußerungen anderer Objekte sowie auf zulässige 
Feh1erquoten zielten, verwies der Referent noch einmal auf die Schwierigkeiten, die 
die Aufbereitung des Datenmaterials mache. Während bei rein numerischen Quellen 
sich die quantifizierende Methode per EDV als geradezu ideal erweise, stelle die Auf­
bereitung des Datenmaterials bei alphanumerischen Texten, die auf wirtschafts- und 
sozialgeschichtliche Aspekte hin befragt werden sollen, Schwierigkeiten so großen 
Ausmaßes dar, daß eine manuelle Auswertung nach herkömmlichen statistischen Ver­
fahren in der Regel kaum zeitaufwendiger sei. 

Die quantifizierenden Gesichtspunkte, die Dietmar Stutzer in seinem Referat 
gleichfalls angesprochen hatte, traten in der Debatte über die "Sozialverfassung der 
bayerischen Klöster" gegenüber jenen in den Hintergrund, die sich mit der Arbeits­
marktlage im allgemeinen und mit der Klosterökonomie im besonderen beschäftig­
ten. Gegenüber der vom Autor favorisierten starken Konzentration auf monastische 
Wirtschaftseinheiten hob Wolfgang von Hippel die Verbindung von klösterlicher 
Ökonomie und Grundherrschaft hervor, die sich seiner Ansicht nach als Kreislauf dar­
stelle und Probleme wie Arbeitsplatzbeschaffung für nachgeborene Bauernsöhne und 
-töchter, Dienstbotenaustausch und dergleichen mehr subsumiere. Stutzer wandte da­
gegen ein, daß in den bayerischen Prälatenklöstern sich so gut wie keine Bauernkinder 
befunden hätten und ein Versorgungsaustausch lediglich mit unterbäuerlichen 
Schichten stattgefunden habe. Die Kontakte der vollbäuerlichen Schichten zu den 
Klöstern hätten sich auf die Reichnisse der Abgaben beschränkt. Die Frage von Volker 
Press, ob die Äbte bayerischer Klöster ähnlich wie in Schwaben für die Versorgung ih­
rer Familienangehörigen Sorge getragen hätten, verneinte der Autor ebenfalls. Abge­
sehen von den adeligen Kollegiatsstiften waren Formen des Nepotismus seiner An­
sicht nach in bayerischen Prälatenklöstern so gut wie nicht erkennbar. 

Die durchweg positive Schilderung der klösterlichen Lohnarbeitsverfassung mit le­
benslanger Voll- bzw. Versorgungsbeschäftigung. mit sozialen Leistungen wie Verpfle­
gung und Wohnrecht, mit Mischlöhnen, die eine Vermögensbildung zuließen, veran­
laßten eine Reihe von Diskutanten zu kritischen Einwänden. Starke Bedenken gegen 
die Vorstellung eines "Systems sozialer Sicherheit", das "beamtenrechtsähnlichen 
Charakter" gehabt habe, meldete insbesondere Raina A. iYIüller an. Von einem "Sy­
stern sozialer Sicherheit" oder einem "sozialen Netz" lasse sich nur dann sprechen, so 
seine Einwände, wenn dieses sich auch in Krisenzeiten bewähre, was in dem vom Re­
ferenten geschilderten Zeitraum jedoch nicht der Fall gewesen sei. Auf das Beispiel 
des Scharwerkseinsatzes replizierend, meinte A1iilln; daß dieser als willkommene 
Form von Leistungsaustausch keineswegs so geschätzt worden sei, wie Stutzer dies 
darstelle. Die Vorteile, die die im Kloster gewährten Mahlzeiten und Futterleistungen 
für die eigene Haushaltsführung erbracht hätten, wären in keinem Verhältnis zu jenen 
Nachteilen gestanden, die die zeitliche Verfügungsbereitschaft für den Scharwerks­
pflichtigen bedeutet habe. 

Auf die vertragliche Absicherung der Arbeitsverhältnisse gingen Werner Schubert, 
Band Wunder und iYIichael Sial/eis in ihren Diskussionsvoten ein. Ihre Fragen nach 
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den verschiedenen Formen der Vereinbarungen (SchlibertJ, nach d~n Rechtsa~sprü­
chen der Bedien~teten, evtl. laut gewordenen Kl~gen"von .kloster!lchen Arbeltneh-

gegenüber Ihrem Abt (Wundei) oder emer fur klosterhche Hmtersassen gelten­
mern 
den Versorgungsanwartschaft an den Staat (Stol/eij) beantwortete Stutzer dahingehend, 
daß die zwischen Kloster und Klosterbediensteten ausgehandelten Verträge in der Re-
el mündlich geschlossen wurden, also de facto Gnadenakte darstellten, die allerdings 

~öchst selten widerrufen wurden. Lediglich bei qualifizierten Arbeitskräften habe sich 
seit dem 16. Jahrhundert die Fixierung des Arbeitskontraktes in schriftlicher Form, 
hier jedoch auch häufig in Protokollmanier, eingebürgert. Der Arbeitsvertrag habe 
rundsätzlich auf Lebenszeit gegolten, die übliche Kündigungsfrist war ein Jahr. Kla­

!en gegen klösterlich~ Arbeitgeber .existi~rten in gro~er ~ahl. Ausgehend von den Ge­
pflogenheiten der Sal1l1enknechte m Reichenhall, die seit dem 16. Jahrhundert Ver­
stöße gegen ihre Arbeitsverträge vor dem örtlichen Pfleg- und Landgericht einklagen 
konnten, hätten auch anderorts in Bayern die Landgerichte als zuständige Instanzen 
für Arbeitsprozesse gegolten. Was die Versorgungsanwartschaft an den Staat betreffe, 
so habe dieser zwar nicht vor, jedoch nach 1803 die Soziallasten - etwa in der Behin­
dertenversorgung -, die ursprünglich den Klöstern oblagen,übernommen. 

Auf den scheinbaren Widerspruch, der sich für ihn daraus ergebe, daß Stutzer zum 
einen von einer "angespannten Arbeitsmarktlage" spreche, zum andern aber wieder­
holt das Fehlen von Arbeitskräften hervorhebe, verwies 111anfred Botzenhart. Der Re­
ferent stellte klar, daß sich der von ihm beschriebene Arbeitskräftemangel allein auf 
den landwirtschaftlichen Sektor beziehe und im speziellen Ackerbau und Grünland­
gebiete meine. Hier hätten nach verläßlicher Schätzung in Kurbayern an die 30000 
Arbeitskräfte gefehlt. Gewandt auch an Heinz Reif, der auf die im Vortrag erwähnte 
wenig arbeitsintensive Auslastung der Klosterbeschäftigten Bezug genommen hatte, 
verwies der Referent einmal mehr auf die Einhaltung der mittelalterlichen Feiertags­
ordnung, die zu einer starken Verminderung der Arbeitsleistung geführt habe. (Vgl. 
dazu den schriftlich ausgearbeiteten Diskussionsbeitrag von S. 51) 

Selm/tlicb ausgearbeitete Diskussionsbeitriige 

R. Dufraisse Z/l den Referaten VOll A. Kube und lVJ. Müller 

Il Y a bien longtemps, Georges Lefebvre, le grand historien fran<;ais, specialiste des 
questions agraires sous la Revolution, avait attire l'attention sur le fait que, dans l'etude 
de la vente des Biens Nationaux (biens d'Eglise, biens des emigres, biens des suspects), 
il ne fallait pas se limiter aux ventes operees par l'administration mais etudier le destin 
ulterieur des biens achetes de premiere main. C'est ce qu'a fait, de fa<;on magistrale, 
Roland Marx, dont il a ete question tout a l'heure, apropos de I'Alsace. C'est pourquoi 
il est particulierement agreable, a un historien fran<;ais, de saluer ce qui a ete accompli 
et ce qui continue a se faire, pour les pays rhenans, sous l'impulsion de M.le Professeur 
Schieder, grace aux travaux du genre de ceux de MM. Dipper, Kube et Müller. 
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Le probleme de la vente des Biens Nationaux, dans les regions allemandes devenues 
fran<;aises appelle quelques remarques: 

1. Les quantites mises en vente par les autorites fran<;aises furent, proportionnelle­
ment, notablement inferieures a celles offertes dans les departements de l'ancienne 
France. L'administration fran<;aise ne vendit pas des biens d'emigres puisqu'on ne pou­
vait pas considerer comme Fran<;ais des gens qui ne l'etaient pas avant l'annexion de 
1801. Ceci diminua les quantites mises en vente et, surtout, priva les paysans de condi­
tions d'achat exceptionnellement favorables. Il suffit, a cet egard, de comparer ce qui 
se passa dans les communes du Palatinat annexees en 1793 (ou les biens d'emigres fu­
rent mis en vente) et dans celles annexees en 1801 (pas de ventes de biens d'emigres 
par l'administration). Dans les regions incorporees en 1801, de grandes quantites de 
biens sequestres (biens de I'Eglise et des anciens souverains) furent devolues au Senat, 
a la Legion d'Honneur, a differentes senatoreries, aux camps de veterans de Mayence 
et de Juliers, au haras de Deux-Ponts, a la caisse des Invalides, a certains donataires de 
I'Empire et ades fournisseurs aux armees en paiement de leurs creances. Dans la par­
tie du Palatinat annexee au departement du Mont-Tonnerre, apres que les autorites 
fran<;aises eussent decide de mettre en vente certains biens devolus aux dotations de la 
Legion d'Honneur et du haras de Deux-Ponts, il y eut a vendre environ 9400 ha de la­
bours, prairies et vignobles sur 32000 sequestres. 

2. Les conditions de vente et de paiement furent, dans les regions annexees en 1801 
plus defavorables que dans la France de l'interieur et dans les communes annexees en 
1793. Les exploitations furent vendues en bloc a l'exception des parcelles isolees affer­
mees a part. La mise a prix fut de 20 fois le loyer annuel plus 2% (dans la France de 
l'interieur 10 fois plus 10%). Les paiements s'echelonnerent sur 4 ans et demi (12 ans 
dans la france de l'interieur, sauf pour les ventes posterieures au ler janvier 1794: 4 ans 
et demi). 

3. Pour connaitre avec precision toutes les consequences de la vente des Biens Na­
tionaux, il faut: a) etudier ce que devinrent, apres 1814, les terres que le gouvernement 
fran<;ais avait soustraites a la vente; b) ce que firent de leurs biens, des l'epoque fran­
<;aise, les fournisseurs aux armees ainsi que les nobles qui avaient siege et voix au 
Reichstag et qui, s'ils decidaient de fixer leur domicile sur la rive droite, durent vendre 
eux-memes les biens qu'ils possedaient sur la rive gauche (dans un cas comme dans 
l'autre, il s'agit d'operations d'ordre prive dont on ne peut trouver trace dans les archi­
ves officielles sauf dans celles de l'enregistrement); c) ce que devinrent les biens ache­
tes par les premiers acquereurs lors des ventes aux encheres, probleme capital bien mis 
en lumiere par les communications de MM. Kube et Müller; 

4. Il ne faut pas negliger la vente des Biens Communaux commencee en 1813. J'ai 
etudie le probleme pour Spire, po ur Kreuznach et pour la region de Kusel. D'une ma­
niere generale les petites gens, les paysans les plus pauvres n'en profiterent pas car les 
delais de paiement etaient encore plus rapproches que pour les Biens Nationaux. 

5. La vente des Biens Nationaux, notamment dans le Palatinat, ne permit pas de re­
gler le probleme de la pauperisation dans les campagnes (cf. les emigrations vers la 
Russie en 1803, 1808, 1809, 1810 et 1811). 
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R.von Ocr zum Re/eratvon iVI. Müller 

Die quantitative Erschließung des Besitzwechsels der ehemals kirchlichen Immobi­
lien bedeutet ganz ohne Zweifel einen beträchtlichen Gewinn für die Geschichts­
schreibung der "großen Säkularisation" um 1800. Insbesondere gilt dies, wenn diese 
Besitzwechsel über mehrere Jahrzehnte verfolgt und auch die "Zweitverkäufe" mitein­
bezogen werden 1. In den Fragen nach Käuferschichten, Besitzgrößen und Verkaufs­
modalitäten, nach Preisentwicklung, Finanzierung und der Rolle der Makler ist man 
ein gutes Stück vorangekommen. Die neueren Ergebnisse vor allem aus dem Mosel­
raum bedürfen zwar noch des Vergleichs mit den entsprechenden Vorgängen in ande­
ren Regionen, bieten aber zugleich theoretische wie methodische Anregungen zu de­

ren Untersuchung. 
Für das Großherzogturn Berg und das Königreich Westfalen - und vermutlich 

nicht nur hier - stellt sich aus zugegebenermaßen noch sehr punktueller Kenntnis der 
Vermögenssäkularisation freilich ein weiteres Problem von erheblichem, möglicher­
weise vergleichbarem Gewicht: Es ist dies die Frage nach den Auswirkungen der Ver­
mögenssäkularisation auf das Kreditwesen des Landes. Daß dem Kirchengut bei nicht 
oder unterentwickeltem Bankensystem seit langem auch im Kreditgeschäft wichtige 
Funktionen zufielen, ist nicht unbekannt; wenn auch über Art und Ausmaß dieser 
Funktionen nur unzureichende Vorstellungen bestehen2

• Ein so radikaler Eingriff wie 
die Vermögenssäkularisation kann auch hier, so wird man vermuten, nicht folgenlos 
geblieben sein. Diese Folgen zu erfassen, dürfte eine Aufgabe weiterer Säkularisations­
forschung bilden, die jedoch in methodischer Hinsicht sicher nicht leichter als die 
Untersuchung der Besitzwechsel bei "Haus und Grund" zu lösen sein wird. Schon die 
Beamten der säkularisierenden Staaten haben ja, wenigstens verbal, "die Hände über 
dem Kopf zusammengeschlagen" ob des Zustandes der Buch- und Wirtschaftsfüh­
rung in vielen, wenn nicht der überwiegenden Zahl der aufgehobenen kirchlichen In­
stitutionen}. Und angesichts des verbreiteten Unrechtsempfindens mag mancher 
Rentmeister, Kellner oder Bursar den Säkularisationskommissaren nicht gerade mit 
präzisen Angaben entgegengekommen sein. Wenn schon hinsichtlich der Liegen­
schaften nicht in jedem Falle letzte Klarheit zu gewinnen ist, um wieviel eher muß mit 
- auch absichtlichen - Verschleierungen der finanziellen Verflechtungen gerechnet 
werden. Wie vielfältig diese Verflechtungen waren und welch breites soziales Spek­
trum z. B. von der im Königreich Westfalen alsbald angeordneten Kündigung aller 
ausgeliehenen Kapitalien betroffen war, zeigt punktuell eine von E. Weis angeregte 
Studie der Säkularisation des Paderborner Busdorfstiftes4

. Dieses Spektrum reichte 

1 jHicbaei jHü!ln; Säkularisation und Grundbesitz, (Forschungen zur deutschen Sozialgeschichte 
3, Boppard 1980). 
2 Rudolf Haderstorfer, Die Säkularisation der oberbayerischen Klöster Baumburg und Seeon, 
(Forschungen zur Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 9, Stuttgart 1967) 81 H.; Ricbatd Büttner, 
Die Säkularisation der Kölner Geistlichen Institutionen, (Schriften zur rheinisch-westfälischen 
Wirtschaftsgeschichte 23, Köln 1971) 164; u. a. 
3 lViIbeIm Ricbter, Preußen und die Paderborner Klöster und Stifter, (Paderborn 1905) 12. 
4 iHecbtild Niggemeier; Die Säkularisation des Kollegiatstiftes zum Busdorf in Paderborn 1810, in: 
Westfälische Zeitschrift 129 (1979) 311. 
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vom zahlungsunfähigen Tagelöhner, der wegen einer Schuld von 20 Rt. wahrschein­
lich "auswandern mußte", bis zum Rittergutsbesitzer, der einigen Nutzen aus der Sä­
kularisation seines Gläubigers ziehen konnte5

• Wenn, wie in diesem Falle, aus der Un­
tersuchung eines bemerkenswert gut verwalteten Stifts wirtschafts- uod sozialge­
schichtliehe Einsichten von beachtlichem Gewicht gewonnen werden können, so wird 
dies im gleichen, wenn nicht höheren Maße auf jene nicht wenigen geistlichen Institu­
tionen zutreffen, die nur als hoffnungslos verschuldet gelten konnten6 . 

Welche Konsequenzen für das ebenfalls breite soziale Spektmm der Gläubiger sol­
cher Institutionen die Säkularisation in einer Zeit höchster finanzieller Anspannung 
hatte, übersehen wir noch nicht. Man wird aber kaum fehlgehen, auch hier wirtschafts­
und sozialgeschichtliche Folgen zu vermuten, die denen der Umschichtung des Im­
mobilienbesitzes durchaus vergleichbar sind, deren Verfolgung freilich gewiß ebensol­
che, wenn nicht größere Hindernisse im Wege stehen. Doch gerade hier dürften sich, 
diese Überlegung legt die Erfahmng unseres Jahrhunderts nahe, Einsichten in mentale 
Stmkturen eröffnen, die über die intensiv und mit greifbaren Ergebnissen geführte 
Debatte um das Ausmaß katholischer Gewissensbedenken gegenüber dem Erwerb 
von ehemaligem Kirchengut hinausgehen. Wenn die Säkularisation auch Züge eines 
"Wähmngsschnittes" getragen hat und als solcher weit über den Kreis der unmittelbar 
Betroffenen hinaus empfunden wurde, so wird dies kaum ohne Auswirkungen auf das 
politische und soziale "Klima" der Folgezeit geblieben sein. 

H Reif zum Referat VOll M. Müller 

Herr Dr. Müller hat durch seine Analyse der Weiterverkäufe von Säkularisationsgut 
zum einen das erhebliche Ausmaß der um 1800 stattfindenden Bodenbewegung, zum 
anderen aber auch die Ausbildung eines freien Bodenmarkts, an dem breite Bevölke­
mngsschichten partizipierten, deutlich gemacht. Undeutlich blieb mir dagegen das 
dritte von ihm angesprochene Thema: die sozialen Folgen dieser Bodenbewegung. 
Die von Herrn Dr. Müller erwähnten breiten Käufergmppen der Weiterverkaufsphase 
haben m.E. im Vortrag nur wenig Kontur gewonnen. Welche Schichten der ländli­
chen Bevölkemng waren es, die ihren "Landhunger" in dieser zweiten Verkaufsphase 
stillen konnten, und welche Folgen hatte dieser Vorgang z.B. für das Verhältnis von 
Bauern und besitzlosen Unterschichten in der Dorfgemeinde? Wächst aus der besitz­
losen ländlichen Unterschicht eine neue, labile, ev. stark verschuldete Gruppe von 
Klein- und Kleinstbesitzern heraus? Oder kaufen die bisherigen Landbesitzer nur 
Land zu ihrem bisherigen Besitz hinzu, so daß es zu höheren durchschnittlichen Be­
sitzgrößen kommt? 

Entsteht ev. eine neue Schicht von Zeitpächtern auf bürgerlichem Gmndbesitz? 
Bildet sich auf dem Dorf also durch diese Bodenbewegung eine neue Sozialstmktur 

5 Ebda, 313, 315. 
6 Harm Klueting, Die Säkularisation im Herzogtum Westfalen 1802-1834, (Kölner historische 
Abhandlungen 27, Köln 1980) 84ff.; u.a. 
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Us (und mit welchen Folgen für die dörfliche Gesellschaft?) oder stabilisiert sich im 
:esentlichen nur die hergebrachte dörfliche Besitzhierarchie? Wenn das letztere der 
Fall wäre, was ich vermute, dann läge m.E. der wichtigste Effekt dieser Bodenbewe-
ung nicht so sehr in "einer nachhaltigen Umgestaltung der Besitzverhältnisse an 
~rund und Boden", sondern in der Partizipation breiter bäuerlicher Schichten an ei­
nem sich herausbildenden freien Boden- und Kapitalmarkt und den damit verbunde­

nen Erfahrungen. 

f{. Reif Zlim Referat von D. Stutzer 

Herr Dr. Stutzer analysiert die hochdifferenzierte Arbeitsverfassung der bayerischen 
Klöster, die einem erheblichen Teil vor allem der unterbäuerlichen Bevölkerung eine 
auf dauerhafte und sichere Lohnarbeit gegründete Subsistenz gaben, als ein außeror­
dentlich leistungsfähiges System der Versorgung und der sozialen Sicherung. Meines 
Erachtens ließen sich die großen Adelshaushalte der Zeit durchaus in ähnlicher Weise 
interpretieren. In einer kurzen Passage seines Vortrages wies Herr Dr. Stutzer dann 
darauf hin, daß es in Bayern während des 18. Jahrhunderts eine starke Tendenz der 
Arbeitnehmer zur bewußten Leistungsverminderung und Leistungsverweigerung ge­
geben habe. Läßt sich dieses Verhalten in der zuvor thematisierten Versorgungsper­
spektive so interpretieren, daß diese Arbeiter eine sich verschärfende Disproportion 
zwischen verfügbaren "Nahrungen" für Angehörige der Unterschicht und zahlenmä­
ßig stark anwachsender Unterschicht bewußt dadurch auszugleichen suchten, daß sie 
weniger arbeiteten? Wenn es so war, ist es dann nicht widersprüchlich, zumindest aber 
mißverständlich, wenn im Vortrag dieses Verhalten als eine Art von Faulheit qualifi­
ziert wird, setzt diese Wertung doch eine gesellschaftliche Konstellation voraus, in der 
Fleiß sozial bedeutsam und sinnvoll ist? 



Christo! Dipper 

Die Reichsritterschaft in napoleonischer Zeit 

Aus dem Blickwinkel des zwanzigsten präsentiert sich das 19. Jahrhundert als eine 
Zeit in der sich der Adel noch einmal ungestört dem Genusse seines Besitzes hinge­
ben 'und in den wichtigsten staatlichen Ämterlaufbahnen eine privilegierte Karriere 
absolvieren konnte. Schon die bloße "Pseudodemokratisierung" reichte offenbar zur 
Bewahrung seiner Vorrangstellung aus, in der Bauernbefreiung zählten zumindest im 
ostelbischen Preußen, von Mecklenburg nicht zu reden, die Gutsherren zu den ein­
deutigen Gewinnern des Ablösungsgeschäftes, und noch im Deutschland der indu­
striellen Revolution gaben die Agrareliten weithin den Ton an. 

So richtig diese Einschätzungen sind - die Betroffenen selbst sahen ihre Lage 
durchaus anders. Bei allem Fehlen einer Geschichte des Adels im 19. Jahrhundert läßt 
sich doch an hand vieler Selbstzeugnisse mit Sicherheit sagen, daß im ganzen letzten 
Jahrhundert der Adel mit Wehmut an seine vergangene Größe zurückdachte, in der er 
als autonomer Herrenstand handeln konnte, während er nun von den Konjunkturen 
des politischen Systems abhing und sich bestenfalls in der Lage desjenigen sah, der ge­
wissermaßen noch einmal davon gekommen war. 

Das Bild, das der Adel damit von seiner eigenen Vergangenheit entwarf, war fraglos 
geschönt, die Perspektive des 20. Jahrhunderts verzeichnet stellenweise die Wirklich­
keit allerdings nicht minder. Denn es kann keinem Zweifel unterliegen, daß ein Wan­
del stattgefunden hatte, und es ist bezeichnend für die Mentalität jenes Standes, daß er 
aus der Defensive, in die er sich gedrängt sah, das Neue negativ empfunden und es ab­
zuwehren versucht hat. Nicht seit 1789, wohl aber seit Beginn der Revolutionskriege 
war den meisten bewußt geworden, daß (wie es der Freiherr von Gemmingen als ritter­
schaftlicher Deputierter bei den Rastatter Friedensverhandlungen formuliert hat) "der 
Genius dieser Zeiten den Adel zu Boden drückt" und daß gerade durch die Landes­
herren mit ihrer Haltung in der Entschädigungsfrage nun auch noch "das Maß des 
Unglücks vollgemacht werde"l. Worin dieser "Genius der Zeit" bestehe, das hat wenig 
später der ehemalige Lehrer der Brandenburgischen Ritterakademie, Friedrich Buch­
holz, in aller Deutlichkeit formuliert: wo jedermann einsehen müsse, "daß es im 19. 
Jahrhundert zur Behauptung seines Standorts in der Gesellschaft eines Grades der In­
telligenz bedarf, welcher nur unter großen Anstrengungen erworben werden kann", 

1 Promemoria des Herrn reichsritterschaftlichen Ablegati an die Reichsfriedensdeputation, 
16.2.1798, in: Protocoll der Reichs-Friedens-Deputation zu Rastatt, hrsg. v. Heinrich Freiherr 
Münd) von Bellinghausen, Bd.4, (Rastatt 1800) 346. 
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stütze der Adel "seine Achtungswürdigkeit auf das Altertum seiner Privilegien, als ob 
es auf Reliquienverehrung ankäme"; aber niemand habe die Pflicht, "ihn auf Kosten 
der ganzen Gesellschaft aufrechtzuerhalten", und niemand sei gehalten, "ihn gegen je­
des Schicksal zu verteidigen, das der Weltgeist ihm bereiten könnte"2. Was Buchholz 
hier als "sinnlose Anmaßung"3 gegenüber dem "Weltgeist" brandmarkte, war - sozio­
logisch betrachtet - nichts anderes als der Versuch des Adels, den Übergang vom au­
tonomen Herren- zum staatlich legitimierten Gesellschaftsstand abzuwehren. 

Dieser Reaktion gilt der vorliegende Aufsatz. Er wird nicht mehr sein können als 
ein erster Versuch, denn die Forschung hat sich bisher mit dem Adel in der Neuzeit 
insgesamt wenig befaßt;4 so gut wie gar nicht aber ist sie der Frage nachgegangen, wie 
er sich der hier angesprochenen, gleichsam "von oben" verordneten Modernisierung 
gestellt hat, die trotz ihrer begrenzten Ziele als fundamentale Herausforderung emp­
funden wurde. Im folgenden soll zunächst die Ausgangslage am Ende des 18. Jahrhun­
derts betrachtet werden (I), um dann den Blick auf die Reaktion der Reichsritterschaft 
und die von ihr erzielten Ergebnisse zu lenken (II) und schließlich einige nicht un­
wichtig erscheinende Wirkungen zu skizzieren (III). 

I 

Die Auffächerung des Standesbegriffs in seine politisch-herrschaftlichen und wirt­
schaftlich-sozialen Bestandteile beschränkte sich natürlich nicht auf jene zwanzig 
Jahre zwischen der Besetzung des Rheinlands durch die Franzosen und dem Wiener 
Kongreß. Aber in dieser kurzen Zeit beschleunigte und verdichtete sich jener langfri­
stige Vorgang durch Säkularisation und Mediatisierung in einem bislang nicht dage­
wesenen Ausmaß. Allerdings gilt es zu differenzieren, denn von den Ereignissen wur­
den nicht alle Betroffenen in derselben Weise erfaßt, da der Adel im alten Deutschen 
Reich keine einheitliche Gruppe bildete. Mehrere Unterscheidungsmöglichkeiten bie­
ten sich hier an. Nach strengen reichsverfassungsrechtlichen Kategorien wäre nur zwi­
schen hohem und niederem Adel zu unterscheiden: "der hohe Adel ist Regent ... ; der 
niedere Adel hingegen, er mag landsässig oder reichsunmittelbar sein, nur Güterbesit­
zer. Jener hat ein Territorium, dieser nur ein Rittergut."5 

Unter sozialgeschichtlichen Gesichtspunkten erweist sich jedoch diese Zweiteilung 
zwischen Reichsfürstenstand und niederem Adel als unzureichend. Auch die Grup­
pierung nach Titeln hilft am Ende des 18. Jahrhunderts nicht weiter, nicht einmal für 

2 (Friedri(h Bu(bholz), Untersuchungen über den Geburtsadel und die Möglichkeit seiner Fort­
dauer im 19. Jahrhundert, (Berlin 1807) 353. 
3 Ebda 354. 
4 Ein neuerer Literaturbericht, der die Dürftigkeit des Forschungsstandes durch strukturierende 
Referierung und eigene Interpretationsvorschläge nobel kaschiert, stammt von Karl-Georg HIber; 
Mitteleuropäischer Adel im Wandel der Neuzeit, in: GG 7 (1981) 276-2%. 
5 Friedri(h Georg August Schmidt, Beiträge zur Geschichte des Adels und zur Kenntniß der ge­
genwärtigen Verfassung desselben in Teutschland, (Braunschweig 1794) § 33. 
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die Abgrenzung zwischen Hoch- und Niederadel, und innerhalb des letzteren bleibt je 
nach Fragestellung sogar die Unterscheidung zwischen landsässigem Adel und 
Reichsritterschaft unzureichend. Nimmt man aber Funktionen jenseits der patrimo­
nialen Herrschaftsrechte, also politischen Einfluß und Chancen in der Ämterlaufbahn 
der großen Territorien, ferner Besitz und vor allem Konnubium als Unterscheidungs­
rnerkmale, so heben sich innerhalb des Niederadels alsbald zwei Gruppen voneinan­
der deutlich ab, von denen die eine die sogenannte Stiftsfähigkeit besaß, das heißt den 
Zugang zu den 26 deutschen Domstiftern, zum Deutschen Orden und zu den exklu­
siven Ritter- und Fräuleinstiftern, die andere hingegen nicht. Naturgemäß schwankt 
die Zahl der stiftsfähigen Familien je nach dem Schwierigkeitsgrad der Ahnenprobe 
und ist deshalb niemals genau anzugeben, aber nach objektiven und subjektiven 
Merkmalen bildeten sie eine geschlossene, durch Prestige, Reichtum und Einfluß ab­
gehobene Schicht, die trotz ihrer vergleichsweise geringen Zahl ihre Position bis zu­
letzt erfolgreich verteidigen konnte6

. 

Der nicht stiftsfähige Adel, und das waren an der Jahrhundertwende wahrscheinlich 
ca. 90 Prozent aller niederadeligen Familien katholischen Bekenntnisses - die Konfes­
sionsverschiedenheit soll hier aber in der Folge außer Betracht bleiben -, war nur 
durch eine schmale, bisweilen sehr dünne Scheidewand von der bürgerlichen und be­
arnteten Oberschicht getrennt1. 

Aus pragmatischen Gründen seien für die folgende Untersuchung die Angehörigen 
der Reichsritterschaft herausgegriffen, weil sie eine überschaubare Gruppe von ca. 350 
Farnilien8 am Ende des Reichs bildeten, von denen der größere Teil, soweit er katho­
lisch war, die Stiftsfähigkeit besaß. Dank seiner bernerkenswerten Durchsetzungskraft 
genoß der sogenannte Reichsadel ein Maß an politischem Einfluß, das weit über seine 
reichsverfassungsrechtlich definierte Stellung hinausging. Auch die gesellschaftliche 
Geltung erreichte, namentlich im Zuge der Wiederbelebung des Ritterideals unter 
frühromantischen Vorzeichen, bemerkenswerte Dimensionen. So ist gerade die 
Reichsritterschaft ein anschauliches Beispiel dafür, wie wenig die politische oder so­
ziale Position im Alten Reich von der Wirtschaftskraft des einzelnen oder seines Stan­
des abhing. Denn Einfluß und Macht dieser Minderheit standen in deutlichem Wider­
spruch zur wirtschaftlichen Lage, in der sich ein großer Teil der immatrikulierten Rit-

6 "Der hohe stiftsfähige Adel lebt, wie sich das denken läßt, bloß unter sich", berichtete Forster 
schon gleich nach seiner Ankunft in Mainz seiner Frau nach Hause; Georg Porster, Werke, Bd.4, 
(Frankfurt 1970) 515 (Brief vom 13.4.1788). Die zur rheinischen und fränkischen Ritterschaft ge­
hörende Familie Greiffenklau ließ 1788 Friedrich von Greiffenklau durch ein Reichskammerge­
richtsurteil wegen nicht-standesgemäßer Heirat mit der Tochter des Mainzer Kirchenrechtsleh­
rers Reichsfreiherrn von Horix aller Erbanspruche verlustig gehen, um die Stiftsfähigkeit der üb­
rigen Familienmitglieder nicht zu gefährden; Johann .Michael Seuffert, Versuch einer Geschichte 
des teutschen Adels in den hohen Erz- und Domstiftern, (Frankfurt 1790) 229. Zu den ähnlich 
gelagerten, allerdings kollektiv ausgetragenen Streitigkeiten zwischen Stiftsadel und Erbmänner­
familien in Münster vgl. Heinz Reif, Westfälischer Adel 1770-1860, (Göttingen 1979) 44 f. 
7 Dazu Kar! Siegji'ied Badet; Zur Lage und Haltung des schwäbischen Adels am Ende des Alten 
Reiches, in: Zeitschr. f. württ. Landesgesch. 5 (1941) 343. 
8 Diese Zahl nennt Heinrich .Mül!et; Der letzte Kampf der Reichsritterschaft um ihre Selbstän­
digkeit, (Berlin 1910) 16, für die Wende zum 19. Jahrhundert. 
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tergenossen am Ende des 18. Jahrhunderts befand. Obwohl die ca. 1500 Güter dank 
der auf ihnen haftenden sogenannten Landesherrlichkeit neben den üblichen grund­
herrlichen Einnahmen auch namhafte Regalien und Steuern eintrugen und daher im 
allgemeinen doppelt so teuer waren wie vergleichbare andere, das heißt landsässige Be­
sitzungen, handelte es sich beim Reichsadel um einen verarmenden Stand, in dem 
"proletaroide ritterschaftliche Existenzen"9 keineswegs selten waren. Archaische Wirt­
schaftsgesinnung, patriarchalischer Dilettantismus sowie der säkulare Abwärtstrend 
des Gegenwertes grundherrschaftlicher Leistungen führten dazu, daß Zwangsadmini­
stration, Sequester, Vergleiche und Konkurse schließlich einen großen Teil der tägli­
chen Arbeit in den Ritterkanzleien einnahmen. 

Eigennutz und Kurzsichtigkeit verhinderten überdies, daß sich die vernünftigen 
Reformvorschläge durchsetzten, die 1791 der Generaldirektor aller drei Kreise, Frei­
herr Reinhard von Gemmingen, formulierte, und lieber reduzierte man die Ahnen­
probe für neuaufzunehmende kapitalkräftige Bewerber von 16 auf 8 und sogar vier 
adelige Vorfahren 10 (als Konsequenz suchte man den Zutritt zu den Domkapiteln und 
Ritterstiftern zu erschweren) und setzte beim Reichshofrat eine Verschärfung des Re­
traktrechts durch, um - vergebens - den Aufkauf bankrotter Güter zu verhindern, als 
daß man zeitgemäße Wege wirtschaftlicher Rationalisierung beschritt. 

Daß sich angesichts dieser maroden Lage, die natürlich kein Geheimnis blieb, die 
Reichsritter gegenüber den Zugriffsversuchen vieler Reichsstände überhaupt so lange, 
das heißt bis 1804/05 halten konnten, verdankten sie neben der Politik des Kaisers, 
die freilich immer zwiespältig blieb, in allererster Linie der Reichskirche. Diese Insti­
tution, bestehend aus 26 Erz- und -bistümern und 44 Reichsabteien, zu denen man 
getrost auch den Deutschen Orden zählen darf, besaß keine eigentlich seelsorgeri­
schen, dafür aber um so wichtigere politische und finanzielle Funktionen. Denn mit 
1753 Quadratmeilen und 3,226 Millionen Einwohnern herrschten sie am Ende des 18. 
Jahrhunderts über ca. 14,8% der Fläche und ca. 11,4% der Einwohner Deutsch­
lands 11. Aber dies war nicht das einzige: sie hatte einige der einflußreichsten politi­
schen Ämter, allen voran das des Erzkanzlers, und eine stattliche Anzahl von Pfrün­
den, allesamt überdurchschnittlich ausgestattet, zu vergeben. Diese Pfründen waren 
seit einem Breve Alexanders VI. vom Jahr 1500 dem deutschen Adel insgesamt vorbe­
halten (damit war die ständische Qualität anstelle der kirchenrechtlich vorgeschriebe­
nen beruflichen Qualifikation getreten), und wenn in dem nun folgenden Machtkampf 
der niedere Adel den Sieg davon getragen hatte, so waren allerdings die bestdotierten 
und wichtigsten Pfründen an die Reichsritterschaft gegangen: im Stichjahr 1794 hiel­
ten 87 Familien 37% der Bischofssitze, 42% der 531 in Frage kommenden Domher­
renpffÜnden (41 waren damals vakant, 28 den Protestanten vorbehalten und 12 befan-

9 Ger! Kollmet; Die schwäbische Reichsritterschaft zwischen Westfälischem Frieden und Reichs­
deputationshauptschluß, (Stuttgart 1979) 243. Vgl. auch Rlldolf Elldres, Die wirtschaftlichen 
Grundlagen des niederen Adels in der frühen Neuzeit, in: Jahrb. f. fränk. Landesforschung 36 
(1976) 215-237. 
10 iHiillet; Kampf 26. 
11 Dies sind natürlich nur ungefähre Werte, da die statistischen Quellen keine exakten Angaben 
machen; siehe etwa jobanll LlIdwig Kliibt/; Übersicht der diplomatischen Verhandlungen des 
Wiener Congresses, (Erlangen 1816) 404. 
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den sich in der Hand bürgerlicher Theologen)12 und 55% der Landkomture in den 8 
katholischen Balleien des Deutschen Ordens 13. Die Gründe für diese energische 
Standespolitik liegen auf der Hand: mit Hilfe dieser Schlüsselstellungen, von denen 
. elfach mehrere in einer Person vereinigt waren 14 und zu denen noch weitere dem 

VI .. 
Adelsklerus vorbehaltene Stiftspfründen sowie die wichtigsten weltlichen Amter in 
den geistlichen Staaten, darunter vor allem die Sinekuren der Hof- und Oberamtsstel­
Jen hinzuzukommen pflegten, ließ sich im Wege von Protektion und Nepotismus die 
eigene Familie erhalten, ihre bedrohte wirtschaftliche Lage unter Umständen sogar sa­
nieren 1'. Mit der Wahl zum Bischof erlangte ein Ritter überdies die Position eines 
Reichsfürsten und damit die Möglichkeit, auf politischem Wege bzw. als entgegen­
kommender Lehensherr den ganzen Stand zu stützen und zu stärken 16. 

Die Reichsritterschaft war hierin im 18. Jahrhundert so erfolgreich, daß einzelne 
Reichsfürsten sich nicht nur beim Kaiser unablässig beschwerten, sondern sich mehr­
fach in regelrechten Unionen gegen den Reichsadel zusammenschlossen 17. Den letz­
ten Vorstoß unternahm im Jahr 1793 ein hoher Berater mehrerer hessischer Fürsten­
geschlechter, der "die Verdrängung jenes hohen Adels von den wichtigsten reichskon­
stitutionsmäßig nur ihm gehörenden Posten am deutschen Staatsruder" beklagte und 
dies zutreffend auf "die ausschließende Anmaßung der Präbenden der meisten Erz­
und Hochstifter für Mitglieder bloß ritterschaftlichen Adels" zurückführte, was "die 
Ritterschaften im Gewichte über reichsgräflichen Adel erhub"18. Als Gegenwert 
schlug der Rechtsgelehrte in seiner preisgekrönten Schrift einen fürstlichen Geheim­
bund vor, der neben sorgfältigeren Heiraten eine einvernehmliche Haltung in Regens­
burg und eine entschiedenere Personalpolitik in den Domkapiteln zu betreiben habe 

12 Errechnet nach den leider nicht in allen Fällen exakten Angaben (besonders was die Unter­
scheidung der Domkapitulare von den Domizellaren betrifft) von Eduard Vehse, Geschichte der 
kleinen deutschen Höfe. Die geistlichen Höfe, 4 Bde., (Geschichte der deutschen Höfe seit der 
Reformation 45-48, Hamburg 1859/60). Soweit möglich, wurden die Namen mit Hilfe der Hof­
und Staatskalender überprüft. Die Angehörigen der Reichsritterschaft ließen sich an Hand der 
Matrikel feststellen, für deren Fundorte einfachheitshalber auf ,Hülle!; Kampf 17 f. verwiesen sei. 
I} Errechnet nach Vehse, ebda, sowie dem Aufsatz: Beiträge zur Kenntniß des teutschen Ritteror­
dens und zur Statistik des Hoch- und Teutschmeisterthums in Franken, in: Häberlins Staatsar­
chiv 9 (1802) 143-157. 
14 Spitzenreiter war im Stichjahr Kar! Theodor Reichsfreiherr von Dalberg mit vier Dompfrün­
den (Mainz, Worms, Würzburg und Konstanz) und zwei Koadjutorien (Mainz und Konstanz). 
Die Dalbergs stellten damals auch den Vizehauptmann und ein Ratsmitglied im Ritterkanton 
Oberrhein, doch sind im übrigen diejenigen Familien mit den meisten in einer Person vereinig­
ten Pfründen nicht mit dem politischen Führungspersonal in den Ritterkantonen identisch; die 
Angaben zu letzterem bei Kar! Lang, Historischer Almanach für den deutschen Adel und für die 
Freunde der Geschichte desselben, Bd. 2, (Frankfurt 1793) 114 ff. 
1S Beispiele dazu bei Emires, Grundlagen 235 ff. 
16 Daß "die Bischöfe und Domkapitel mehr das [Interesse) ihrer Familien als das ihrer Länder vor 
Augen haben", stellte Hardenberg in seinem Generalbericht an den preußischen König von 1797 
fest; zit. lIanns Huber! Hofmann, Adelige Herrschaft und souveräner Staat, (München 1962) 174. 
17 Dazu ,Hüllet; Kampf 36 f. 
18 Johann Christian Ludwig Freseniw; Über die Ursachen des Herabsinkens und Mittel zum Em­
porheben der Fürstlich-Reichsgräflichen Häuser Tcutschlands, in: Häberlins Staatsarchiv 12 
(1804) 283 f. 
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- alles Mittel, die auf sehr konventionelle Weise den von vornherein aussichtslosen 
Versuch unternahmen, die Verfassungswirklichkeit wieder auf die Buchstaben der 
Reichsurkunden zurückzuführen. 

Am Ende des Alten Reiches erweist sich somit die Reichsritterschaft als ein ge­
schlossenes Korps, dessen Genossen deutlich bestrebt sind, sich von den übrigen 
Gruppen des Adels abzuheben,19 und deren desolate wirtschaftliche Lage in offenba­
rem Kontrast zu ihrer Position auf politischer Ebene stand. Der scharfe Wettkampf, 
der zwischen Hocharistokratie und Reichsadel herrschte und bei dem zuerst die jün­
geren Fürstenhäuser und die fürstlichen Personalisten - vornehmlich jene Familien 
also, die 1806 dann ebenfalls ihrer Unmittelbarkeit und hoheitlichen Rechte entklei­
det werden sollten - zu unterliegen drohten, macht den Gang der Ereignisse nach der 
Jahrhundertwende plausibel. Der Reichsadel war nicht so sehr, wie oft behauptet wird, 
als überlebte Institution von vornherein dem Untergang geweiheo, seine Kantone wa­
ren freilich wohl ebensowenig in voller Blüte und "auf dem besten Weg, echte Staats­
körper zu werden"21, sondern er war den einen ein unerwünschter Konkurrent bei der 
Besetzung einflußreicher und wohldotierter Stellen, den andern ein lästiges Hindernis 
auf dem Wege zu moderner Staatlichkeit. Die Reichsritter lebten somit in mehr als ei­
ner Hinsicht über ihre Verhältnisse und vermochten dies nur dank des Rückhalts, den 
sie an der Reichskirche hatten. Ihre "unangemessene" Position machte sie jedoch 
auch leicht verwundbar. Mit der Säkularisation war daher ihre Stellung tödlich be­
droht, obwohl § 28 des Reichsdeputationshauptschlusses ihrer noch einmal eigens ge­
dachte und damit indirekt ihre Existenz garantierte. 

11 

Daß ein Krieg des Reiches und die damit gewöhnlich einhergehenden Folgen, von 
denen die linksrheinischen Ritter ganz besonders schwer betroffen worden sind, den 
Auftakt für den eingangs angesprochenen Prozeß auch im rechtsrheinischen Deutsch­
land gebildet haben, hat das Verhalten des Reichsadels auf längere Frist nachteilig be­
stimmt. So wurden weder die Herausforderung in ihrem ganzen Ausmaß noch die 
Chancen, die die alsbald einsetzende Modernisierung der politischen und sozialen 
Verfassung längerfristig gleichfalls bot, richtig erkannt. Erst in den Verhandlungen auf 
dem Wiener Kongreß gaben die einsichtigsten Wortführer ihre bis dahin ausschließ­
lich rückwärts orientierte Politik auf und suchten das Neue in den Dienst ihrer Inter­
essen zu stellen. 

19 Auch vom mediaten Stiftsadel. Ein Beispiel dazu bei Friedrich Keinemann, Das Domstift 
Mainz und der mediate Adel. Der Streit um die Zulassung von Angehörigen der landsässigen 
Ritterschaften zur Mainzer Dompräbende, in: HJb 89 (1969) 153-170. 
20 So sahen es die nationalliberalen Historiker im 19. Jahrhundert, in deren Bann noch Mül/o; 
Kampf steht. Vgl. auch Heinrich von Treitschke, Deutsche Geschichte im 19. Jahrhundert, Bd.1, 
(Leipzig 81909) 193. 
21 Hofmann, Adelige Herrschaft 100. 
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Die Taktik der Reichsritterschaft auf dem Rastatter Friedenskongreß bewegte sich 
demgemäß noch ganz in den hergebrachten Bahnen. Man verlangte einerseits die Si­
cherung der Anspruche der unter französische Herrschaft gekommenen Rittergenos­
sen, das heißt Streichung von der Emigrantenliste und Rückerstattung des sequestrier­
ten Grundbesitzes22

, andererseits strebte man den Ausbau der Position in Richtung ei­
ner Quasi-Reichsstandschaft an (denn nur Reichsstände konnten auf eine rechtsrhei­
nische Entschädigung hoffen und auch diese war ein Ziel?3. Da sich die beiden Vor­
haben aufgrund der Rechtsstandpunkte einerseits der Franzosen, andererseits der von 
einigen Reichsständen gestellten deutschen Delegation gegenseitig ausschlossen, trieb 
der Freiherr von Gemmingen ein gewagtes Spiel. In offensichtlicher Doppelzüngig­
keit betonten seine Eingaben gegenüber den französischen Unterhändlern, daß - zu­
mal seit der Beseitigung der Feudalverfassung - die Reichsritter nichts anderes als ein­
fache Besitzer bürgerlichen Eigentums seien, deren Enteignung die gesamte Gesell­
schaftsordnung bedrohe und das Naturrecht verletze 24

. Den deutschen Diplomaten 
hingegen, die die darin beschlossene Aufgabe entscheidender Rechtspositionen nur zu 
gerne aufgriffen, warf Gemmingen sogleich vor, dadurch werde "die Reichsritterschaft 
von ihrer gesetzlichen Anschließung an Fürsten und Stände des Reiches entfernt, aus 
ihrer echten Kategorie herausgeworfen"25, denn "bei allen das Deutsche Reich betref­
fenden Staatsangelegenheiten" sei der Reichsadel den "höchst und hohen Ständen 
(das Sitz- und Stimmrecht allein ausgenommen) bisher gleichgehalten worden"; da die 
Ritter "in ihren Territorien gleiche Hoheiten, Rechte und Gerechtigkeiten als Kurfür­
sten, Fürsten und Stände des Reichs" besäßen26 , seien die links rheinisch um ihre Ren­
ten und Gefälle Gebrachten auch gleichermaßen wie die übrigen Herrscher entschä­
digungsberechtigt. 

Die Loyalität des Kaisers hatte es ermöglicht, daß Gemmingen im ganzen gesehen 
erfolgreich war, denn der kaiserliche Delegationsführer, Graf Metternich, hat den rit­
terschaftlichen Standpunkt übernommen. Selbst die Entschädigung für enteignete 
Feudalrechte wurde von der Reichsfriedensdeputation am 3.3.1798 im Grundsatz ak­
zeptiert und vom Kaiser am 12.7.1798 gebilligt. Oberflächlich betrachtet scheiterte 
nur die Aufnahme der elsässischen Rittergenossen in den Friedensvertragsentwurf. 
Trotz dieses glimpflichen Ausgangs wurde diese Adelsgruppe von den revolutionären 
Ereignissen außerordentlich stark betroffen. Sie gab ihre linksrheinischen Verluste mit 
20 Quadratmeilen und 52000 Untertanen an, die jährlich 450300 fl. an Abgaben be­
zahlt haben sollen27

. 

22 Promemoria ..... , 16.2.1798 (wie Anm. 1). 
2J dto., 26.6.1798; a.a.O., Bd.S, (Rastatt 1800) Beilage Nr. 193. 
24 "Les possessions des membres de la noblesse ... ne sont neanmoins propriete absolue de l'indi­
vidu qui les possede; on peut en etre proprietaire sans avoir la qualite de noble ... 11 est sensible 
que les proprietes foneieres ne peuvent etre exposees ades atteintes sans blesser l'ordre social et 
les droits natureis"; Memoire Gemmingens, 28.4.1798; ebda 33 f. 
2; Wie Anm. 23. 
26 Promemoria, 19.6.1798; ebda 36f. 
27 Kar! Ernst Alexander von Hoff, Das Teutsche Reich vor der französischen Revolution und 
nach dem Frieden von Lüneville, (Gotha 1801) 197. 
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Jene Reichsritter, denen zuvor der erstrebte Aufstieg in den Reichsgrafenstand ge­
lungen war (wie etwa den Mettemich, Eltz und Sickingen), verloren ihren gesamten 
Besitz, wofür sie freilich eine Entschädigung aus rechtsrheinischem Säkularisationsgut 
erhielten. Ungleich schlechter stellten sich jedoch solche Familien, die bislang über­
wiegend, wenn nicht ganz von grundherrschaftlichen Renten und Feudalgefällen ge­
lebt hatten; sie wurden durch die Entfeudalisierung unter Umständen tatsächlich, wie 
Gemmingen beklagte, "an den Bettelstab gebracht"28. Und auch jene, die eigenen 
Grund und Boden bewirtschafteten, erlitten angesichts der altertümlichen Besitzver­
fassung, in der Grundzinsen, Zehnten und Jurisdiktionalien fast stets einen erhebli­
chen Anteil am Gesamteinkommen ausgemacht hatten, namhafte Verluste. Es ist 
darum kein Wunder, daß viele von ihnen in französischer Zeit gezwungen waren, ihr 
Hab und Gut ganz oder teilweise zu verkaufen, so daß sich 1823/24 bei der Errichtung 
des rheinischen Landtags weit weniger als erwartet alte landtagsfähige Güter fanden, 
denen man die neue Qualität eines Rittergutes hätte verleihen können29

. Hier trat das 
grundsätzliche Problem zutage, wie prekär im Grunde die Situation des Niederadels 
am Beginn der modernen Gesellschaftsordnung und wie sehr er geradezu existenziell 
darauf angewiesen war, daß der Staat tatsächlich den in der deutschen Naturrechts­
lehre so sehr betonten Grundsatz befolgte, jedermann bei dem jeweilig Seinigen zu 
schützen. 

Die von den Franzosen auch im Rheinland angewandte "jakobinische" Lösung ei­
ner Modernisierung des Bodenrechts, das heißt einer entschädigungslosen Entfeudali­
sierung, drang vorderhand nur in ihrem negativen Aspekt ins Bewußtsein der Betroffe­
nen. Die positive Seite in Gestalt einer ebenfalls entschädigungslosen Beseitigung des 
Lehensnexus' kam demgegenüber zunächst nicht ins Blickfeld; ihr materieller Entla­
stungseffekt war auch vergleichsweise gering, doch entfiel damit künftig auch der bis­
lang mögliche Heimfall. In Wien sollte sich dann aber herausstellen, daß sich auch in 
diesem Punkt eine Anpassung vollzogen hatte. 

Soweit es sich um Absichtserklärungen der deutschen Reichsstände und des 
Reichstags handelte, waren die Erfolge Gemmingens das Papier nicht wert, auf dem 
sie festgehalten und untersiegelt waren, denn als der Friede in die Tat umgesetzt wer­
den sollte, sah sich der ritterschaftliche Deputierte genötigt, dieselben Bitten und Vor­
stellungen vorzutragen wie vier Jahre zuvor in Rastatt30

• 1802/03 ging es jedoch noch 
um weitere Probleme, die die Ritterschaft ganz besonders betrafen, weil die Säkulari­
sation der Reichskirche (vorläufig mit Ausnahme des Erzstuhls für den deutschen Pri­
mas und des Deutschen Ordens), nachdem sie im Prinzip schon in Rastatt mehr aner­
kannt als beschlossen worden war, nun in die Tat umgesetzt wurde. 

Die Reichsritterschaft war nach diesem Verlust Hunderter von Pfründen wirtschaft­
lich und politisch viel zu ungesichert, als daß sie sich wie der Münsterländische Stifts-

28 Promemoria, 30.6.1798; a. a. 0., 78. _ 
29 Siehe dazu die Übersicht bei K. Reif/bald lPeitz, Die preußische Rheinprovinz als Adelsland­
schaft, in: RhVJ 38 (1974) 347ff. 
30 Eingabe des Generalbevollmächtigten eier Reichsritterschaft aller drei Kreise, Freiherr Kar! 
von Gemmingen, 28.2.1802 in: Protokoll der ausserordentlichen Reichsdeputation zu Regens­
burg, Bel. 1, (Regensburg 1803) NI'. 83. 
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del mit dem sie sonst manche Gemeinsamkeit teilte, resigniert oder verunsichert auf 
~hre' Güter hätte zurückziehen können. Auch verfügte sie ja noch über ihre Standes­
t r anisation, mit deren Hilfe sie hoffen konnte, sich wenigstens beim Kaiser Gehör zu 
~e~schaffen. Da es dem adeligen Selbstverständnis (noch) wenig entsprach, selbst zur 
Feder zu greifen, blieben publizistische Beiträge die Ausnahme; es scheint, daß ledig­
lich die der Reichsritterschaft angehörenden Domherren Karl-Theodor von Dalberg 
und Ignaz Heinrich von Wessenberg das Wort ergriffen haben, um die kollektiven In­
teressen öffentlich zu verteidigen3

!. Gemmingen hingegen, der auch in Regensburg 
wieder Generalbevollmächtigter aller drei Ritterkreise war, versuchte mit dem bewähr­
ten Mittel diplomatischer Verhandlungen nicht nur durchzusetzen, daß die ihrer Ein­
künfte verlustig gegangenen Domherren eine lebenslängliche Entschädigung erhiel­
ten, sondern vor allem, daß "dem Reichsadel ... seine zeitherigen Geburtsrechte auf 
Dignitäten und Präbenden der fortbestehenden oder neu errichtet werdenden Kathe­
dral- und anderen Stiftskirchen" sowie die Damenstifte "erhalten werden"32. Mit die­
sem vom Reich geforderten Wechsel auf die Zukunft unterstrich Gemmingen die 
beim deutschen Adel verbreitete Ansicht, daß die geistlichen Fürstentümer gewisser­
maßen ein Fideikommiß der privilegierten Stände seien, an denen man ein erbliches 
Eigentumsrecht besitze33

. Der anhaltende Widerspruch seitens der Juristen, die den 
Wert korporativen Eigentums gegenüber anderen Ansprüchen deutlich zurücksetzten, 
konnte diese Auffassung nicht ändern. Der bereits erwähnte Buchholz berichtet, daß 
noch 1805/06 der Versuch unternommen worden sei, in direkten Verhandlungen mit 
Napoleon die unausweichliche "Mediatisierung in eine förmliche Kapitulation zu ver­
wandeln". Tatsächlich verlangte man dabei in Fortführung der traditionellen gesell­
schaftspolitischen Leitvorstellungen des Reichsadels die "ausschließende Aufnahmfä­
higkeit in das kurerzkanzlerische Domkapitel" und ebenfalls wie bisher die "ausschlie­
ßende Beförderung zu höheren Staatsdiensten, zum Beispiel Repräsentationsstellen, 
Gesandtschaften, PräsidentensteIlen, Oberämtern usw., welche diesem Korps, das zwi­
schen dem Souverän und der Nation in der Mitte stehe, ohne Gefahr anvertraut wer­
den könnten"34. 

31 (Karl 'f7]eodor uon Dalberg], Ueber Bestimmung der Entschädigungsmittel für die Erbfürsten, 
(Mörsburg 1801); (lg/laz Heinrich von Wessenberg], Die Folgen der Säcularisation. Cuique Suum, 
(Zürich 1801); siehe Peter Wende, Die geistlichen Staaten und ihre Auflösung im Urteil der zeit­
genössischen Publizistik, (Lübeck 1966) 51. 
32 Wie Anm. 30, besonders 353. 
33 Haller meinte in seiner kommentierenden Einleitung, es lasse "sich auch kaum ein gegründe­
ter Einwurf dagegen erregen, wenn man den Familien, die ein Privatrecht auf den Besitz der Gü­
ter der Domstifter erworben haben, dieses ihr Eigentum durch ein Fideikommiß der jährlichen 
Einkünfte erhalten" wolle; (Kar! Ludwig von HalleI), Geheime Geschichte der Rastadter Frie­
densverhandlungen in Verbindung mit den Staatshändeln dieser Zeit, Bd. 1, (Germanien 1799) 
453. Vgl. allgemein Rlldolfine Freiin uon Oe!; Der Eigentumsbegriff der Säkularisationsdiskussion 
am Ende des alten Reiches, in: Eigentum und Verfassung, hrsg. v. RlIdolf Vierhaus(Veröffentli­
chungen des Max-Planck-Instituts für Geschichte 37, Göttingen 1972) 204 ff. 
34 BIiChholz, Untersuchungen 349 f. Die vergleichbaren Vorstellungen Dalbergs referiert Kar! Ot­
mal' Freiherr von Aretin, Heiliges Römisches Reich 1776-1806, Bd. 1, (Veröffentlichungen des 
Instituts für Europäische Geschichte, Abt. Universalgeschichte 38, Wiesbaden 1967) 483 f. 
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Mit dieser Anspielung auf Montesquieu sollte der hergebrachte Grundsatz unter­
mauert werden, daß die ständische Ordnung auch um den Preis wesentlicher Konzes­
sionen einer moderneren, auf Gleichheit und Leistung aufbauenden Gesellschaft in je­
dem Falle vorzuziehen sei. Dahinter steckte jedoch nicht bloße Nostalgie. Die desolate 
wirtschaftliche Lage so vieler ritterschaftlicher Familien machte diesen Punkt viel­
mehr zur Existenzfrage, denn die im Fürsten- oder Reichsdienst bekleideten Ämter 
und die geistlichen Pfründen dienten längst nicht mehr nur der Sicherung von Herr­
schaft und insbesondere Prestige, sondern waren wegen ihrer hohen Dotierung (nicht 
zuletzt dank der häufig praktizierten Kumulierung) ein unverzichtbar gewordener Be­
standteil des Einkommens, der von jetzt an entfiel. 

Für das Ausmaß der wirtschaftlichen Einbußen durch die Säkularisation ist die Be­
teiligung der Reichsritterschaft an den National- bzw. Kirchengutsverkäufen ein zu­
verlässiger Indikator. Links des Rheins blieb der Reichsadel den Versteigerungen fast 
ganz fern, weil er - sofern er überhaupt im Lande geblieben war - nach dem Verlust 
seiner Feudaleinkünfte kaum noch Mittel für Landerwerb besaß35. Auch im rechts­
rheinischen Deutschland beteiligte sich diese Käufergruppe so gut wie gar nicht, weil 
ihr offensichtlich das nötige Kapital fehlte, während landsässige Adelige sowohl in 
Westfalen wie auch in Bayern als die größten Käufer von Kirchengut bezeugt sind36. 

Doch damit nicht genug. Auch der Verlust der politischen Selbständigkeit hatte nach­
teilige Folgen für die finanzielle Lage der Reichsritter, da die Abgaben hoheitlichen 
Charakters bislang wie die grund-, gerichts-, leib- und zehntherrlichen Gefälle in die­
selben Kassen geflossen waren und wegen der geringen Beiträge an Kanton und Kai­
ser auch größtenteils dort verblieben. Die neuen Landesherren konnten dadurch die 
Mediatisierung sogar als einen Akt finanzpolitischer Gerechtigkeit darstellen, indem 
sie einerseits den ritterschaftlichen Untertanen das erließen, was jenen - wie die baye­
rische Adelsdeklaration vom 31.12.1806 tautologisch feststellte - "durch einen uner­
laubten Mißbrauch"37 zuviel abverlangt worden war, und andererseits die Ritter den 
Grund- und den Verbrauchssteuern sowie den Zöllen unterwarfen. 

Damit ist der soziale Wandel angesprochen, dem der Adel nach dem Verlust seiner 
Selbständigkeit mehr denn je unterlag. Angesichts der politischen Wechselbäder, de-

35 Dazu il1ichael.Müller, Säkularisation und Grundbesitz. Zur Sozialgeschichte des Saar-Mosel­
Raumes 1794-1813, (Boppard 1980) besonders 139. 
36 Westfalen: Rann Klueting, Die Säkularisation im Herzogtum Westfalen 1802-1834, (Wien 
1980) 202ff. Bayern: Christo! Dippel; Probleme einer Wirtschafts- und Sozialgeschichte der Sä­
kularisation in Deutschland (1803-1813), in: Deutschland und Italien im Zeitalter Napoleons, 
hrsg. v. Armgald von Reden-Dohna (Veröffentlichungen des Instituts für Europäische Ge­
schichte, Abt. Universalgeschichte, Beiheft 5, Wiesbaden 1979) 151. 
37 König!. Baier. Verordnung, die der kg!. Souveränität unterworfene Ritterschaft und ihre Hin­
tersassen betreffend, 31.12.1806; abgedr. in: Der rheinische Bund, hrsg. v. Peler A. Winkopp, 2 
(1807) 218-245, hier Ziffer V A 3 (S.236). Das Edikt nennt auch die verbreitetsten Arten zu ho­
her Forderungen: 1. widerrechtliche Zuschläge; 2. wurde den Untertanen "unter dem Namen 
von Steuern mehr [genommen], als die paktierte Steuer betrug"; 3. sollen kurz vor der bayeri­
schen Besitzergreifung "in einigen Bezirken adelige Gutsbesitzer das Steuerquantum ihrer Unter­
tanen gemindert und einen Teil desselben in die Bücher der grundherrlichen Abgaben ihrer Un­
tertanen übergetragen haben"; ebda Ziffer V B 3 (S.238). 
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die Mediatisierten ausgesetzt waren, und der unsicher scheinenden politischen 
~~unft der Rheinbundstaaten blieb die Bereitschaft begreiflicherweise gering, die 
neuen Verhältnisse anzuerkennen."Eine Klasse privilegierter Landsassen" zu werden, 
wie es dem bayerischen König vorschwebte38, das heißt trotz des Adelsprädikats im 
Grundsatz "allen übrigen Gutsbesitzern gleichgestellt zu sein"39, wie es die bayerische 
Verfassung von 1808 beabsichtigte, schien den ehemaligen Reichsrittern schlechter­
dings ein unerträglicher Gedanke (und sollte es noch bis 1848 bleiben). Zu spät er­
kannten darum die meisten von ihnen die Chance, daß die neuen Souveräne, wenn 
überhaupt willens, so doch sicherlich kaum in der Lage waren, die Verstaatlichung von 
Justiz und Verwal.t~ng bis auf die unte~ste Ebene überall durch~uführen40. Das A.us­
handeln einer freilich nur noch abgeleiteten Herrenstellung mit namhaften Pnvile­
gien, unter Umständen sogar korporativ zugestanden und völkerrechtlich garantiert, 
wurde damit versäumt. 

So war es der Einsicht von Monarchen und Teilen der Verwaltung und nicht dem 
taktischen Geschick der demoralisierten Reichsritter zuzuschreiben, daß in der 
Rheinbundzeit trotz mannigfacher Unsicherheiten und entgegen den egalitären Zie­
len radikal eingestellter Juristen die Privilegien als "wahres Eigentum" betrachtet wur­
den und entsprechenden Schutz fanden. Der Gedanke des Sozialprotektionismus be­
stimmte auch in dieser Umbruchszeit die gesellschafts- und rechtspolitischen Positio­
nen der Staaten. An ihm scheiterte darum jeder Versuch, die Verhältnisse auf dem 
Lande in der Sache anzutasten, und zwar noch bevor sich die Absicht, den "Code Ci­
viI" auf deutsche Verhältnisse anzuwenden, als Fehlschlag erwies. Nicht dieses Gesetz­
buch brachte in Deutschland die Garantie der "erworbenen Rechte", da es ja kaum 
ernstlich eingeführt wurde, sondern die Handhabung der Eingliederung von ehemali­
gem Reichsadel und Standesherren, für die die Haltung Bayerns zum allgemeinen 
Vorbild wurde: sie betrachtete die Grundherrschaft, den Kern adeligen Selbstver­
ständnisses, als Vertragsverhältnis, das nur im beiderseitigen Einverständnis geändert 
werden könne41 und überließ auch, wenngleich als einseitige Konzession getarnt, die 
Partrimonialjustiz den Grundherren. Mit der Beseitigung der privilegierten Land­
standschaft und der Edelmannsfreiheit des landsässigen Adels war damit freilich zu­
gleich eine einheitliche Klasse von Rittergutsbesitzern geschaffen, in die nunmehr 
auch Bürgerliche eintreten konnten. 

Gerade diese Gesellschaftspolitik, augenblicklich noch weit mehr Zukunftsvision 
denn bereits vollzogene Realität, stieß bei der ehemaligen Reichsritterschaft auf ent­
schiedene Ablehnung. Berühmt sind die Worte des Freiherrn vom Stein, der in sei­
nem Landesherrn nur noch einen "Räuber" zu erkennen und sowenig wie irgend ei­
ner seiner Genossen einzusehen vermochte, daß das, was der Geburtsadel einstweilen 
an - scheinbar autonomen, im Falle der Reichsritterschaft nur zu oft freilich auf pro-

38 Zit. Hojinarm, Adelige Herrschaft 260. 
39 }ulillJ Freiherr von Rotenhan, Geschichte der Familie Rotenhan ältere Linie, Bd.2, (Würzburg 
1865) 484. 
40 Das war nur in Westphalen (1808), Württemberg (1808) und Baden (1813) der Fall. 
4, Elisabeth Fehrenbach, Traditionale Gesellschaft und revolutionäres Recht, (Kritische Studien 
Zur Geschichtswissenschaft 13, Göttingen '1974) 137. 
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blematischen Rechtstiteln ruhenden - Gerechtsamen verloren hatte, gerade im Zu­
sammenhang der rheinbündischen Reformpolitik demselben Personenkreis in Gestalt 
von Privilegien wiedergegeben worden war. Wie in Preußen42 so war namentlich auch 
in Bayern, wo die Reform der Kreisverfassung gescheitert ist, der Ritterstand auf 
Staatsebene eine Klasse, auf Kommunalebene jedoch nach wie vor faktisch ein Stand 
im alten Wortsinn. Aber weder dies noch die Vorzüge gestiegener rechtlicher Sicher­
heit war man einstweilen in der Lage anzuerkennen. Stein warf dem Fürsten von Nas­
sau-Usingen vor: "es wird mir also statt eines auf Gesetze und Verfassung gegründeten 
Zustandes ein bittweiser, auf Billigkeit und anderen wandelbaren Basen bemhender 
zugesagt - welche Aussicht! und auch auf diesen darf ich nicht hoffen."43 

Äußerlich scheint sich an dieser schroffen Ablehnung in den nächsten Jahren nichts 
geändert zu haben. Jedenfalls hat die Weigemng, sich ins Unvermeidliche zu fügen 
oder, sozialgeschichtlich ausgedrückt, den politisch erzwungenen Wandel vom Quasi­
Reichsstand zum Patrimonial- und Grundherrn bzw. privilegierten Landwirt zu akzep­
tieren, dieHaltung des ehemaligen Reichsadels gegenüber den Rheinbundfürsten auch 
in den folgenden Jahren bestimmt. Die Eingaben auf dem Wiener Kongreß machen 
jedoch deutlich, daß sich zumindest bei der Fühmngsgmppe der Reichsritterschaft die 
Erkenntnis durchgesetzt hat, eine Anerkennung des Wandels sowohl in der Frage der 
Eigentumsverfassung als auch in der der politischen Ordnung könne für den Adel 
durchaus von Vorteil sein. Damit war die von der Modernisiemng ausgehende Her­
ausfordemng angenommen, wenn auch, was charakteristisch bleiben sollte, nur in ei­
nem ganz spezifischen Sinne. So erklärt sich die ausgesprochene Doppeldeutigkeit der 
in Wien vorgelegten Denkschriften. Deren Programm lautete zusammengefaßt fol­
gendermaßen": volle Restitution in den Rechtszustand von 1806 mit anschließender 
vertragsweiser Überlassung gewisser hoheitlicher Rechte gegen entsprechende Garan­
tien, wozu insbesondere landständische Verfassungen, Ministerverantwortlichkeit und 
Beseitigung der unbedingten und absoluten Souveränität der Fürsten, ferner Kuriat­
stimmen an der künftigen Reichsversammlung sowie Wiederbegründung von Kaiser­
und Reichsgericht zählten. Die wirtschaftliche Absichemng ihres Standes lag den De­
legationen besonders am Herzen. Majorate, Fideikommisse und Hausgesetze sollten 
der Güterzersplittemng wehren, der Gmndsteuerfuß sollte allenfalls zwei Drittel des­
jenigen der Untertanen ausmachen und keiner Steigenll1g unterworfen werden, der 
Lehensverband gegen die Rheinbundfürsten sei aufzuheben, das Retraktrecht wieder 
in Kraft zu setzen; aber auch "das arme Volk", die Untertanen, müßten von den Sou­
veränen künftig schonender behandelt werden, "weil zu den gmndherrlichen Schul­
digkeiten sich noch die harten Souveränitätslasten gesellten" und damit infolge der 
jetzigen Doppelbelastung durch Gmndherrn und Staatskasse die Gefahr bestehe, daß 

42 Reillhart Koselleck, Preußen zwischen Reform und Revolution, (Industrielle Welt 7, Stuttgart 
'1967) 555 f. 
43 Briefe an Wieler bzw. an den Fürsten von Nassau-Usingen, beide vom 13.1.1804; Karl Hein­
rich Freiherr vom Stein, Briefe und amtliche Schriften, Bd.1, bearb. von Brich Botzmhart, (Stutt­
gart 1957) 720, 722. 
44 Das Folgende nach den Eingaben, die bei Klüber (siehe folgende Anm.) in den Bänden 1, 3 
und 6 abgedruckt sind. 
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der Adel nach und nach alle seine Intraden" verliert45 ; Freiheit von Kreis- und Ge­
" eindeabgaben folge aus der Autonomie der herrschaftlichen Güter. Damit war es 
rreilich nicht getan. Das Prinzip der "restitutio ad integrum" hatte auch für die deut­
che Kirchenverfassung zu gelten, und da wie seit alters her auch jetzt noch die Mei­

:ung vertreten wurde, daß "die unermeßlich reichen deutschen Erzstifter und Stifter 
als ein wahres Eigentum des deutschen Reichsadels angesehen werden konnten"46, 

~~r es nur logisch, daß den ehemaligen Reichsrittern "die gerechtesten Ansprüche" 
auf jene Institutionen erwachsen, die "zur Beruhigung des Volks und um den Pflich­
ten gegen die Kirche zu genügen" wiederherzustellen seien". Abschließend wurde 
bewiesen, wie sehr den Staaten ein wohlhabender Erbadel nütze. 

Es war dies ohne Zweifel ein Maximalprogramm, das im Falle seiner Verwirkli­
chung dem "immediaten deutschen Reichsadel", wie er sich in den Eingaben wieder 
nannte, eine gegenüber dem Alten Reich nicht unwesentlich verbesserte Position ge­
bracht hätte. Worum es den Ritterdeputierten wirklich ging, war auf wirtschaftlichem 
Gebiet neben einer kräftigen Entschädigung für den Untergang der Reichskirche 
(denn ein Widerruf der Säkularisation wurde von niemand ernstlich erwartet und hätte 
ja auch tief in das Eigentumsrecht so manches Rittergenossen eingegriffen) und der 
seit 1806 eingezogenen hoheitlichen Gefälle die vertraglich und völkerrechtlich sank­
tionierte Sicherung des Besitzstandes einerseits im Bereich der Grundherrschaft, ande­
rerseits aber auch in Gestalt der so viel moderneren Eigentumsverfassung auf dem lin­
ken Rheinufer; damit war die Anerkennung der inzwischen erfolgten Nationalgüter­
verkäufe und der von Frankreich allodifizierten Lehen gemeint, so daß neben der ,,feu­
dalen" auch die "bürgerliche" Rechtsordnung bejaht wurde, sofern man sich davon ei­
nen Vorteil versprach. In politischer Hinsicht erwärmte sich der Adel zur Absiche­
rung dieser Ansprüche und als Schutz gegen künftige Rechtsminderungen ebenfalls 
für fortschrittliche Errungenschaften, wenn sie seinen Zielen dienen konnten. So er­
klärt sich der Wunsch nach politischer Mitwirkung auf Bundes- und Länderebene. Es 
kann keine Rede davon sein, daß der Adel insgesamt, gleich welchen Standes, in die­
ser Umbruchsituation und nach allen seinen Erfahrungen und Grundsätzen plötzlich 
sein Herz für den modernen Konstitutionalismus entdeckt hätte.Hinter der neuzeitli­
chen Diktion verbarg sich im Gegenteil der Versuch, unter nun schon traditioneller 
Berufung auf Montesquieus Adelslehre allenthalben altständische Kurien wieder auf­
zurichten, auf denen der grundbesitzende Adel das flache Land zu repräsentieren ge­
dachte. Die Idee der landständischen Verfassung diente also nur als formales Prinzip, 
mit dessen Hilfe man die Errungenschaft des Rheinbundes beseitigen wollte48

• In der 

4; Kurze Übersicht über die Beschwerden der Reichsritterschaft, welche durch die Souveränitäts­
Einrichtungen seit dem Jahr 1806 ... herbeigeführt worden sind (September/Oktober 1814), in: 
Actcn des Wiener Congresses, hrsg. v. jo!;ann Ludwig Kliibn; Bd. 3, (Erlangen 1815) 492. 
46 Ebda 469. 
47 Ansicht über die künftigen staatsrechtlichen Verhältnisse des unmittelbaren Reichs-Adels, ins­
besondere in kirchlicher und staatswirthschaftlicher Hinsicht, Zweiter Nachtrag (15.12.1814), in: 
ebda 548 f. 
48 Stein verlangte schon 1813 "l'abolition de toutes les institutions fran\=aises", worunter er auch 
den "Code Civil" verstand; Verfassungsdenkschrift für Zar Alexander 1. (Ende August 1813), in: 
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öffentlichen Meinung stieß dieses Vorhaben auf entschiedene Ablehnung49
, die sich 

mit den Zielen der Rheinbundfürsten weithin deckte. So kam es schließlich zwar 
trotzdem zu dem vor allem vom Adel verlangten Artikel 13 DBA, aber tatsächlich 
diente dieser in seiner offenen Formulierung der Gewährleistung weiterer Modernisie­
rung, sei es zunächst im Sinne monarchischer Interessen oder später der liberalen Op­
position. 

Nicht weniger hintersinnig argumentierte der Vertreter der linksrheinisch angeses­
senen ehemaligen Reichsadeligen, Edmund Graf Kesselstatt. Seine zahlreichen Einga­
ben verfolgten die beiden Ziele, dem Adel seinen gegenwärtigen Besitz, welcher Her­
kunft er auch sei, zu garantieren (noch war ja die Frage nicht geklärt, was mit den ver­
kauften Nationalgütern zu geschehen habe), ihn aber endlich auch in den Genuß der 
schon in Rastatt zugesagten Entschädigung für den Verlust der Grundherrschaft und 
der reichsritterschaftlichen Landeshoheit kommen zu lassen. Damit war fraglos die 
Anerkennung zweier sich gegenseitig ausschließender Eigentumsbegriffe verlangt -
freilich nur, insoweit sie den Interessen des Adels diente, der ,,(des geistlichen Standes 
nicht zu erwähnen) bei weitem mehr als alle anderen Klassen in jeder Hinsicht, beson­
ders in seinem Eigentum verloren hat", wie Kesselstatt mit Recht feststellte50

. Mit er­
heblichem juristischen Scharfsinn versicherte darum Kesselstatt unentwegt, daß man 
zwischen dem Lehenrecht des Landesherrn und den Lehen- und sonstigen Rechten 
Privater unterscheiden müsse: als Rechtsnachfolger der Fürsten haben die Franzosen 
volle Dispositionsfreiheit über die Staatsdomänen besessen - "gleich einem Privat­
mann" -, so daß die Versteigerungen rechtens waren und der entsprechende Besitz­
wechsel "unter dem Schutze des Völkerrechts" stehe. Mit der Aufhebung des Feudal­
systems habe aber die französische Regierung "das Eigentum der Privaten vernichtet", 
die dafür Restitution oder Wiedergutmachung verlangen könnten51

• Daß auch Kessel­
statt, nicht anders als die Vertreter der rechtsrheinischen Ritterschaft, das Neue nur 
insoweit anzuerkennen bereit war, wie es der Interessenlage seiner Konkommittenten 
entsprach, ergibt sich ferner aus einem anderen, von ihm gleichzeitig im Zusammen­
hang mit der Verfassungs bewegung des Rheinlands und Westfalens verfaßten Bei-

Stein, Briefe, Bd.4, bearb. von Walther Hubatsch (Stuttgart 1963) 240. Vgl. dazu die einleuch­
tende Argumentation IPol/gang Magers, Das Problem der landständischen Verfassungen auf dem 
Wiener Kongreß 1814/15, in: HZ 217 (1973) bes. 334f. Die damalige Haltung der ehemaligen 
Reichsritterschaft war übrigens kein Einzelfall, sondern fand beispielsweise in der Politik des 
Mailänder Patriziats und der französischen "Ultras" eine frappante Entsprechung. Vgl. iHarco iHe­
riggi, Liberalismo 0 liberta dei ceti? Costituzionalismo lombardo agli albori della Restaurazione, 
in: Studi storici 22 (1981) 315-343; Joseph Barthe/emy, L'introduction du regime parlementaire 
en France sous Louis XVIII et Charles X, (Paris 1904). 
49 Statt vieler Belege Klübe/; Übersicht 236 f. 
50 Denkschrift für die vier Departemente auf der linken Rheinseite, das Herzogthum Luxemburg 
etc., insbesondere den Adel daselbst betreffend (28.2.1815), in: Kliiber, Acten, Bd.6, (Erlangen 
1816) 508. 
51 Denkschrift für die teutschen Länder auf der linken Rheinseite, wegen Fortdauer der Allodifi­
cation, Zurückgabe oder Ersatz entzogenen Eigenthums, und Anwendung der für Teutschland 
zu errichtenden CongreßBestimmungen auch auf jene Länder (2. 3.1815), in: ebda 525, 527, 523. 
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52 Gleichwohl dachte er moderner als andere Adelige, die sich damals für die Er­
tr:~U~g des "Code Civil" durch das ihren Stand entschieden besser stützende ,,Allge­
se eine Landrecht" und gegen die Einführung der Repräsentation aussprachen, mit der 
:e einst privilegierten Landstände in Gestalt der Generalräte mit ihren bürgerlichen 
Mehrheiten keine guten Erfahrungen gemacht hatten5J

. In der am weitesten modern i­
ierten Gesellschaft Deutschlands begegnet nicht zufällig auch die kompromißloseste 
~blehnung all jener Institutionen, die den Umbruch auslösten und absichern halfen. 

Angesichts der hochgespannten Ziele mußten die in Wien tatsächlich erreichten 
Resultate enttäuschen. Eine Wiederaufrichtung der Reichskirche, an der weder die 
Fürsten noch der Papst Interesse hatten, wurde nicht einmal diskutiert; die Zulassung 
beim Bundestag mittels Kuriatstimmen nur den Standesherren, allerdings sehr vage, 
in Aussicht gestellt; der Artikel über landständische Verfassungen erhielt keine inhalt­
liche Festlegung, was ebenfalls eine Niederlage bedeutete; nicht einmal die gleichför­
mige Behandlung der ehemaligen Reichsritter in allen Bundesstaaten konzedierte 
man. Gerade diese letztere Bestimmung führte den Betroffenen sehr deutlich vor Au­
gen, daß an ihrer seit 1806 eingetretenen Stellung als Angehörige des niederen grund­
besitzenden Adels nicht gerüttelt werden sollte. Die im Rheinbund in Gang gesetzte 
Tendenz zur ausschließlich berufsständisch definierten Qualität der Güterbesitzer (wie 
überhaupt der Bevölkerung) wurde damit vom Wiener Kongreß stillschweigend sank­
tioniert und dies erklärt, warum die Agrarreformen auch in der Phase der Restaura­
tion, wenngleich langsam, weitergingen. Selbst die zugesicherte Beteiligung an der 
Landstandschaft bot keine Sicherheit gegenüber dieser Entwicklung, denn erstens un­
terstrich die Begrenzung dieses Rechts auf die "Begüterten" noch einmal ausdrücklich 
den gesellschaftspolitischen Trend, und zweitens bot die in Wien getroffene Regelung 
genügend Raum, mit Hilfe der Zusammensetzung der Kammern den ehemaligen 
Reichsadel politisch zu paralysieren; Nassau, Baden und insbesondere Kurhessen, letz­
teres freilich erst nach der Julirevolution, haben diesen Weg am entschiedensten be­
schritten. Der einzig greifbare Erfolg bestand in der völkerrechtlichen Verankerung 
des in den vergangenen Jahren im normsetzenden Bayern hergestellten Zustandes, 
was denn auch einem Bundesfürsten wie dem württembergischen König Friedrich I. 
entschieden zu weit ging. Ist es ein Wunder, wenn der Adel seine grundherrlichen 
Rechte und die Patrimonialjustiz, so kostspielig sie auch sein mochte, in den kom­
menden Jahren zum Inbegriff seines Selbstverständnisses und zum Palladium seiner 
sich verflüchtigenden Qualität als Geburtsstand erhob, an denen er nicht rütteln ließ? 

52 Edmulld Graf von Kesselstatt, Betrachtungen über die dem preußisch gewordenen Lande lin­
ker Rheinufer allenfalls zu gebende landständische Verfassung (Denkschrift an Hardenberg, 
Wien, 13.5.1815; ungedruckt). 
53 Dies trotz gelegentlicher Ausnahmen, wie etwa der, daß der Adel im alten Kurfürstentum 
Trier nicht zu den Landständen gezählt hatte, und daß der Generalrat des Roer-Departments 
1813 eine absolute Mehrheit Adeliger aufwies. Dazu insgesamt Kar/-Georg Fabel; Die Rhein­
lande zwischen Restauration und Revolution, (Wiesbaden 1966) 62f., 153,210; Reinhold Weitz, 
Der niederrheinische und westfälische Adel im ersten preußischen Verfassungskampf 
1815-1823/24, (phi!. Diss. Bonn 1970). 
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III 

Der Sturz der Reichsritterschaft in den ersten Jahren des 19. Jahrhunderts war des­
halb so tief, weil ihre Stellung bis dahin in erster Linie von Verfassungsinstitutionen 
abhing, die zu schützen sie bei weitem zu schwach war. Aber sie unterlag nicht einer 
neben ihr aufsteigenden, konkurrierenden Elite aus dem Dritten Stand, sondern im 
politischen Konflikt mit dem spätabsolutistischen Fürstentum und der diesem ver­
pflichteten Beamtenschaft. Beides erklärt sowohl die Geschwindigkeit des Vorgangs 
als auch dessen begrenzte soziale Reichweite. Denn es standen die Attribute autono­
mer Herrschaft im Zentrum der Auseinandersetzungen, denen der soziale Wandel 
zwar unvermeidlich folgte, der aber nicht das eigentliche Ziel des Ringens bildete. An­
dernfalls hätte die Adelsreform, die ja ebenfalls zu damaliger Zeit im Sinne einer Mo­
dernisierung, das heißt Öffnung gegenüber neuen Kräften und Einengung der ge­
burtsständischen Merkmale, diskutiert wurde54

, energischer angefaßt werden müssen. 
Diese Reform ist jedoch bis 1918 in Deutschland bekanntlich ausgeblieben. Den 
neuen Staaten genügte es schon, wenn die adelige Autonomie im Grundsätzlichen be­
seitigt war, und sie übertrugen sogleich wichtige Bestandteile der einstigen HerrensteI­
lung auf deren bisherige Besitzer, die nun freilich ihre Tätigkeit nur noch im Auftrag 
des Staates versahen. Staat und Gesellschaft waren damit zwar prinzipiell auseinander­
getreten, aber rechts des Rheins hatte sich im Erscheinungsbild, in der alltäglichen 
V erwal tungspraxis äußerlich wenig geändert: die Wappen und Siegel waren, bildlich 
gesprochen, ausgetauscht worden. 

Bei den betroffenen Rittern (und Standesherren) hatte aber gerade dieser von ho­
hem Symbolwert gekennzeichnete Akt heftige Ressentiments und anhaltenden Wi­
derstand ausgelöst, wie zahllose Schilderungen und Selbstzeugnisse belegen. Man 
wußte, wie sehr in der altertümlichen Gesellschaftsverfassung Deutschlands der Ver­
lust politischer Standesrechte unwillkürlich den sozialen Status minderte. Auf der an­
deren Seite war der Adel zuletzt doch realistisch genug, die Vorzüge des Neuen in An­
spruch zu nehmen. Zu diesen zählte beispielsweise die Beseitigung der "Toten Hand" 
mit dem nach Möglichkeit wahrgenommenen Angebot an kirchlichem Grundbesitz 
und - linksrheinisch - die entschädigungslose Aufhebung der Lehen; natürlich ließ 
man sich auch gefallen, daß die verbliebenen grund- und gerichtsherrlichen Rechte im 
Wege einseitiger fürstlicher Deklarationen, namentlich aber durch die Aufnahme in 
die Bundesakte sowie durch das von den Verfassungen garantierte Eigentum einen 
wesentlich moderneren und wirksameren Schutz erhielten als vordem. 

Der Reichsadel erwies sich so nach anfänglichem Zögern keineswegs als reaktionär. 
Vielmehr akzeptierte er das Neue wie etwa Konstitutionen und Zivilrecht, National­
güterversteigerung und Lehensallodifikation, sofern es seinen spezifischen Interessen 
zu dienen versprach, und wo er die Wiederherstellung früherer Zustände verlangte, 
z. B. altständische Landtagskurien, Adelsklerus oder gar - wie gelegentlich auf dem 

54 England galt dabei allgemein als Vorbild. Zu Bayern siehe (Kar! Heinrich Ritter von Lang], Die 
Memoiren des Ritters Kar! Heinrich von Lang, Bd.2, (Braunschweig 1842) 186. Für Preußen 
siehe Stein, Briefe, Bd.2/2, bearb. von Peter G. Thielen, (Stuttgart 1960) 853 f. 
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Wiener Kongreß vorgetragen - die Ansiedlung aller ehemaligen Reichsritter in einem 
schlossenen Territorium auf der linken Rheinseite, da war dies nicht nur Ausfluß 

g~stalgischer Verklärung der Vergangenheit, sondern auch der Versuch, größtmögli­
n
he 

Vorteile zugunsten des eigenen Standes zu erlangen. Diese Vermischung von Al­
Certümlichkeit und Modernität war durchaus zeittypisch. Sie kennzeichnet auch die 
~altung vieler Monarchen, die in Wien den preußischen Vorschlag zu Fall brachten, 
die Lehen des Adels zu allodifizieren: man erhielt sich dadurch nicht nur eine zusätz­
liche Einnahmequelle, sondern vor allem ein, wenngleich altertümliches Disziplinie­
rungsinstrument neben der moderneren Einordnung in die Hierarchie des Staates. 

Nicht reaktionär also, wohl aber restaurativ waren die Ziele der ehemaligen Reichs­
ritterschaft, insofern es letztlich um ein vorteilhaftes Arrangement mit dem Bestehen­
den unter bestmöglicher Wahrung hergebrachter Institutionen ging. Mit solchen Plä­
nen forderte der Adel die Opposition vieler "Patrioten", Intellektueller und Beamten, 
heraus, die in der kurzen Frist zwischen dem Sturz Napoleons und der Verschärfung 
der Zensur ihren Widerspruch öffentlich formulieren konnten. Der verbreiteten Ab­
lehnung durch das akademisch gebildete Bürgertum, die sich in Ludens "Nemesis", in 
der Münchener "Allemannia" oder in der rheinischen Adressenbewegung artikulierte, 
entsprach auf der Gegenseite eine ebenso die einzelstaatlichen Grenzen überschrei­
tende Einmütigkeit politischer Grundsätze. Die Vorstöße eines Grafen Kesselstatt, ei­
nes Freiherrn von Hornstein, eines Freiherrn Zobel von Giebelstadt oder eines Grafen 
Degenfeld in Wien müssen durchaus mit der von den Freiherren Mirbach zu Harff 
und Wylich getragenen adeligen Verfassungsbewegung im Rheinland und in Westfa­
len im Zusammenhang gesehen werden. An bei den Kampagnen zugunsten altständi­
scher Restitutionen hatte gerade die Ritterschaft hervorragenden Anteil, und der Frei­
herr vom Stein steuerte beide nach Kräften, indem er mit den verschiedensten Grup­
pen in Kontakt stand". Die regionalen Sonderinteressen, die im adeligen Weltbild 
seit jeher eine wichtige Rolle gespielt hatten, begannen offensichtlich hinter der neuen 
Erfahrung zurückzutreten, daß die ehemaligen Reichsritter unter so denkbar unter­
schiedlichen Systemen wie dem napoleonischen Frankreich, dem Preußen der Refor­
men und den Rheinbundstaaten letztlich vergleichbare Schicksale und Erfahrungen 
hatten machen müssen. Dies vermittelte ein neues Gefühl der Zusammengehörigkeit 
und löste weitergehende Vorhaben aus. 

Auf der Ebene der Politik hat der Adel somit den ihm abverlangten Wandel 
schließlich akzeptiert, wobei freilich die Grenzen deutlich gezogen waren: das Neue 
beschränkte sich weitgehend auf Instrumente und Methoden, während die Ziele nach 
wie vor an der Vergangenheit orientiert waren und die möglichst uneingeschränkte 
wirtschaftliche und politische Vormachtstellung des Ersten Standes sichern sollten56. 

Es überrascht daher nicht und ist auch aus anderen Beispielen von Modernisierung 
bekannt, daß im Bereich der Mentalität gerade als Antwort auf die Umbruchsituation 
eine betonte Rückwendung zu traditionellen, ja zum Teil gar nicht mehr lebendigen 

;5 Dazu die Hinweise ebda, Bd. 5, bearb. von Aianji"l!d Botzenhart, (Stuttgart 1964) 47, Anm. 2 zu 
Nr.56. 

56 So auch Rudolf Vierha/lj~ Eigentumsrecht und Mediatisierung. Der Kampf um die Rechte der 
Reichsritterschaft 1803-1815, in: Eigentum und Verfassung, (wie Anm. 33) 256f. 
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Werten stattfand. Politische Modernität und reaktionäre Ideologie scheinen sich in ge­
wissen Phasen gegenseitig zu bedingen. In diesen Zusammenhang gehört der kurzle­
bige, aber spektakuläre, im Januar 1815 in Wien veröffentlichte "Plan zu einem allge­
meinen Adelsverein durch ganz Deutschland, die Kette genannt", hinter dem der für­
stenbergische Landesforstmeister Reichsfreiherr Joseph von Laßberg stand. Dieser 
Verein, der erste seiner Art, sollte in Gestalt eines Freundschaftsbundes einer antimo­
dernistischen Adelsreform dienen, indem er die Tugenden des "wahren Edelmanns" 
propagierte: es komme nicht auf die Zahl der Vorfahren an, sondern darauf, daß man 
"fromm gegen Gott, treu und gehorsam gegen Vaterland und Fürsten, mild und ge­
recht gegen seine Untertanen, bescheiden im Glück, mutig im Unglück und freigebig 
gegen Arme, ein alle Menschen mit Liebe umfassender Bruder ist". Weder der mo­
derne souveräne Staat, noch die mittlerweile herrschende Gesellschaftsordnung ka­
men in diesem Katalog vor, wie denn auch die Zusammenkünfte des Vereins der 
"festliche[n] Feierung großer deutscher geschichtliche[r] Tage" und nicht der Besin­
nung auf die Gegenwart dienen sollten57 . Die scharfe Kritik der gewissermaßen ausge­
blendeten bürgerlichen Intelligenz ließ denn auch nicht lange auf sich warten: die Ab­
sicht, "den wahren, altertümlichen, ritterlichen Sinn des deutschen Adels zu erwek­
ken"58, nannte Klüber unumwunden eine "Verirrung Einzelner aus der Klasse des 
niederen Adels", die "vier Jahrhunderte zu spät kam "59. 

Klüber tröstete sich mit dem Gedanken, hier sei eine Minderheit am Werk, und die 
Masse des Adels sei vernünftig genug, diejenigen "Opfer [zu] verschmerzen, welche 
die Zeitverhältnisse, erweiterte Einsicht und ein höheres allgemeines Interesse auch 
ihm, besonders dem ehehin reichsunmittelbaren, geboten"6o. Das war indessen, wie 
sich sofort nach dem Wiener Kongreß herausstellen sollte, gar nicht das Problem. Die 
dort vereinbarte Stellung, die der Adel künftig in Staat und Gesellschaft einzunehmen 
hatte, wurde von den Betroffenen natürlicherweise als äußerstes Zugeständnis emp­
funden, dem keine weiteren Rechtsminderungen folgen durften. Die Regierungen wa­
ren im großen und ganzen wohl zunächst derselben Meinung. Indessen ergaben sich 
nicht nur, namentlich in Süddeutschland, unerwartete Schwierigkeiten und Dissonan­
zen, als es um die Verwirklichung der Bundesakte ging. Wesentlich folgenschwerer 
war nämlich, daß sich die Regelungen insofern als nahezu unpraktikabel herausstell­
ten, als von jetzt an die Adelsbauern doppelt besteuert wurden, so daß - mitten in der 
schwersten Agrarkrise des Jahrhunderts - nach der Eintreibung der Staatssteuern dem 

57 Plan zu einem allgemei:1en Adelsverein durch ganz Teutschland, die Kette genannt, in: Klil­
berj Acten, Bd.6, 460, 456. Zum Verfasser siehe Karl Siegfried BadC/; Zur Charakteristik des 
Reichsfreiherrn ]oseph von Laßberg, in: Zeitsehr. f. württ. Landesgesch. 4 (1940) 124-140, bes. 
128f. 
58 Klüberj ebda 455. 
59 Ebda 461 f. In der "Nemesis" (Bd.8, 607; 10.1.1817) kommentierte ein Unbekannter sarka­
stisch: "Was aber gebunden oder gefesselt werden soll, versteht sich von selbst ... : Die Bürger 
und Bauern, ... welche sich, zum allgemeinen Verderben, angemaßt haben, auch etwas zu sein"; 
zit. Gustav Mangold, Die ehemalige Reichsritterschaft und die Adelsgesetzgebung in Baden vom 
Wiener Kongreß bis zur Erteilung der Verfassung (1815-1818), in: Zeitschr.f.d.Gesch.d.Ober­
rheins 85 (1932/33) 32, Anm.1. 
60 Kliibn; Übersicht 234. 
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undherrn kaum noch Abgaben gezahlt werden konnten. Die Privilegierten erblick­
Gr hierin neuerliche Rechtsschmälerungen und Unterdrückungen und sahen sich "in 
~~: Zeit der Französischen Revolution und deren Grundsätze versetzt"61. Auf zahlrei-

h
l 

Zusammenkünften, von denen die Beispiele in Baden hier stellvertretend her-
c W .. 
Usgegriffen seien, wurden deutltche ProtestschreIben aufgesetzt, selbst der Appell an 

~ie Öffentlichkeit in Form gezielter Indiskretionen blieb nicht aus; die ,,Aarauer Zei­
ung" berichtete am 18.5.1816 unter der Schlagzeile vom "Aristokratenaufruhr in 
~üddeutschland"62. Auch wenn dies übertrieben war, so bestätigte die Nachricht die 
alte Wahrheit aufs neue, daß partielle Modernisierung konfliktsteigernd wirkt. Schon 
zu diesem Zeitpunkt war nämlich klar, daß die Ergebnisse des Wiener Kongresses 
nicht Endstation, sondern nur Etappenziel sein konnten. Einmal begonnen, hatte sich 
die Vergesellschaftung des Adels als ein unaufhaltsamer Prozeß erwiesen. 

Nur lief dieser Prozeß nicht in allen Teilen Deutschlands in gleicher Form und Ge­
schwindigkeit ab, und nicht überall standen dem Adel dieselben Mittel zu Gebote. So 
erklärt sich das vielfältige Muster adeligen Verhaltens gegenüber der Modernisierung 
von Staats- und Wirtschaftsverfassung zu Anfang des 19. Jahrhunderts, das abschlie­
ßend in aller Kürze vergleichend betrachtet werden soll. Es versteht sich, daß in Meck­
lenburg, wo der Adel zu keiner Zeit die Kontrolle über das Land verlor, die Moderni­
sierung niemals gegen die Interessen des Ersten Standes ablief und die politische Ord­
nung nicht berührte63. Der Stiftsadel des ehemaligen Fürstbistums Münster dagegen 
hatte in seiner bislang völlig unangefochtenen Position weder mentale noch organisa­
torische Vorkehrungen zur Abwehr konkurrierender Kräfte entwickeln müssen, so 
daß er, nachdem er ebenso plötzlich wie vollständig seine angestammten Herrschafts­
rechte verloren hatte, sich resigniert auf seine Güter zurückzog64. Demgegenüber 
hatte der altpreußische grundbesitzende Adel angesichts der erheblichen Zeitspanne, 
die der Übergang von der Herrschafts- zur Funktionselite dort einnahm, und wegen 
der eigentümlichen Mischung von Adelsschutz und auferlegtem Zwang zur Anpas­
sung ein solches Maß an Flexibilität entwickelt, daß er sein Schicksal in allen wesentli­
chen Fragen selbst bestimmen konnte65 . Um seine anti modernistischen Ziele zu errei­
chen, hat er in seiner Mehrheit jedoch, wie es scheint, weniger die modernen Verfas­
sungsinstitutionen angestrebt, um sie ihres eigentlichen Inhaltes zu entkleiden, son­
dern die modernen politischen Begriffe übernommen und sie mit neuen Inhalten ver­
sehen66 

In ähnlicher Weise vermochte auch die ehemalige Reichsritterschaft auf Grund ih­
rer in hohen Staatsämtern gesammelten politischen Erfahrung, ihrer auch nach dem 
Untergang fortwirkenden korporativen Organisation und ihres in den langen Jahrhun­
derten der Abwehr geschärften Blickes für Fragen des politisch Möglichen die Heraus-

61 Denkschrift des Adels aus dem Hegau (12.1.1816), zit. iHangold, Reichsritterschaft 59. 
62 Zit. ebda 73. 
63 Man/red Hamann, Das staatliche Werden Mecklenburgs, (Köln 1%2). 
64 Re/f; Westfälischer Adel, bes. der typologisierende Überblick 176ff. 
6; D~bei ist allerdings nach Provinzen zu unterscheiden, die bisher jedoch ungleich gut bearbei­
tet sll1d. Als Beispiel Klaus Vetter, Kurmärkischer Adel und preußische Reformen, (Weimar 
1979). 
66 B' . I elspIe e dieser freilich dünnen liberalen Begriffsfirnis bei Koselleck, Preußen 189 ff. 
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forderung, nach einem Augenblick des Schocks, anzunehmen und offensiv zu beant_ 
worten. Nur hat die unterschiedliche Adelspolitik der einzelnen deutschen Staaten 
hier für Nuancierungen gesorgt: in Bayern, wo die Spitzengruppe des einheimischen 
Adels niemals wirklich von den Anhängern Montgelas' entmachtet werden konnte 
und die Reformabsichten dementsprechend bremste, war die Opposition der Ritter_ 
schaft nach 1808 weniger heftig als etwa in Württemberg oder Baden, wo die Admini_ 
stration entschieden härter durchgriff und mit der Aufhebung der Patrimonial justiz 
und anderen Maßnahmen tief in hergebrachte Formen der Herrschaft und des adeli_ 
gen Selbstverständnisses eingriff. Sogar die Standesherren, ja in Südwestdeutschland 
zeitweise gerade sie, versuchten mit Hilfe des modernen Instruments der verfassungs_ 

mäßigen Beschränkung monarchischer Befugnisse ihre ständischen Sonderinteressen 
zu sichern67 und gründeten 1815 und 1818 Vereine, um in Nachahmung der ritter­
schaftlichen Korporationen sich über die Grenzen der deutschen Bundesstaaten hin­
weg politisch zu verständigen; selbst ein so monarchisch gesinnter Mann wie Fürst 
Wittgenstein brachte gegenüber Hardenberg drohend das moderne Prinzip der natio­
nalen Einheit als letztem Mittel der Mediatisierten zur Sprache, "um aus diesem Zu­
stand der Unterdrückung herauszukommen"68. 

Auch wenn in Deutschland das Fehlen eines mächtigen modernen Bürgertums den 
Adel in Politik und (Land-) Wirtschaft weniger entbehrlich machte als anderswo, so 

verdankte es dieser doch auch seinem eigenen Handeln, das heißt jener Mischung von 
Defensive, Anpassungsbereitschaft und Geschick in der Anwendung der ihm verblie­
benen Macht, daß er als Stand überlebt hat69

. Vermutlich hat er überhaupt erst in der 
Abwehr seine Qualität als ein Gesellschaftsstand entdeckt, der bei allen regionalen Be­
sonderheiten gemeinschaftliche Interessen besitzt, und so zu bisher unbekannten Ge­
meinsamkeiten gefunden. Das Adelsbild der Romantik mit seiner Betonung des "mit­
telalterlichen" Ritterideals spielte dabei dank seiner Popularität eine wohl nicht zu un­
terschätzende Rolle. Welcher Anteil an diesen Vorgängen der Reichsritterschaft im 
einzelnen zukommt, ist schwer zu entscheiden; ihr Prestige war jedenfalls nach wie 
vor hoch. Hingegen offenbarte der Vergleich, daß sie nach 1800 zwar die größten Ein­
bußen von allen Adelsgruppen hinzunehmen hatte, den Abbruch einer mindestens 

67 In diesem Zusammenhang muß auch der württembergische Kampf ums "alte gute Recht" ver­
standen werden, wo sich - um eine modeme, die Kompetenzen der Regierung erweiternde Ver­
fassung zu verhindern - der Adel unter Führung des Grafen Georg von Waldeck mit dem tradi­
tionsorientierten Bürgertum verband, das gleichfalls verlorene Privilegien wiederaufzurichten 
wünschte. Dieser letztere Aspekt, nämlich daß auch dem alten Bürgerstand durch die Beseiti­
gung der Reichsverfassung, der Landstände und der überkommenen Stadtordnungen sowie 
durch den Untergang der Reichskirche "fast noch mehr als dem Adel" verlorengegangen ist, war 
zwar den Zeitgenossen bewußt, ist aber von der Forschung noch kaum untersucht worden; das 
Zitat entstammt der Erörterung: Über die muthmaßlichen Folgen der jetzigen teutschen Staats­
Veränderungen, in: Häberlins Staatsarchiv 9 (1802) 384. 
68 Brief vom April 1815, zit. in: Hans BrclIlig, Fürst Wittgenstein. Ein preußischer Staatsmann 
der Restaurationszeit, (Köln 1981) 97. 
69 Vgl. Rudolf VierhallS, Vom aufgeklärten Absolutismus zum monarchischen Konstitutionalis­
mus. Der deutsche Adel im Spannungsfeld von Revolution, Reform und Restauration 
(1789-1848), in: Legitimationskrisen des deutschen Adels 1200-1900, hrsg. v. Peter Ulue Hohen­
däh! und Palll iVIichael Liitzeler (Stuttgart 1979) bes. 124. 
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500jährigen Tradition jedoch erheblich besser überstand als andere. Ihre ursprüngli­
chen Ziele hat sie nicht erreicht. Als Vorteil sollte es sich jedoch erweisen, daß in dem 
1814/15 gefundenen politisch-sozialen Kompromiß die Grundherrschaften des Adels 
. h trotz aller wirtschaftlichen Innovationen als Netz modernisierungsresistenter 

slC 
Kleinräume im Staat erhalten konnten. Ihre Fortexistenz legte dem Adel die Wah-
rung altertümlicher Standesinteressen überhaupt erst nahe, und zu ihrer Durchset­
zung machte er von den modernen Verfassungen in der geschilderten Weise entschie­
den Gebrauch. Bei diesem gegenläufigen Verhalten sollte es bleiben, mindestens so­
lange die feudalen Herrschaftspositionen Geltung besaßen. Noch 1847 lehnte der Prä­
sident der Zweiten Kammer des bayerischen Landtags, Freiherr Hermann von Roten­
han, die Bauernbefreiung rundheraus ab, aber im März 1848 legte er König Ludwig 
die Hinnahme der parlamentarischen Ministerverantwortlichkeit nahe, um Staat und 
Dynastie gegen die drohende Revolution zu verteidigen 70. Im weiteren Sinne prägte 
di~se kalkulierte Pseudomodernität, das Ergebnis der in napoleonischer Zeit gemach­
ten Erfahrungen, die Haltung des Adels jedoch weit über die 48er-Revolution hinaus. 
Sie wurde zu einem Kennzeichen der deutschen Geschichte des 19. Jahrhunderts 
überhaupt und hat in diesem Sinne namentlich nach 1866 das Verhältnis zwischen 
traditionalen Eliten und modernem Staat dauerhaft bestimmt. 

Diskussion zum Referat von Christof Dipper 

Leiter: Volker Press 

Die Debatte über die Vergesellschaftung des Adels, namentlich der Reichsritter­
schaft, wurde doppelperspektivisch unter den Gesichtspunkten Klassifizierung, Be­
griffsbildung und faktische Realität geführt: Es ging zum einen um die definitorische 
Abgrenzung des Begriffs Reichsritterschaft (Etienne Franfois und - ähnlich formuliert 
- Werner Schubert: "War die Reichsritterschaft eine so homogene Adelsgruppe wie 
dargestellt?"), um die Kriterien der Interdependenz von Reichsritterschaft und 
Reichskirche (Hans Christian il1empel: "Das Verhältnis von Reichsritterschaft und 
Reichskirche muß differenzierter gesehen werden.") sowie um das landständische Ele­
ment in der Politik des Adels jener Jahrzehnte (Bernd Wlmder: "Freiherr vom Stein 
hat in Wien nicht als Reichsritter landständische Ideen vertreten, sondern als Politiker 
gesprochen!"), und es ging zum anderen um die der Reichsritterschaft verbleibenden 
Relikte alter Herrenstellung, so vor allem um die Patrimonialgerichtsbarkeit. Man 
folgte dem Referenten im wesentlichen darin, daß Säkularisation und Mediatisierung 
Zwar zur - wenn auch privilegierten - Untertänigkeit aller Gruppen des Adels geführt, 
den Reichsadel ebenso wie die Reichsritterschaft aber am empfindlichsten und folgen­
schwersten getroffen haben. 

70 rPerncr Ubdc, Hermann Freiherr von Rotenhan. Eine politische Biographie, (Münchener Hi­
storische Abhandlungen 1/3, München 1933) 121, 135. 
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Kritische Stimmen erhoben sich hingegen in bezug auf die von Christo! Dippel' vor_ 
getragene These, daß auf eine Beteiligung des Adels bei der Durchführung (vorwie_ 
gend lokaler) Verwaltungsaufgaben nicht habe verzichtet werden können. Wolfg{lng 
von Hippe! gab zu bedenken, daß gerade auch in administrativen Bereichen sich die 
Partikularität des Adels als störend erwiesen habe, sich die Reichsritterschaft auch nur 
deshalb so lange behaupten konnte, weil sie "im Windschatten der großen Adeligen 
gesegelt sei". Andrem Kraus forderte Belege dafür, daß die Reichsritterschaft letztend_ 
lich den Konstitutionalismus gefördert habe. Im Reichsrat jedenfalls sei sie bei der Be­
handlung großer Themen kaum in Erscheinung getreten, in den Landtagen habe sie 
sich vorwiegend um lokale Belange gekümmert. Hans Körner wandte ein, daß die 
Frage der Patrimonialgerichtsbarkeit hauptsächlich an hand rheinischer Verhältnisse 
behandelt worden sei, eine Ausweitung des Untersuchungsfeldes auf den fränkischen 
und bayerischen Bereich aber zu einem facettenreicheren Bild führe. Die im Referat 
angeklungene Bewertung der Patrimonialgerichtsbarkeit als einer durchweg positiven 
Sache für den Adel relativiere sich, wenn man berücksichtige, daß bisweilen der Adel 
selbst - so Heinrich von der Tann 1831 - für eine Auflösung der ihm zustehenden Ju­
risdiktionsbefugnisse eingetreten sei. Die gleiche Ansicht vertraten IVerner Blessing, 
der ebenfalls auf die freiwillige Aufgabe von Patrimonialgerichten hinwies, wie auch 
IValter Deme!, der bei einer Kosten-Nutzen-Analyse allerdings drei Faktoren: 1. die 
Zahl der Grundholden, 2. die Richtergehälter und 3. die gesetzmäßigen Taxen und 
Sporteln berücksichtigt haben wollte. Elisabeth Fehrenbach widersprach dezidiert der 
Annahme, daß der Staat durch die Auflösung der Patrimonialgerichtsbarkeit überfor­
dert worden wäre und unterstrich - in Ergänzung zu den Ausführungen Deme!s - daß 
bei der Auflistung von Gewinn und Verlust differenziert werden müsse. Für den Adel 
sei, durch das Anwachsen des Gerichtspersonals, die Patrimonialgerichtsbarkeit zu 
teuer und damit unrentabel geworden. Die Mediatisierung habe sich, so gesehen, als 
Geschäft für den Adel erwiesen. 

Christo! Dippel' räumte in seinen abschließenden Bemerkungen ein, daß die Frage 
des letztendlichen Vorteils, den Reichsritterschaft bzw. Staat aus der Existenz von Pa­
trimonialgerichten zogen, neu überdacht werden müsse, bei Heranziehung von Quel­
lenmaterial aus weiteren deutschen Territorien sicher auch zu einem modifizierteren 
Bild führe. An Franfois, Sehubo'[ und Mempel gewandt erläuterte der Referent das Pro­
blem der Reichsritterschaft als vergleichsweise einheitlicher Adelsgruppe noch einmal 
in prinzipieller Fragestellung. Er wies insbesondere darauf hin, daß die Reichsritter­
schaft - ganz im Gegensatz zum niederen und auch zum Hochadel - die Gepflogen­
heiten des traditionellen Connubiums gewahrt und sich schon aus diesem Grund ihre 
relative Homogenität gesichert habe. Was das Verhältnis von Reichsritterschaft und 
Kirche betraf, so zitierte Dippet" zur argumentativen Absicherung seiner Position das 
im Vortrag nur zum Teil dargelegte Zahlenmaterial: Diesem zufolge hielten im Stich­
jahr 1794 81 reichsritterschaftliche Familien 37% der Bischofssitze, 42% der 531 
Domherrenpfründen und 55% der Landkomture in den 8 katholischen Balleien des 
Deutschen Ordens. Die Anregungen, die aus den Diskussionsbeiträgen von Kraus, 
Körner und Blessing erwachsen waren, nahm der Referent dankend zur Kenntnis. 
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L'Influence de la Politique Economique 
Napoleonienne sur l'Economie des Etats du Rheinbund 1 

Si Napoleon est, en Allemagne, directement et indirectement, responsable, de l'abo­
lition du regime seigneurial et du regime feodal, de I'emancipation des paysans et de la 
secularisation, on ne peut imputer cela a son desir d'appliquer une certaine politique 
economique car il s'agit, au premier chef, de mesures sociales qui n'eurent de conse­
quences economiques qu'indirectement et a plus ou moins long terme. C'est pourquoi 
iI ne sera pas question, ici, de l'agriculture des etats qui furent appeles a constituer la 
Confederation du Rhin. On s'etendra seulement sur leur commerce et sur leur indus­
trie car ce furent les secteurs les plus affectes par la politique economique, consciente 
et volontariste, menee par le Premier Consul et par l'Empereur dans l'interet exclusif 
de l'economie franc,:aise. C'est pourquoi l'expression <politique economique» ne doit 
pas etre prise, ici, dans son sens doctrinal, mais dans son sens pratique. Il ne s'agit pas 
de savoir en quoi les idees et les principes d'economie, en vigueur dans la France napo­
leonienne, ont pu influencer la politique suivie par les souverains du Rheinbund en 
matiere d'economie, mais de mesurer l'influence, sur la vie economique de leurs etats, 
des mesures concretes appliquees par Napoleon, d'une part pour favoriser l'economie 
franc,:aise, de l'autre, pour porter a l'economie britannique des atteintes aussi domma­
geables que possible. 

Ce n'est pas parce que la me me annee 1806 a vu la naissance de la Confederation du 
Rhin et la promulgation du fameux decret de Berlin, qu'il faut limiter aux seules 
consequences du Blocus Continentall'etude des effets de la politique economique na­
poleonienne sur l'economie des etats du Rheinbund. En effet, lorsque Bonaparte arrive 
au pouvoir, en novembre 1799, il herite d'une politique economique aux principes de 
laquelle il restera fidele, tout en s'efforc,:ant de la mener avec plus d'efficacite. Sous son 
aspcct defensif, la politique Cconomique du Directoire reposait sur le regime douanier 
franc,:ais, mis en vigueur sur le Rhin, entre l' Alsace et la fron tiere hollandaise, des le 
3 juillet 1798, et qui visait, d'un cote, a assurer les subsistances de la France, en interdi­
sant les exportations de grains en periode de disette et, de l'autre, a proteger l'industrie 
franc,:aise contre la concurrence etrangere en lui reservant, en priorite, les matieres pre­
mieres du sol national, en lui permettant d'importer, aux meilleures conditions, celles 
que la France ne produisait pas et, bien entendu, en proscrivant, d'une maniere abso­
lue, tous les produits fabriques d' origine errangere. 

1 De graves raisons materielles ont empeche l'auteur de donner a son expose l'ampleur qu'il sou­
haitait; il prie le lecteur de bien vouloir l'en excuser. 
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Sous son aspect offensif, la politique economique suivie depuis le Directoire, voire 
la Convention thermidorienne, visait a faire des pays soumis a l'influence de la France 
une chasse gardee pour les produits de son industrie, c'est-a-dire une source d'approvi_ 
sionnements en matieres premieres et un marche Oll elle pourrait ecouler sans entrave 
ses propres productions. Ce sont la les principes economiques du Systeme eontinenlal. 
Le Directoire tenta, egalement, d'interdire l'entree des marchandises anglaises, denrees 
coloniales et produits de l'industrie, dans les pays allemands occupes par les armees 
fran<;:aises. C'etait l'amorce du BIoms Continental dans lequel, avec plus ou moins de 
bonheur, Napoleon tenta d'entrainer tous ses allies de la Confederation du Rhin, 
meme ceux dont il n'occupait pas le territoire. Ce n'est d'ailleurs qu'avec la mise en ap­
plication des decrets de Trianon et de Fontainebleau, respectivement du 5 aout et du 
18 octobre 1810, qu'il parviendra a constituer avec eux un front uni, relativement effi­
cace, contre l'economie britannique. 

Il faut savoir, qu'en gros, au moment de Blumaire, l'economie des pays appeles a 
former le Rheinbund n'avait pas eu trop a souffrir des deux grands principes qui 
avaient guide la politique economique du Directoire: la subordination de l'economie 
continentale aux interets de l'economie francaise, la guerre aux produits anglais. Ils ont 
ete envahis par les denrees coloniales et les produits fabriques britanniques et ils ont 
vu s'accroitre leur role dans le commerce de transit ainsi que dans la redistribution des 
marchandises anglaises et fran<;:aises sur le continene. 

Le Premier Consul et I'Empereur resterent fideles aux principes poses par le Direc­
toire ainsi qu'au conseil donne par Mongaillard le jour meme de la signatllre de l'acte 
constitutif de la Confederation du Rhin, sei on lequel «les princes et les Etats de I'Alle­
magne doivent etre les lieutenants et pour ainsi dire les colonies continentales de 
l'Empire.3

. Certes, Napoleon fit quelques concessions a ses allies. Par exemple, entre 
juin 1804 et juin 1810, il autorisa les exportations fran<;:aises de cereales vers les pays 
de la rive droite du Rhin. Il reserva aussi ades ressortissants allemands des places dans 
les guildes de bateliers du fleuve; ceux-ci constituerent 36,5% des effectifs dans celle 
de Mayence (64 sur 174) et 19% dans celle de Cologne (29 sur 154), soit en tout 
28,4% (94 sur 328t En obligeant les etats de la Confederation a appliqller, a partir 

2 Pour l'influence de la Revolution franqaise sur ]'economie allemande: Roger Du/misse, Les rela­
tions economiques entre la France revolutionnaire ct l'Allemagne, dans: Francia 12 (1983) 
214-248. 
J iHarcel Duncm, Napoleon et l'Allemagne. Le systeme continental et les debuts du royaume de 
Baviere, (Paris, n. ed. 1947) 333. 
4 Calcule selon les donnees numeriques fournies parJoseph harn Ockhmdt, Der Rhein nach der 
Länge seines Laufs und der Beschaffenheit seines Strombettes mit Beziehung auf dessen Schiff­
fahrtsverhältnisse betrachtet. Ein Beitrag zur näheren Kunde der deutschen Flußschiffahrt, 
(Mainz 1816). Cf.: Christiarl Ecker!, Rheinschiffahrt im XIX. Jahrhundert, dans: Staats- und So­
cialwissenschaftlichc Forschungen, hrsg. v. Gustav Schmoller, Bd. 18 Heft 5, (Leipzig 1900) 43 
suiv. Roger Dufraisse, Les organisations professionnelles de la batellerie a Cologne. Des tribus de 
l'Ancien Regime a la guilde napoleonienne, dans: Actes du 92eme Congres National des Societes 
Savantes, (Strasbourg et Colmar 1967) Section d'Histoire Moderne et Contemporaine, tome I1, le 
Commerce et l'Industrie, 306-308. Dans la maniere dont Napoleon organisa la navigation rhc­
nane se verifia le mot de Chaptal (lettre du 5 octobre 1807), selon lequel l'Empereur "manifesta 
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, At 1810, le tarif de Trianon sur les denrees coloniales et les cotons en laine, illes 
cl gOU 'I . . , , d' . . ait du meme coup, a es Impolter et renonS:aJt areserver ces erl1lers, en pno-
autortS

, f' E 1 '1 d d I' d' . I ., a I'industrie rans:alse. n 811, I accor a es Icences exportatlOn pour es 
(lt

e
: aux negociants de Rostock5

. Au total, neanmoins, cela pese peu en face de la 
grams I f I D' . . d' d' . d ression de toutes es aveurs que e Irectolre avalt accor ees aux pro UltS 1I1 us-
5~Pis du pays de Berg et au fait que tous les produits fabriques allemands furent traites, 
we . "1 ,. I' les douanes franS:aJses, comme SI S etalent ang ais. 
pa~1 n'empeche que la politique napoleonienne n'a enregistre qu'un demi-succes dans 

chasse aux produits britanniques et dans ses tentatives de subordonner I'economie 
:s etats du Rheinbund a celle de son empire. L'examen de cette semi-reussite ou de 
ce semi-echec, dans ces deux domaines, permet de mieux comprendre quelles condi­
tions Napoleon imposa, dans le Rheinbund, au fonctionnement de l'economie. 

Avant 1810, la chasse aux produits anglais ne fut menee avec quelque rigueur, que 
dans les etats gouvernes par un Napoleonide et dans les regions occupees par les 501-
dats et par les douaniers frans:ais. La maniere dont se presentent les sources britanni­
ques rend difficile une etude precise de ces problemes6 et ce, d'autant plus, que beau­
coup de marchandises britanniques ne faisaient que traverser le Rheinbund a destina­
tion de la Prusse, de la Pologne, de la Russie, de la Hongrie, de la Turquie, de la Suisse, 
voire de la France ... par les voies de la contrebande. Il est patent que Napoleon n'a 
pas reussi a fermer completement la Confederation du Rhin aux produits fabriques et 
aux denrees coloniales d'origine anglaise, pas plus qu'il n'est parvenu a empecher com­
pletement les exportations allemandes (laine, bois, grains) vers la Grande-Bretagne (cf. 
tableaux I, Ir, III, IV). 

Si pour tenir compte de la contrebande on compare, ainsi que l'a fait M. Kutz, les 
echanges de l'Angleterre avec "I'Allemagne", d'une part, avec les pays de I'Europe du 
Nord et Nord-Ouest (Hollande et Belgique, ,,Allemagne", Heligoland, Prusse, Dane­
mark, Suede), de l'autre, on s'apers:oit que, dans un cas comme dans I'autre, ils n'ont ja­
mais, a partir de 1803, retrouve leur niveau record de 1802, aussi bien pour les mar­
chandises coloniales que pour les objets fabriques 7

. 

son intention bien arretce de ne sacrifier aucune des villes de la rive gauche en faveur de la rive 
droite", eite par Char/es Schmidt, Le Grand-duche de Berg (1806-1813). Etude sur la domination 
fran~aisc cn Allcmagne sous Napoleon Ier, (Paris 1905) 338 ct par Eberhard Gothein, Geschichtli­
che Entwicklung der Rheinschiffahrt im XIX. Jahrhundert, dans: Schriften des Vereins für So­
zialpolitik 101 (1903) 18. 
, Affaires Etrangeres Paris (en abrege A.E.P.), Correspondancc Consulaire (en abrege c.c.) Ro­
stock 2 (1810-1811). 
6 Les sources anglaises font figurer dans la rubrique ,,Allemagne", tous les pays germaniques a 
l'exception de la Prusse et, par consequent, ne donnent aucune indication sur les etats du Rhein­
bund. ilIartin KlItz, Deutschlands Außenhandel von der französischen Revolution bis zur Grün­
dung des Zollvereins, in: VSWG Beiheft 61 (1974) 21 et suiv., 285-287, 294, 296. 
7 Martin KlItz, Die Entwicklung des Außenhandels Mitteleuropas zwischen Französischer Revo­
ltttion lind Wicner Kongreß, dans: Geschichte und Gesellschaft 6/4 (1980) 539-541. 
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Valeur officielle des exportations de la Grande-Bretagne (100 = 1802) 

marchandises coloniales 

vers l'Europe du 
N. et du N.-W. 

1802 100 
moyenne 1803-1812 60,6 

vers 
.1'Allemagne. 

100 
21,5 

produits fabriques 

vers I'Europe du 
N. et du N.-W. 

100 
63,6 

vers 
.1' Allemagne. 

100 
28,9 

Dans un sens comme dans l'autre, les annees les plus difficiles furent: 1804-1805, 
1807-1808, 1811-1812. La principale consequence de cette diminution des echanges 
germano-britanniques fut le rencherissement des denrees coloniales: sucre, cafe, tabac. 
La contrebande dut etre particulierement forte dans !es annees Oll les relations directes 
entre I'Angleterre et les pays allemands etaient particulierement difficiles alors que se 
maintenaient mieux celles de la Grande-Bretagne avec les autres pays de I'Europe du 
Nord et du Nord-Ouest: 1804, 1805, 1807, 1809, 1810. 

Au total, si Napoleon n'a pas pu fermer completement la Confederation du Rhin 
aux marchandises anglaises du moins a-t-il serieusement ralenti leur introduction. Il 
n'est pas davantage parvenu a asservir completement l'economie des etats du Rhein­
bund a I'economie fram;aise c'est-a-dire a faire de ceux-ci une .colonie de I'Empire •. 
Certes, la solidarite economique entre la France et les pays de la Confederation s'est 
encore resserree. De 1800 a 1813, les etats du Rheinbund furent, sans interruption, ses 
premiers c1ients; de 1801 a 1804 et de 1809 a 1813, ils furent, egalement, ses premiers 
fournisseurs, ses seconds en 1800, ses troisiemes de 1805 a 18078

. En proportion, les 
importations fran<;:aises ont davantage augmente que les exportations, mais le solde de 
la balance commerciale est toujours demeure en faveur de la France (cf. tableau IV). 

importations exportations taux de couverture des 
allemandes allemandes import. allemandes 

an VII 100 100 40,1% 
moyenne 1800-1813 128,5 208,5 65,1 %9 

Il faut signal er que beaucoup de produits indiques, dans les sources fran<;:aises, 
comme originaires de la Confederation: cotons en laine, matieres tinctoriales exoti­
ques, denrees coloniales, epices, n'avaient fait que transiter a travers ses territoires. 

Dans le secteur des subsistances, les echanges demeurerent en faveur de la France 
(tableau VII). Les pays de la Confederation du Rhin absorberent, soit pour leur propre 
consommation, soit aux fins de redistribution a I'etranger, une part plus grande des ex-

8 Classement etabli d'apres Archives Nationales Paris (en abrege A.N.P.) F 12/251. 
9 Calcule d'apres A.N.P. F 12/251. 
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sition des importations du Rheinbund en provenance de France et evolution indiciaire 
Cornpo 

an VII) (cf. tableau V) 
(100 "" 
:....---

---rnoyenne 1787-1789 

an VII 
rnoyenne 1800-1813 -

subsistances 

15,5% ( 26,3) 
16,2% (100,0) 
20,0% (157,0) 

matieres premieres 
et metaux 

4,0% ( 9,2) 
18,8% (100,0) 
17,6% (174,7) 

produits fabriques 

79,3% ( 33,9) 
70,3% (100,0) 
54,3% ( 98,2)10 

cornposition des exportations du Rheinbund vers la France et evolution indiciaire (100 an 

VII) (cf. tableau VI) -
rnoyenne 1787-1789 

an VII 
rnoyenne 1800-1813 

subsistances 

11,7% ( 18,4) 
18,1 % (100,0) 
8,8% (101,5) 

matieres premieres 
et metaux 

36,1 % ( 35,3) 
36,9% (100,0) 
49,9% (391,4) 

produits fabriques 

50,3% ( 37,0) 
36,3% (100,0) 
25,8% (152,5)" 

portations fran<;:aises de subsistances, en premier lieu les vins et les eaux-de-vie, de 
1804 a 1810, ils acheterent une notable quantite des excedents fran<;:ais de cereales 
(77% en 1807). Le röle du Rheinbund dans le transit international fut iIIustre, en par­
ticulier, par le fait que, de 1800 a 1802 et de 1807 a 1809, I'essentiel des importations 
fran<;:aises de subsistances fut constitue par des denrees coloniales et des epices. Ce 
mouvement avait ete amorce sous la Revolution alors qu'avant 1789 on connaissait le 
mouvement inverse, la France etant, alors, le grand pourvoyeur de I'Allemagne en pro­
duits exotiques. A partir de la fin de 1810, se firent sentir les effets du decret de Tria­
non et la France exporta, a nouveau, des denrees coloniales vers les pays du Rhein­
bund mais dans des proportions notablement inferieures a celles rencontrees avant la 
Revolution. 

Dans les echanges de produits fabriques, la balance commerciale presenta, egale­
ment, un solde positif en faveur de la France (tableau VII). Toutefois, deux remarques 
s'imposent: 1.) en proportion, les ventes des etats de la Confederation ont davantage 
progresse que celles de la France; 2.) I'industrie fran<;:aise n'a pas submerge de ses pro­
duits les pays du Rheinbund comme certains milieux d'affaires fran<;:ais I'avaient es­
pere. Les ventes allemandes a la France ont toujours porte sur les memes produits: ru­
banneries diverses, toiles de lin et de chanvre, quincaillerie, mercerie et, jusqu'en 1806, 
toiles de coton et nankins qui, alors, co~stituerent, en moyenne, 36% des exportations 
de produits industriels destines a la France. Les cotonnades reparurent en 1810 et, 
jusqu'en 1813, le Rheinbund pourvut a 50% des importatioris fran<;:aises en ce do­
maine. 

10 idcm. 
11 idem. 
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Les exportations fran<;:aises de produits fabriques n'ont pas fondamentalement 
change dans leur nature. Les produits de I'industrie textile traditionnelle: draps, etoffes 
de laine, soieries, toiles de lin et de chanvre, reculerent legerement au profit de la mer­
cerie, de la quincaillerie, de I'horlogerie. Les cotonnades fran<;:aises s'exporterent mieux 
qu'auparavant mais comme les cotonnades de la Confederation du Rhin, e1les aussi, se 
vendirent bien mieux en France, il faut admettre que I'industrie cotonniere du Rhein­
bund, consideree dans son ensemble, n'eut pas trop a souffrir de la concurrence fran­
<;:aise. Il est probable, mais nos connaissances actuelles ne permettent pas de le prou­
ver, que les etats allemands qui acheterent des etoffes de coton a la France ne furent 
pas ceux qui lui en vendirent. 

Le solde dans les echanges de matieres premieres a ete tres favorable a la Confedera­
tion (tableau VII), ce qui ne veut pas dire que, dans ce domaine, elle soit devenue une 
colonie de l'Empire fran<;:ais. En effet si les importations de laines allemandes augmen­
terent de fa<;:on sensible, celles de produits non originaires du Rheinbund, mais ayant 
transite par lui: cotons en laine, soie, plantes tinctoriales, progresserent bien davantage. 
Certaines annees les cotons en laine dominerent de fa<;:on outranciere; en I'an VIII, ils 
constituerent 52% des importations de matieres premieres et 50% en 1809 12

. 

Dans les exportations fran<;:aises de matieres premieres, les cuirs et les tabacs en 
feuilles qui n'apparaissaient pas avant la Revolution tinrent le premier rang devant la 
soie grege. On a souvent ecrit que Napoleon avait voulu priver de matiere premiere les 
industries allemandes de la soie, d'une part pour les mettre hors d'etat de concurrencer 
leurs homologues fran<;:aises et, de I'autre, pour permettre aces dernieres d'accrol'tre 
leurs ventes outre-Rhin. Il est exact qu'il areserve, en priorite les fournitures d'Italie a 
la soierie fran<;:aise et en a exclu celles de la Baviere et du duche de Berg, mais il faut 
reconna'i'tre qu'une fois les besoins fran<;:ais satisfaits, il a pu autoriser les sorties de ma­
tieres premieres d'origine fran<;:aise vers les pays de la Confederation, ce qui empikha 
la paralysie complete de leur industrie de la soie. 

L'examen des relations commerciales entre les etats du Rheinbund, pris en bloc, et 
la France, montre, au total, a I'evidence, qu'ils ont constitue un debouche de choix 
pour les produits de son agriculture, tout en demeurant, soit directement, soit indirec­
tement, de grands fournisseurs de matieres premieres pour son industrie. On pourrait 
donc parler, entre I'Empire fran<;:ais et ses allies allemands, de relations economiques 
du type de eelles qui unissaient eolonisants et colonises, si, en revanche, il n'apparais­
sait que, globalement du moins, I'industrie fran<;:aise n'est pas parvenue a subjuguer 
celle de la Confederation. Dans ces conditions, on ne peut donc parler de plein succes 
pour Napoleon. 

Demi-succes ou dem i-echec dans la lutte pour exclure l'Angleterre du marche alle­
mand, demi-succes ou dem i-echec dans les tentatives pour instaurer de fa<;:on absolue 
I'hegemonie economique de la France sur I'Allemagne, l'Empereur n'a pu parvenü' a 
ses fins pour deux series de raisons. Les unes tenaient au fait que la reussite de ses ini­
tiatives dependait, pour beaucoup, du zeJe des princes de la Confederation du Rhin et 

12 idem. 
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eiui de ses propres agents pour les appuyer, zele qui, dans un cas comme dans 
de C d'f L . d I ' , . , re !eur fit souvent e aut. es autres venment e ce que, ma gre ses progres mcon-
laut , . f . ". . , d' ,. I' I" d . I b!es !'industne ran~alse n etalt m en etat aneantlr comp etement m ustne a -
tes

ta 
nde' ni en mesure de prendre, sur les marches d'outre-Rhin, la place de I'industrie 

lema , . d I I I' ., . I'" . f laise. En deplt e ce a, a po lt1que economlque napo eomenne n en a pas moms a -
ang 'I" . d d I Cf' d ' . f cte profondement econom!e es pays e a on e eratlOn. 
e Tout d'abord, les souverains des differents etats cesserent d'etre absolument mattres 

de mener la politique economique qui leur plaisait, du moins en matiere de commerce 
xterieur. Napoleon n'eut de cesse qu'ils appliquassent, aux produits britanniques, les 
~esures dont ceux-ci faisaient I'objet en France. On sait que pour lutter plus efficace­
ment contre la fraude, il annexa, a la France, en decembre 1810, tout ou partie du ter­
ritoire de certains etats qu'il avait regroupes dans le Rheinbund en 1806: 1.) une partie 
du grand-duche de Berg qui fut, partiellement, dedommage par la cession qui lui fut 
faite du comte de Recklinghausen appartenant au duc d'Arenberg, 2.) les possessions 
des deux branches princieres de Salm, 3.) le bailliage de Meppen, reste de la princi­
paute du duc d'Arenberg, 4.) le duche d'Oldenbourg, 5.) une partie considerable du 
royaume de Westphalie. Toutefois, I'on s'aper~oit que les decrets de 1810, notamment 
celui de Trianon, furent beaucoup mieux appliques dans les etats de la Confederation, 
que ne I'avait ete celui de Berlin, probablement parce que la perception de tres lourdes 
taxes douanieres constitua une aubaine pour les Tresors Publies. 

La politique economique menee par I'Empereur imposa a I'economie de chacun des 
etats du Rheinbund de vivre dans une atmosphere depourvue totalement de la sere­
nite, du sentiment de seeurite et de la certitude dans les lendemains, necessaires aux 
grandes entreprises et aux grands desseins. Ne pouvant s'appuyer sur des donnees 
sures, tant dans le domaine des approvisionnements que dans celui des debouches, le 
grand commerce et I'industrie - les deux secteurs les plus profondement affectes - pri­
rent le caractere d'une speculation gigantesque et mouvementee, OU I'on pouvait ga­
gner ou perdre gros, ou tantot gagner et tantot perdre. 

L'influence de la politique economique napoleonienne sur les fonctions commer­
ciales des pays de la Confederation du Rhin fut, essentiellement, marquee par un fort 
rencherissement de certaines matieres premieres et des denrees coloniales, par une va­
lorisation du role de ces etats dans le transit international, par un renforcement du ca­
pitalisme commercial et bancaire. 

Trois facteurs contribuerent principalement a la hausse des prix: la penurie plus ou 
moins grande, nee des obstacles mis par Napoleon a l'introduction de certains produits 
sur le continent, les lourdes taxes qui frapperent ceux-ci, surtout a partir de 1810 (tarif 
de Trianon), le fait qu'ils n'arrivaient le plus souvent a leur destination que par la 
contrebande, donc ades conditions plus onereuses que par le commerce legal. 

A Leipzig, entre la foire de Piiques 1807 et celle de 1813, le prix moyen du cafe s'est 
etabli a I'indice de 135,3 (100 = prix de la foire de Piiques 1806); le niveau le plus bas 
fut celui de Piiques 1807: 96,6 et le plus eleve celui de Piiques 1812:183. Dans les 
memes conditions, le prix du sucre en pain s'etablit a 225, 2; niveau le plus bas, Piiques 
1807: 93,9, le plus eleve, Piiques 1813 (348,3). Quant au sucre raffine, I'indice des prix 
passa de 94,4 (Piiques 1807) a 308,4 (Piiques 1810) et 361,1 (Piiques 1813). On le voit, 



82 Roger Dufraisse 

des hausses qui parurent d'autant plus fortes qu'elles se produisirent sur une periode 
relativement breve. Des augmentations de prix comparables frapperent les matieres 
premieres importees, notamment le coton, d'ou des repercussions Suf les prix de re­
vient de l'industrie. A Leipzig, par exemple, le prix moyen du coton du Bresil se situa a 
184,0 entre Paques 1807 et Paques 1814 (100 = Paques 1806) avec un minimum de 
109,8 a Paques 1807 et un maximum de 323,7 en septembre 1808. Pendant la meme 
periode, le coton de Georgie afficha 175,6 avec un minimum de 76,1 a Paques 1812 et 
un maximum de 234,3 en septembre 1808. Pour celui de Macedoine, la moyenne in­
diciaire entre 1807 et 1813, sera de 128,2, avec une pointe a 186,3 au printemps de 
1808 et un "creux" a 94,1 durant l'annee 1812 13. 

Les etats du Rheinbund connurent un accroissement de leur role dans le transit in­
ternational en raison des difficultes rencontrees par le commerce maritime qui donne­
rent de plus en plus d'importance aux routes terrestres dans les echanges internatio­
naux. Le Rheinbund, en effet, etait traverse par tous les grands courants transeuro­
peens: Nord-Sud, Est-Ouest, Sud-Est-Nord-Ouest. Une bonne partie de ce transit in­
tercontinental s'effectua en contravention avec les mesures edictees par Napoleon, 
c'est a dire par les voies de la contrebande, activite considerable dont il est, malheureu­
sement, impossible de mesurer l'ampleur face a celle du commerce licite. La contre­
bande meriterait, a elle seule, une etude particuliere; on se bornera, ici, a degager quel­
ques-unes de ses caracteristiques 14. Les historiens ont surtout etudie la contrebande 
qui se faisait en direction de la France a travers les territoires de la Confederation. Il 
faut savoir qu'elle s'exen;:a, egalement, P0uf approvisionner les etats allemands en mar­
chandises prohibees par la legislation napoleonienne: cotons en laine, denrees colo­
niales, produits fabriques anglais. Le Rheinbund fut me me traverse par des courants de 
contrebande qui ravitaillaient I'Angleterre en soie d'!talie 1)! Des marchandises an­
glaises arrivaient aussi a Livourne apres avoir traverse l'Allemagne 16

. Ce qui frappe, 
c'est ampleur geographique de ce que Napoleon considerait comme un fleau: deux 
exemples vont le prouver. A l'automne de 1810, deux rapports rediges par des agents 
frans:ais charges d'etudier la fraude entre les etats allemands, d'une part et, de l'autre, la 

13 Les indices ont ete calcules d'apres A.E.P. e.e. Leipzig 1 (evolution hebdomadaire des prix des 
cotons entre mars 1811 et mars 1813) et Athin König, Die sächsische Baumwollindustrie am 
Ende des vorigen Jahrhunderts und während der Kontinentalsperre, (Leipzig 1899) 221-222, 
225. Pour les variations des prix du sucre et du cafe a Münster, /Honika Lahrkamp, Münster in 
Napoleonischer Zeit 1800-1815. Administration, Wirtschaft und Gesellschaft im Zeichen von 
Säkularisation und französischer Herrschaft, (Quellen und Forschungen zur Geschichte der Stadt 
Münster, N.F. 7/8, Münster 1976) 316-318. 
14 Pour la contrebande, en particulier dans les pays rhenans, Roger Du/misse, Contrebandiers nor­
mands sur les bords du Rhin a l'epoque napoleonienne, dans: Annales de Normandie (1961) 
209-232. Du meme, La contrebande dans les departements reunis de la rive gauche du Rhin i\ 
l'epoque napoleonienne, dans: Francia I (1972) 508-536. Du meme, Commerce, contrebande et 
formation du capital dans les pays de la rive gauche du Rhin a l'epoque napoleonienne, dans: Pri­
vatkapital, Staatsfinanzen und Reformpolitik im Deutschland der napoleonischen Zeit, hrsg. v. 
Helmut Berding, (Ostfildern 1981) 10 a 26. 
Ij Fmnfois Cral/xe!, L'economie britanniquc et lc blocus continental, (Paris 1958) 39, 175,337. 
16 idem, 178. 
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et accessoirement la Suisse, signalerent dans 12 etats de la Confederation, il est 
Fr~nC;esque tüuS voisins du Rhin, 93 localites dans lesquelles la contrebande etait pra-
vral P . 17 L f· " I' d 1 1 I I· . d . ee de fa~on actJve . orsque ut mauguree, a automne e 8 0, a po ltlque e 
tJq'~ements des produits de l'industrie anglaise, le Moniteur signala qu'entre le 16 no­
bru bre et le 18 decembre, il y avait eu S3 ,autodafes. dans 44 villes appartenant a 27 
~e: du Rheinbund 18. Intervenant, tant bien que mal, pour retablir la circulation des 
et archandises, la contrebande constituait, en elle-meme, une activite fort lucrative, fai­
m nt vivre un grand nombre de gens pour qui elle constituait, soit I'activite principale, 
S~it une activite secondaire. En 1809, les insurges du Tirol et du Vorarlberg, eux­
S 'me n'hesiterent pas a s'y adonner, ne serait-ce que pour se procurer des armes l9

. Il me , 
faut sans cesse avoir present a l'esprit que, pour des raisons faciles a deviner, les bene-
fices de la fraude etaient toujours superieurs a ceux que procurait le commerce legal, 
ce qui explique pourquoi tant de maisons honorables du commerce et de la banque s'y 

livrerent sur une grande echelle. 
Quoi qu'il en soit, les mesures napoleoniennes frapperent durement les puissances 

maritimes du Rheinbund, l'Oldenbourg et son port de Varel, le Mecklembourg­
Schwerin avec Wismar et Rostock. Toutefois, Varel profi ta des blocus successifs des 
estuaires de l'Elbe et du Weser par les Anglais (1803-1806). Grike a ce port, le duche 
d'Oldenbourg devint un actif foyer de contrebande, surtout en 1808-1809. Son an­
nexion a l'Empire (octobre 1810) devait mettre fin a cette ,brillante. periode20

. Il faut 
nuancer I'opinion de Stuhr, selon laquelle les annees 1808-1809 avaient constitue, 
pour Rostock, "eine gewisse Blüte-Zeit". En effet, apres une assez brillante periode en 
1803-1804, provoquee par le blocus anglais de Breme et de Hambourg, le commerce 
du port traversa des moments difficiles21

. En 1809, il en sortit a peu pres 200 navires, 
contre 640 en 1783 et 547 en 1784. Ce recul etait tres insuffisamment compense par 
le fait que Rostock devint, entre juin 1809 et decembre 1813, un nid de corsaires fran­
~ais attaquant les convois anglais dans la Baltique22

. 

Le commerce du Rhin23
, lui aussi, fut profondement transforme. On assista a un re­

cul considerable du transit au benCfice de ce que les sources contemporaines appe­
laient le commerce special, c'est a dire les importations et les exportations des seuls 
pays riverains. De plus, les importations en provenance de France l'emporterent sur les 
exportations allemandes, encore que les statistiques ne tiennent pas compte de la 

17 A.N.P. F 7/6549 dos. 2063. 
18 Moniteur, numeros des 9, 16, 17, 20, 22, 24 decembre 1810. 
19 D'apres Bemard de Cerenville, Le systeme continental et la Suisse 1803-1813, (Lausanne 1906), 
eite par l'r[arce! Dunan, Napoleon et les cantons suisses d'apres de recentes publications, in: Re­
vue des Etudes Napoleoniennes (1912) 213. 
20 Crouzet, (comme n. 15) 131, 134-137, 170-171,438-440,593-594. 
21 Friedricb Stub,; Die Kontinentalsperre in Mecklenburg (1806-1813), dans: Jahrbuch des Ver­
eins für mecklenburgische Geschichte LXXI (1906) 325-364, cite d'apres Marcel Dunan, Le sy­
steme continental. Bulletin d'Histoire economique (1900-1913), in: Revue des Etudes Napole­
oniennes III (1913/1) 141-142. 
~2 A.E.P. e.e. Rostock 1 (1780-1809) et 2 (1810-1811). 

3 A.N.P. F 14/580 B. JohJakob Eicboff, Topographisch-statistische Darstellung des Rheins mit 
vorzüglicher Rücksicht auf dessen Schiffahrt und Handlung, (0.0., 1. Oktober 1814) 67 et suiv. 
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contrebande qui dut augmenter le volume de ces dernieres dans une proportion mal­
heureusement impossible apreciser. Enfin, a partir de 1809, I'on assista a une nette di­
minution du trafic f1uvial. 

Ces changements se traduisirent par un renversement des courants commerciaux 
traditionnels. Avant la periode fran<;aise le trafic Nord-Sud etait le plus important, a 
I'epoque napoleonienne, ce fut le contraire. 

Trafic du port de Düsseldorf (en quintaux metriques) 

courant Nord-Sud 
courant Sud-Nord 

1808 

99915 ( 9,5%) 
940922 (90,4%) 

1809 

189707 (13,2%) 
1245231 (86,7%r 

Trafic du port de Ruhrort y compris les marchandises entrant et sortant de la Ruhr (en quintaux 
metriques) 

courant N-S 
courant S-N 

1807 

1060798 (60,8%) 
684106 (39,2%) 

1808 

942782 (45%) 
1151561 (55%) 

1809 

1024627 (41,4%) 
1448974 (51,6 % r 

Le courant Sud-Nord I'emporta en raison du recul des importations de denrees co­
loniales en provenance de Hollande et par suite de I'accroissement du commerce du 
bois, dans lequelles pays de la Confederation du Rhin, notamment le Bade et le Wur­
temberg renforcerent leur position aux depens de la rive gauche du Rhin devenue fran­
<;aise. 

Volume des bois transportes par le Rhin en Hollande (en quintaux metriques) 

1806 1807 1808 

307591 465451 844781 

Part des forets du Rheinbund dans le commerce rhenan du bois 

bois de chauffage 
bois de marine et 
de construction 

1807 

94,7% 

1808 

64,0% 
95,6% 

1809 

118641826 

1809 

96,8%27 

24 Calcule d'apres A.N.P. F 14/580/B. Les chiffres concernent les marchandises debarquees et 
embarquees a Düsseldorf ainsi que les trains de bois pour la Hollande passant devant ce port. 
25 Calcule d'apres A.N.P. F 14/580 B. 
26 idem. Voir aussi Rager Du/raisse, Flottes et flotte urs de bois sur le Rhin a l'epoque napole­
oniennc, dans: Actes du 88eme Congres National des Socieres Savantes. Clermont-Ferrand 1963. 
Seetion d'Histoire moderne et contcmporaine, (Paris 1964) 691. 
27 Calcule d'apres A.N.P. F la/304-311 et F 14/580 B. 
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Le transit par voie de terre eontrasta vigoureusement, par son aetivite, avee l'engour­
d' sement du trafie rhenan. Au fur et a mesure que Napoleon etendait son emprise sur 

15 'o'tes du Nord et du Sud de l'Europe, les courants Nord-Sud se deplacerent vers 
\es e 
l'Est et le transit par les routes balkaniques, vers le Nord. 

Des l'installation des douanes fran<;aises sur le Rhin (1798), une grande partie du 
afie, jusqu'alors assuree par le fleuve, se fit au moyen du roulage sur la rive droite. Le 

transit et la contrebande emprunterent alors la route Amsterdam-Rotterdam-Düssel­
~orf-Francfort. Quand les Anglais bloquerent les ports belges et hollandais, Ham­
bourg, mais aussi Yarel, Embden, Breme, devinrent tetes de ligne du trafic qui gagnait 
Francfort ou Leipzig et, au dela, la Pologne, la Russie, voire la Turquie. L'occupation 
du Hanovre, puis de tout le littoral hanseatique, par les troupes fran<;aises, a partir de 
1803, entraina un partage du trafic entre les ports hollandais et ceux de la Baltique. A 
partir de 1808, I'installation des Anglais a Heligoland redonna vie a tous les courants 
partant de Hambourg et de ses environs. A partir de 1810, apres I'annexion a la France 
du littoral allemand de la mer du Nord et de la Hollande, nouveau deplacement vers 
I'Est en direetion de Stettin, Dantzig, Königsberg, d'ou les marehandises gagnaient 
Leipzig, puis Francfort. En 1812, la guerre avee la Russie entraina une reprise du trafie 
iIlicite par les villes hanseatiques28

• 

Sur ce que I'on peut appeler le front du Sud-Est, la Baviere devint le pays de transit, 
pour les co tons d'Orient (Maeedoine, Turquie, Georgie) entre Trieste, I'AlIemagne, la 
Franee et la Suisse, voie bientot suivie par !es marehandises eoloniales d'Amerique ou 
d'Angleterre declarees comme originaires d'Oriene9

• Par Corfou et la Dalmatie, ou par 
Salonique et I'Illyrie, puis par Yienne et le sud de l'AlIemagne, pouvaient arriver a Ca­
lais, selon le mot de J-B.Say, des marehandises venues de I'autre cote du detroit par un 
detour equivalent, en frais, a deux fois le tour de la terre'o! En 1809, l'installation des 
Fran<;ais a Trieste eoupa, momentanement, la liaison de eette ville avee Munich mais, 
des octobre 1810, on eonstata que les eourants eommerciaux avaient repris, mais en 
changeant de direction. Yienne etait devenue le noeud du trafie venant de Prusse ou 
de Russie par la Pologne et la Moravie, via la Saxe, elle aussi grande benefieiaire du 
transit terrestre, et du eourant originaire de Brody, Jassy, Odessa et Salonique. Toutes 
les routes conduisant a la eapitale autriehienne, et aussi a Leipzig, etaient eneombrees 

28 AE.P. c.c. Leipzig I (10.8.1812). AE.P. Correspondance politique (en abrege c.P.) Allemagne 
740, Bulletin de Francfort (2 ocr. 1810). AN.P. Affaires etrangeres B 1II/426. Cf. Dllnan, (comme 
n. 3) 284, 286, 302, 691. KlltZ, (comme n. 6) 106. Hermann Kellenbenz, Verkehrs- und Nachrich­
tenwesen, Handel, Geld-, Kredit- und Versicherungswesen 1800-1850, dans: Handbuch der 
deutschen Wirtschafts- und Sozialgeschichte hrsg. v. Hermann Al/bin et Wal/gang Zorn, Bd. !I, 
(Stuttgart 1976) 389-390. 
19 Sur les routes du Sud-Est de I'Europe, AE.P. c.c. Leipzig 1; AN.P. Affaires etrangeres B !Il! 
426. Dlillan, (comme n. 3) 304-320 et 695-706. Marcel Blanchard, Les routes des Alpes occiden­
tales a l'epoque napoleonienne (1796-1813). Essai d'etude historique Suf un groupe de voies de 
communications, (Grenoble 1920) 57, 70, 365 a 377, 707 (etudie les efforts de Napoleon P0uf at­
tlrer le trafic du Levant, en territoire contrc>!e par les Fran~ais a partir des provinces illyriennes). 
iV1elitta Ph'ec-Stele, La vie economique des provinces illyriennes (1809-1813), (Paris 1930). 
30 Aland DUIl{m, L'Allemagne de la Revolution et de I'Empire, 2eme partie, 1800-1815, Les 
Cours de Sorbonne, (Paris 1954) 181. 
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de denrees coloniales. La vallee du Danube devenait ,le canal par lequelles etats de la 
Confederation s'approvisionnaient de marchandises anglaises •. Jamais, Napoleon ne 
parvint a entraver serieusement ce courant malgre tous les efforts qu'il deploya, a partir 
de 1810, pour attirer le trafic par les Provinces Illyriennes, l'Italie du Nord et la Suisse 
c'est a dire par des territoires controles par ses douaniers3

!. ' 

Quels qu'aient ete les traces des grands courants commerciaux, les grandes places 
du negoce allemandes garderent toute leur importance, en Baviere, par exemple, Augs_ 
bourg, Nuremberg, Ratisbonne, Lindau, mais le premier role resta devolu aux deux 
plus grandes vi lies de foires: Francfort et Leipzig. Les foires de Francfort furent, sans 
doute, moins florissantes que celles de Leipzig qui, plus eloignees des douaniers de 
I'Empereur, connurent un veritable «boom» a partir de 1806, mais la ville du Main n'en 
resta pas moins au centre des relations continentales; gr1ke a la contrebande, il s'y edi­
fia des fortunes colossales qui revivifierent les foires32

. 

Le negoce licite ou illicite sur les marchandises de I'industrie et du commerce an­
glais rapportait de gros benefices a ceux qui pouvaient le pratiquer en grand. On n'en 
veut pour preuve qu'apres avoir abandon ne la direction de la Gute Hoffnung, Krupp se 
lans:a dans le commerce des denrees coloniales, imite en cela par plusieurs mai'tres de 
forges de la region de la Ruhr33 . Ce la n'etait qu'un des signes du renforcement du ca­
pitalisme commercial et bancaire que connurent les etats de la Confederation du Rhin 
en raison de la politique economique napoleonienne. Certes, la contrebande recruta 
ses pratiquants dans tous les milieux, mais lancer une vaste entreprise de fraude n'etait 
pas a la portee de tout le monde. II fallait, au depart, des capitaux, des relations d'af­
faires, des reseaux d'information, tant pour nouer des eontacts avee les firmes anglaises 
que pour eonstituer, en Europe, de gros depots de marehandises prohibees, que pour 
adapter les eourants de trafie a I'extension progressive de la domination napoleonienne 
sur le eontinent. II etait donc normal de voir s'adonner a la eontrebande les grandes 
firmes qui se livraient au eommeree legal, soit sous la forme de I'expedition, soit sous 
eelle de la eommission, meme s'il est impossible de savoir ce que, dans leurs aetivites, 
representaient, I'un par rapport a I'autre, le negoee lieite et les aetivites delietueuses. A 
I'epoque napoleonienne, les grands marehands, non eneore speeialises, resterent les 
moteurs de I'eeonomie, pratiquant indifferemment, simultanement ou sueeessive­
ment: eommerce, banque, production industrielle auxquels vinrent s'ajouter la fraude 
et I'assuranee en matiere de eontrebande, I'une et I'autre camouflees derriere des aetivi­
tes lieites. Les exemples de «eonfusion» entre les entreprises legales et eelles qui ne 

31 Ch. Schmidt, Napoleon et les routes balkaniques, dans: Revue de Paris (novembre 1912) 336. 
32 Sur lcs foires de Francfort et de Leipzig, A.N.P. F 12/509-510, F 12/616-617, A.N.P. Affaires 
etrangeres B I1I/426. Alexander Dietz, Frankfurter Handelsgeschichte, (Frankfurt u. Leipzig) 
Bd. 1 (1910) 104 suiv., Bd. IV (1925) 227 suiv. Pali! DannstaedtCl; Das Herzogtum Frankfurt. Ein 
Kulturbild der Rheinbundzeit, (Frankfurt 1901) 310-312, 320-322. Anfon Schmitter, Die Wir­
kungen der Kontinentalsperre auf Frankfurt am Main, (Frankfurt 1910) (moins pessimiste que 
Dietz). Ernst Hasse, Geschichte der Leipziger Messen, (Leipzig 1885) VII et suiv., XV et suiv., 
443-450. König, (comme n. 13) 30-31, 262, 267, 287-293. 
33 GIIY ThuilliCl; La metallurgie rhenanc de 1800 a 1830, dans: Annales E.S.C., Vol 16, (1961) 
892. 
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. nt pas sont donc tn':s nombreux. Ainsi, en 1810, est-il revele que les dix plus im-
fetale . . 

tes maisons de Frandort et .presque tous les commercants de cette ville. se h-
nortan > 

'" ta la fraude sur les tissus de coton et de laine notamment. On pense alors que les 
vr:~res illicites traitees par les freres Bethmann se montent alSO 000 florins, celles de 
af antano et Meyer a 200000, celles de Jakob-Friedrich Goutes a 120000. On parlait 
13fe d' .. f . II d G d d f'l ,. I" d I" si d'une firme ongme ran<;atse, ce e e our ar et I s, specJa lsee ans mtro-
~tJ~tiOn des marchandises anglaises, qui faisait aussi la banque et dut payer 618266 

f tJ ncS de taxes pOUf ce qui fut trouve chez elle lors des perquisitions effectuees en 
r:l'tu du decret de Trianon34

. Toutes les localites situees sul' les grands axes de trafic et 
vur les voies de penetration de la contrebande dans I'Empire etaient devenues autant 
~e depots de marchandises anglaises ou exotiques ce qui faisait le bonheur de leUfS nego­
ciants, surtout lorsque leurs stocks echappaient aux confiscations (deux grandes vagues 
cn 1806 et 1810-1811) et aux brulements institues, en octobl'e 1810, par le decret de 
Fontainebleau, dont il est bon de rappeier qu'ils ne frapperent que les produits de I'indu­
strie et non les denrees coloniales et qu'il est faux d'ecrire, comme certains l'ont fait, 
que l'on detruisit du cafe et du sucre devant des populations qui en etaient privees. 

Parmi les gens qui surent le mieux profiter des nouvelles conditions imposees au 
commerce, il faut placer les banquiers. On citait, a Frandort, par exemple, le cas de la 
firme Hexer, une des plus riches de la ville qui, pratiquant I'introduction des marchan­
dises anglaises, se consacra, de plus en plus, aux activites bancaires a partir de 1811 35

. 

L'exemple des Rothschilds permet de comprendre comment Frandort est parvenue a 
developper considerablement ses fonctions financieres, ses banquiers s'orientant 
d'autant plus facilement sur Londres que Napoleon tolerait la circulation des papiers 
d'affaires et des lettres de change entre le continent et I'Angleterre. Une des causes de 
I'ascension de l'ilIustre familie reside, sans doute, dans l'habilete avec laquelle elle sut 
s'adapter au B10cus Continental. Avant celui-ci, Mayer-Amschel s'etait deja signale 
dans la negociation du papier venu de Grande-Bretagne. Son fils, Nathan, installe a 
Londres et a Manchester depuis 1798 en expediait, en fraude, vers Frandort: tissus, ta­
bac, sucre et autres denrees coloniales et pourvoyait I'Angleterre en laines d'Alle­
magne. Entre 1807 et 1811, a cinq reprises, la maison de Frandort eut maille a partir 
avec les douaniers et les policiers fran<;:ais POUf des affaires de contrebande et s'en tira 
toujours, grace a la protection du Prince-primat Dalberg. La familie se mit enfin en ve­
dette lorsqu'il faHut adapter les deux systemes de licences, l'anglais et le fran<;:ais. Ce 
fut la tache de James, un autre fils de Mayer-Amschel, instaHe a Paris. Au total, le plus 
important est, sans doute, de souligner que les activites des Rothschilds confirment, 
dans le domaine financier et dans le domaine commercial, que la politique economi­
que napoleonienne ne fit pas que des victimes en AHemagne36

. 

TOllS ces exemples montrent qu'une des consequences immediates de la politique 
napoleonienne fut de detourner d'eventuels investissements dans l'industrie, des capi­
taux qui s'orienterent vers le grand commerce et la contrebande. A terme, toutefois 

H A.N.P. F 7/6549 dos. 2063. 
35 idem et F 7/6551 dos. 2104. 
36 Bertram! Gille, Histoire de la maison Rothschild, I: des origines a 1845, (Paris 1963) 35-57. 
Jean BOI/viel; Les Rothschild, (Paris 1967). 
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cela permit l'accumulation d'autres capitaux qui, ulterieurement, pourront jouer un 
grand role dans l'industrialisation. 

Apropos de l'industrie, la principale question qui se pose est de savoir si la politi_ 
que napoleonienne a, ou non, favorise son developpement dans !es pays du Rhein_ 
bund, notamment en mettant un frein a la concurrence britannique? Il faut se dem an_ 
der, aussi, si elle ne lui a pas ete nuisible en faisant de la Confederation une chasse 
gardee pour l'industrie fran<;:aise et en fermant a ses propres productions certains de 
leurs debouches traditionnels et surtout l'immense marche que constituait I'empire 
des 130 departements. 

S'il faut mettre fin au mythe d'une industrie transrhenane aux prises aux pires diffi_ 
cultes face a celle de la rive gauche du Rhin devenue fran<;:aise et, de ce fait, favorisee 
de tout ce qui faisait dCfaut a la premiere en matiere de debouches et de protection 
contre la concurrence anglaise, il reste que les effets de la politique napoleonienne Ont 
ete, dans le Rheinbund, tres differents selon les secteurs d'activite et selon les etats. 
Ainsi, par exemple, dans les anciennes principautes d'Ansbach et de Bayreuth37

, la fer­
meture des marches cis-rhenans, italiens et d'outre-mer, mal compensee par l'integra­
tion dans l'espace economique bavarois, de meme que le rencherissement des matieres 
premieres causerent des dommages a l'industrie du coton, a la miroiterie, a la trefilerie 
alors que, d'un autre cote, le B10cus continental apporta une protection durable et effi­
cace contre la concurrence de plus en plus pressante de l'industrie britannique. Au to­
tal, dans quelques cas, on assista dans ces regions ades progres dans certains secteurs 
comme celui du coton (en depit des difficultes signalees ci-dessus) mais, dans d'autres, 
a un ralentissement de l'activite des manufactures, voire a leur arret complet. 

Les principales victimes de la politique economique napoleonienne furent les in­
dustries qui exportaient une notable partie de leur production hors d'AlIemagne et qui 
etaient, deja, en perte de vitesse. Ce fut, notamment, le cas de l'industrie du lin du 
Nord-Ouest de I'AlIemagne (Münster, Osnabrück, Ravensberg, Lippe, Minden) qui dut 
interrompre ses livraisons de fil a I'Angleterre et ses livraisons de toiles a I'Espagne, au 
Portugal et aleurs colonies, autant de marches qui ne furent jamais reconquis38. L'in­
dustrie allemande de la soie stagna ou recula en raison de la concurrence fran<;:aise y 
compris celle des departements de la rive gauche du Rhin39 . 

On connait les causes du declin, passager, de l'industrie du Grand-duche de Berg: 
fermeture des marches fran<;ais et italiens, puis portugais et espagnols aux exportations 

37 Dr!lIlf Rell!er; Die Manufaktur im fränkischen Raum. Eine Untersuchung großbetrieblicher 
Anfänge in den Fürstentümern Ansbach und Bayreuth als Beitrag zur Gewerbegeschichte des 18. 
und beginnenden 19. jahrhunderts, (Stuttgart 1%1) 18, 20-21, 28-32, 34, 40, 42, 60, 70 suiv., 
101,112-116,122,136-137,158. 
38 Edith Schmitz, Leinengewerbe und Leinenhandel in Nordwestdeutschland 1650-1850, (Schrif­
ten zur Rheinisch-Westfälischen Geschichte 15, Köln 1967) 56, 65, 82-90, 94. Labrkamp, 
(comme n. 13) 520-522. 
39 Rellter; (comme n. 37) 42; Schmiel!, (comme n. 4) 325, 381. Sur l'influence de la fermeture des 
marches exterieurs sur l'industrie bavaroise, Wolfgang Zorn, Die wirtschaftliche Entwicklung 
Bayerns unter Max I. joseph 1799-1825, dans: Wittelsbach und Bayern III/l. Krone und Verfas­
sung. König Max l. joseph und der neue Staat. Beiträge zur Bayerischen Geschichte und Kunst 
1799-1820, hrsg. von Hubert Glaser (München 1980) 285. 
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. cal'llerie de rubannerie, de passementerie, de toiles, voire de cotonnades40
, a la-

d qu1t1 ' 
e He il faut ajouter le manque de eapitaux. Il est un fait que les exportations de Wup-

qu
e 

i ne firent que decliner: 4 millions de thalers en 1800, 2,7 millions en 1807, 
pert;lion en 1811 41

• En depit de cela, il faut, sans doute se montrer moins pessimiste 
1 rnlCharles Schmidt. Si des industriels du Grand-duehe s'installerent dans les pays de 

qU~ve gauche du Rhin, e'est a dire en France, les plus solides d'entre eux eonserverent 
la (I etablissements de la rive droite dont ceux fondes sur la rive gauche devinrent, en 
ieurs f'i' I 42 L h f d' ., . d' elque sorte, ies I la es . es pertes que ces ces entrepnses eprouvaJent un 
q~te etaient largement eompensees par les benHices qu'iis realisaient de l'autre. En 
co tre, la crise du textile bergeois fut tardive, elle n'apparut qu'en 1809 et ne fut dure­
~Uent ressentie que parce qu'elle sueeedait a une longue periode de prosperite eom­
:encee vers 1770. La fermeture des marehes traditionnels ne pouvait tout expliquer et 
sans doute faut-il, aussi, incriminer le vieillissement de certaines installations et le cout 
trop eleve de la main d'oeuvre43

. Dans la region de ia Ruhr, l'industrie houillere ne 
sernble pas avoir beaucoup progresse mais ie Bioeus Continental, en faisant monter ie 
prix du charbon a permis aux entreprises de realiser des profits exceptionnels qu'elles 
ont utilises dans un grand effort de modern isa ti on pour eombler les retards techniques 
dont les exploitations souffraient face a eelles des bassins belges et fran<;ais 44

. Comme 
i'a montre Guy Thuillier, ies maitres de forges commeneerent a s'interesser aux mar­
ches de l'Allemagne orientale qu'ils avaient jusqu'alors negliges et e'est ainsi que 
s'amor<;a le mouvement de baseule Ouest-Est de la metallurgie rhenane4

:;. Et puis il ne 

faut pas oublier qu'apres 1818, l'industrie de l'aneien Grand-duehe devenu prussien re­
partit vers de nouveaux et brillants progres. 

Les principales benHiciaires de la politique economique napoleonienne furent les 
industries dont les approvisionnements en maticres premicres ne furent jamais inter­
rompus de fa<;on durable, qui ont ete suffisamment protegees eontre la coneurrenee 
anglaise pour ne pas etre etouffees par elles et a qui la concurrence fran<;aise et les fis­
sures dans le Blocus continental ont evite l'atmosphere artifieielle de <serre ehaude, 
qui eut freine les progres teehniques. Si la fabrication du sucre de betterave dut se 
contenter de simples debuts prometteurs en Saxe, en Baviere, dans le Grand-duehe de 
Francfort46

, si les progres techniques furent lents dans ia metallurgie du fer Oll ies es-

40 Scbmielt, (comme n. 4) 325, 381. 
41 Wal/gang Hoth, Die Industrialisierung einer rheinischen Gewerbestadt. Dargestellt am Bei­
spiel Wuppertal, (Schriften zur Rheinisch-Westfälischen Wirtschaftsgeschichte 28, Köln 1975) 
120. 
42 A.N.P. F 12/549-550 et F 12/1978. Schmidt, (comme n. 4) 335, 394-395, 398. 
4, Herber! Kisch, The Impact of the French Revolution on the Lower Rhine Textile Distriets, 
dans: Eeon.Hist.rev. 15 (1962) eite par LOllis Bergeron, Remarques sur les conditions du develop­
pement industriel en Europe oecidentale a l'epoque napoleonienne, dans: Franeia I (1973) 
547-548. Voir aussi Cbar/es Schmidt, L'industrie du Grand-duehe de Berg en 1810, dans: Revue 
?'Histoire Moderne et Contemporaine 5 (1903/04) 525-541,601-622. LOllis Bergeron, Les idees 
economlques du Prefet Beugnot, dans: Revue de I'lnstitut Napoleon Vol. 111 (1969) 79-82. 
44 Guy 17millie/; Les houilleres de Ia Ruhr, Annales E.S.C. (1960) 885, 887-889, 891-892. 
:: Ttmilliel; (eomme n. 33) 892 . 

. Sur I'apparition du sucre de betterave cn Baviere, DUr/an, (comme n. 3) 291. Pour Ia Saxe, Mo­
niteur, 10 juillet 1812. 
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sais de fonte au coke et d'acier fondu «a l'anglaise. demeurerent timides, si la machine 
a vapeur ne progressa que tres lentement47

, l'industrie cotonniere profi ta pleinement 
des conditions favorables a son developpement. Dans maint etat apparut et se deve_ 
loppa la filature mecanique et ce mouvement s'accompagna de grands progres techni_ 
ques egalement dans le tissage et I'impression des etoffes. Indirectement l'industrie 
mecanique (construction des machines) beneficia de I'introduction de ces nouvelles 
techniques48

. 

Entre 1806 qui marqua le debut du coup de frein a la concurrence anglaise et 1812, 
il y eut une veritable Gründungswelle dans l'industrie textile du Grand-duche de Bade 
et du Wurtemberg, notamment dans le coton49

. La crise qui accompagna I'ecroule_ 
ment du Blocus continental ne put aneantir les progres de I'cpoque napoleonienne. 

C'est I'industrie cotonniere saxonne qui beneficia le plus directement des mesures 
imposces par Napoleon. Dcja bien implantee a la fin du XVIIIeme siede, elle subit de 
plein fouet la concurrence anglaise entre 1798 et 1807, mais celle-ci recula tres sensi­
blement en 1808, plus encore en 1809 et disparut a peu pres completement de 1811 a 
1813. Les industriels saxons profiterent de l'aubaine pour investir dans la mccanisa­
tion. En outre, ils surent conquerir de nouveaux marches a l'Est et au Sud-Est du 
continent et lutter efficacement contre la concurrence fran<;:aise a l'interieur du Rhein­
bund. D'avril a octobre 1810, plusieurs rapports parvinrent a I'Empereur et lui signale­
rent que, dans la Confederation, la Saxe apparaissait comme le premier concurrent 
po ur l'industrie fran<;:aise. L'un de ces rapports signale que, dans 16 etats cette concur­
rence est particulierement severe, la proximite gcographique de la Saxe expliquant, en 
partie, le meilleur marche de ses marchandises. Dans un autre, on peut meme lire que, 
pOUf les cachemirs et les etoffes de coton, c'est dans toute I'Allemagne que la Saxe fait 
le plus grand tort a la France50

. 

47 Thuillitl; (comme n. 33) 894-895. Du meme, (comme n. 44) 888. Cf. HedllJig Bebrens, Mechani­
cus Franz Dinnendahl (1775-1826), Erbauer der ersten Dampfmaschinen an der Ruhr. Leben 
und Wirken aus zeitgenössischen Quellen, (Schriften zur Rheinisch-Westfälischen Wirtschaftsge­
schichte 22, Köln 1970). 
48 Sur la mecanisation de l'industrie du coton en Saxe, outre König, (comme note 13) 299-320 et 
332-334, voir Rlldolf FOI·berget; Die Manufaktur in Sachsen vom Ende des 16. bis zum Anfang 
des 19. Jahrhunderts, (Berlin 1958) 289 et suiv.,Jürgen KuczynskJ; Die Geschichte der Lage der 
Arbeiter unter dem Kapitalismus, Bd. I, (Berlin 1%1) 77-79. Pour le Bade, Wolfratn Fiscbn; Der 
Staat und die Anfänge der Industrialisierung in Baden 1800-1850, (Berlin 1962) 135, 159, 194. 
Pour les progres du machinisme dans l'industrie de la denteIle et le blanchiement du fil a Wup­
pertal, Hotb, (comme n. 41) 139, 143. 
49 Fiscbn; (comme n. 48) 158-159, 194, 230, 233, 245, 256, 271. Rellfel; (comme n. 37) 29, 32, 
38-40, 42, 60, 70 et suiv., 122. Friedricb-Franz Wauscbkubn, Die Anfänge der württembergi­
sehen Textilindustrie im Rahmen staatlicher Gewerbepolitik 1806-1868, (Diss. Hamburg 1976) 
34, 40 et suiv. Pour l'industrialisation de la Baviere, Zorn, (comme n. 39) et Gerbard Slawingn; 
Die Manufaktur in Kurbayern 1740-1830, (Stuttgart 1960). 
50 A.N.P. Affaires Etrangeres B III/426, AF IV/I061, F 12/616-617 (rapports sur les foires de 
Leipzig et I'industrie saxonne); Moniteur 19 juillet 1809 (Bulletin de Francfort). Eugen Tat·le 
Deutsch-Französische Wirtschaftsbeziehungen zur Napoleonzeit, dans: Schmoller Jahrbuch, Bd. 
35, (1914) 191. König, (comme n. 13) 275-276, 286-290. 
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I il semble probable qu'a l'interieur de la Confederation du Rhin, prise dans 
Au tota , b' I' d' . d f' d I I' . emble, les pertes su les par es In ustnes anCiennes, u alt e a po lt1que na-

enS . d I I . , 'I ' et aUSSI e a concurrence ang alse, ont ete assez argement compensees 
rogres realises dans les industries representant I'avenir'l. 

les p . A "1 f '11 I' I' . P ur conclure, Ji apparalt qu I al e mettre accent sur que ques pomts et retemr, 
°d'abord, que la politique napoleonienne a profondement bouleverse les habitudes 

les pays de la Confederation du Rhin: celles des consommateurs - que l'on pense 
aroles de Marx sur le role joue par la penurie de sucre et de ca fe dans les guerres 

!elivrance de 1813 -, celles des negociants, celles des industriels. On remarquera, 
dCsuite, qu'elle a fait des victimes: les consommateurs, en premier lieu, mais aussi cer­
e~nes vieilles industries, teiles celles de la toile, travaillant pour l'outre-mer qui ne de­
taljent jamais retrouver leur splendeur passee. En revanche, elle a favorise les progres 
V:chniques dans les industries «jeunes», ainsi que l'accumulation de capitaux pour les 
~nvestissements futurs. Enfin, elle a laisse des le<;:ons pour I'avenir. Il etait facile aux AI­
lemands du Rheinbund de constater que l'economie des pays de la rive gauche du 
Rhin avait davantage profite que la leur des conditions favorables que constituait I'ap­
partenance a un grand es pace economique bien protege par un severe protection­
nisme. Ils avaient pu apprecier les bienfaits du protectionnisme pour leur industrie, 
mais ils n'avaient pas benCficie de l'appartenance a un grand marche national. La 
Confederation du Rhin ne constitua jamais une union douaniere et elle resta a l'exte­
rieur de I'espace douanier fran<;:ais. Un tarif protectionniste a I'abri duquel pouvait se 
constituer un vaste marche, ce sera le principe sur lequel reposera le Zollverein. Le ha­
sard a voulu que le pere spirituel de celui-ci, Friedrich List, fut un citoyen du Wurtem­
berg, I'un de ces etats du Rheinbund dont l'industrie avait assez largement benCficie de 
la politique economique napoleonienne. 

" Sur les progres de l'industrie dans le Wurtemberg, vair Wauscbkllbll, (camme n. 49). 
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Tableau I: Commeree licite entre la Grande-Bretagne et .1'Allemagne. evolution indiciaire 
(100 = 1799) 

importations .allemandes. exportations .allemandes. 

moyenne 1787-1789 21,1 14,0 
1799 100,0 100,0 
1800 145,9 83,4 
1801 134,6 72,5 
1802 123,1 42,3 
1803 78,6 32,6 
1804 17,5 16,8 
1805 25,4 11,3 
1806 86,3 48,2 
1807 5,4 6,3 
1808 23,6 2,8 
1809 91,6 36,9 
1810 33,1 68,8 
1811 0,9 7,2 
1812 3,0 4,3 
moyenne 1800-1812 52,2 33,3 

-

Etabli d'apres F Cl'Ouzet, (eomme n. 15) 882, 885, 887, 889 et M. KUh, (eomme n. 6) 285, 294, 
296. Par .Allemagne., les sourees britanniques entendent tous les pays germaniques sauf la 
Prusse. Le prescnt tableau ne s'applique done pas rigourcusement a la Confederation du 

lelbltall II: Importations de .1'Allemagne. originaires de Grande-Bretagne et evolution 
(1799 = 100) 

produits fabriques 

1789 42,2 
1799 100,0 
1800 214,0 
1801 ? 
1802 196,4 
1803 121,5 
1804 30,0 
1805 34,8 
1806 124,3 
1807 3,3 
1808 22,8 
1809 82,8 
1810 60,1 
1811 1,0 
1812 1,0 
moyenne 1800-1812 74,3 

Ce tableau appelle les memes remarques que le tableau I. 

marehandises coloniales 

11,5 
100,0 
125,0 

60,4 
39,8 
10,7 
14,2 
46,4 

4,3 
0,9 
8,8 
2,8 
0,2 
1,6 

26,2 
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f, bleau IlI: Valeur officielle des exportations de la Grande-Bretagne (milliers de livrcs et evolu-
.a indiciaire (100 = 1802) 

uoo 
~archandises coloniales produits fabriques 

a b a-b a b a-b 

vers Europe vers .1'Alle- vers Europe vers .1' Alle-
du N. et du magne. du N. et du magne. 

N.-W. N.-W. - 8269 (100,0) 4012 (100,0) 4257 (100,0) 5465 (100,0) 3993 (100,0) 1472 (100,0) 
1802 
1803 5419 (65,5) 2642 (65,8) 2777 (65,2) 4693 (85,9) 2469 (72,8) 2224 (151,1) 

1804 6771 (81,8) 714 (17,8) 6057 (142,3) 4745 (87,2) 621 (18,3) 4124 (280,2) 

1805 5760 (69,5) 944 (23,5) 4816 (113,1) 5932 (108,5) 708 (20,9) 5224 (354,9) 

1806 5122 (61,9) 3081 (76,8) 2041 (47,9) 3718 (68,3) 2527 (74,5) 1191 (80,9) 

1807 5314 (64,3) 284 (7,1) 5030 (118,1) 2399 (43,9) 67 (2,0) 2332 (158,4) 

1808 2846 (34,4) 60 (1,5) 2786 (65,4) 1494 (27,3) 463 (13,6) 1031 (70,0) 

1809 8689 (105,1) 582 (14,5) 8107 (190,4) 4114 (75,2) 1684 (49,6) 2430 (165,1) 

1810 4674 (56,5) 188 (4,7) 4486 (105,4) 5667 (103,7) 1221 (36,6) 4446 (302,0) 

1811 871 (10,5) 16 (0,4) 855 (24,1) 751 (325,0) 20 (0,6) 731 (49,6) 

1812 4657 (66,3) 108 (2,7) 4549 (106,9) 1232 (22,5) 21 (0,6) 1211 (82,3) 

moyenne 
(60,6) 862 (21,5) 4150 (97,5) 3474 (63,6) (28,9) 2494 (169,4) 1803-12 5012 980 

Dresse d'apres M. Kutz, (comme n. 7) 539-541. Sur le sens a donner au mot .Allemagne., voir ta­
bleau I. La colon ne a-b indique, tres approximativement, ce qu'a pu etre I'ampleur de la contre­
bande anglaisc en direction de .1'Allemagne •. 

Tablt'cJ/l IV: Evolution des echanges commerciaux cntre la France et les etats du Rheinbund (en 
milliers dc francs) et evolution indiciaire (100 = an VII) 

a b 
exportation importations solde rapport 
fran<;aises fran<;aises en faveur b/a 
vers le Rheinbund du Rheinbund de la France (%) 

moycnnc 1787-1789 31604 40,1 8506 26,9 23098 26,9 
an VII 78803 100,0 31604 100,0 47199 40,1 
an VIII 70165 89,0 41079 130,0 29082 58,5 
an IX 73896 93,8 47013 148,8 26883 63,6 
anX 76269 96,8 45298 143,3 30966 59,4 
anXI 74068 94,0 39107 123,7 34961 52,8 
an XII 104107 132,1 56637 179,2 47470 54,4 
an XIII 108330 137,5 70994 224,6 37336 65,5 
1806 99006' 125,6' 59553' 188,4' 39453' 60,1' 
1807 99465 126,2 59405 173,7 44560 55,2 
1808 131838 167,3 73118 247,2 53720 59,2 
1809 115618 146,7 90666 286,9 24952 78,4 
1810 143391 183,0 70832 224,0 72 559 49,4 
1811 120428 152,8 78504 332,6 41924 65,2 
1812 122752 155,8 110889 386,4 11863 90,3 
1813 77409 98,6 76648 261,3 961 99,0 
~oyenne an VIII-1813 101195 128,5 65695 208,5 35500 65,0 

Etabli d'apres A.N.P. F 12/251. 
• Estimation, lcs sources indiqucnt 126132 milliers de francs pour les cents, jours de l'an XIV et 
pOur 1805 aux exportations et 75869 aux importations. 
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Tableau v.·Composition des importations du Rheinbund originaires de France et evolution indi, 
ciaire (an VII = 100) ---subsistances matieres premieres produits fabriques 

et metaux 

% indicc % indicc % indice 

moyenne 1787-1789 15,5 26,3 4,0 9,2 79,3 33,9 
an VII 16,2 100,0 12,8 100,0 70,3 100,0 
an VIII 12,0 66,9 15,1 104,6 72,1 91,3 
an IX 21,4 124,3 18,1 132,0 58,9 78,5 
an X 16,8 102,7 17,8 134,7 59,3 81,5 
an XI 14,6 89,2 18,6 136,8 54,4 72,8 
an XII 14,7 121,2 13,7 141,3 61,5 115,6 
an XIII 20,4 174,5 13,7 146,8 53,4 106,5 
1806 23,2 181,3 20,2 198,6 50,9 91,0 
1807 23,3 183,0 22,4 211,3 46,1 82,7 
1808 23,2 241,1 15,6 203,9 53,2 126,5 
1809 24,8 225,4 15,5 178,7 51,7 107,9 
1810 16,0 178,8 14,7 203,3 61,0 158,0 
1811 26,3 197,9 20,2 241,1 43,3 94,1 
1812 22,3 185,3 20,3 247,6 45,8 101,4 
1813 21,1 126,4 20,9 160,6 48,7 68,1 
moyenne an VIII-18B 20,0 157,0 17,6 174,7 54,3 98,2 

Etabli d'apres A.N.P. F 12/251. 

Tableall VI: Composition des exportations des etats du Rheinbund adestination de la France et 
evolution indiciaire (an VII = 100) 

subsistances matieres premieres produits fabriques 
et metaux 

% indice % indice % indice 

moyenne 1787-1789 11,73 18,4 36,1 35,3 50,3 37,0 
an VII . 18,1 100,0 36,9 100,0 36,3 100,0 
an VIII 16,5 117,6 59,9 136,4 22,2 79,6 
an IX 12,0 98,1 57,3 313,8 21,2 87,2 
an X 15,0 152,8 46,3 244,5 23,6 93,3 
an XI 9,9 67,8 44,8 203,9 29,9 102,1 
an XII 7,7 76,9 35,6 256,4 38,6 191,0 
an XIII 6,3 77,1 43,9 362,4 37,4 231,6 
1806 6,8 70,1 44,1 306,5 28,4 148,0 
1807 6,2 59,3 44,8 286,5 21,8 104,6 
1808 6,6 99,7 63,4 669,4 16,0 126,4 
1809 8,5 114,5 51,4 467,0 21,9 149,3 
1810 4,1 50,6 55,2 455,6 27,1 167,5 
1811 6,4 116,8 48,8 549,3 20,4 187,9 
1812 9,6 204,5 50,9 723,9 24,6 261,7 
1813 8,0 114,9 52,3 503,5 28,5 206,2 
moyenne an VIII-1813 8,8 101,5 49,9 391,4 25,8 152,5 

Etabli d'apres A.N.P. F 12/251. 
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r. ble,1/! VII: Balance du commerce des etats du Rheinbund avec la France (milliers de francs) et 
a de couverture des importations par les exportations. 

taUX - subsistances matieres premieres produits fabriques 
et metaux --rnoyenne 1787-1789 7799 29,0% + 6415 332,1% -14575 19,2% 

an VII 7000 45,2% + 1566 115,5% - 43 945 20,7% 

an V!II 1721 79,6% + 13663 232,1% -41456 18,0% 

an IX 9625 35,6% + 13604 201,0% 33530 22,9% 

anX 4198 67,7% + 7386 154,3% 34483 23,7% 

anXI 6917 36,1% + 3752 127,2% -28620 29,0% 

an XII -10897 28,9% + 7748 154,3% - 42172 34,0% 

an XIII -17650 20,2% + 16293 209,9% - 31884 45,4% 

an XIV-1806 - 18944 17,6% + 6259 131,2% -33438 33,6% 

1807 -19779 14,7% + 3254 115,0% 33824 26,2% 

1808 - 23 978 21,6% + 19589 195,1 % -52993 24,4% 

1809 -22696 20,8% +39429 318,4% -45292 24,2% 

1810 - 20 141 12,7% + 18080 185,9% -68382 21,9% 

1811 - 25044 21,2% +22737 193,0% -30584 41,3% 

1812 -15671 49,9% + 3742 248,5% - 26182 54,3% 

1813 - 9716 41,5% +27014 266,5% - 4224 69,7% 
rnoyenne an VIlI-1813 -14874 32,9% + 14110 195,6% -36218 33,4% 

Etabli d'apres A.N.P. F 12/251. Le signe + indique un solde positif (excedent) en faveur du 
Rheinbund; le signe - un solde negatif (deficit) a ses depens. 
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Diskussion zum Referat von Roger Dufraisse 

Leiter: Wolfgang Zorn 

Den Auftakt zu einer Reihe von Präzisierungswünschen an den Referenten bildete 
die Frage Walter Deme/s, ob wirtschaftliche Gründe für die Annexion der von Napo_ 
leon so betitelten "Illyrischen Provinzen" ausschlaggebend gewesen wären. Der Dis­
kussionsredner fand sich von Roger Dufmisse in der Annahme bestätigt, daß die Ver_ 
größerung des norditalienischen Verkehrs- und Handelsraumes um ehemals österrei_ 
chische und bayerische Landesteile in Tirol und Kärnten vor allem der Baumwollein_ 
fuhr zugute kommen sollte, deren Transportwege (ab Triest, durch Südtirol und die 
Schweiz nach Frankreich) nach dem Frieden von Schön brunn (1809) gesichert schie_ 
nen. 

Christof Dippel' versuchte, den Gründen nachzugehen, warum Frankreich die 
Rheinbundstaaten wirtschaftlich vergleichsweise glimpflich behandelt habe, in Italien 
dagegen nachgerade despotisch vorgegangen sei. Seine Sichtweise, die die Unter­
schiede beider Länderkomplexe sowohl hinsichtlich ihrer politischen Struktur wie 
auch ihres wirtschaftlichen Standards in den Mittelpunkt stellte, ergänzte der Referent 
mit Hinweis auf die jeweiligen Absichten, die Napoleon mit seinen einzelnen Vasal­
lenstaaten verfolgte. Gegenüber den Erläuterungen von Roger Dujraisse, die - pars pro 
toto - die liberale Zoll politik der Rheinbundstaaten vor Erlaß des Dekrets von Tria­
non und ihre daraus resultierenden Vorteile betonten, setzte Eberhard lP'eis andere 
Akzente. Er gebrauchte die Formel von den durch Frankreich nicht nur militärisch, 
sondern auch wirtschaftlich ausgebeuteten Rheinbundstaaten. Seine Beispiele bezogen 
sich auf Bayern: auf den von Napoleon boykottierten bayerischen Handelsvertrag mit 
Italien, auf unterbundene Salzverkäufe von Berchtesgaden aus in die Schweiz und auf 
verbotene Weintransporte zwischen Karlsruhe und München. Dies sowie die Fernwir­
kung, die die Aufstände in Spanien und Tirol zeitigten, führten nach Weis 1809/10 
hier - wie im übrigen auch in den anderen Rheinbundstaaten, die über ähnliche Schi­
kanen klagten - zu einem bedrohlich anwachsenden Sympathieverlust für Frankreich, 
der sich schließlich im Sommer 1810, als die Staaten des Rheinbundes rücksichtslos 
in das Kontinentalsystem eingebunden wurden, zu der bekannten antifranzösischen 
Haltung steigerte. 

Die Schlüsselbegriffe Kontinentalsperre und Kontinentalsystem aufgreifend, zog 
Wolfgang von Hippel das Interesse der Diskussionsrunde auf deren mittel- und lang­
fristige Folgen. Er betonte die Schwierigkeit, die ökonomischen Auswirkungen der na­
poleonischen Herrschaft einzuschätzen, weil man nicht sagen könne, wie die Entwick­
lung unter anderen Rahmenbedingungen verlaufen wäre. Jedenfalls sei damals der 
zivile Konsum zugunsten des militärischen Bedarfs stark eingeschränkt worden. Es 
stelle sich die Frage, ob nicht eine höhere zivile Konsumnachfrage die industriell-ge­
werbliche Entwicklung mindestens ebenso nachhaltig gefördert hätte. Besonders die 
Landwirtschaft als der damals noch größte Sektor müsse hierbei beachtet werden: Die 
Konsumfähigkeit der ländlichen Bevölkerung habe unter den Auswirkungen der 
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Kriege und des Kontinentalsystems offensichtlich schwer gelitten. Dagegen sei für die 
wirtschaftliche Entwicklung die Bildung größerer Wirtschaftseinheiten durch die terri­
toriale Flurbereinigung in Mitteleuropa längerfristig besonders bedeutsam geworden 
(Ausbau des Verkehrswesens, Vereinheitlichung von Münze, Maß, Gewicht u.ä. inner­
halb der vergrößerten Einzelstaaten). Letztlich habe dies auch dem späteren wirt­
schaftlichen Zusammenschluß vorgearbeitet. Rager Du/raisse hob in seiner Antwort 
dazU hervor, daß der Einfluß napoleonischer Politik auf den landwirtschaftlichen Sek­
tor ungleich schwieriger zu erfassen sei als der auf den industriell-gewerblichen Sektor. 
Zweifellos hätten die Landbewohner ebenso wie die Stadtbewohner unter den hohen 
Kosten für Kaffee, Zucker, Baumwollerzeugnisse und ähnliche Güter, die auf dem 
freien Markt nur schwer zu beziehen waren, gelitten. Auch habe der durch die Aus­
fuhrverbote ausgelöste Preissturz exportabhängige Gegenden (so etwa Mecklenburg 
und die Rheinlande in bezug auf den Getreide-, Sachsen in bezug auf den Wollexport) 
in besonderem Maße getroffen. Da die Mehrzahl der damaligen Bevölkerung auf dem 
Lande gelebt habe, könne man mit Recht davon ausgehen, daß die Opfer der napole­
onischen Wirtschaftspolitik in der Hauptsache ländlichen Bevölkerungsschichten ent­

stammten. 
iUänjicd Batzenbart pflichtete der Ansicht von Hippels bei, daß langfristige, in die 

Zeit des Vormärz reichende Untersuchungen über wirtschaftliche und soziokulturelle 
Veränderungen zu den vorrangigsten Postulaten zählten. Er wies darauf hin, daß, ob­
wohl nach 1815 sich die europäischen Handelsbeziehungen wieder zu normalisieren 
begannen und England den Kontinent mit Waren überschwemmte, ehemals unter 
Schutzzoll stehende Länder erneut von Krisen geschüttelt wurden. 

Auf die die Kontinentalsperre auslösenden Beweggründe ging im Anschluß daran 
Jeän Tu!m'd des Näheren ein. Er warnte davor, in der napoleonischen Wirtschaftspoli­
tik etwas durchaus Originales sehen zu wollen und hob die Kontinuität hervor, die zu­
rück in die Ära des Direktoriums reiche. Mit seinen beiden Maximen: 1. der wirt­
schaftlichen (und in Konsequenz davon der politischen) Ausschaltung Englands und 
2. der Dominanz über die Märkte der alliierten Staaten habe Frankreich gleichwohl zu 
jeder Zeit irreale Ziele verfolgt. Die Kontinentalsperre habe sich für England keines­
wegs so katastrophal ausgewirkt wie beabsichtigt. Technisches know how, über­
seeische Absatzmärkte und eine geschickte Währungspolitik hätten sich lange Zeit als 
rettende Anker erwiesen. Der bis 1810 blühende Schmuggel habe sogar zu Produk­
tions- und Absatzsteigerungen geführt. Der Referent schloß sich mit dem Bemerken 
an, daß dank dieses florierenden illegalen Warenaustausches auch einzelne deutsche 
Häfen, wie Varel oder Rostock, die Nachteile der Blockade kaum spürten. 1809/10 
habe sich dies freilich grundlegend geändert. Nicht nur, daß infolge der verschärften 
Zoll beschränkungen der organisierte Schmuggel zunehmend zum Erliegen kam, es 
nisteten sich in Rostock auch französische Korsaren ein, die Schiffe verschiedenster 
Nationalität mit englischer Handelsware attackierten. Von Helmut Betding über deren 
Vorgehen befragt, erläuterte der Referent unter Hinweis auf vorhandenes Aktenmate­
rial die Angriffsweise der Franzosen, die bei ihren Überfällen zwischen Juni 1809 und 
Dezember 1813 immerhin so erfolgreich waren, daß sie 66 Schiffe (davon allein 13 am 
11. Oktober 1813) aufbrachten. 
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Il7erner Schuberts Ausführungen über die Rezeption des französischen Handelsrech_ 
tes in Deutschland berührten nach den so ausführlich geschilderten überwiegend ne­
gativen Seiten des Kontinentalsystems erneut dessen positive. SclJUbert machte auf das 
preußische Aktiengesetz von 1838 aufmerksam, das deutlich Züge des französischen 
Handelsrechtes trage, und er erwähnte die Einführung von Handelsgerichten, die als 
kompetente und effektiv arbeitende Instanzen von deutschen Kaufleuten uneinge_ 
schränkt begrüßt wurden. In Beantwortung der Frage, ob die französische Regierung 
von sich aus etwas getan habe, um französischen Gewerbetreibenden den Handel mit 
deutschen Geschäftspartnern zu erleichtern, unterstrich der Referent das ausgeprägt 
protektionistische Verhalten Frankreichs, das selbst föderierten Staaten wie Berg oder 
Württemberg die Aufhebung der Zollgrenzen abgeschlagen und auch sonst alle Initia_ 
tiven, die in Richtung Freihandel gingen, im Keim erstickt habe. 



Hans-Peter Ullmann 

Zur Finanzpolitik 
des Großherzogturns Baden in der Rheinbundzeit: 

die Finanzreform von 1808 

Ein halbes Jahrhundert lang war es Unserem Herzen eine der frohesten Empfin­
du~gen, aus dem ordentlichen Staatseinkommen nicht nur den Staatsaufwand voll­
ständig bestreiten, sondern auch so beträchtliche Ersparnisse machen zu können, daß 
Wir in den Stand gesetzt waren, fast in jedem Jahre bedeutende Summen teils auf 
Landesverbesserungen, teils auf Aktiv-Kapitalien zu verwenden, auch die mit dem ba­
den-badischen Landesteil, in dem Jahre 1771, Uns zugefallene beträchtliche Schul­
denlast zu tilgen. Nach so vielen Jahren gesegneter Ruhe ward Uns und dem Uns an­
vertrauten Staat, durch unerforschlichen Ratschluß der Vorsehung, ein anderes Los 
beschieden."1 Diese Worte wehmütiger Erinnerung des damals achtzigjährigen Groß­
herzogs Kar! Friedrich von Baden leiteten eines der entscheidenden Reformedikte 
von 1808 ein. In diesem Jahr war es kaum mehr vorstellbar, daß die Finanzen der 
Markgrafschaft einst vielen Territorien vergleichbarer Größe im Alten Reich als Vor­
bild gegolten hatten 2

. Koalitionskriege, Territorialverschiebungen, Pensions- und 
Schuldenlasten, die mit den Neuerwerbungen anfielen, Verwaltungs- und Militärrefor­
men sowie zunehmende Hofausgaben brachten die traditionale altbadische Über­
schußwirtschaft völlig aus dem Gleichgewicht: Die Ausgaben stiegen ebenso unauf­
hörlich wie planlos; mit ihnen hielt die Einnahmenvermehrung nicht Schritt; wach­
sende Defizite traten an die Stelle der früheren Überschüsse; Anleihen mußten zu 

1 Großherzoglieh badische pragmatische Sanction über Staatsschulden und Staatsveräußerungen, 
über Privatschulden des Souveräns und der Mitglieder Seiner Familie vom 18.11.1808, in: Voll­
ständige Sammlung der Großherzoglich Badischen Regierungsblätter, von deren Entstehung 
1803 bis Ende 1825, 2 Bde., (Karlsruhe 1826), hier Bd. 1, 555. 
2 Zu den markgräflichen Finanzen vgl.JohannJakob MOSel; Einleitung in das Markgräflich-Badi­
sehe Staatsrecht. Mitteist kurzer Sätze, und Anzeigung derer Schriften, wo mehrere Nachricht 
davon zu finden ist, (Frankfurt 1772); C. w: F L. Prh,; //Oll Draü, Geschichte der Regierung und 
Bildung von Baden unter earl Friedrich, 2 Bde., (Karlsruhe 1816/1818); Carl Priedrich Nebenius, 
Karl Friedrich von Baden. Aus dem Nachlaß hrsg. von Priedrich VOll Weech, (Karlsruhe 1868); 
IPoi/gang Winde/band, Die Verwaltung der Markgrafschaft Baden zur Zeit Karl Friedrichs, 

(Leipzig 1916) Teildruck: Badische Finanz- und Wirtschaftspolitik zur Zeit des Markgrafen Karl 
Friedrich, (Erfurt 1916); Helen P. LiebeI, Enlightened Bureaucracy versus Enlightened Despotism 
In Baden, 1750-1792, (Philadelphia 1965) 12 ff. 
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ihrer Deckung aufgenommen werden; die Staatsschulden stiegenJ Im Rechnungsjahr 
1808/09 erreichten die Finanzschwierigkeiten des Großherzogturns ihren vorläufigen 
Höhepunkt. Bei Ausgaben von 3,5 Mio. Gulden (fl) und Einkünften von nur 3 Mio. fl 
wies der Generalkassenetat ein "current Deficit" von gut einer halben Million Gulden 
auf; den außerordentlichen Staatsbedarf von 700000 fl hinzugerechnet stieg der Fehl­
betrag auf 1,2 Mio. fl oder 40% der laufenden Nettoeinnahme4

. 

Unter dem Druck dieser nagenden Finanzprobleme setzte sich im Finanzdeparte_ 
ment endgültig die Ansicht durch, daß "ein bleibendes Defizit wenigstens auf eine 
lange Zeit vorhanden sein werde, [für) dessen Deckung man sorgen müsse, wenn der 
Staat nicht zugrunde gehen solle"5. Im Verlauf des Jahres 1808 verdichtete die badi­
sche Finanzverwaltung ihre bisher schon erörterten, freilich noch sehr verschwomme_ 
nen Sanierungsprojekte zu einem breiter angelegten Reformplan6

. Bevor ihre Vorstel­
lungen jedoch in konkrete Maßnahmen umgesetzt werden konnten, erfuhren sie eine 
wesentliche Ausweitung und Umakzentuierung. Dies ging auf äußere Anstöße und 
personelle Veränderungen zurück. Familienpolitische Rücksichten, vor allem aber die 
wachsende Unzufriedenheit Napoleons mit der militärischen, politischen, insbeson­
dere auch fiskalischen Situation des Großherzogturns bewogen den Kaiser zu Inter­
ventionen in die badische Innenpolitik. Sie beschleunigten die Reformbemühungen 
der Finanzverwaltung und ebneten den Weg für einen Wechsel an der Regierungs­
spitze 7 . Die Berufung des bisherigen Gesandten in Paris, Emmerich Joseph Freiherr 
von Dalberg, auf den Posten eines Kabinettsdirektors und Finanzministers kam einem 

} Denkschrift Baumgärtner vom Februar 1806, Generallandesarchiv Karlsruhe (im folgenden zi­
tiert: GLA) 60/1237; Übersicht des badischen Finanzzustandes von den 1790er und nachgefolg­
ten Jahren bis in das Jahr 1805 mit Vergleichung der Perioden vor und nach dem ao. 1793 ausge­
brochenen Krieg (Klose, o. D.), GLA 237/1637; Vortrag an Ihro des Großherzogs von Baden Kö­
nigliche Hoheit das Finanzwesen betr. (Gemmingen, 23.1.1807), GLA 60/1239; Vortrag über das 
Geheime Finanz-Departements-Protokoll vom 12.8.1807 und die unter dem 5.10. hierüber in 
dem Ministerii gepflogenen Beratung, nebst beigefügten Bemerkungen (Gemmingen, 
28.11.1807), GLA 60/1237; Über die bisherige Verwaltung der Finanzen (Baumgärtner, 
31.5.1808), GLA 237/995. 
4 Übersicht der großherzoglieh badischen Generalcasse, Einnahmen und Ausgaben nach dem 
laufenden Etats-Jahr 1808, in: Sammlung, Bd. 1, 525f. 
5 Vortrag Baumgärtner vom 19.2.1808, GLA 237/1661 a. 
6 Protokoll des Geheimen Rates (Finanzdepartement) vom 20.2.1808, GLA 237/1661 a; Prome­
moria Hofer vom 26.4.1808, GLA 237/1637; Vortrag an Serenissimum den für die Generalkasse 
pro 1808-1809 formierten Etat betr. (Gemmingen, 28.5.1808) mit Anlage: Data zu einem Vor­
trag an Serenissimum den Zustand Höchst Ihres Finanzwesens und die Fertigung des General­
Kassen-Etats für das Jahr 1808-1809 betr., GLA 60/1239; Weiteres Gutachten die Deckung des 
Defizits betr. (Baumgärtner, 30.5.1808), GLA 237/1661 a. 
7 Dazu im einzelnen jPil!y Andrem~ Geschichte der badischen Verwaltungsorganisation und Ver­
fassung in den Jahren 1802-1818, Bd. 1: Der Aufbau des Staates im Zusammenhang der allge­
meinen Politik, (Leipzig 1913) 189 ff.; Afll1e1iese Wallfl~ Baden und Frankreich in der Rhein­
bundzeit 1805-1813, (Diss. Freiburg 1935) 113 ff.; Edmond Bapst, A la Conquete du Trüne de 
Bade. La Comtesse de Hochberg, la Grande-Duchesse Stephanie, Gaspard Hauser, (Paris 1930) 
128 ff.; Rolf GI/stav llaebln; Ein Staat wird aufgebaut. Badische Geschichte 1789-1818, (Baden­
Baden 1948) 116 ff. 
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emwechsel gleich. Dalberg galt als Exponent der frankreichfreundlichen Partei am 
Sys; und in der Verwaltung sowie als Verfechter durchgreifender Reformen nach fran­
~.oisch_westfälischem Vorbild. In seinen Gesandtschaftsberichten hatte er wiederholt 
ZO~ eine nachhaltige Sanierung der badischen Finanzwirtschaft gedrängt. Die Grund­
a~ e des Reformprogramms, die Dalberg in diesem Zusammenhang entwickelt hatte, 
ZLlfegelten deutlich das Muster des Königreichs Westfalen wider. In der Konstitution 
~eses Modellstaates sah er "mit meisterhaften Zügen" die Prinzipien eines modernen 

nd funktionsgerechten, weil auf rationalen Grundsätzen aufgebauten Finanzsystems 
LI mrissens. Die Berufung Dalbergs nach Karlsruhe führte so nicht nur zu einer Umak­
~entuierung der vom Finanzdepartement bereits eingeleiteten oder noch vorgesehe­
nen Maßnahmen, sondern auch zur Ausweitung seines begrenzten Sanierungskonzep­
tes in Richtung auf eine weittragende, alle Bereiche der Finanzwirtschaft erfassenden 
Finanzreform. Sie verband die bisherige Tradition markgräflich-badischer Finanzpoli­
tik mit Vorstellungen von einer modernen Finanzwirtschaft nach französisch-westfäli­

schem Vorbild. 
Es mag mit diesem, wie es in der älteren Literatur hieß, "vollen Sieg" der "französi­

schen Staats- und Verwaltungsweisheit" über "das deutsche Wesen" zusammenhän­
gen, daß die Reformmaßnahmen des Jahres 1808 bis jetzt nicht jene Aufmerksamkeit 
gefunden haben, die. ~ie verdienen9

• Die Finanzreformen bildeten den entscheidenden 
Wendepunkt beim Ubergang vom traditionalen markgräflichen Finanzwesen zur mo­
dernen großherzoglichen Finanzwirtschaft. Sie lösten die Finanzstruktur des Ancien 
Regime endgültig auf und legten zugleich die Grundlagen sowohl für das rheinbündi­
sche als auch das konstitutionelle Finanzsystem nach 1818. Die Reformedikte vom 
Sommer und Herbst 1808 beschleunigten, wenn auch im einzelnen unterschiedlich 
stark, den finanziellen Wandel in allen wichtigen Bereichen des Finanzwesens. Sie er­
streckten sich auf die FinanzvfljclSsung lind ihre Institutionen, finanzpolitische lPil­
lensbild/lllg, Awgabenpolitik, Einnahmenwirtschaft sowie das Schuldenwesen lO

• 

8 AmufIJii/gens, Emmerich von Dalberg zwischen Deutschland und Frankreich. Seine politische 
Gestalt und Wirksamkeit 1803-1810, (Stuttgart 1976) 173 ff. (Zitat: 188). Zum Königreich West­
falen als Modellstaat vgl. Rainer Wobtfeil, Napoleonische Modellstaaten, in: Wolfr;allg mn Groote 
(Hrsg.), Napoleon I. und die Staatenwelt seiner Zeit, (Frei burg 1969) 33-53; He/mut Berding, Na­
poleonische Herrschafts- und Gesellschaftspolitik im Königreich Westfalen 1807-1813, (Göttin­
gen 1973) 19 ff. Zur westfälischen Finanzwirtschaft u.a. Karl August rrb/: von lHalcbus, Ueber 
die Verwaltung der Finanzen des Königreichs Westphalen besonders seit dem Monat April 1811, 
(Stuttgart 1814); Friedricb Ludwig VOll Berlepscb, Sammlung wichtiger Urkunden und Acten­
stücke zur Kenntniß des finanziellen Zustandes des verschwundenen Königreichs Westphalen 
bis zur Veränderung des von Bülowschen Finanz-Ministerii in Cassel, (Göttingen 1814); Friedricb 
l'himme, Die inneren Zustände des Kurfürstentums Hannover unter der französisch-westfäli­
schen Herrschaft 1806-1813, Bd. 2, (Hannover 1895) 326ff.; JHargarete Hildebrand, Die Finanz­
wirtschaft des Königreichs Westfalen, (Diss. Marburg 1925). 
:. Ar/hul' Kleimchmidt, Kar! Friedrich von Baden. Zum 150. Geburtstage, (Heidelberg 1878) 211. 
Ahnlich ungünstig die Beurteilung Dalbergs bei Andreas, Geschichte 198 ff., sowie ders., Baden 
nach dem Wicner Frieden 1809, (Heidelberg 1912) 34ff. 
10 Edikte vom 5.7. 1808, 31. 8. 1808 mit Anlagen, 18. 11. 1808, in: Sammlung, Bd. 1, 496 H. 
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1. Die Finanzveljassung und ihre Institutionen 

"Finanzverfassung" meint hier jene Gesamtheit rechtlicher Normen, die den Be_ 
reich öffentlicher Finanzen regeln; den "Finanzinstitutionen" kommt innerhalb des so 
gesteckten Rahmens Planung, Vollzug und Kontrolle der Finanzpolitik zu. 

Die hergebrachte markgräflich-badische Finanzverfassung wies ausgeprägtere abso_ 
lutistische Merkmale auf als die anderer süddeutscher Territorien. Seit dem Ende der 
Landschaften im ausgehenden 17. Jahrhundert stand einer unbeschränkten Finanzho_ 
heit des Regenten nur noch die Rechtsordnung des Alten Reiches im Wege. Mit die­
sen absolutistischen verbanden sich nicht zu übersehende patrimoniale Züge. Fürst 
und Staat waren rechtlich ungeschieden. Zwischen der privaten Wirtschaft des Herr­
schers und den öffentlichen Finanzen fand noch keine Sonderung statt ll . 1806 ge­
wann diese absolutistisch-patrimoniale Finanzverfassung eine neue Qualität. Alle 
reichsrechtlichen Beschränkungen entfielen; der Großherzog verfügte von nun an 
über die volle Finanzhoheit12

. 

Die uneingeschränkte Finanzhoheit in rheinbündischer Zeit bildete eine entschei­
dende Voraussetzung, um die staatliche Finanzgewalt auszuweiten und gegenüber 
konkurrierenden Herrschaftsansprüchen wirkungsvoll durchzusetzen. Betroffen davon 
war zunächst eine Anzahl vordem eigenberechtigter Herrschaftsträger. Schon mit den 
Entschädigungslanden des Reichsdeputationshauptschlusses, vor allem aber mit den 
Gebietserwerbungen des Preßburger Friedens sowie den Mediatisierungen der Rhein­
bundakte waren ehemals reichs- und landständische Herrschaften an Baden gefallen 13. 

Gerade die administrative und mit ihr die fiskalische Durchdringung der grund- und 
besonders der jetzt so genannten "standesherrlichen" Gebiete machte nach 1806 
kaum Fortschritte. Nach wie vor begrenzten patrimoniale Justiz-, Verwaltungs- und 
Finanzorgane der früheren Reichsritter, Reichsgrafen oder Reichsfürsten die Reich­
weite staatlicher Finanzgewalt. Die Brauersehe Verwaltungsorganisation mit der Bei­
behaltung von Provinzialregierungen und Obervogteiämtern sowie die von ihm ent-

11 joballlles Gilt, Die Landschaft auf den Landtagen der markgräflieh badischen Gebiete, (Berlin 
1970); Volker Press, Die badischen Landstände, in: Von der Ständeversammlung zum demokrati­
schen Parlament. Die Geschichte der Volksvertretungen in Baden-Württemberg, (Stuttgart 1982) 
51-61; Eberbarci Gotbein, Die Landstände am Oberrhein, in: 1883-1908. Fünfundzwanzig Jahre 
der Badischen Historischen Kommission, (Heidelberg 1909) 29-50; 1\1oser, Einleitung 363 ff.; 
Winde/band, Verwaltung 1 ff.; Bertbo!d Beinert, Geheimer Rat und Kabinett in Baden unter Karl 
Friedrich (1738-1811), (Berlin 1937/ND Vaduz 1965); Liebe!, Bureaucracy 12ff.; Erwin Amdt, 
Vom markgräflichen Patrimonialstaat zum großherzoglichen Verfassungsstaat Baden. Ein Beitrag 
zur Verfassungsgeschichte Badens zu Beginn des 19. Jahrhunderts mit Berücksichtigung der Ver­
hältnisse in Bayern und Württemberg, in: ZGO NF 62 (1953) 157-264,436-531. 
12 Wilhelm josepb Beb,; Systematische Darstellung des Rheinischen Bundes aus dem Stand­
punkte des öffentlichen Rechts, (Frankfurt 1808/ND Glashütten 1971) 71 ff.; Erwin joh.jos. PF­
stel; Geschichtliche Entwicklung des Staatsrechts des Großherzogthums Baden und der verschie­
denen darauf bezüglichen öffentlichen Rechte, Theil 1, (Heidelberg 1836) 23 ff. 
13 Eine Übersicht bei A.J. V lIeunisch, Das Großherzogthum Baden, historisch-geographisch-sta­
tistisch-topographisch beschrieben, (Heidelberg 1857) 43 ff.; vgl. auch mit ausführlichen Litera­
turangaben Amdt, Patrimonialstaat 192 ff. 
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worfenen Konstitutionsedikte (1807) waren wenig geeignet, die öffentliche Finanzho­
heit gegenüber den Mediatisierten zur Geltung zu bringen 14. Erst die Finanzreformen 
des Jahres 1808 nutzten den weiten Handlungsspielraum, den die badische Bürokratie 
durch die volle großherzogliche Souveränität und Finanzhoheit erlangt hatte. Seither 
schritt die Monopolisierung der Finanzgewalt durch den Staat wesentlich rascher 
voran. Dazu trugen einmal die Reorganisation der Zentralbehörden durch Dalberg so­
wie die Neuordnung der Ämter und Kreise durch Reitzenstein bei. Sie schufen die 
nötigen administrativen Voraussetzungen für eine fiskalische Integration des Großher­
zogtums. In die gleiche Richtung wirkten sodann die Aufhebung noch bestehender 
Steuerprivilegien sowie die klarere Trennung der öffentlichen Finanzwirtschaft von 
der grund- und standesherrlichen Privatfinanz 15. 

Die Ausweitung öffentlicher Finanzhoheit und ihre Durchsetzung gegenüber kon­
kurrierenden, nichtstaatlichen Herrschaftsansprüchen zielte aber nicht nur auf die in­
termediären Herrschaftsträger; sie richteten sich in zunehmendem Maß auch gegen 
die unbeschränkte großherzogliche Finanzgewalt selber. Die Finanzreformen des Jah­
res 1808 suchten zunächst das patrimoniale Staatsverständnis des Regenten und seines 
Hauses zurückzudrängen. Unter dem Eindruck von Französischer Revolution und 
gewandelter Rechtslage nach dem Ende des Alten Reiches verlor selbst in Baden die 
patrimonialstaatliche Auffassung ihre Grundlagen. Eine Rolle spielten dabei die 
wachsende Regierungsschwäche des greisen Karl Friedrich und die zweifelhaften Fä­
higkeiten seines Nachfolgers, die unverantwortlichen Einflüssen über das Kabinett 
Tür und Tor öffneten l6

. Dies wirkte sich besonders im Finanzwesen nachteilig aus: 
Steigende Deputate und Apanagen, willkürliche Zahlungen "Auf Höchsten Befehl" 
sowie Übernahmen von Privatschulden fürstlicher Familienmitglieder auf die Staats­
kasse zählten zu den Ursachen der badischen Finanzmisere. Daneben machte sich die 
Ausstrahlungskraft des westfälischen Modells bemerkbar. Eine moderne anstaltsstaat­
liche Auffassung, wie sie im Königreich Westfalen mit der Trennung von Staats- und 

14 Andrem; Geschichte 134 ff.; Amdt, Patrimonialstaat 228 ff. Zur Rechtsstellung der Grund- und 
Standesherren Lando/in Curtaz, Die Autonomie der standesherrlichen Familien Badens in ihrer 
geschichtlichen Entwicklung und nach geltendem Recht, (Diss. Heidelberg 1908); Kar! F.iH. 
Frhr. Schabinger von Scbowingen, Die Standesherren in Baden. Begriff und Rechtsstellung im 
Wandel der Zeit, in: Beiträge zur Fürstenbergischen Haus- und Landesgeschichte, (0.0. 1946) 
115-137 (MS UB Freiburg); GlIStav Mango/d, Die ehemalige Reichsritterschaft und die Adelsge­
setzgebung in Baden vom Wiener Kongreß bis zur Erteilung der Verfassung (1815-1818), in: 
ZGO NF 46 (1933) 3-108; Das staatsrechtliche Verhältnis der Standes- und Grundherren und 
die Lehensverfassung im Großherzogturn Baden, dargestellt in einer Sammlung der hierüber er­
schienenen Gesetze und Verordnungen in chronologischer Folge, (Karlsruhe 1843); vgl. auch 
den Beitrag von Elisabeth hbrenbach, Das Scheitern der Adelsrestauration in Baden, in diesem 
Band, S. 251 ff. Zur Durchsetzung staatlicher Finanzhoheit ausführlich: Protokoll des Geheimen 
Rates (Finanzdepartement) vom 4.5.1808, GLA 237/1008; Vortrag ... (Gemmingen, 28.5.1808) 
(Anm. 6); Die Organisation der administrativen Gewalt (Baumgärtner, März 1807), GLA 
237/177; Summarisches Gutachten Holzmann vom 9.6.1808, GLA 237/178. 
15 Vgl. unten S. 115. 
16 Zur Entpatrimonialisierung im einzelnen Amdt, Patrimonialstaat. Vgl. auch Beinert, Rat 100ff. 
Die Regierungsschwäche Karl Friedrichs trat am deutlichsten bei der ,,Affäre Sternhayn" hervor. 
Dazu ausführlich Andreas, Geschichte 227 ff.; Haeb/e/; Staat 134 ff. 
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Krondomänen sowie der Aussetzung einer Zivilliste zumindest der Konstitution nach 
verwirklicht schien, verlangte nach einer reinlicheren Scheidung von Staats- und Pri­
vatfinanz 17

. Mit der Finanzreform von 1808 gelang eine solche Sonderung zuerst für 
den Bereich des Schuldenwesens. Die Reformer knüpften dabei an die Brauersehe 
Pragmatik von 1806 an, entwickelten sie aber konsequent weiter. Die "Großherzoglieh 
badische pragmatische Sanction über Staatsschulden und Staatsveräußerungen, über 
Privatschulden des Souveräns und der Mitglieder Seiner Familie" vom November 
1808 trennte die öffentlichen Schulden schärfer als bisher von den privaten Verbind_ 
lichkeiten des Regenten und seiner Familie. Zugleich band sie die Aufnahme rechts­
gültiger Staatsschulden an genauere Bedingungen und strengere Formalitäten. Insge­
samt zielten die Bestimmungen der Pragmatik darauf ab, den Großherzog allmählich 
als ein Organ in den Staat einzufügen und so im strengen Sinn öffentliche Finanzen 
freizusetzen 18

. Mit diesen ersten Maßnahmen zur Entpatrimonialisierung und Ver­
staatlichung großherzoglicher Finanzgewalt gingen sodann Bemühungen einher, die 
gesamte Finanzverfassung nach westfälischem oder bayerischem Vorbild zu konstitu­
tionalisieren. Vorrangiges Ziel war es, die absolute Gewalt des Großherzogs gerade in 
Steuer- und Schuldensachen durch die Mitwirkung eines Repräsentativorgans zu be­
grenzen 19

. In der Verfassungsfrage gingen die Ansichten innerhalb der hohen badi­
schen Bürokratie auseinander. Dalberg vor allem betonte den engen Zusammenhang 
von Finanzsanierung und politischer Partizipation. Seiner Ansicht nach konnte nur 
eine "Repräsentation des Landes, welche besonders bei Finanzgesetzen ein Wort mit­
zureden hat", die erforderlichen neuen Steuern legitimieren, den gesunkenen Staats­
kredit wieder heben und größere Sparsamkeit bei den Ausgaben herbeiführen20

• Die 

17 Dekret vom 7.12.1807, Anlage: Konstitution des Königreichs Westfalen, in: Gesetz-Bulletin 
des Königreichs Westfalen, Bd. 1, (Kassel 1808) Art. 9: "Der König und die Königliche Familie 
haben zu ihrem Unterhalte einen besonderen Schatz, unter dem Titel Kron-Schatz, welcher fünf 
Millionen Franken Revenüen beträgt ... " Zum Problem des Krondomaniums und dessen Recht­
mäßigkeit 77Jimme, Zustände Bd. 2, 339 ff.; Berlepsch, Sammlung 9 ff.; 11falelms, Verwaltung 89 ff. 
18 Schuldenpragmatik vom 1.10.1806, in: Sammlung, Bd. 1,237-245; Großherzoglich badische 
pragmatische Sanction ... vom 18.11.1808 (Anm. 1). Zu den Beratungen vgl. GLA 
48/6059-6061,60/1238 sowie Andrem, Geschichte 116 ff., 206 ff.; Amd!, Patrimonialstaat 228 ff.; 
llaeblo; Staat 107 ff. 
19 Zu den Verfassungsberatungen von 1808/09 vgl. GLA 48/6062, 6063 und 6065. Die Entwürfe 
und Voten sind zum Teil abgedruckt bei f"riedrich uon lVeech, Geschichte der badischen Verfas­
sung. Nach amtlichen Quellen, (Karlsruhe 1868) Beilage I, 151 ff. Ausführlich auch Andreas, Ge­
schichte 219 H.; Haebler, Staat 131 H.; Amdt, Patrimonialstaat 441 H.; Rober! Goldschmit, Ge­
schichte der Badischen Verfassungsurkunde 1818-1918, (Karlsruhe 1918) 3ff. Das Edikt vom 
5.7.1808 (Sammlung, Bd. 1,496-498) nimmt auf die westfälische und bayerische Verfassung aus­
drücklich Bezug: "Wir wollen ferner ein gleichförmiges, auf richtigen Verhältnissen beruhendes 
Abgabe-System gegründet, durch Tilgung der durch die Kriegsverhältnisse angewachsenen 
Schuldenmasse den Staats-Kredit erhoben, und mittclst einer Landes-Repräsentation, wie sie in 
Westfalen und Bayern eingeführt worden, das Band zwischen Uns und dem Staatsbürger noch 
fester, wie bisher, geknüpft wissen." Vgl. auch den Erlaß des Kabinettsministeriums vom 
2.8.1808, GLA 48/6063. 
20 Bemerkungen Dalbergs zum Verfassungsentwurf vom 30.9.1808; Separatvotum Dalberg vom 
25.11.1808, GLA 48/6063. Entschieden auf Dalbergs Seite stand vor allem Graf Benzel-Sternau, 
damals Direktor im Justizministerium, später Finanzminister im Großherzogturn Frankfurt. Vgl. 
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Mehrheit der alten Räte lehnte dagegen eine solche Beschränkung großherzoglicher 
Finanzgewalt ab. Für sie stellten Rechts- und Verfahrensnormen, deren Einhaltung 
wie bei der Schuldenpragmatik die Bürokratie überwachte, eine weit zweckmäßigere 
Begrenzung dar. Ihre Meinung setzte sich mit dem Ende der Verfassungsberatungen 
Anfang 1809 vorläufig durch. Staatsrat oder Ministerialkonferenz bildeten fortan an­
stelle des Geheimen Rates eine Art bürokratische Ersatzrepräsentation. Aus der Er­
weiterung und Durchsetzung öffentlicher Finanzhoheit zog die badische Bürokratie 
den größten Nutzen; sie gewann Anteil an der Ausübung staatlicher Finanzhoheit21

. 

Kennzeichnend für die Rheinbundjahre bis hin zur Konstitution von 1818 wurde des­
halb ein schleichender Verfassungswandel. Die absolutistische Finanzverfassung verlor 
an patrimonialem und gewann dafür an bürokratischem Einschlag. 

Diese Machtverschiebung spiegelte den zunehmenden Einfluß der Administration 
wider. Er gründete vor allem in einer Bürokratisierung der Finanzinstitutionen. Auch 
auf diesem Feld bedeuteten die Reformen von 1808 einen wichtigen Schritt nach 
vorn. Die eng mit den fiskalischen Maßnahmen verwobene Reorganisation der Zen­
tralbehörden umgab zunächst den Großherzog mit einem Kabinettsrat, dem ein Kabi­
nettsminister vorstand22

. Auf diese Weise sollte der unverantwortliche Einfluß über 
das Kabinett ausgeschaltet und eine bessere Kontrolle der großherzoglichen Entschei­
dungen durch die Bürokratie sichergestellt werden. Sodann löste die Verwaltungsre­
form mit dem Geheimen Rat das wichtigste und bis dahin zäh verteidigte Zentralkol­
legium altbadischer Administration unwiderruflich auf. Die allmähliche Ausbildung 
einer Ministerialorganisation fand so ihren Abschluß. Seit dem Sommer 1808 stand 
ein Fachministerium, später in verschiedene Departements gegliedert, an der Spitze 
des Behördenzuges. Innerhalb des Ministeriums trat das Direktorial- an die Stelle des 
Kollegialprinzips. Insgesamt führte die Reorganisation zu einer stärkeren Spezialisie­
rung, Zentralisierung und damit Beschleunigung der Finanzgeschäfte auf oberer 
Behördenebene. Nicht mehr 1808, sondern erst im folgenden Jahr kam der Aufbau ei­
ner modernen, einheitlichen sowie in drei Stufen hierarchisch gegliederten Finanzver-

sein Votum zu den Protokollen des Geh. Staatsrates über den Entwurf der Grundverfassung für 
das Großherzogturn vom 5.2.1809, GLA 48/6063. Zur Einstellung der alten markgräflichen Räte 
vgl. besonders die Bemerkungen Gemmingen vom 10.10.1808; Bemerkungen Meier vom 
10.11.1808; Gutachten Brauer vom 5.12.1808, GLA 48/6063. Zu den Vorstellungen Brauers 
ferner: Über Badens Verfassung (Brauer, 22.9.1806); Die Vollendung der Konstitutionsedikte 
mit Übergabe des Entwurfes zum neunten und letzten (Brauer, 30.3.1808), GLA 48/6062. Dazu 
Alldrem~ Geschichte 168 ff., und Pi'iedricb von IVeecb, Das achte und neunte badische Konstitu­
tionsedikt, in: ZGO 46 (1892) 249-285. 
11 Edikt vom 5.7.1808, in: Sammlung, Bd. 1,4%-498; Organisationsedikt vom 26.11.1809, An­
lage Lit. F, in: Sammlung, Bd. 1,693-695,721-732. Lloyd E. Lee, The Politics of Harmony. Civil 
Service, Liberalism, and Social Reform in Baden, 1800-1850, (Newark 1980); siehe auch Bemd 
Wunder; Die Entstehung des modernen Staates und des Berufsbeamtenturns in Deutschland im 
frühen 19. Jahrhundert, in: Leviathan 2 (1974) 459-478; dm., Privilegierung und Disziplinierung. 
Die Entstehung des Berufsbeamtenturns in Bayern und Württemberg (1780-1825), (München 
1978). 
22 Edikt vom 5.7.1808, in: Sammlung, Bd. 1, 496-498. Andrem; Geschichte 206 ff. 
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waltung mit der Reitzensteinschen Kreis- und Ämterorganisation zum Abschluß23. 

Sie zerschlug die alten Provinzen mit ihren eigenständigen Finanzsenaten beziehungs_ 
weise Provinzialkammern, führte zehn Kreisdirektorien als Mittelbehörden ein und 
vereinheitlichte die unteren Finanzorgane durch Eingliederung aller grund- oder 
standesherrlichen Rezepturen. Die Reform der Finanzinstitutionen von 1808/09 
schloß auch das Kassen-, Rechnungs- und Kontrollwesen ein24

. Alle drei Provinzial_ 
kassen verloren ihre Selbständigkeit. Dies straffte den Kassenzug und stärkte die Stel­
lung der Generalstaatskasse in Karlsruhe. Das Rechnungswesen wurde gründlich um­
gestaltet. Auch die Rechnungsrevision bekam eine andere und verbesserte Form. Alle 
diese Maßnahmen sollten jene gerade im Finanzbereich unerläßliche Gleichförmigkeit 
herstellen und eine nachhaltige Kontrolle sichern. 

2. Die Jinanzpolitische Willensbildung 

Im Mittelpunkt "finanzpolitischer Willensbildung" steht bei entwickelten Finanz­
wirtschaften der sogenannte Budgetkreislauf; er umfaßt Aufstellung, Vollzug und 
Kontrolle des öffentlichen Haushalts. 

Bis in die Rheinbundzeit lief die finanzpolitische Willensbildung weitgehend ohne 
funktionsgerechte Budgets ab und zeigte nur erste Ansätze zu einem geregelten Ent­
scheidungsprozeß. Dies hatte technische und politische Gründe. Die technischen Pro­
bleme hingen mit dem dezentralen Aufbau des Verwaltungs-, Kassen- und Rech-

23 Organisationsedikt vom 26.11.1809 nebst Anlagen Lit. A-F, in: Sammlung, Bd. 1, 693-732; 
zur Vorgeschichte u. a. G LA 237/177-180. Ausführlich zu den Verwaltungsreformen Franz-Lud­
wig Knemeyer, Regierungs- und Verwaltungsreformen in Deutschland zu Beginn des 19. Jahr­
hunderts, (Köln 1970) 146 ff.; Andrem, Geschichte 237 fl.; den., Zur Beurteilung der badischen 
Verwaltungsorganisation vom 26. November 1809 und ihrer Weiterbildung in: ZGO NF 27 
(1912) 308-332; Franz Schnabel, Sigismund von Reitzenstein. Der Begründer des Badischen 
Staates, (Heidelberg 1927) 121 ff.; Ludw(1{ Seiferirh, Kreisdirektorium und Kreisregierung im ehe­
maligen Großherzogtum Baden und die historische Entwicklung ihrer Zuständigkeiten, in: ZGO 
NF 42 (1929) 493-556; Berthold Krapp, Die badische Ämterorganisation vom Reichsdeputa­
tionshauptschluß bis zum Ende der Rheinbundzeit, (Diss. Heidelberg 1931). 
24 Kassenwesen: GLA 237/6240; Franz Anton RegenaIlet; Der Staatshaushalt des Großherzog­
turns Baden in seinen Einrichtungen, seinen Ergebnissen und seinen seit der Wirksamkeit der 
landständischen Verfassung eingetretenen Umgestaltungen, (Karlsruhe 1863) 16 fl.; E. Set/berf, 
Die Finanzverwaltung, in: Das Großherzogtum Baden in geographischer, naturwissenschaftli­
cher, geschichtlicher, wirtschaftlicher und staatlicher Hinsicht dargestellt, (Karlsruhe 1885) 
721-760, bes. 723f. Rechnungswesen: GLA 232/53; 237/6254-6256; Regenaller; Staatshaushalt 
719fl.; earl Hof/mann, Versuch eines Rechnungs-Rechts, sowohl im Allgemeinen als in beson­
derer Beziehung auf das Großherzogturn Baden, (Karlsruhe 1820); CL. Tb. Rheinldnder, Rech­
nungsrecht nach großherzoglieh badischen Gesetzen, (Karlsruhe 1823). Finanzkontrolle: GLA 
237/6254-6256; 0. Oswald, Zur Geschichte des Badischen Rechnungshofs, (Karlsruhe 1943) 
26 ff. (MS Bibliothek des Bundesrechnungshofes Frankfurt); Kinhgdßner, Zur Aufhebung des 
Badischen Rechnungshofes, in: Zeitschrift für badische Verwaltung und Verwaltungsrechtspflege 
49 (1937) 49-53, 65-68; Betrachtungen über die Gebrechen und Vorzüge des Großherzoglieh 
Badischen Finanzwesens vom 4.1.1812, GLA 60/1237. 
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ungswesens zusammen. Bestenfalls in unregelmäßigen Abständen konnte die Fi­
:anzverwaltung alle reinen Einnahmen und Ausgaben der Landschreiberei in Form 
eines Generalkassenetats zusammenstellen. Auf einer solchen Grundlage war aber 
eine umfassende, genaue und stetige Planung der gesamten Finanzwirtschaft nicht 
möglich. Die politischen Schwierigkeiten ergaben sich aus der absolutistisch-patrimo­
nialen Finanzverfassung. Vollzugsverbindliche oder zumindest verwaltungsöffentliche 
Etats hätten die freie Verfügung des Regenten über "seine" Finanzen eingeschränkt 
und das wohlgehütete Geheimnis um den wahren Finanzzustand gelüftee 5

. 

Die überlieferte, auf ständigen Einzelentscheidungen und individueller Zuverlässig­
keit fußende Haushaltsführung der Markgrafschaft genügte den gewachsenen Anfor­
derungen sowie den neuartigen Fiskalproblemen nach der Jahrhundertwende nicht 
mehr. Territorialverschiebungen und Verwaltungsreformen zerstörten mit den herge­
brachten lokalen Finanzeinheiten auch die Erfahrungsgrundlagen, auf denen die bis­
herige Finanzwirtschaft aufgebaut hatte. Im Finanzwesen wirkten sich die schnellen 
Reorganisationen nach den Gebietsanfällen eher nachteilig aus, da die Finanzadmini­
stration in Karlsruhe über die finanzielle Lage der neuen Länder zunächst kaum 
Bescheid wußte26

. Viele der übernommenen Finanzbeamten waren weit weniger qua­
lifiziert als die badischen Staatsdiener; es häuften sich Klagen über schleppende und 
unzweckmäßige Durchführung von Erlassen übergeordneter Finanzbehörden. Vor al­
lem aber büßte das markgräfliche Finanzwesen seine frühere Überschaubarkeit ein. 
Zur ungewohnten Größenordnung der öffentlichen Finanzwirtschaft traten die gestie­
genen Anforderungen an den badischen Fiskus. Durch genauere Planung der Einnah­
men und Ausgaben die immer knapperen Mittel möglichst rational zu bewirtschaften, 
wurde unumgänglich. 

Die Finanzreformen des Jahres 1808 suchten die traditionale Haushaltsführung 
durch eine finanzpolitische Willensbildung zu ersetzen, die auf fiskalischer Planung 
und regelhafter Entscheidungsfindung beruhte. Kabinetts- und Finanzministerium 
hatten diese Neuerungen gegenüber den nachgeordneten FinanzsteIlen durchzuset­
zen27

. Administrative Reform und fiskalische Planung gingen dabei Hand in Hand. 
Die Bürokratisierung der Finanzinstitutionen schuf wesentliche Voraussetzungen für 
die Aufstellung funktionsgerechter Haushaltspläne; diese erwiesen sich zugleich als 
ein wirksames Mittel, um die Finanzverwaltung bis hinunter zu den Finanzorganen 

" Regenaller, Staatshaushalt 711 ff.; Witldelband, Verwaltung 264ff.; Kar! Borcbard, Staats ver­
brauch und öffentliche Investitionen in Deutschland 1780-1850, (Diss. Göttingen 1968) 133 ff.; 
A. Siebert, Über Entstehung und Entwicklung des öffentlichen Credits im Großherzogturn Baden, 
(Leipzig 1919) 10ff., 20ff. 
26 Vgl. die in Anm. 3, 5 und 6 angeführten Vorträge und Denkschriften sowie Protokoll des Ge­
heimen Rates (Finanzdepartement) vom 4.5.1808, GLA 237/1008; Bemerkungen Meier vom 
30.7.1808, GLA 237/1661 a; Bemerkungen zu dem diesjährigen Finanzetat für den Herrn Fi­
nanzminister von Dalberg (Gemmingen, 7.9.1808), GLA 237/996; Sensburg an Reitzenstein am 
10.6.1809, GLA 48/1117. 
27 Vgl. Edikt vom 5.7.1808, in: Sammlung, Bd. 1,498-503 (Geschäftsordnung der oberen Staats­
behörden). Als Beispiele: Kabinettsschreiben (Gemmingen) vom 2.5.1809; Kabinettsschreiben 
(Reitzenstein) vom 14.11.1809, GLA 237/996. 
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der Mediatisierten dem Einfluß des Karlsruher Ministeriums zu unterwerfen28
. Nach 

den Wirren von Kriegen und "territorialer Revolution" gelang es erstmals wieder für 
das Rechnungsjahr 1808/09, einen einigermaßen verläßlichen Generalkassenetat Zu 
entwerfen. Seine weitgehend unbeschönigte Veröffentlichung im Regierungsblatt 
zählte zu den vertrauensbildenden Maßnahmen, mit denen Dalberg die neu ausge. 
schriebenen Steuern rechtfertigen wollte29

. Zwar endete die Budgetpublizität bereits 
im folgenden Finanzjahr, genauso schnell wie die Verfassungsberatungen; intern ar. 
beitete die Bürokratie jedoch weiter daran, die hergebrachten Generalkassenetats Zu 
funktionsfähigen öffentlichen Haushalten fortzuentwickeln. Die Neuerungen der Pi­
nanzreform schlugen sich so in einer verbesserten Finanzplanung nieder. Regelmäßig 
wurden von jetzt an Budgets aufgestellt, die neben der zentralen Kasse auch die Ein­
nahmen und Ausgaben der Kreise sowie der äußeren Finanzstellen umfaßten. Der 
Übergang vom Netto- zum Bruttoprinzip ließ erstmals den genauen Umfang aller auf 
den Einkünften haftenden Lasten und die gesamten Erhebungskosten erkennen3o• 

Diesen Vorzügen verbesserter Finanzplanung standen freilich immer noch Nachteile 
gegenüber, die mit der Finanzverfassung zusammenhingen. Zwar bemühte sich die Pi­
nanzbürokratie, auch den großherzoglichen Privat- und Hofbedarf ihrer Planung und 
Kontrolle zu unterwerfen. Sie hätte damit auf dem Umweg über den Haushalt die 
Sonderung von Staats- und Privatfinanz nicht rechtlich, wohl aber praktisch weiter 
vorangetrieben sowie die absolute Finanzgewalt des Großherzogs Schritt um Schritt 
eingeengt. Dies gelang den Finanzbeamten allerdings nur in Ansätzen, da sie gerade 
im Hof- und Militärbereich keine vollzugsverbindlichen Etats durchsetzen konnten31 • 

Die in der Rheinbundzeit nicht voll abgeschlossene Verstaatlichung des Regenten auf 
budgetärem Gebiet hatte deshalb einen gespaltenen finanzpolitischen Willensbil­
dungsprozeß zur Folge: Auf der einen Seite entstand eine immer planvollere Haus­
haltsführung im Rahmen eines mehr und mehr regelhaften Budgetkreislaufes. Auf der 
anderen Seite konnte dieser aber nach wie vor durch großherzogliche Resolution 
"kurzgeschlossen" werden. Aus diesem Widerspruch führte erst die badische Konsti­
tution von 1818 heraus32

. 

28 Protokoll des Geheimen Rates (Finanzministerium) vom 4.5.1808, GLA 237/1008; Vortrag ... 
(Gemmingen, 28.5.1808) (Anm. 6). 
29 Übersicht ... (Anm. 4); Sensburg an Kar! am 24.8.1816, GLA 60/380. 
30 Zu den Problemen der Budgetaufstellung vgl. das umfangreiche Material in GLA 
237/996-1006, besonders: Bemerkungen Volz die Etats betr. vom 25.9.1808; Berichte des Fi­
nanzministeriums vom 7.10.1809,3.1.1810, GLA 237/996. Gutachten Volz vom 8.6.1810, 
GLA 237/997. Ferner: Sensburg an Reitzenstein am 10.6.1809, GLA 48/1117; Protokoll der Mi­
nisterialkonferenz vom 21. 6.1810, GLA 237/1661 a; Betrachtungen ... (Anm. 24); Bericht des Fi­
nanzministeriums vom 10.1.1812, GLA 60/1237; Denkschrift Reitzenstein vom 9.4.1813, GLA 
48/5154; Comte Rendu Hofer vom 13.7.1813, GLA 237/249; Sensburg an Kar! am 24.8.1816, 
GLA 60/380. 
31 Denkschrift Baumgärtner vom Februar 1806, GLA 60/1237; Vortrag ... (Gemmingen, 
28.11.1807) (Anm. 3); Denkschrift Reitzenstein vom 9.4.1813, GLA 48/5154; Bericht Secken­
dorff vom 20.6.1814, in: lVeecb, Geschichte 191 f.; Kommissionsgutachten vom 21.8.1817, GLA 
237/7804. 
32 Die landständische Verfassungsurkunde für das Großherzogtum Baden, nebst den dazugehöri­
gen Actenstücken, (Karlsruhe 1819) bes. §§ 53 H.; Friedricb lVielandt, Das Staatsrecht des Groß-
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JJie Allsgabenpolitik 

Ende der markgräflichen Zeit lagen die badischen Ausgaben noch bei rund 
Am fl. Nach der Jahrhundertwende machten sie dann einen Sprung nach oben: 

die Jahre 1803 bis 1806 schätzte die Finanzverwaltung den laufenden Bedarf auf 
.. hschnittlich 2,5 Mio. fl; hinzu kamen außerordentliche Bedürfnisse, die zwischen 
durcooo fl und 1,9 Mio. fl schwankten. Zu Beginn der Rheinbundzeit war der gewöhn­
~o~e Staatsaufwand bereits auf 3,6 Mio. fl gestiegen. Der Generalkassenetat von 
hc 08/09 setzte die ordinären Ausgaben des Großherzogtums schließlich mit rund 3,5 

~iO. fl, die extraordinären Aufwe~dungen mit wei~ere~ 700000 fl an33. Im Zuge .die-
r längerfristigen AusgabenentwIcklung stellte ehe FInanzreform von 1808 keinen 

~nschnitt dar. Zwar kündigte das Reformedikt vom August eine "äußerste Beschrän­
kung der Ausgaben" an, und der Großherzog stellte darin in Aussicht: "Mit Ersparnis­
sen an Unserem Hof wollen Wir den Anfang machen."34 Die versprochene Verminde­
rung des Staatsaufwandes erfolgte jedoch nicht. Im Gegenteil: Schon die Generalkas­
senrechnung für das Finanzjahr 1808/09 wies mit ihrer Ist-Ausgabe von fast 5 Mio. fl 
gegenüber dem Soll von 3,5 Mio. fl einen außeretatmäßigen Mehraufwand von 1,5 
Mio. fl nach; rechnet man den veranschlagten extraordinären Bedarf ab, so ergaben 
sich noch immer Überausgaben von etwa 800000 fl35. In den folgenden Jahren nah­
men die Staatsbedürfnisse von Etat zu Etat unablässig zu. Bis 1820 stiegen sie, immer 
wieder durch Militäraufwendungen angestoßen, in verschiedenen Schüben bis auf 7,4 
Mio. fl nett036 . Die Finanzreform vermochte also das Problem des wachsenden Staats-

herzogtums Baden, (Freiburg 1895) 183 ff.; Emst Walz, Das Staatsrecht des Großherzogtums Ba­
den, (Tübingen 1909) 248 ff.; Wilbelm van CalkC/; Die Anfänge des badischen Budgetrechts, 
(Diss. Freiburg 1900); Kar! Heinrich Priallj; Der Staatshaushaltsplan im Spannungsfeld zwischen 
Parlament und Regierung, I: Verfassungsgeschichtliche Untersuchungen über den Haushaltsplan 
im deutschen Frühkonstitutionalismus mit einer kritischen Übersicht über die Entwicklung der 
budgetrechtlichen Dogmatik in Deutschland, (Bad Homburg 1968) 55ff., 199ff. 
J3 Angaben nach: Dmü, Geschichte Bd. 2, 342 ff., Beilage X, 45 ff. (Auszug aus dem General-Etat 
... ) XI, 62 ff. (Summarische Übersicht ... ), ergänzt durch Hellniscb, Großherzogtum 39 ff.; Über­
sicht ... ; Vortrag ... (Gemmingen, 23.1. 1807) (Anm. 3); Vergleichung der Übersichten über die 
Staatsrevenuen und deren Verrechnung wie solche a. 1806 entworfen worden sind, GLA 
60/1239, sowie die in Anm. 3 aufgeführten Denkschriften und Vorträge; Übersicht ... (Anm. 4). 
J4 Edikt vom 31.8.1808, in: Sammlung, Bd. 1,522-524. 
35 Zusammenstellung des Generalkassaetats p. 1808 mit den wirklichen Einnahmen und Ausga­
ben des gedachten Jahres (23.3.1811), GLA 237/999. 
36 Regenaller, Staatshaushalt 723 ff. Bei der Analyse öffentlicher Ausgaben müssen zwei Gesichts­
punkte bedacht werden. Zunächst: Alle Zahlenwerte geben die Entwicklung des Staatsbedarfs in 
laufenden Preisen wieder. Im ausgehenden 18. und beginnenden 19. Jahrhundert blähte die 
Geldentwertung auch den badischen Staatshaushalt auf. Mit welchem Faktor die Staatsaufwen­
dungen zu deflationieren wären, um Angaben in konstanten Preisen zu erhalten, läßt sich bei der 
Mischung von Geld- und Naturalwirtschaft sowie der unterschiedlichen Preisentwicklung bei 
den einzelnen Bedarfsposten kaum genau berechnen. Sicher ist nur, daß die realen Zuwachsraten 
der Staatsausgaben unter den nominalen gelegen haben. Sodann: Geänderte Budgetierungs­
grundsätze erschweren einen genauen Vergleich. Dies trifft selbst dann zu, wenn man nur die 
Nettoausgaben berücksichtigt. Die Haushaltspläne enthalten zum Beispiel seit 1809/10 im Un­
terschied zu den bis dahin üblichen Generalkassenetats auch die lokalen und provinziellen Ad­
ministrationskosten. 
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bedarfes, eine Schwierigkeit, mit der auch die anderen Rheinbundstaaten kaum ferti 
wurden, nicht erfolgreich zu bewältigen. Dafür gab es zahlreiche Gründe: Zunächs~ 
waren starke Bedarfsposten, etwa Pensionen, Schuldendienst oder Militäraufwand, ver_ 
traglich fixiert. Sodann lagen die Kriegsausgaben außerhalb des Einflußbereiches der 
großherzoglichen Regierung. Dies galt für das kostspielige badische Expeditionskorps 
in Spanien ebenso wie für den österreichischen Feldzug von 1809, den russischen Von 
1812/13 oder die Kampagnen der Alliierten gegen Napoleon in den Jahren 1813/14 
und 1815. Außerdem waren notwendige Reformen zu finanzieren, zum Beispiel die 
kostenintensive Kreis- und Ämterorganisation von 1809. Schließlich jedoch gab es 
Ausgaben, die sehr wohl hätten vermindert werden können. Zu ihnen zählten in er­
ster Linie der Bedarf des großherzoglichen Hauses sowie des Hofstaates, sodann ein 
Teil der Militär- und Zivilausgaben37

. Bei diesen Posten scheiterten Kürzungen im­
mer wieder an der absolutistischen Finanzverfassung und den Mängeln finanzpoIiti_ 
scher Willensbildung, insbesondere an der fehlenden Budgetspezialität. Genau hier 
sollten jene Maßnahmen des Reformprogramms ansetzen, die vor allem Dalberg ver­
trat, deren Verwirklichung jedoch scheiterte. Durch Budgetpublizität sowie Mitwir_ 
kung eines Repräsentativorgans an der Finanzpolitik glaubte er am ehesten, die fort­
währenden Ausgabensteigerungen abbremsen und die in manchen Bereichen des Fi­
nanzwesens eingerissene Verschwendung eindämmen zu können38. 

Anders als bei der absoluten Vermehrung der Ausgaben markierten die Finanzre­
formen des Jahres 1808 im Zuge der längerfristigen Strukturwandlungen öffentlichen 
Bedarfs einen deutlicheren Einschnitt. Dies wird schon erkennbar, wenn man Ausga­
benwachstum und Territorialvergrößerung miteinander in Beziehung setzt. Auf den 
ersten Blick stiegen die Staatsaufwendungen zwischen der Jahrhundertwende und 
1808 wesentlich stärker an, als dies von 1808 bis 1820 der Fall war; im ersten Zeitab­
schnitt verfünffachten, im zweiten verdoppelten sich die Staatsbedürfnisse. Diese Be­
darfsentwicklung deutet oberflächlich betrachtet auf ausgaberelevante Veränderungen 
gerade am Ende der markgräflichen, während der kurfürstlichen und zu Beginn der 
rheinbündischen Zeit hin. Ein solcher Eindruck trügt jedoch, da er den Gebietszu­
wachs Badens außer acht läßt. Versucht man, diesen durch eine Umrechnung auf 
Kopfquoten in etwa auszugleichen, so ergibt sich ein anderes Bild. Je Kopf der Bevöl­
kerung nahmen die Staatsausgaben im ersten Zeitabschnitt nur geringfügig von 3,6 

auf 3,8 fl zu. Bedarfsvermehrung und Territorialzuwachs verliefen also noch weitge­
hend parallel. Erst die Finanz- und Verwaltungsreformen von 1808/09 mit ihren Fol­
ge kosten ließen die Staatsbedürfnisse je Einwohner merklich ansteigen. Sie erhöhten 
sich zwischen 1808 und 1820 von 3,8 auf 7,0 fl39. Diese Verschiebungen werden in 

37 V gl. u. a. Data zu einem Vortrag an das Plenum, die Staatseinnahme und Ausgabe für das Jahr 
1807/08 betr. (Gemmingen, 25.6.1807); Protokoll des Geheimen Rates (Plenum) vom 
5.10.1807, GLA 237/1003. Vortrag .. , (Gemmingen, 28.11.1807) (Anm. 3). Protokoll des Gehei­
men Rates (Finanzdepartement) vom 4.5.1808, GLA 237/1008. 
38 Separatvotum Dalberg vom 25.11.1808, GLA 48/6063. 
39 Berechnet nach den Zahlenangaben in Anm. 33 und 36 sowie den Bevölkerungsstatistiken bei 
Hel/nisch, Großherzogtum 32, 53, 231. Vgl. auch die Pro-Kopf-Zahlen bei Borchard, Staatsver­
brauch 134 H. 
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der Zusammensetzung der öffentlichen Ausgaben genauer greifbar. Vor der Jahrhun­
dertwende hatte der Aufwand für den Regenten und seinen Hofstaat noch die Hälfte 
des Bedarfs ausgemacht; auf die Verwaltung waren 30%, auf das Militär die restlichen 
20% entfallen. Der Generalkassenetat von 1808/09 zeigt beispielhaft die bis dahin 
eingetretenen Veränderungen. Sie spiegeln die finanziellen Auswirkungen von Koali­
tionskriegen, Territorialveränderungen, Verwaltungs- und Militärreformen sowie kur­
fürstlicher Verschuldungspolitik wider. Mit einem Anteil von 40% verdrängten die 
Zivilausgaben den Hofaufwand (24%) klar .vom ersten auf den zweiten Rang; dicht auf 
folgte der Militärbedarf (23%); als neuer Posten kam der Schuldendienst (13%) hinzu. 
Auf den ersten Blick scheint diese gewandelte Bedarfsstruktur bereits den Durchbruch 
moderner Staatlichkeit in Baden anzuzeigen. Das Übergewicht des zivilen Bereichs 
geht jedoch allein auf die zeitbedingt hohen Pensionslasten zurück, die Baden vor al­
lem mit den Entschädigungslanden des Reichsdeputationshauptschlusses hatte über­
nehmen müssen. Sondert man sie aus, so standen Hof-, Militär- und Pensionsetat in 
etwa gleichgewichtig an der Spitze des Bedarfs; Verwaltung (17%) und Schulden­
dienst (13%) blieben dagegen zurück. Erst die eng miteinander verflochtenen Finanz­
und Verwaltungsreformen der Jahre 1808/09, ihre schrittweise Durchführung sowie 
deren Folgelasten begründeten durch die starke Bürokratisierung das endgültige Über­
gewicht der Zivilausgaben im Rahmen des öffentlichen Bedarfs. Die Reformen sicher­
ten damit den Machtzuwachs der Administration auch fiskalisch ab. Vergleicht man 
den Generalkassenetat von 1808/09 mit dem Finanzetat von 1820, so fällt auf, daß der 
Ziviletat mit 48% (36% ohne Pensionen) jetzt den mit Abstand stärksten Bedarfspo­
sten ausmachte. Er vergrößerte sein Gewicht vor allem auf Kosten der Hofausgaben 
(16%); demgegenüber behaupteten Militär (22%) und Schuldenverwaltung (14%) 
trotz mancher zwischenzeitlichen Schwankungen ihre prozentualen Anteile40

. Durch 
die Finanz- und Verwaltungsreformen der Jahre 1808/09 hatten sich mithin die fi­
nanzpolitischen Prioritäten umgekehrt. Nicht mehr für den Regenten, seine Familie 
und den Hofstaat, sondern in erster Linie für die Zivilbedürfnisse, das Militär sowie 
den Schuldendienst wurde jetzt der bei weitem überwiegende Teil des Staatsbedarfs 
verwendet. In dieser gewandelten Ausgabenstruktur schlugen sich die durch die Re­
formen veränderten Staatsfunktionen und mit ihnen der endgültige Durchbruch zur 
modernen Staatlichkeit im Großherzogtum Baden nieder. 

4. Die Einnahmenwirtschajt 

Die hergebrachten badischen Einnahmen setzten sich aus einer Vielzahl unter­
schiedlicher Einkünfte zusammen, die teils auf privaten, teils auf hoheitlichen Rechts­
titeln beruhten. Der Fiskus war noch eng mit einer agrarisch geprägten Wirtschaft ver­
flochten, die den Rahmen feudaler Ordnung erst ganz allmählich abzustreifen begann. 
Eine besondere Einnahmenstruktur kennzeichnete diese traditionelle Einnahmen-

<0 Berechnet nach den Zahlenangaben in Anm. 33 und 36. Alle Budgets netto, also ohne Lasten 
und Erhebungskosten. 



112 Hans-Peter Ullmann 

wirtschaft: Aus dem fürstlichen Domänenbesitz und den Finanzregalien stammten 
noch gut zwei Drittel der gesamten Bruttoeinkünfte. Erst mit dem verbleibenden ei­
nen Drittel trugen die Steuern als Zwangsabgaben der Untertanen zur Finanzierung 
des markgräflichen Bedarfs bei41

• 

Das Reformedikt vom August 1808 verfügte einerseits Maßnahmen, die auf eine 
bessere fiskalische Nutzung der traditionalen Einnahmequellen abzielten; andererseits 
legte es die Grundlagen für den Aufbau einer modernen Steuerverfassung. Nach den 
Bestimmungen des Ediktes sollte die bisher schon betriebene Rationalisierung der 
herrschaftlichen Domanialwirtschaft verstärkt vorangetrieben werden. Dazu war VOr_ 

gesehen, die Domanialgüter nach und nach in Privateigentum zu überführen, eine AI­
lodifikation der Lehen zu ermöglichen sowie den Loskauf von Erbbeständen, Gülten 
und Zinsen zu erleichtern. Bei diesen Maßregeln mischten sich fiskalische mit wirt­
schaftspolitischen Zielen. So stand die Förderung der Grundentlastung in der Konti_ 
nuität markgräflicher Agrarpolitik seit dem letzten Drittel des 18. Jahrhunderts. An 
den hohen Ablösungssätzen, die der Fiskus später forderte, zeigte sich indessen, daß 
bei Zielkollisionen staatliche Finanzinteressen und nicht wirtschaftspolitische Erwä­
gungen den Ausschlag gaben42

. Eine Rationalisierung der Domanialwirtschaft sowie 
die ebenfalls angestrebte planmäßige Nutzung der Finanzregalien reichten jedoch 
nicht aus, den gestiegenen Staatsbedarf zu finanzieren. In wachsendem Umfang mußte 
deshalb auf steuerwirtschaftliche Einnahmen zurückgegriffen werden. 

Die Finanzreformen des Jahres 1808 bildeten den entscheidenden Wendepunkt 
von der bisherigen Domanial- und Regal- zur modernen Steuerwirtschaft. Sie stellten 
die direkte wie indirekte Besteuerung auf neue Grundlagen. Für einen solchen Schritt 
sprachen mehrere Gründe: Eine ausschlaggebende Rolle spielte zunächst die akute Fi­
nanzkrise, deren Bewältigung nur durch laufende Steuermehreinnahmen möglich 

41 Domänen und Regalien: IPaltber Degen, Das Eigentumsrecht an den Domänen im Großher­
zogtum Baden, in vergleichender Darstellung mit den Rechtsverhältnissen der Domänen in den 
einzelnen Bundesstaaten, (Diss. Heidelberg 1903); 77Jeodar Ludw(r;, Der Badische Bauer im 18. 
Jahrhundert, (Straßburg 1896) 13 ff.; Adalf Kabler; Die Bauernbefreiung und Grundentlastung in 
Baden, (Diss. Freiburg 1958) 6 ff.; LiebeI, Bureaucracy 14 ff., 42 ff.; Drais, Geschichte Bd. 1,286 ff.; 
Pranz BaieI; Die Domänenveräußerungspolitik des badischen Staates im 19. Jahrhundert, (Diss. 
Freiburg 1925) 19ff.; Ado/f Kopp, Zehentwesen und Zehentablösung in Baden, (Freiburg 1899) 
16 ff.; Windelband, Verwaltung 29 ff.; Seubert, Finanzverwaltung 736 f.; Dmis, Geschichte Bd. 1, 
289 f. Steuern: Winde/band, Verwaltung 54 ff.; Nebenill5, Karl Friedrich 35 ff., 183 ff.; Drell:', Ge­
schichte Bd. 1, 290 ff.; Briefe über die Verfassung in der Markgrafschaft Baden, (0. O. 1786) 51 ff.; 
Seubert, Finanzverwaltung 736 ff.; Liebel, Bureaucracy 16 f. Einnahmenstruktur nach DreliJ, Ge­
schichte Bd. 2, Beilage X, 48 ff. 
42 Edikt vom 31.8.1808, in: Sammlung, Bd. 1,522-524. Vgl. dazu ausführlich: l~/l. Regentlltel; 
Gesetze und Verordnungen über die Bewirtschaftung der Großherzoglich Badischen Kameraldo­
mänen, (Karlsruhe 1827); Johantl l::riedrich WehreI; Die Kameraldomänenadministration nebst 
Kassen- und Rechnungswesen, (Karlsruhe 1833); Amtliche Beiträge zur Statistik der Staatsfinan­
zen des Großherzogturns Baden, (Karlsruhe 1851) 48 ff.; RegenaueI; Staatshaushalt 283 ff. Zur 
Frage der Lehensallodifikationen sowie Ablösung der Grundlasten insbesondere Vortrag ... 
(Gemmingen, 28.5.1808) (Anm. 6); Denkschrift Baumgärtner vom Februar 1806, GLA 60/1237; 
Beiträge, 54 ff.; Regenauet; Staatshaushalt 304 ff.; Ludwig, Bauer 169 ff.; Kohlet; Bauernbefreiung 
26 ff., 107 ff.; BaieI; Domänenveräußerungen. 
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. Sodann zwang die unüberschaubare Vielfalt unterschiedlicher Steuerarten, 
schleniagungsformen und Erhebungstechniken im rheinbündischen Baden zu verein­
Ve:~~henden Maßnahmen. Auch die Steuerdiskussion des 18. Jahrhunderts gewann 
he~ utung. Auflagen, die sich nach Grundsätzen wie Allgemeinheit oder Verhältnis­
ß~'ß~ keit gerechter auf die Steuerpflichtigen verteilten, waren nicht nur fiskalisch er­
~abiger sondern konnten auch leichter gerechtfertigt werden. Endlich entfielen mit 
gle ~ufiösung des Alten Reiches die bisherigen rechtlichen Hemmnisse für umfas­
der de Neuerungen. Mit der unbeschränkten Souveränität hatte der Großherzog auch 
~~; volle Steuerhoheit erlangt43

. Das Edikt vom 31. August 1808 legte die leitenden 
~rundsätze der Abgabenreform fest: Entprivilegierung, Vereinheitlichung und Ver-
taatlichung des Steuerwesens. Mit den Finanzreformen büßte der Adel all jene Privi­

:e ien bei den direkten Steuern ein, die ihm Brauer in seinen Konstitutionsedikten 
n:ch belassen hatte. Vor allem wurde die sogenannte Drittelsfreiheit für adelige Lie-
enschaften und Einkünfte aufgehoben. Verbliebene Privilegierungen fielen in den 

!achfolgenden Jahren fort. Seit 1812 herrschte im Großherzogtum allgemeine und 
gleiche Steuerpflicht44

. Neben diese Entprivilegierung trat eine konsequente Verein­
heitlichung des Steuersystems (sogenannte Steuerperäquation). Direkte wie indirekte 
Auflagen sollten nach einfachen, klaren sowie für das gesamte Großherzogtum gleich­
förmigen Gesichtspunkten neu gestaltet und zugleich allgemeiner, gleichmäßiger, ins­
gesamt also gerechter verteilt werden. Dabei knüpften die Reformer an die altbadische 
Abgabenverfassung an, richteten sich aber ebenso nach ausländischen, von Frankreich 
beeinflußten Vorbildern4

). Künftig ruhte die direkte Besteuerung auf dem reinen 
Ertrag von Liegenschaften oder Grundgefällen, Gebäuden und Gewerben. Die drei 
Teilsteuern (Grund-, Häuser- und Gewerbesteuer) nahmen nicht mehr den Vermö-

H Emst Phihpp h'hl: UOIl Scmhllrg, Pragmatische Untersuchung des Ursprungs und der Ausbil­
dung alter Abgaben und neuer Steuern, (Erlangen 1823); (Kar! Friedrich Nehenills), Ueber die di­
recte Steuer im Großherzogtum Baden. Von einem badischen Bürger, (Karlsruhe 1815); Weech, 
Geschichte 28 ff. Vortrag Baumgärtner vom 19.2.1808, GLA 237/1661 a; Sensburg an Reitzen­
stein am 10.6.1809, G LA 48/1117. Fritz Kar! iVlt1llll, Steuerpolitische Ideale. Vergleichende Stu­
dien zur Geschichte der ökonomischen und politischen Ideen und ihres Wirkens in der öffentli­
chen Meinung 1600-1935, Oena 1937/ND Stuttgart 1978) 123 ff.; Adolph Wagllet; Finanzwissen­
schaft, III/1: Steuergeschichte vom Altertum bis zur Gegenwart, (Leipzig 1910) 233 ff. 
44 Drittes und Viertes Konstitutions-Edikt vom 22.7.1807, in: Sammlung, Bd. 1, 336-343, 
345-351; Andrem, Geschichte 175 ff.; Amdt. Patrimonialstaat 231 fl. Vortrag Baumgärtner vom 
19.2.1808; Protokoll des Geheimen Rates (Finanzdepartement) vom 20.2.1808, GLA 237/ 
1661 a; Vortrag ... (Gemmingen, 28.5.1808) (Anm. 6). Edikt vom 31. 8.1808, in: Sammlung, 
Bd. 1,522-524. Zum weiteren Abbau der verbliebenen adeligen Steuerprivilegien vgl. Edikt vom 
2.1.1812, in: Sammlung, Bd. 2, 1002-1020; Amdt, Patrimonialstaat 4791.; (lVebenim), Steuer 
26 fl.; iHallgold, Reichsritterschaft 13 fl. 
4~ Edikt vom 31.8.1808, Beilage Lit. C, in: Sammlung, Bd. 1, 536. A. Siebert, Die Entwicklung der 
direkten Besteuerung in den süddeutschen Bundesstaaten im letzten Jahrhundert, in: ZfgS 68 
(1912) 1-52, bes. 3ff., betont die Kontinuität zum altbadischen Auflagensystem. Unverkennbar 
Sind zugleich die Einflüsse des französisch-westfälischen sowie des bayerischen Vorbildes. V gl. 
dazu fl!alr/;I/.I; Verwaltung 16 ff.; 77Jimme, Zustände Bd. 2, 401 ff.; Hildebmlld, Finanzwirtschaft 
68 fl.; außerdem die Stcuerreformen im Großherzogtum Berg: Charles Schlllidf, Le Grand-Duche 
de Berg (1806-1813). Etude sur la domination fran<;aise en Allemagne sous Napoleon Ie" (Paris 



114 Hans-Peter Ullmann 

genswert, sondern mit dem reinen Ertrag im Prinzip wenigstens die erzielten 
Wirtschaftsergebnisse zum Maßstab steuerlicher Leistungsfähigkeit. Allerdings knüpf_ 
ten sie dabei am ertragbringenden Objekt und noch nicht am Einkommen als einer 
subjektbezogenen Größe an. Insofern stand das vorgesehene Ertragsteuersystem ent_ 
wicklungsgeschichtlich zwischen hergebrachter Vermögen- und moderner Einkorn_ 

menbesteuerung. Für die Wahl von Real- und nicht Personalsteuern sprachen nicht 
nur die lange Steuertradition und das Bedürfnis nach stetigen Einnahmen, sondern 
auch erhebungstechnische Probleme sowie steuerpolitische Rücksichten auf die Pri­
vatsphäre der Steuerpflichtigen. Dafür mußten freilich andere Nachteile in Kauf ge­
nommen werden. Sie hingen mit den Mängeln der Ertragbesteuerung allgemein und 
ihrer badischen Variante im besonderen zusammen46

. Nach den im Reformedikt VOrn 

August 1808 aufgestellten Peräquationsgrundsätzen sollten die indirekten Auflagen 
gleichfalls vereinheitlicht und dabei auf vier Steuerarten zurückgeführt werden: Zölle, 
Konsumtionssteuer, Stempel taxe und Chausseegeld. Die Zoll reform verband fiskali­
sche mit integrations- und wirtschaftspolitischen Zielen. An die Stelle der zahllosen, 
uneinheitlichen und von verschiedenen Zollberechtigten erhobenen Binnenzölle trat 
ein gleichförmiges, staatliches, weitgehend bürokratisiertes Grenzzollsystem mit be­
stimmten, allgemein gültigen Tarifen für Ein- und Ausfuhr sowie Transit von Wa­
ren47

. In Ausführung des Augustediktes wurde zugleich eine geänderte Accis- und 
Ohmgeldsordnung erlassen. Die neue indirekte Besteuerung traf gerade die wenigen 
Verbrauchsgüter des lebensnotwendigen Bedarfs wie Brotgetreide, Fleisch oder Brenn­
holz und führte so zu einer regressiven Besteuerung der ärmeren Bevölkerung. Sie 

1905) 287 H. Zu Bayern vgl. Zr;naz Rudhart, Über den Zustand des Königreiches Bayern nach 
amtlichen Quellen, Bd. 3, (Erlangen 1827) 75 H.; Georg Schanz, Das bayerische Ertragssteuersy­
stem und seine Entwicklung, in: Finanz-Archiv 17 (1900) 25-246; Ma),' von Seydel, Bayerisches 
Staatsrecht, Bd. 1, (Freiburg 21896) 135 H.; Siebert, Entwicklung 33 H.; Waltel' Steitz, Feudalwesen 
und Staatssteuersystem, Bd. 1: Die Realbesteuerung der Landwirtschaft in den süddeutschen 
Staaten im 19. Jahrhundert, (Göttingen 1976) 91 H. Nach A. lrIerko; Die Steuerrcform im Her­
zogtum Nassau von 1806 bis 1814, in: Nassauische Annalen 37 (1907) 72-142, war das badische 
Steuersystem "eine Art von Komprorniß der bedeutendsten Steuerreformen, die innerhalb des 
Rheinbundes durchgeführt worden waren". (Zitat: 124) Bei dieser Suche nach Vorbildern sollte 
immer die "Gewalt der finanz politischen Lage" (F. K. Mann) bedacht werden. Manche Ähnlich­
keit ergab sich aus der finanzwissenschaftlichen Steuerdiskussion, dem Stand der Besteuerungs­
technik, den Eigenarten des Steuerobjektes oder der wirtschaftlichen Situation. V gl. dazu Fritz 
Nel/mark, Internationale Gemeinsamkeiten und nationale Eigenarten der Finanzpolitik, in: 
Kyklos 2 (1948) 317-348. 
46 Zu den Ertragsteuern Kat/rad Littmann, Überblick über die Ertragsteuern, in: Handbuch der 
Finanzwissenschaft, Bd. 2, (Tübingen 31980) 565-574. Die Schwächen des badischen Ertrag­
steuersystems behandeln ausführlich Siebert, Entwicklung 1 H.; Steit:<;, Feudalwesen 109 H.; F. Le­
wald, Die direkten Steuern im Grossherzogtum Baden, in: Finanz-Archiv 3 (1886) 309-360; 
.Max Voiglel, Die direkten Staats- und Gemeindesteuern im Großherzogturn Baden. Eine Dar­
stellung ihrer Entwicklung und Ergebnisse 1886-1901, (Diss. Jena 1903); Regenatm; Staatshaus­
halt 406 H.; Beiträge, 96 ff.; Seubert, Finanzverwaltung 738 ff.; Wagner, Finanzwissenschaft IIII1 
390 ff.; Wolfram Fischer, Der Staat und die Anfänge der Industrialisierung in Baden 1800-1850, 
Bd. 1: Die staatliche Gewerbepolitik, (Berlin 1962) 102 ff. 
47 Großherzoglich badische Landzoll-Ordnung vom 2.1.1812, in: Sammlung, Bd. 2, 944-1000. 
rernand L'Huilliet; Etude sur le Blocus Continental. La mise en vigueur des decrets de Trianon 
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damit in erster Linie einer fiskalischen Logik48
• Mit der Vereinheitlichung des 

ging seine Verstaatlichung Hand in Hand. Die Konstitutionsedikte hat­

den Mediatisier.~en noch eine Anzahl steuerähnlicher Abgaben belasse~. Sie WUf­

'hnen mit Einfuhrung des neuen Steuersystems entzogen. Außerdem hing es von 
den ~urchsetzbarkeit staatlicher Finanzgewalt ab, in welchem Umfang rechtlich dem 

d~kuS zustehend~ Einkün~te auch tatsächlich in seine ~assen flo:.~en. E~st der Aufbau 
F. r leistungsfähIgeren Finanzverwaltung entzog den IntermedIaren FInanzgewalten 
eIne hmend Veranlagung, Erhebung und Exekution der Steuern. Die Privatfinanz der 

~~:d- und Standesherren schied sich damit klarer von der öffentlichen Finanzwirt-

schaft
49

. . I' F' f . d' . kib d' h Aus den im Jahre 1808 elnge eHeten Inanzre ormen ging le entwlc e te a ISC e 
S euerwirtschaft des 19. Jahrhunderts hervor. Sie drängte die überlieferten Einnahmen 
t rück. Schon 1820 trugen Domänen und Regalien nur noch mit 42 % zu den Brut­

::einnahmen bei'o. Dieser Übergang von der traditionalen Domanial- und Regal- zur 
modernen Steuerwirtschaft ließ sich jedoch nicht kurzfristig bewerkstelligen, sondern 
bedurfte aufwendiger und zeitraubender Vorarbeiten. Erst vier Jahre nach Veröffentli­
chung der Peräquationsgrundsätze konnten 1812 die indirekten, drei Jahre später, 
1815, die direkten Steuern in Vollzug gesetzt werden. Um den augenblicklich drän­
genden Finanzbedarf zu decken und das beträchtliche Defizit im Haushalt auszuglei­
chen, ordnete das Augustedikt eine Heraufsetzung des Salzpreises an, hob die Drit­
telsfreiheit der Grund- und Standesherren auf, erhöhte das Postregal und schrieb vor 
allem erstmals eine progressive Einkommensteuer im ganzen Großherzogtum aus. Sie 
sollte bis zur Fertigstellung der geplanten Steuerverfassung erhoben werden' '. Schon 
beim Einkommensteueraufkommen, deutlicher noch bei Erhebung der indirekten 
Steuern seit dem Jahre 1812 und besonders dann beim Vollzug des neuen direkten 
Steuersystems ab 1815 offenbarte ein wachsender Steuerwiderstand die Kehrseiten 
bürokratischer Steuerreform in der Rheinbundzeit. Neben den ungewohnten Aufla­
gen, der höheren Steuerbelastung, die sie mit sich brachten, sowie der schlechten, 
durch Kriege und Mißernten beeinträchtigten steuerlichen Leistungsfähigkeit der ba-

et de Fontainebleau dans le Grand-Duche de Bade, (Paris 1951) 26 ff.; lIehnllt Berding, Die Re­
form des Zollwesens in Deutschland unter dem Einfluß der napoleonischen Herrschaft, in: GG 6 
(1980) 523-537; Fiscbet; Staat 110 ff., 123 H.; Regenaller, Staatshaushalt 524 ff. 
48 Großherzoglich badische Accisordnung vom 4.1.1812, in: Sammlung, Bd. 2, 1004-1020; 
Großherzoglich badische Ohmgeldsordnung, in: Sammlung, Bd. 2,1037-1040. Beiträge, 128ff.; 
Andrem, Geschichte 406 ff.; Regenauer, Staatshaushalt 400 ff., 454 ff.; Wielandt, Staatsrecht 208 ff. 
49 Edikt vom 2.1.1812, in: Sammlung, Bd. 2, 1002-1020; Verordnung vom 6.1.1812, Deklara­
tion vom 24.1.1812, in: Sammlung, Bd. 2, 1020-1021, 1022-1025; Großherzoglich badische 
Ohmgeldsordnung vom 6.3.1812 (Art. 1 und 13), in: Sammlung, Bd. 2, 1037-1040; Betrachtun­
g.en '" (Anm. 24); Arndt, Patrimonialstaat 479 ff.; Koblet; Agrarreformen 36 ff.; ldangold, Reichs­
ntterschaft 13 ff. 
50 Finanz-Etat für das Jahr 1820, in: Sammlung, Bd. 2, 1569-1571. Bruttoeinnahmen ohne die 
vereinbarte Ersparnis. 
51 Edikt vom 31.8.1808, Beilage Lit. B, in: Sammlung, Bd. 1,526-535; Edikt vom 2.2.1809, Bei­
lage: Vorschrift zur Rectification der Vermögens-, Einkommens- und Erwerbsteuer, in: Samm­
lung, Bd. 1, 585-597. 
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dischen Untertanen spielte dabei in zunehmendem Maß die Frage der Steuerrechtfer_ 
tigung eine Rolle. Seitdem das Alte Reich mit seiner rechtlich begrenzten Steuer_ 
pflicht nicht mehr bestand und der Großherzog über die unbeschränkte Finanzhoheit 
verfügte, stellte sich das Problem der Willkür staatlicher Besteuerung mit bisher nicht 
gekannter Schärfel2

. Die Finanzreformer schlugen deshalb einen dreifachen Weg ein. 
Dalberg suchte zunächst, die Notwendigkeit von außerordentlichen Auflagen mit dem 
Generalkassenetat zu begründen, der zu diesem Zweck im Regierungsblatt publiziert 
wurde. Sodann ließ er die Grundsätze der vorgesehenen Steuerperäquation veröffentli_ 
chen. Schließlich trat der Finanzminister für eine Konstitutionalisierung der Finanz_ 
verfassung ein, um, wie er hervorhob, "das System der Auflagen und ihre etwaige Ver­
mehrung der Willkür und einer etwaigen Verschwendung" zu entziehenl5 Vielen 
Steuerpflichtigen reichten jedoch zur Rechtfertigung der extraordinären Auflagen wie 
des geplanten Steuersystems die finanzielle Notlage des Staates und die Prinzipien der 
Steuerperäquation - Allgemeinheit und Gleichheit der Abgaben - nicht aus. Das 
Scheitern der Dalbergschen Verfassungspläne verschob so die Frage der Steuerlegiti­
mierung auf die Auseinandersetzungen nach 1815; ihre Lösung fand sie mit der Kon­
stitution von 181854 . 

5. Das Schuldellwesen 

Im ausgehenden 18. Jahrhundert zählte die Markgrafschaft zu den wenigen schul­
denfreien Territorien im Alten Reich. Dies änderte sich seit dem Ausbruch der Koali­
tionskriege. Zwischen 1794 und 1805 nahm Baden zur Defizitfinanzierung Kredite in 
Höhe von über 7,5 Mio. fl auf. Mit den neu erworbenen Gebieten fielen weitere be­
trächtliche Verbindlichkeiten an. Insgesamt erhöhten sich die Passiva von 65000 fl im 
Jahre 1794 auf geschätzte 19 Mio. fl im Sommer 1808. Dieser Schuldenvermehrung 
lief ein Verfall des Staatskredites parallel. Der Effektivzins, den Baden für aufgenom­
mene Kapitalien zahlen mußte, stieg von 5% auf über 10%. Selbst zu diesem Zinssatz 

>2 Ausführlich zu diesem Problem Bemd lVI/nein; Landstände und Rechtsstaat. Zur Entstehung 
und Verwirklichung des Art. 13 DBA, in: ZhF 5 (1978) 139-185, sowie die Äußerungen bei den 
Verfassungsberatungen, besonders Bemerkungen Gemmingen vom 10.10.1808; Gutachten 
Brauer vom 5.12.1808; Vortrag Gemmingen vom 25.12.1808, GLA 48/6063. 
53 Separatvotum Dalberg vom 25.11.1808, GLA 48/6063. Bemerkungen zum Verfassungsent­
wurf (Dalberg 30.9.1808), GLA 48/6063: "Der badische Beherrscher war vorher unter Kaiser 
und Reich und ist jetzt souverän. Reichsgerichte sicherten den Untertan gegen zu große Willkür, 
und dem möglichen Mißbrauch der Obergewalt waren Schranken gesetzt. Der Untertan hat das 
Recht, zu fragen, wer ihn regiert und wie er regiert wird." Vgl. auch die ganz ähnliche Argumen­
tation von Benze1-Sternau in seinem Votum ... (Anm. 20). 
54 Zum Zusammenhang von Steuer- und Verfassungsfrage im einzelnen Andrem; Geschichte 
396 ff.; lVeah, Geschichte 26 ff.; Go/dscbmit, Geschichte 5 ff.; 11erJ/lann iHeerwartb, Die öffentli­
che Meinung in Baden von den Freiheitskriegen bis zur Erteilung der Verfassung (1815-1818), 
(Diss. Heidclberg 1907) 39 ff.; iH(/ngold, Reichsritterschaft 44 ff.; Frieelricb I/on lVeecb, Badische 
Geschichte, (Karlsruhe 1890) 517 ff.; 11mb/ei; Staat 248 ff. 
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te das Großherzogtum aber keine längerfristigen Anleihen mehr auftreiben55
. 

k~nnnachhaltige Umgestaltung des gesamten Schuldenwesens schien immer dringen­
EIne 
der nötig. 

Die Finanzreform von 1808 versuchte, einen Ausweg aus der Krise zu finden, in die 
V rschuldungspolitik, Schulden übernahmen und Kreditverfall das badische Finanzsy­

e gebracht hatten. Mit einer Bürokratisierung, Kommerzialisierung und Verrechtli­
S~;g der überkommenen patrimonialen Schuld legte sie das Fundament für die mo­
~erne Staatsschuldenwirtschaft des Großherzogtums im 19. jahrhundert56

. 

Durch die Bürokratisierung erhielt Baden eine öffentliche, einheitliche und geson­
dert verwaltete Schuld. Zunächst trennte die Schulden pragmatik vom November 
1808 die großherzoglichen Privatschulden endgültig von den Staatsschulden. Erst da­
durch entstanden in einem strengen rechtlichen Sinn öffentliche Schulden57

• Sodann 
verfügte das Augustedikt eine Liquidierung aller Verbindlichkeiten, setzte dazu eine 
eigene "General-Liquidations-~ommission" nieder un.d gab ihr ~ür die Durchführu~g 
des Geschäftes genaue Instruktionen. Danach sollte sie berechtigte von unberechtig­
ten Forderungen scheiden, Staats-, Distrikts- und Kommunalschulden abteilen sowie 
den genauen Umfang aller staatlichen Passiva ermitteln. Sämtliche von der Kommis­
sion als rechtsverbindlich anerkannten, also liquiden Schuldposten waren in ein 
Haupt-Staats-Schuldenbuch" einzutragen und nach gütlicher Übereinkunft mit den 

Gläubigern zu einer einheitlichen, auf dem Großherzogtum insgesamt haftenden 
Staatsschuldenmasse zu verschmelzen. Der Vollzug dieser Bestimmungen bereitete 
erhebliche Schwierigkeiten. So konnte sich die badische Finanzadministration zum 
Beispiel jahrelang intern nicht darüber verständigen, nach welchen Prinzipien Staats­
und Distriktsschulden geschieden, inwieweit also Verbindlichkeiten einzelner Landes­
teile als öffentliche Verpflichtungen zur Verzinsung und Tilgung auf den Gesamtstaat 
übernommen werden sollten58

. Schließlich sah das Edikt vom August 1808 zur geord­
neten Verwaltung, regelmäßigen Verzinsung und planmäßigen Tilgung aller liquidier­
ten Staatsschulden die Einrichtung einer von der übrigen Finanzadministration geson­
derten Amortisationskasse vor. Sie erhielt eine Reihe fester Einkünfte als Dotation 
überwiesen. Diese Amortisationskassendotation, die aus Einkünften der Generalkasse 
abgezweigt wurde, diente zugleich der Fundierung sämtlicher badischen Passiva. Eine 

55 Vgl. die in den Anm. 3 und 6 angeführten Denkschriften, Übersichten und Vorträge. Siebert, 
Entwicklung; Peter Claw Hartmann, La dette publique dans les Etats allemands au XVIW et au 
debut du XIX' siede: la situation en Bavicre, en Bade et en Prusse, in: La dette publique aux 
XVIII' et XIX' siedes. Son developpement sur le plan local, regional et national. 9' Colloque In­
ternational Spa, 12-16 sept. 1978, (Bruxelles 1980) 277-289. Zusammenstellung der der Amorti­
sationskasse überwiesenen Passiv-Kapitalien per 23. Oktober 1808, GLA 237/7786. 
56 Zur Modernisierung des Schuldenwesens in der Rheinbundzeit Halls-Peter UI/mann, Überle­
gungen zur Entstehung des öffentlichen, verfassungsmäßigen Kredits in den Rheinbundstaaten 
(Bayern, Württemberg und Baden), in: GG 6 (1980) 500-522. 
57 Vgl. Anm. 18. 
58 Edikt vom 3l.8.1808, Beilage Lit. D, in: Sammlung, Bd. 1,536-538. Zur Staatsschuldenliqui­
dation das umfangreiche Material in GLA 237/1653, 1656, 1632, 236/2426 sowie den Vortrag 
Sensburgs über das landschaftliche Schuldenwesen (1822), GLA 236/2427, und die Notizen das 
badische Schuldenwesen betr. (Nebenius, 1821), GLA NL Nebenius/12. 
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solche fondswirtschaftlich abgesicherte Trennung von Schulden- und laufendem 
Finanzdienst sollte eine verläßliche Bedienung der Staatsschuld sicherstellen, den 
Gläubigern das Gefühl größerer Sicherheit vermitteln und auf solche Weise den ge­
sunkenen Staatskredit wieder bessern59

. Diese Teile der Finanzreformen blieben dem 
Vorbild des Königreichs Westfalen am deutlichsten verhaftet. Die Bestimmungen des 
Augustediktes über Liquidierung und Unifizierung der Schulden sowie die Pläne zur 
Einrichtung einer Amortisationskasse gingen bis in die Formulierungen hinein auf 
westfälische Dekrete vom Mai und Beschlüsse der Reichsstände vom Juli 1808 zu­
rück60

. 

Mit der Kommerzialisierung der badischen Schuld wandelten sich längerfristig die 
Formen staatlicher Kreditaufnahme. Die Finanzreformen des Jahres 1808 beschleu_ 
nigten diese Veränderungen. Einmal drängten mit der Inhaberschuldverschreibung 
versachlichte, öffentliche Verschuldungsformen die im traditionalen Schuldenwesen 
auch des 18. Jahrhunderts noch vorherrschenden personalen und privaten Kreditbe_ 
ziehungen allmählich zurück. Zur endgültigen Durchsetzung der Partialobligation, 
wie die Inhaberschuldverschreibung damals genannt wurde, trug vor allem die Umfi­
nanzierungspolitik der Amortisationskasse bei. Das Augustedikt hatte ihr die Befugnis 
eingeräumt, für 6 Mio. fI 4'i1prozentige Amortisationskassenobligationen auszugeben. 
Sie waren auf den Inhaber gestellt, einheitlich ausgestattet, klein gestückelt und des­
halb höchst fungibel. Außerdem nahm sie der Fiskus bei Domänenverkäufen an Zah­
lungs Statt an61

. Außerdem verstärkte sich nach 1808 die Ausbildung einer bankmäßi­
gen Organisation des Staatskredites. Auch hieran hatte die Umschuldungspolitik der 
Amortisationskasse erheblichen Anteil. Sie verdichtete die schon bestehenden Ge­
schäftsbeziehungen zwischen staatlicher Finanz- und Schuldenverwaltung sowie priva­
ten Bank- und Handelshäusern. Zu "merchant bankers" wie Gebr. Bethmann,Johann 
Goll & Söhne und Johann Wilhelm Reinhardt bestanden ebenso enge Verbindungen 
wie zu den Staatsfinanziers Salomon Haber, David Seligmann oder Elkan Reutlin­
ger62

. Endlich setzten sich die Wandlungen in der Gläubigerstruktur fort. Die Bank­
iers sorgten über den Frankfurter Kapitalmarkt sowie ihre weitgespannten, interregio-

59 Edikt vom 31. 8.1808, Beilage Lit. E, in: Sammlung, Bd. 1, 538. GLA 237/7782-7859. A. Sie­
bert, Hundert Jahre Badischer Staatsschuldenverwaltung. Ein Beitrag zur Geschichte des Badi­
schen Staatsschuldenwesens, in: Annalen des Deutschen Reiches für Gesetzgebung, Verwaltung 
und Volkswirtschaft (1909) 743-72; ders., Entstehung 40ff.; Rober! Thuma, 150 Jahre Staatsschul­
denverwaltung in Karlsruhe, in: Staats-Anzeiger für Baden-Württemberg 35 (1959) 1-2. 
60 Ausführlich Thimme, Zustände Bd. 2, 332 ff., 507 H.; MalchtlS, Verwaltung 66 ff.; Arthur Klein­
schmidt, Geschichte des Königreichs Westfalen, (Gotha 1893/ND Kassel 1970) 97 ff.; Hilde­
brand, Finanzwirtschaft 125 ff. 
6' Edikt vom 31.8.1808, in: Sammlung, Bd. 1, 522-524. GLA 237/7808. Kundmachung vom 
26.11.1808, GLA 237/7808. 
62 Alexander Dieh, Frankfurter Handelsgeschichte, Bd. 4/II, (Frankfurt 1925/ND Glashütten 
1970) 620ff.; Rudolf Haas, Die Entwicklung des Bankwesens im Oberrheingebiet, (Mannheim 
1970) 17 H.; Heinrich Schnee, Die HoHinanz und der moderne Staat. Geschichte und System der 
Hoffaktoren an deutschen Fürstenhöfen im Zeitalter des Absolutismus, Bd. 4, (Berlin 1963) 
43 H.; Albrecht Strobel, Der Fall des Karlsruher Bankhauses S. v. Haber & Söhne Ende 1847. Zur 
frühen Industriefinanzierung, in: Alemanica. Landeskundliehe Beiträge. Festschrift für Bruno 
Boesch, (Freiburg 1976) 597-635. 
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nd internationalen Korrespondentennetze für eine breitere Streuung der badi-
valen u . 63 

h n StaatspapIere . 
sC ;ürokratisierung und Kommerzialisierung der Schuld reichten zur Festigung des 

tskredites allein jedoch nicht aus. Wie beim Steuerwesen hatte das Ende des Alten 
Sta.

a 
hes auch im Schuldenbereich ein Rechtsvakuum hinterlassen. Aus diesem Grund 

Re~c eine Verrechtlichung der badischen Schuldenwirtschaft dringend geboten. Dal­
y,ra kannte von seinen eigenen Finanzoperationen her die grundlegende Bedeutung 
be~ Öffentlichkeit und Verfassung für den Staatskredit. Konstitutionelle Schuldenga­
vo tie sowie Mitwirkung eines Repräsentativorgans an der Schulden politik waren des­
:~b als Schlußstein der Schuldenreform gedacht. Mit dem Scheitern der Verfassungs-
;äne blieben auch diese Maßnahmen auf halbem Weg stecken. Zwar kleidete die 

~chuldenpragmatik vom November 1808 die badische Staatsschuld in neue rechtliche 
Formen. Sie löste indessen das entscheidende Problem nicht, wer diese Selbstbe­
schränkung des Großherzogs und seiner Verwaltung wirksam überwachen sollte. In 
der Rheinbundzeit sah sich der bürokratische Absolutismus einem Vertrauensdefizit 
gegenüber, das er mit hoheitlicher Rechtssetzung allein nicht überwinden konnte. Ge­
rade bei der Kreditfinanzierung blieb er auf die freiwillige Mitwirkung der Gläubiger 

. 64 
angeWiesen . 

Aufs Ganze gesehen zeigten die Finanzreformen des Jahres 1808 in kurz-, mittel­
und langfristiger Hinsicht durchaus unterschiedliche Ergebnisse: Kurzfristig betrach­
tet waren die Maßnahmen der Reformer erfolgreich. Die ausgeschriebene Einkom­
mensteuer, weitere erschlossene Mehreinnahmen sowie verbesserte Möglichkeiten der 
Kreditfinanzierung lösten die drängendsten Finanzprobleme und deckten das Haus­
haltsdefizit. Mittelji'istig brachten die Reformen keine durchgreifende Sanierung der 
badischen Finanzen. Der Fehlbetrag tauchte bald wieder im Budget auf und vergrö­
ßerte sich noch. Dies hing einmal mit dem Krieg zusammen, der 1809 wieder aus-

63 Zum Frankfurter Kapitalmarkt im einzelnen: Geschichte der Handelskammer zu Frankfurt 
a. M. (1707-1908), (Frankfurt 1908) 1089 ff.; Erich Achterberg, Der Bankplatz Frankfurt am Main, 
(Frankfurt 1955); Johann-Mathias Bansa, Das Frankfurter Bankiergewerbe im 18. Jahrhundert, 
(Diss. Heidelberg 1924); Friedrich E. Unger, Frankfurts Anteil am Deutschen Kapitalexport vom 
Ende des 18. Jahrhunderts bis nach dem Wiener Krach 1873, (Diss. Gießen 1924); Olto WormJel; 
Die Frankfurter Börse, ihre Besonderheiten und ihre Bedeutung, (Tübingen 1919). 
64 Vgl. Karl-Georg Faber, Aristokratie und Finanz. Das Pariser Bankhaus Paravey et Comp. 
(1819-1828), in: VSWG 57 (1970) 289-322; Wilfried Forstmann, Simon Moritz Bethmann 
1768-1826. Bankier, Diplomat und politischer Beobachter, (Frankfurt 1973) 123 ff. Zur Schul­
denpragmatik vgl. Anm. 18. Das Edikt vom 31.8.1808 (Beilage Lit. E) sah vor: 1. Jedem Besitzer 
von Staatsobligationen im Wert von mehr als 25 fl steht eine Einsicht in die Amortisationskas­
senbücher zu. 2. Die jährlichen Amortisationskassenrechnungen sollen "dem Publikum bekannt 
gemacht" werden. 3. Der Fortgang von Liquidation und Amortisation ist durch das Regierungs­
blatt öffentlich nachzuweisen. Vgl. auch Entwurf einer Constitutions-Urkunde für das Großher­
zogtum Baden (Schmiz, 19.8.1808), bes. IV/§ 5, GLA 48/6063. Zum Zusammenhang von Staats­
kredit und Verfassung zuletzt Herbert Obena/lj; Finanzkrise und Verfassungsgebung. Zu den 
sozIalen Bedingungen des frühen deutschen Konstitutionalismus, in: Gerhard A. Ritter (Hrsg.), 
Ge.sellschaft, Parlament und Regierung. Zur Geschichte des Parlamentarismus in Deutschland, 
(Dusseldorf 1974) 57-75. 



120 Hans-Peter Ullmann 

brach. Hinzu traten Schwierigkeiten, die mit der Reformdurchführung und ihrer 
langen Dauer zusammenhingen. Eine Rolle spielte schließlich das Scheitern der Ver_ 
fassungspläne. Es hatte zur Folge, daß die Finanzreformen nicht voll zum Abschluß 
kamen, sondern vorerst in jener bürokratischen Form stecken blieben, die auch ande_ 
ren Rheinbundstaaten eigentümlich war. Langfristig trugen die Reformen des Jahres 
1808 entscheidend zur unwiderruflichen Auflösung des traditionalen Finanzwesens 
und zur Konsolidierung der großherzoglichen Finanzen bei. Die bürokratische Fi­
nanzwirtschaft, wie sie aus den Reformen hervorging, prägte ja nicht nur die Rhein_ 
bundzeit, sondern bildete auch die Grundlage, auf der das moderne konstitutionelle 
Finanzwesen Badens im 19. Jahrhundert aufbauen konnte. Hierin liegt eine wesentli_ 
che, über die Rheinbundjahre hinausweisende Bedeutung der badischen Finanzrefofm 
des Jahres 1808. 

Diskussion zum Referat von Hans-Peter Ullmann 

Leiter: Wolfgang Zorn 

Die Finanzmisere des Großherzogturns Baden und seine daraus resultierende Re­
formpolitik wurden - wie schon im Vortrag - so auch in der sich anschließenden Aus­
sprache nicht primär als Problem eines bestimmten Territoriums, sondern vielmehr 
als Ausdruck einer allgemein-politischen, verfassungsrechtlichen und auch gesell­
schaftlichen Neuorientierung diskutiert. Michael Stolleis fragte nach den Auswirkun­
gen, die der Zusammenbruch der Reichsverfassung auf das Finanzwesen einzelner 
Länder in bezug auf Steuersystematik, Schuldenwesen, Einnahmenwirtschaft und 
Ausgabenpolitik hervorgerufen habe und die auch die Entpatrimonialisierung und 
Verstaatlichung großherzoglicher Finanzgewalt unter neuen Aspekten erscheinen 
lasse. Volker Press erläuterte dazu im Detail die reichsrechtlichen Beschränkungen, wie 
sie vor 1806 gegolten hätten, verwies dabei u. a. auf die Möglichkeit, Landesherren als 
Schuldner anzuklagen und auf diverse Interventionsmöglichkeiten des Kaisers, und 
hob auch, nun ganz auf Baden bezogen, die "panische Angst" früherer markgräflicher 
Regierungen vor landständischen Reformen hervor. Seine Frage, ob die alte antistän­
dische Tradition auch noch zu Beginn des 19. Jahrhunderts wirksam gewesen sei, 
konnte der Referent nur bejahen. 

Die Debatte über die Konsequenzen, die die Auflösung der alten Reichsverfassung 
für das Finanzgebaren einzelner Territorien nach sich gezogen hatte, mündete in eine 
allgemeine Diskussion über das Verhältnis von Finanz- und Verfassungsreformen in 
Baden. iHan/red Botzenhart verwies auf den ursächlichen Zusammenhang, der sich 
seiner Ansicht nach zwischen glücklosen Verfassungsreformen und dilatorischen wirt­
schaftlichen und finanzpolitischen Rcformmaßnahmen ergeben hatte. Die Bemerkung 
des Referenten, die badische Verfassungsreform sei in den Jahren 1808/09 am Wider­
stand der Räte gescheitert, veranlaßte Elisabeth Fehrenbach zu einer Korrektur in dem 
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. daß wohl in erster Linie der massive Steuerwiderstand für das vorläufige Ende 
Sll1n:~dischen Verfassungspläne verantwortlich zu machen sei. Dieser Interpretation 
der Verfassungsfrage wollte Hans-Peter Ul/manll nur bedingt zustimmen. Seiner An­
~e~t nach müsse zwischen Steuer- und Schuldenfrage deutlicher unterschieden wer­
SIe Während der Widerstand gegen die rheinbündischen Steuerreformen retardie­
d
en

dc Wirkungen auf die Verfassungsentwicklung gezeigt habe, seien vom Problem 

~en Staatsverschuldung positive Anstöße ausgegangen. 
e~ie Gesamtheit der inneren Reformen und ihren Stellenwer:.bei der Verteilung der 

Finanzmasse stellte r~erner Schubert in den ~ittel~~nkt sei.ner Uberlegung~n. Der Re­
ferent bestätigte Ihn m der Annahme, daß die kntlsche Fmanzlage und I11cht zuletzt 
uch die hohen Staatsschulden eine Reform der Verwaltung, wie sie von Dalberg und 
~eitzenstein angestrebt wurde, stark behinderten und verzögerten, da die Reformmaß­
nahmen beträchtliche Summen verschlangen und damit die ohnehin schon vorhande­
nen Defizite im Staatshaushalt noch mehr vergrößerten. 

Das Thema Schulden griff Heinz Retfin seinem Diskussionsbeitrag erneut auf und 
verband damit die Frage, ob eine Verlagerung der Schuldenaktivitäten ins Ausland der 
Verschuldung als solcher nicht die politische Brisanz genommen hätte. Daß eine sol­
che Alternative nicht bestand, gab Hans-Pete,. Ul/mann in einer ausführlichen Stel­
lungnahme zu bedenken. Er erläuterte im einzelnen, WaIum alle Versuche des Groß­
herzogtums, größere Anleihen im Ausland zu plazieren, gescheitert seien. In der 
Rheinbundzeit hätte die Möglichkeit, durch Auslandsanleihen die innenpolitischen 
Folgen wachsender Verschuldung aufzufangen, nicht bestanden. Erst nach dem Ende 
der napoleonischen Herrschaft brachten die französischen Kontributionszahlungen an 
Baden eine gewisse Milderung der finanziellen und mit ihnen auch der politischen 
Probleme, da diese Transfereinkünfte vorübergehend zur Finanzierung von Haushalts­
fehlbeträgen oder zur Schuldentilgung verwendet werden konnten. 

Zu Vergleichen mit Bayern bzw. mit Berg gaben jene Ausführungen Anlaß, mit de­
nen Walter Demel bzw. Rlldolfine von Ocr in die Aussprache eingriffen. Dem Hinweis 
Delllels, daß der Anteil der Feudalrenten an den gesamten Staatseinnahmen in Baden 
wohl noch höher gewesen sei als in Bayern, stimmte der Referent uneingeschränkt zu, 
bestätigte den Diskussionsredner auch in seiner Annahme, daß das Subsidiaritätsprin­
zip im Kassenwesen bis 1808/09 beibehalten worden sei. Zu einer einheitlichen zen­
tralen Verrechnung sei es in Baden erst durch die Reformen Dalbergs gekommen, so 
Ullmanil. Der Bitte von Rlidolfille von Onj die Besteuerungsarten näher zu erläutern, 
Auskünfte etwa darüber zu geben, ob es - gestaffelte - Kopfsteuern, vielleicht auch 
Tür- und Fenstersteuern wie in Berg gegeben habe, kam der Referent nach. Er skiz­
zierte vergleichend das Steuersystem in Baden vor und nach den Dalbergschen Fi­
nanzreformen. Die wichtigste Neuerung habe im Übergang von der Vermögen- zur 
Ertragbesteuerung gelegen. Kopfsteuern hätten weder Markgrafschaft noch Großher­
zogtum gekannt. Auf Steuerexperimente, wie etwa in Berg mit der Tür- und Fenster­
steuer, sei man in Baden nicht eingegangen. 

Von der Reformpolitik und ihren Begleiterscheinungen wieder zurück zu deren 
ideellen Voraussetzungen führte die Frage Raine,. A, JVIiillers nach den bildungspoliti­
sehen Komponenten, die wie allen inneren Reformen des frühen 19. Jahrhunderts, so 
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wohl auch denen in Baden in mehr oder weniger ausgeprägter Form zu eigen gewese 
wären. Angesprochen im speziellen auf die kameralistische Vorbildung der Reforrn~ 
protagonisten sowie deren theoretisches Konzept, exemplifizierte der Referent seine 
Erläuterungen dazu am Beispiel von Nebenius, dessen Einfluß nicht nur auf die badi. 
schen Verfassungspläne, sondern auch auf das Finanzwesen von nicht zu überschät. 
zender Bedeutung gewesen wäre. Im übrigen habe Baden, soweit es jene bereits in 
markgräflicher Zeit betriebene, der Kameralwissenschaft durchaus verpflichtete Fi. 
nanzpolitik nicht einfach weiterführte, sich in erster Linie am Vorbild des Königrei. 
ches Westfalen orientiert. 
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Die Bauernbefreiung in Bayern. 
Ergebnisse und Probleme 

1. Die Bauernbefreiung 

Das zentrale Ereignis für die ländliche Welt und den Bauern in den letzten 150 Jah­
ren _ vielleicht in seiner ganzen Geschichte - stellt die sog. "Bauernbefreiung" dar'. Es 
ist ein Emanzipationsvorgang von größter gesellschaftspolitischer Bedeutung, der in 
seinem Ausmaß erst gegen Ende des 19. und zu Beginn des 20. Jahrhunderts von 
demjenigen der (Fabrik-)Arbeiterschaft übertroffen wird, wobei allerdings darauf hin­
zuweisen ist, daß es sich bei letzterer um eine im 19. Jahrhundert neu entstandene 
Klasse handelt, im Gegensatz zum Bauerntum, das auf eine mehrtausendjahralte Ge­
schichte zurückblicken kann. Unter dem Begriff der Bauernbefreiung versteht man so­
wohl die Entlassung der Bauern aus der Leibeigenschaft - in Bayern erfolgte sie for­
mell am 1. Mai 1808 - als auch die Übereignung des in grundherrschaftlicher Leihe 
genutzten Landes in die bäuerliche Hand, ein Vorgang, der im engeren Sinne mit dem 
Wort "Grundentlastung" bezeichnet wird. War die Aufhebung der Leibeigenschaft für 
die bayerischen Bauern mehr eine Sache formaler Natur - die einstige persönliche 
Unfreiheit hatte sich längst schon zu einer am Gut hängenden unpersönlichen Ab­
gabe umgewandelt -, so brachte die Grundentlastung weitreichende Auswirkungen. 

Im Rahmen des sich liberalisierenden Staates wurde der Bauer in Bayern endgültig 
1848 von der bis dahin bestehenden Grunduntertänigkeit gegen Entrichtung eines 
Bodenzinses befreit und damit zum freien Wirtschafter. Über die äußeren Vorgänge 
der Bauernbefreiung in Bayern informieren die einschlägigen Gesetzestexte und eine 
meist ältere Literatur2

, deren wichtigste Titel das Handbuch der bayerischen Ge­
schichte neuerdings anführt 3. 

'ygl. allgemein Hermann Al/bin, lf7ot/gang Zorn, Handbuch der deutschen Wirtschafts- und So­
ztalgeschichte, Bd. 2, (Stuttgart 1976) 294 ff.; Günther Pranz, Geschichte der deutschen Agrarver­
fassung, (Stuttgart1963) 169 ff. 
2 Si~he Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten und der Reichsräte 1848 (Gesetze vom 4. 
JU~t 1848). Die für Bayern einschlägige Literatur ist relativ vollständig zusammengestellt in der 
Dtplomarbeit der Staatswirtschaftlichen Fakultät der Universität München von P. SchrödeI, Die 
~auernbefreiung in Bayern und ihre wirtschaftlichen Auswirkungen, (masch. 1968). Für Bayern 
~nschlägige Arbeiten: A. Dimpfl, Der Einfluß der Bauernbefreiung auf den landwirtschaftlichen 
1:tneb, (Diss. Erlangen 1915); A .. v. Damianoff, Die Zehentregl~lierung in Bayern, (Stuttgart 

96), Karl Haf], DIe Bauernbefretung und der Stand des Bodenz1I1srechtes 111 Bayern, (Letpztg 
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Die politischen Ziele, die damit verfolgt wurden, hat Friederike Hausmann 1975 für 
die Montgelas-Zeit zum Gegenstand einer Untersuchung gemacht, mit dem Ergebnis 
daß die bayerische Agrarpolitik ihrer Meinung nach einen äußerst widersprüchlichel~ 
Charakter hatte: die Reform mündete eher in die Restauration4

. Ich selbst habe mich 
1974 im Rahmen meines Beitrags zur Sozialgeschichte der ländlichen Welt in Bayern 
seit 1800 mit den sozialen Auswirkungen der Bauernbefreiung befaßt'. Sie sollen auch 
Gegenstand dieser Ausführungen sein. 

Jede Forschungsbemühung, die sich heute der Bauernbefreiung in Bayern widrnet 
wird unter dem Schatten des zwei bändigen Werkes von Wolfgang von Hippel übe; 
die Bauernbefreiung im Königreich Württemberg stehen, 1977 erschienen6 . Ich 
möchte den letzten Satz seiner Schlußbemerkungen voll und ganz unterstreichen 7: 
"Vieles von dem, was auf den letzten Seiten für Württemberg gesagt wurde, gilt rnuta­
tis mutandis für den Bereich der deutschen Grundherrschaft überhaupt. Die Tatsache 
daß die Bauernbefreiung hier nicht die nachweisbar kausalen, nachhaltigen Auswir~ 

1910); Sebastian Ha/IJmann, Die Grundentlastung in Bayern, (Straßburg 1892); E.Ja~r.;el; Kurze 
Geschichte des deutschen Bauernstandes mit besonderer Rücksicht auf die Grundentlastung in 
Bayern, (Speyer 1898); H.F,; Stengel, Die Grundentlastung in Bayern. Syst. Erläuterung des Geset­
zes von 1872, (Würzburg 1874); H. Stoecket; Die Grundentlastung in Bayern, (Nürnberg 1905); 
iHax SpindleI; Die politische Wendung von 1847/48 in Bayern, (Bayern. Staat und Kirche, Land 
und Reich, (Festschrift Wilhelm Winkkr, 1960) 328 ff.; i}[ax ['. Seyde/, Bayer. Staatsrecht, (Tübin­
gen 191.3); Allgemeine Darstellung bei Michael Doeber/, Entwicklungsgeschichte Bayerns, Bd. III, 
(München, 1931); gute Literaturzusammenstellung bei N'iedrieh Liitge, Zur wirtschaftsgeschicht­
lichen Forschung in Bayern, in: ZBLG 15 (1949) 91-104. Die allgemeine Literatur ist bei Aubin. 
Zorn, (wie Anm. 1) und Bruno Gebhardt, Herbert Gnmdnzanll, Handbuch der deutschen Ge­
schichte, Bd. III, (Stuttgart J 1979) im Beitrag von lViiheim Ti'eue, § 69, S. 384 verzeichnet. 
Grundlegend: IPerner COllze, Die Wirkungen der liberalen Agrarreformen auf die Volksordnung 
in Mitteleuropa im 19. Jahrhundert, in: VSWG 38 (1950) 2-34; Frier/rieh Liitge, Über die Auswir­
kungen der Bauernbefreiung in Deutschland, (Jb. f. Nationalökonomie und Statistik 157, 1943); 
den, Geschichte der deutschen Agrarverfassung vom frühen Mittelalter bis zum 19.Jahrhundert, 
(Stuttgart 1963) Bayern S. 211; Olto Stoh, Die Bauernbefreiung in Süddeutschland im Zusam­
menhang der Geschichte, in: VSWG 33 (1940); F Beckmann, Der Bauer im Zeitalter der Kapita­
lisierung, in: Schmoller's Jahrbuch 50 (1926). Über die marxistische Wertung informiert Hans 
iHottek, Deutsche Wirtschaftsgeschichte II, (Berlin 1969) 18. Siehe auch die neueren Arbeiten 
von Friedrieh-lVilhelm llenning, D. Sa{dfeld, llamld lVinkel (zit. in: Allbin, Zom, (siehe Anm. 1) 
II, 305 f.). 
J iHtL'" SjJindln; Handbuch der bayerischen Geschichte, Bd. IV/I, (München 1974) 228ff., Bd. 
IV/2 (1975) 732 ff. (Beitrag von Ailolf Sandboger S. 740, in dem auch die wichtigsten Fakten an­
geführt sind). 
4 hiederike Hausmann, Die Agrarpolitik der Regierung Montgelas, (Frankfurt a.M. 1975). Dies 
gilt vor allem für die gutsherrlichen Rechte, die in mehreren Edikten gesetzlich fixiert wurden 
und bis zu ihrer Aufhebung 1848 eine "Grundherrschaft" im weiteren Sinne gebildet hatten. Die 
Arbeit von Hausmann, die verdienstvollerweise neue Quellenbestände erschließt, verzeichnet lei­
der wegen ideologischer Fixierung das Bild. 
5 Pankraz Fried, Die Sozialentwicklung im Bauerntum und Landvolk (in Bayern 1800-1970), in: 
SpindlCl; Handbuch der bayer. Geschichte, Bd. IV/2, (München 21979) 749ff. 
6 fPolfg{/l/g v. Hippel, Die Bauernbefreiung im Königreich Württemberg, Bd. I Darstellung, Bd. 
II Quellen, (Forschungen zur deutschen Sozialgeschichte, hrsg. von der Historischen Kommis­
sion bei der Bayerischen Akademie der Wissenschaften, Bd. 1!l und II, Boppard a. Rh. 1977). 
7 u. Hippe!, Bd. I, 578. 
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en hatte wie in Preußen, ändert nichts an der grundlegenden Bedeutung der libe­
k~ng Agrarreformen auch für diesen Teil Deutschlands." Weiter ist von den Ergebnis­
ra e: Hippels hervorzuheben, "daß die gängigen Urteile über die Bauernbefreiung in 
~nut~chland von der Verwirklichung der Agrarreformen in Preußen, genauer: in den 
~sherrschaftlich strukturierten Teilen der preußischen Monarchie geprägt sind". 

~ese generalisierenden Aussagen treffen für den großräumigen Bereich der Renten-
undherrschaft nur mit erheblichen Einschränkungen zu. Dies gilt nach v. Hippel vor 

g~em für die n:arxistische Interpretation, "welche die Agrarreform als entscheidenden 
~chritt beim Übergang vom ,Feudalismus' zum ,Kapitalismus' begreift .. Die Interes­
senlage und Motivation der Betroffenen waren im einzelnen viel komplizierter, als in 
einem derartigen Modell erfaßt werden kann". 

Nach all dem wäre auch für Bayern die Erstellung einer Dokumentation zur 
Bauernbefreiung angezeigt, wie sie im Auftrag der Historischen Kommission bei der 
Bayerischen Akademie der Wissenschaften v. Hippel für Württemberg vorbildhaft zu­
sammengestellt und ausgewertet hat. Auch wenn die Meinung W.H. Riehls8 vom "na­
türlichen Damm", den die Bauern 1848 gegen die Revolution bildeten, von G. Franz9 

längst schon in der Weise berichtigt ist, daß er den Bauern nicht eigentlich als konser­
vativ, sondern als "apolitisch" charakterisiert hat, so harren in der Auseinandersetzung 
mit der marxistischen Literatur noch eine Reihe von Problemen im Zusammenhang 
mit der Bauernbefreiung bzw. den "bürgerlichen Agrarreformen" in Bayern der Lö­
sung lO• Vor allem wird an hand des greifbaren Quellenmaterials zu prüfen sein, inwie­
weit wirklich revolutionäre Gesinnung und zum Teil auch revolutionäre Tat in der 
bayerischen Landbevölkerung 1848 geherrscht haben. 

Auch wenn die marxistische Geschichtsforschung die vorhandenen Quellen noch 
so sehr im Sinne ihrer Klassenkampftheorie ausdeutet, so wird m. E. eine objektive 
Geschichtsforschung - gerade für Bayern - wohl zu keinem anderen Urteil gelangen, 
als Lütge es zusammenfassend für den ganzen deutschen Raum gefällt hat!!: "Träger 
der Bauernbefreiung ist namentlich zu Beginn der Staat und die diesen Staat jetzt for­
mende und sich deutlich abhebende Schicht des Bildungsbürgertums, die Männer des 
Geistes, einige Literaten und das vielfach bemerkenswert reformfreudige Beamtenturn, 
und zwar das höhere Beamtenturn ... nicht aber, im ganzen gesehen, die Bauern. Wo 
diese nicht einfach passiv alles mit sich geschehen lassen, sind sie nicht an der großen 

8 lf7ilbelm Heinrich Riehl, Bürgerliche Gesellschaft, II, (Stuttgart 1866) 41. Dort auch treffliche 
Charakterisierung der Märzbewegung aus konservativer Sicht. 
9 Giilltber Fmllz, Der Bauer in der politischen Welt, in: Hist.-pol. Hefte der Ranke-Gesellschaft 
15 (1964). 
10 Die revolutionäre Bewegung 1848 drohte vom Neckar- und Taubergrund auch auf Franken 
lind Schwaben überzugreifen. Die Besorgnis vor der Gefahr einer "Bauernrevolution" hat die Re­
formgesetzgebung beschleunigt. Vgl. Doeberl, Entwicklungsgeschichte Bayerns III, 184 ff.; Her­
manll KeßleI; Politische Bewegungen in Nördlingen und dem bayer. Ries während der deutschen 
Revolution 1848/49, (München 1939); Dietmar Nickel, Die Revolution 1848/49 in Augsburg und 
Bayerisch-Schwaben, (Schwäb. Geschichtsquellen und Forschungen 8, Augsburg 1965); Güntber 
Frallz, Die agrarische Bewegung im Jahre 1848, in: Zeitschrift für Agrargeschichte und Agrarso­
ziologie 7 (1959). 
II Liitge, Agrarverfassung 177. 



126 Pankraz Fried 

revolutionären Sozialreform interessiert, sondern an ihrem persönlichen Vorteil in 
dieser oder jener Einzelfrage. Sicher kommt es da und dort in Auswirkung der franzö_ 
sischen Revolution zu einem revoltierenden Verhalten oder zu Massenbeschwerden 
von Bauern oder Bauerngruppen ... sowie es ja immer auch Klagen und Widerstand 
gegen Übergriffe und Ungerechtigkeiten seitens einzelner Grund- und Gutsherren ge­
geben hatte. Aber ... : es fehlt an einer umfassenden Konzeption, einem eigentlichen 
Reformprogramm. Und als dieses nun von anderer Seite, von dem Bildungsbürgertum 
und der höheren Beamtenschaft, entwickelt wird, wird es zunächst auch nicht als sol_ 
ches akzeptiert, sondern überwiegend unter dem Aspekt des persönlichen Interesses 
gewertet ... " 

Über die sozialen Auswirkungen ist unten gesondert gehandelt l2
. In diesem Zu­

sammenhang sei lediglich bemerkt, daß die Frage nach den Auswirkungen unter den 
verschiedensten Gesichtspunkten gestellt werden kann und, wie Lütge 13 treffend be­
merkt hat, "auch je nach der Ausgangsposition des Fragestellers eine unterschiedliche 
Beantwortung erfahren" kann. Lütge führt unter den "Auswirkungen von genereller 
Bedeutung" den dadurch bewirkten Wandel in der sozialen und wirtschaftlichen Ord­
nung an, der in der "Eingliederung der ländlichen Bevölkerung und der Landwirt­
schaft als Wirtschaftszweig in die neue liberale, rational (nicht traditional) gedachte 
und bestimmte Ordnung" bestanden hatte. Es wurde damit ein einheitlicher "Staats­
untertanenstand" geschaffen, der zur Staatsbürgerschaft sich emanzipierte und in den 
der letzte privilegierte Stand, der Adel, immer mehr eingegliedert wurde. Bei dieser 
Betrachtung wird allerdings leicht übersehen, daß, zumindest am Beginn, nicht so sehr 
der Wille nach Veränderung des Sozialgefüges (Eigentum) als vielmehr die Hebung 
der Agrikultur (Landkultur) und der agrarischen Produktion Pate gestanden sind. 
Nach Lütge ist es nicht von der Hand zu weisen, daß die Bauernbefreiung, namentlich 
in Ländern mit ehemaliger grundherrschaftlicher Verfassung, zu einer starken Hebung 
der Aktivität der Bauern geführt hat, "sowohl im Hinblick auf die Pflege ihrer eigenen 
Häuser und HofsteIlen wie in Hinsicht auf die Steigerung der Produktion durch höhe­
ren Fleiß wie durch Anwendung besserer Anbaumethoden". Die Ausweitung der Kul­
turfläche und der Produktion wäre ohne die durch die Reform freigesetzten neuen 
Energien kaum möglich gewesen. Als eine weitere Auswirkung der Bauernbefreiung 
ist die "neue Interessenlage und die neue Art der Belastung der Bauern" bei ihrer Ein­
ordnung in die bürgerliche Gesellschaft und die am Marktgeschehen orientierte Wirt­
schaftsordnung hingewiesen worden. Dadurch, daß nicht mehr Herrschafts- und Ab­
gabeverpflichtungen zwischen Grundherren und Bauern standen, sondern beide nun 
im Grunde "Produzenten" waren, ergab sich ein gleiches Interesse am Markt- und 
Preisgeschehen, wenn auch Unterschiede zwischen Groß- und Kleinbetrieben und 
den verschiedenen bäuerlichen Produzenten bestehen blieben. Über das gemeinsame 

12 Siehe unten S. 127 ff. 
13 Liifge, Agrarverfassung 222. Die Literatur zu diesem Fragenkreis ist unterdessen kaum mehr 
übersehbar. Den Versuch einer Zusammenfassung unternehmen neben Friedrich Liitge auch 
Wenzer Conze, in: VSWG 38 (1950) u. Otto Stolz, in: VSWG 33 (1940) 1 H. Einzelstudien an kon­
kreten Fällen ("Fallstudien") sind jedoch nach wie vor selten und zumindest für Bayern ein Desi­
derat. 
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ökonomische Interesse hinaus kam es aber auch zu einer ausgesprochenen (berufs-) 
ständischen Haltung aller Landwirte, zu "einer gemeinsamen Standesauffassung auf 
nichtökonomischer Basis" (Nährstand!). Auswirkungen dieses neuen Bewußtseins sind 
zum Teil die nun entstehenden Vereinigungen der Landwirte, die landwirtschaftlichen 
Vereine, auf die hier nicht eingegangen werden kann. Entscheidend ist, daß die Einig­
keit in den Anschauungen und auch weitgehend in der Interessenlage beim Groß­
grundbesitzer sowohl wie auch beim einfachen Bauern zu einer einheitlichen politi­
schen Haltung führt, die als "konservativ" zu bezeichnen ist. Lütge stimmt deswegen 
F. Valjavec voll zu, wenn dieser das Bauerntum als "die eigentliche konservative Groß­
macht im 19. Jahrhundert"14 nennt, da die kleine Gruppe des Adels und der hohen 
Beamten nie eine starke konservative Gruppe, eine "Großmacht" hätte bilden können. 
Die weitere Frage, ob die Bauernbefreiung zu einer Verminderung der Lasten der Bau­
ern geführt hat oder ob es sich letztlich nur um eine Verschiebung gehandelt hat, ist 
nach dem Stand der gegenwärtigen Forschung noch kaum endgültig zu beantworten. 
E. Schremmer15 hat für Hohenlohe gezeigt, daß die dortigen Bauern vor und nach der 
Reform etwa gleich hoch belastet waren. 

Im Zusammenhang mit der Industrialisierungsforschung16 wird immer stärker auf 
die durch die Bauernbefreiung bewirkte Freisetzung von ländlichen Arbeitskräften für 
die neu entstehende Fabrikindustrie hingewiesen, ein Effekt, den auch die Bevölke­
rungswissenschafrt 7 heute in ihre Untersuchungen einbezieht. Allerdings bedarf es, 
um zu allgemeingültigen Feststellungen zu kommen, auch hier noch einer Reihe re­
präsentativer Einzelstudien. 

Zusammenfassend kann für den bayerischen Raum schon jetzt die Feststellung ge­
wagt werden, daß infolge des Vorherrschens der Rentengrundherrschaft die tiefen so­
zialen Auswirkungen, wie wir sie vor allem aus den Gebieten mit überwiegender Guts­
herrschaft kennen, weniger oder kaum anzutreffen sind. 

2. Die sozialen FoZ!!,en der Bauernbefreiung und Grundentlastung 18 

Neben der Industrialisierung hat man die Grundentlastung als das bedeutendste Er­
eignis des 19. Jahrhunderts bezeichnet19. Sie "bedeutete den Einbau der Landwirt­
schaft und im besonderen auch des Bauerntums in die neue liberale Wirtschaft, in das 
ganze politische, soziale und rechtliche System der zur Herrschaft gekommenen libe-

I" Zitiert bei Liitge, Agrarverfassung 229. 
15 Olto Biisch, Industrialisierung und Geschichtswissenschaft. Ein Beitr. z. Therm. u. Methodolo­
gie d,hist. Industrialisierungsforschung, (Berlin 1969). 
16 Biisch, Industrialisierung. 
17 Siehe besonders lJ70ljgang Köllmann, Industrialisierung, Binnenwanderung und "Soziale 
Frage": Zur Entstehungsgeschichte der deutschen Industriegroßstadt im 19. Jahrhundert, in: 
VSWG 66 (1959) 45-70. 
18 Vgl. Frier!, (wie oben Anm. 5). 
19 lVolfr;ang Zom, Kleine Wirtschafts- und Sozialgeschichte Bayerns 1806-1933, (München, 
1962) 40. 
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ralen Gedankenwelt"20. Man hat die Bauernbefreiung als den "ersten Akt der große 
bis heute noch nicht abgeschlossenen Sozialrevolution" gekennzeichnet, "durch de~ 
die feudal bestimmte, ständische Gesellschaft aufgelöst wurde, um emanzipiert in das 
industriebestimmte System der modernen Welt überzugehen"21. 

Wie überall in Deutschland so war auch in Bayern 1848 die Einbeziehung der Land_ 
wirtschaft in die liberale Wirtschaftsordnung abgeschlossen. "Der Boden und die ländli_ 
che Arbeitsbevölkerung waren nicht mehr einer Sonderverfassung, sondern dem ,Markt' 
und seinen Gesetzen unterworfen. Landwirtschaft war einer unter mehreren Speziali_ 
sierten Wirtschaftszweigen geworden, freilich bislang der mit Abstand größte ... "22 

Wenn man weiß, welch ausbalanciertes soziales Gebilde die "Sonderverfassung" der 
Grundherrschafr2 3 für den Bauern gewesen ist, so wird die volle Tragweite des Um­
bruchs erst klar ersichtlich, den die Bauernbefreiung bedeutete. Umso erstaunlicher ist 
es, daß die Überführung der Bauern in die liberale Wirtschaftsordnung ohne krisen_ 
hafte Zuspitzungen gelang. Ein entscheidender Grund hierfür liegt wohl darin, daß sie 
noch in einer Zeit durchgeführt wurde, wo die Praxis der freien Marktwirtschaft auf 
dem landwirtschaftlichen Produktionssektor erst in den Anfängen stand. Die traditio­
nellen Absatzbindungen und -möglichkeiten bestanden zunächst für den Bauern vor 
und nach der Grundentlastung unverändert fort, soweit er sowieso nicht herkömmlich 
Haushaltswirtschaft betrieb, insbesondere bei den kleineren Höfen. Ein weiterer 
Grund lag zweifellos im Zusammenfallen der ersten Jahrzehnte nach der Ablösung 
mit einem agrarkonjunkturellen Aufschwung. Negative Fernwirkungen zeigten sich 
erst in der Agrarkrise der neunziger Jahre, nachdem zuvor durch staatlichen Protektio­
nismus (seit 1879) der Agrarpreisverfall infolge der Konkurrenz amerikanischer Ge­
treideimporte verhindert worden war. Die Agrarkrise der neunziger Jahre kann aber 
nicht mehr in ursächlichen Zusammenhang mit der Bauernbefreiung gebracht werden. 

Das Festhalten des Bauern an der herkömmlichen Wirtschaftsweise verhinderte in 
den meisten Fällen, daß er als freier Grundeigentümer sich in unbekannte Geschäftsri­
siken einließ. Die Möglichkeiten, die dem Bauern das freie Eigentum in der Ertrags­
steigerung bot, haben nach und nach seinen Sinn für eine rationale Wirtschaft ge­
schärft. Durch den Wegfall der grundherrlichen Abgaben stellte sich der Bauer, von 
der Belastungsseite her gesehen, im allgemeinen besser als vorher, zumal der Staat da­
für durch eine objektivere Steuerbemessung durch Landvermessung und Bonitierung 
seit Beginn des 19. Jahrhunderts Sorge getragen hatte. 

Nach dem Stand der heutigen Forschung gilt es als sicher, daß bäuerliche Verschul­
dung und Zwangsverkäufe von Grund und Boden infolge des Wegfalls grundherrli-

20 Friedrich Liitge, Über die Auswirkungen der Bauernbefreiung in Deutschland, Ob. f. National­
ökonomie und Statistik 157, 1943) 353. 
21 Werner G'OIlZf, Quellen zur Geschichte der Bauernbefreiung, (Göttingen 1957) 11. 
22 Kllltt BOl'chardt, Grundriß der Wirtschaftsgeschichte, (Kompendium der Volkswirtschaftslehre 
I, (Göttingen 1967) 370. 
23 "Dieses System stellte eine bis in die letzten Lebensäußerungen der Bauernschaft durch das 
Herkommen gebundene, vielfältig gestaltete Ordnung dar, die im Laufe seiner über 1000jährigen 
Entwicklung wie ein Baum zu einem organischen, schwer zu verändernden Gebilde erwachsen 
war" (/I/ais Schlägt (Hrsg.), Bayer. Agrargeschichte, (München 1954) 553). 
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Konsenses oder Hilfeverpflichtung stark angestiegen sind. Von liberaler Seite 
che~mmer wieder die Aufteilung der zu großen altbayerischen Bauerngüter gefordert 
",a~~en, die man sich nun von der Freiheit des Güterverkehrs erhoffte. Die in zeitli­
"':er Nähe zur Grundentlastung liegenden Zertrümmerungen großbäuerlicher Be­
c . be halten sich jedoch in Grenzen, auch wenn man deren schlechte wirtschaftliche 
r~e e 1848 als drückend empfand (Doeberl). Die Betriebsgrößenstruktur des Landes 
erf:hr als unmittelbare Auswirkung der Grundentlastung keine entscheidende Verän­
derung. Die tatsächlich nun stark einsetzende Mobilität im Grundstücksverkehr be­
wirkte nach der Statistik auf die Dauer eine Aufstockung der Kleinstanwesen und eine 
mäßige Verkleinerung der größeren Höfe. Insgesamt kann man aber sagen, daß die 
Grundentlastung in bezug auf die Agrarstruktur keinen Einschnitt bedeutee4

• Sozial 
bot sie, neben der generellen Emanzipation des Bauern zum Staatsbürger, für die 
bäuerlichen Schichten die Chance zum Aufstieg im Rahmen der ländlichen Gesell­
schaft. Sie brachte allerdings auch das Risiko eines harten Existenzkampfes in einer li­
beralen Wirtschaftsgesellschaft mit sich, dem manche Bauern nicht gewachsen waren. 
Das anfängliche Fehlen von staatlicher Hilfe, die die alte grundherrschaftliche Unter­
stützung ersetzt hätte, wirkte sich drückend aus, spornte aber zu Selbsthilfemaßnah­
men in genossenschaftlicher Form an. 1877 wurde der erste bayerische Raiffeisenver­

ein gegründet. 
Alles in allem überwiegen aber eindeutig die positiven Aspekte der "bayerischen 

Form" der Bauernbefreiung und Grundentlastung. Man hat sie deswegen nicht zu Un­
recht als das "größte soziale Werk des 19. Jahrhunderts in Bayern" bezeichnee 5. Eine 
Wertung, die m. E. auch heute noch gilt. 

Bauernbefreiung und Grundentlastung haben in Bayern nicht die Bedeutung für die 
Herausbildung von ländlichen Besitzklassen gehabt, die ihnen bisweilen hierfür zu­
gemessen worden ise6

. Die sozialen Unterschiede nach der Besitzgröße bestanden be­
reits unter der Grundherrschaft, wenngleich gemildert und konserviert durch die ge­
meinsame Abhängigkeit vom Grundherrn. Nach der Grundentlastung war die Besitz­
größenstruktur, wenn man von der obrigkeitlichen Steuerung der Neuansiedlung bis 
1868 absieht, allerdings dem freien Spiel der Kräfte überlassen. Es setzen sich jedoch 
Tendenzen verstärkt fort, die sich zur Zeit der Grundherrschaft bereits feststellen las­
sen: Aufstieg der unterbäuerlichen Schichten zu Kleinlandwirten oder Absinken in 
ein ländliches Proletariat, das dann durch Aus- oder Abwanderung in die Städte das 
Land verläßt. Damit wird eher wieder die alte mittelbäuerlich-konservative Grund­
struktur des Landes hergestellt als verändert. 

lJiskllSJion siebe 5: 145 jj: 

24 So auch Eckart Schremmer; Die Bauernbefreiung in Hohenlohe, (Stuttgart 1963) 177. 
" Doeberl, Entwicklungsgeschichte Bayerns 111, 186. 
26 Rlldol/ Stade/mallll, Soziale und politische Geschichte der Revolution von 1848, (München 
1948) 46: "Nach der Mobilisierung des Grundbesitzes ... war die Aufspaltung des ehern. abhängi­
gen Bauerntums in einen selbständigen Mittelstand und ein heimatloses Proletariat wohl nicht 
aufzuhalten ... " 



Wallgang von Hippel 

Zum Problem der Agrarreformen 
m Baden und Württemberg 1800-1820 

Von "Bauernbefreiung" wird man in Baden und Württemberg während des fragli­
chen Zeitraums nicht sprechen können; Reformpläne, die in der Verknüpfung über­
greifender politischer und ökonomischer Überlegungen diese Bezeichnung verdien­
ten, lassen sich kaum zufällig erst nach dem Zusammenbruch des Empire im Zeichen 
von Verfassungsdiskussion und Verfassungskämpfen wenigstens ansatzweise ausma­
chen. Auch die wertneutralere und vagere Terminologie "Agrarreformen" suggeriert 
stärker, als dies der Fall gewesen ist, ein einigermaßen geschlossenes, auf näher defi­
nierte Reformziele ausgelegtes Konzept der Agrarpolitik. 

Die ,Problemrelevanz' der Thematik wird dadurch nicht in Frage gestellt: Der 
Übergangs periode zwischen der Auflösung des Heiligen Römischen Reiches Deut­
scher Nation und den Anfängen des Deutschen Bundes kommt längerfristig auch für 
den Weg der "Bauernbefreiung" zentrale Bedeutung zu, den die Staaten des rheinbün­
dischen Deutschland dann im wesentlichen bis zur Mitte des 19.Jahrhunderts in 
recht ähnlicher Gangart gleichsam als ein agrarpolitisches "Drittes Deutschland" be­
schritten haben. Während der zwei fraglichen Jahrzehnte sind für diese Entwicklung 
vor allem die entscheidenden politischen Grundlagen gelegt worden, indem die neu­
gebildeten Mittelstaaten zunehmend entschiedener den Weg vom älteren Patrimo­
nialstaat zum modernen Verwaltungs-, Steuer- und Verfassungsstaat beschritten. Das 
Großherzogturn Baden und das Königreich Württemberg mögen im folgenden als 
Beispiele für allgemeine Trends in der Agrarpolitik der Rheinbundstaaten dienen -­
Beispiele, bei denen die Verwandtschaft hinsichtlich der Ausgangslage und der An­
sätze zu deren Reform die Unterschiede in Akzentsetzung und Entwicklungstempo 
weit überwiegt l

. 

Wenn in Baden und Württemberg während einer ausgesprochenen Reformzeit die 
tradierte Agrarverfassung noch kaum angetastet wurde, so läßt sich vermuten, daß man 

I Vg!. allgemein jetzt Christof Dippet; Die Bauernbefreiung in Deutschland 1790-1850, (Stuttgart 
1980) bes. 82 H. für Baden und Württemberg. Speziell für die Bauernbefreiung in Württemberg 
Walfgang v. Hippel, Die Bauernbefreiung im Königreich Württemberg, 2 Bde., (Boppard a. Rh. 
1977); für Baden der nicht sonderlich befriedigende Überblick von Adolf KohleT; Die Bauernbe­
freiung und Grundentlastung in Baden, (phi!. Diss. Freiburg i. Br. 1958), ferner zur Zehntablö­
sung Adolf Kopp, Zehentwesen und Zehentablösung in Baden, (Freiburg i. Br. 1899). Zum Pro­
blem der Agrarreformen in den deutschen Mittelstaaten während der Rheinbundzeit vg!. die 
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dies (noch) nicht für nötig oder möglich hielt. Fragen wir daher zunächst nach der 
Ausgangslage, speziell nach der Reformfähigkeit und Reformbedürftigkeit der beste_ 
henden Agrarverfassung aus der Sicht der. Zeit>. 

Baden und Württemberg umschlossen nach schubweisen Landgewinnen von Napo_ 
leons Gnaden 1810 schließlich eine Fläche von gut 33000 Quadratkilometern3 Die 
vorherrschende Agrarverfassung dieses Raumes, die sogenannte "versteinerte" süd­
westdeutsche Grundherrschaft, war unter ökonomischem Aspekt im wesentlichen 
eine Rentengrundherrschaft, bestimmt von ständigen und unständigen Abgaben und 
Leistungen der pflichtigen Bevölkerung an die berechtigten "Herrschaften", sei es an 
die Grund-, Gerichts-, Leib-, Zehnt- oder Landesherrschaft, um die wichtigsten Zu 
nennen. Das geringe Ausmaß herrschaftlicher Eigenwirtschaften hielt die Ansprüche 
an bäuerliche Dienste in engen Grenzen und bewirkte auch, daß die Landreserve der 
Allmende, von herrschaftlichen Eigentumsansprüchen weitgehend verschont, in der 
Verfügungsgewalt der Gemeinden verblieb. Die geforderten Abgaben und Leistungen, 
bezogen auf den Feldertrag der bäuerlichen Ökonomie, lagen schätzungsweise im 
Durchschnitt zwischen 20 und 30%. Sie dienten nicht zuletzt der Wahrnehmung 
herrschaftlicher Aufgaben, erschienen durch Herkommen und traditionsbezogenes 
Denken als gutes altes Recht, waren zudem mit einem schwer zu durchschauenden 
Geflecht von konkreten herrschaftlichen Gegenleistungen insbesondere für die Kir­
che behaftet und bildeten alles in allem die unverzichtbare finanzielle Basis der beste­
henden Herrschaftsordnung. 

Die rechtliche und soziale Stellung der Bauern, wie sie Österreich und Preußen im 
Bereich der Gutsherrschaft vor allem während der zweiten Hälfte des 18.Jahrhunderts 
mühsam genug anzusteuern suchten, war im deutschen Südwesten bereits weithin 
Realität. So bot die dortige Agrarverfassung relativ wenig Anstöße zu tiefergreifender 
Veränderung oder gar zu ihrer Beseitigung; es läßt sich gut vorstellen, daß sie ohne 
Außeneinwirkung noch längere Zeit fortexistiert hätte. Der Umverteilungseffekt eines 
erheblichen Teils des Sozialprodukts zugunsten schmaler Eliten war ihr mit der "feu­
dalen" Agrarverfassung in anderen Teilen Deutschlands und Europas gemein; inner-

Skizze von JI7olfgangv. fbppel, Napoleonische Herrschaft und Agrarreform in den deutschen 
Mittelstaaten 1800-1815, in: Helmut Berding, Hans-Peter Ullmmm (Hrsg.), Deutschland zwi­
schen Revolution und Restauration, (Königstein/Ts. 1981) 296-310. Zur Reformproblematik 
während der Rheinbundzeit allgemein Elisabeth Fehrenbach, Verfassungs- und sozialpolitische 
Reformen und Reformprojekte in Deutschland unter dem Einfluß des napoleonischen Frank­
reich, ebda 65-90; dies., Vom Ancien Regime zum Wiener Kongreß, (München 1981) bes. 76 ff., 
170 ff. 
2 Zum Folgenden für Württemberg v. fbppel, Bauernbefreiung (Anm. 1) I, 57 ff.; für Baden nach 
der immer noch wertvollen Untersuchung von Ibeodor Llidwig, Der badische Bauer im 18.Jahr­
hundert, (Straßburg 1896)Jiirgen Tacke, Studien zur Agrarverfassung der oberen badischen Mark­
grafschaft im 16. und17.Jahrhundert, in: Das Markgräflerland 18,2 (1956), Alfred Straub, Das ba­
dische Oberland im 18.Jahrhundert. Die Transformation einer bäuerlichen Gesellschaft vor der 
Industrialisierung, (Husum 1977), Albrecbt Strobel, Agrarverfassung im Übergang. Studien zur 
Agrargeschichte des badischen Breisgaus vom Beginn des 16. bis zum Ausgang des 18.Jahrhun­
derts, (Freiburg i. BI'. 1972). 
J Nach Historischer Atlas von Badcn-Württcmberg Karte VII 1 und VII 2, Beiwort. 
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halb der bestehenden Rechts-, Herrschafts- und Wirtschaftsordnung aber ließ sie der 
flichtigen Bevölkerung vergleichsweise viel Freiraum: Der Besitz an Grund und Bo­

~en war wenigstens faktisch allgemein erblich geworden, die ökonomische Abhängig­
keit beschränkte sich im wesentlichen auf Abgaben~.erhältnisse, so daß dem Landwirt 
im Rahmen von Dorfgenossenschaft und tradierter Okonomie ein vergleichsweise ho­
hes Maß an betrieblicher Dispositionsfreiheit verblieb. Daß der größte Teil der Abga­
ben in marktgängigen Naturalien gefordert und geliefert wurde, erleichterte den 
Pflichtigen die unmittelbare Leistung und stabilisierte den Wert des Einkommens auf 
seiten der Empfänger; Versuche zur Abgabensteigerung, um mehr als etwaige Geld­
wertminderungen auszugleichen, scheinen daher die Ausnahme von der Regel gewe­
sen zu sein. Die Möglichkeiten persönlicher (regionaler wie beruflicher) Mobilität wa­
ren angesichts 'fehlender Erbuntertänigkeit und Schollenbindung vergleichsweise 
groß; die Leibeigenschaft, die keineswegs überall die gesamte Bevölkerung erfaßte, 
konnte sich in dieser Hinsicht höchstens finanziell als Hemmnis erweisen. 

Die Steuern, zweifellos der Posten, der zumal seit dem Dreißigjährigen Krieg unge­
wöhnlich stark anstieg, wurden zumal in den kleineren südwestdeutschen Territorien 
vorrangig für Reichs~ und Kreiszwecke erhoben; ihr Erhebungsmodus paßte sich dem 
übrigen Abgabensystem an. Damit entfielen wesentliche Voraussetzungen für Kom­
petenzkonflikte zwischen den Empfängern von Feudalabgaben und den Steuerbe­
rechtigten. Steuerprivilegien, ohnehin vergleichsweise selten, wurden gerade im 
18.Jahrhundert weiter eingeschränkt (z. B. in Vorderösterreich durch die theresia­
nisch-josefinischen Steuerreformen)". Profitable landwirtschaftliche Innovationen wa­
ren auch in der bestehenden Agrarverfassung trotz einer zweifellos vorhandenen Viel­
zahl von Hemmnissen für rationelle Landwirtschaftsführung möglich; Einnahmenstei­
gerungen zum Beispiel durch Melioration der Wiesen, durch Anbau neuer Gewächse, 
durch Besömmerung der Brache oder durch verstärkte und verbesserte Viehhaltung 
kamen wenigstens überwiegend den betreffenden Landwirtschaften zugute. Die Spiel­
räume für agrarische Modernisierung konnten zudem durch Rationalisierung der be­
stehenden Agrarverfassung weiter vergrößert werden, zum Beispiel durch vereinfa­
chend-normierende Abgabenberechnung und -erhebung, durch effizientere und spar­
samere Umlage bestehender Verpflichtungen (Fronen), durch Monetisierung schwie­
rig zu bemessender und zu beanspruchender Leistungen (Fronen, kleinere Grund­
oder gerichtsherrliche Abgaben). 

Die Ansätze zu einer derart ausgerichteten Agrarpolitik, wie sie sich in Südwest­
deutschland etwa seit der Mitte des 18. Jahrhunderts vielerorts mit freilich recht unter­
schiedlicher Intensität und mit häufig aufklaffender Diskrepanz zwischen Beabsichtig­
tem und Erreichtem bemerkbar machte, verharrten durchwegs noch in Bahnen der 
tradierten Agrar- und Herrschaftsordnung, ob es sich nun um Verbesserungen der 
Agrartechnik, um Aufteilung von herrschaftlichen Eigenwirtschaften in Bauernstellen, 
um sogenannte Robotabolitionen, um Bemühungen, schlechte bäuerliche Besitzrechte 

4 Vgl. v. Hippel, Bauernbefreiung (Anm. 1) I, 228 ff.; zur Entwicklung des Steuerwesens in Vor­
derösterreich jetzt ausführlich Pranz Qllartbal, Landstände in Schwäbisch-Österreich, (Stuttgart 
1980). 
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anzuheben, oder um die Zertrennung zu großer bäuerlicher Betriebe, um das Zusam_ 
menlegen verstreuten Besitzes zu größeren Einheiten (Vereinödung in Oberschwa_ 
ben), oder um die Überführung kollektiv genutzten Landes in privates Eigentum (Ge­
meinheitsteilungen) handelte. Das sichtbar gesteigerte Interesse der "agrarischen Be­
wegung" an der Landwirtschaft und an den Bauern als der nützlichsten Klasse im 
Staat ging selbst in Gedanken nur selten über kameralistische Bereinigung und Inten_ 
sivierung des Bestehenden hinaus. Die spektakuläre Aufhebung der Leibeigenschaft in 
Vorderösterreich 1782) und in den badischen Markgrafschaften 17836 betraf ein öko­
nomisch wie politisch eher marginales Herrschaftsrecht und entpuppt sich bei nähe­
rem Zusehen wenigstens in Vorderösterreich teilweise nur als Beseitigung des Na­
mens und weniger der Sache. Die physiokratisch inspirierte Agrarpolitik des Markgra­
fen Karl Friedrich von Baden hätte vom Denkansatz her noch am ehesten auf eine re­
formerische Umgestaltung der Agrarverfassung zielen müssen, hat dies m. E. aber 
noch nicht wirklich getan. Der Fürst verfuhr nach seiner Devise "moderate et pruden­
ter" auch unter dem Einfluß vorwärtsdrängender Berater nur sehr zögerlich, be­
schränkte sich vorsichtig auf den Bereich der eigenen Grund- bzw. Gerichtsherrschaft, 
ging selbst hier im Spannungsfeld von humanitären, allgemeinen ökonomischen und 
fiskalischen Erwägungen nur mit kleinen Schritten voran, scheiterte kläglich mit dem 
schlecht geplanten Modellversuch einer physiokratischen Einheitssteuer und erzielte 
auch mit dem für die Zeit ungewöhnlich günstigen Angebot, die Grundzinsen durch 
ein Kapital in Höhe des 25-fachenJahresbetrags sowie den Lehennexus abzulösen, of­
fensichtlich nur sehr mäßigen Erfolg7

. 

Die Agrarverfassung blieb eingebettet in die Herrschaftsordnung, wie sie im deut­
schen Südwesten bestand: "Landeshoheit" bewahrte im Unterschied zur modernen 
Staatssouveränität noch den Charakter einer Bündelung verschiedener, im einzelnen 
nachzuweisender Rechtstitel. Reichstradition und Reichsrecht erwiesen sich beson­
ders hier noch als lebendige, konservierende, rechtssichernde Kraft in der politischen 
Verfassung bis ins ausgehende 18.Jahrhundert. 

So stieß der Weg radikaler Entfeudalisierung, den das revolutionäre Frankreich im 
Wechselspiel von Innen- und Außenpolitik nicht zuletzt unter bäuerlichem Druck 
schließlich beschritt, in Südwestdeutschland auf keine breite aktive Resonanz - nicht 
nur wegen mangelnder oder mangelhafter Information über die Vorgänge im westli­
chen Nachbarland, sondern auch, weil das bestehende Herrschaftssystem und die 
Agrarverfassung als sein tragendes Fundament noch ziemlich fraglos akzeptiert wur­
den. Zweifellos mobilisierte die Nachricht von der Französischen Revolution vorhan­
denes Konfliktpotential in der bestehenden Ordnung, doch ohne daß deren Überwin­
dung das anvisierte Ziel ausbrechender Unruhen gewesen wäre oder auch nur ihr 

) Vgl.v. Hippe!, Bauernbefreiung (Anm. 1) I, 261 ff. 
6 LudUJig, (Anm. 2) 146 ff. 
7 Zur Agrarpolitik von Markgraf Kar! Friedrich nach Ludwig, (Anm. 2) und Otto Moericke, Die 
Agrarpolitik des Markgrafen Kar! Friedrich von Baden, (Kar!sruhe 1905) kritisch Helen Pauline 
Liebe!, Enlightened Bureaucracy versus Enlightened Despotism in Baden 1750-1792, (Transac­
tions of the American Philosophical Society held at Philadelphia for Promoting useful 
Knowledge, New Series - Volume 55, Part 5, Philadelphia 1965). 
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mögliches Ergebnis hätte sein können. Ausrichtung am "alten Recht" dominierte, tra­
ditionelle Formen bäuerlichen Protestverhaltens bestimmten das Bilds. Selbst in den 
elitären Zirkeln der deutschen Jakobiner lassen sich jenseits allgemeiner Schlagworte 
wenig konkrete und konsistente Pläne zu einem grundlegenden Wandel der Agrarver­
fassung finden; diese scheint kaum besondere Aufmerksamkeit genossen zu haben9 . 

Auch von seiten Frankreichs hat man nicht versucht, durch Abbau des Feudalsystems 
unter der ländlichen Bevölkerung rechts des Rheins für die eigene Sache zu werben. 
Die Chancen wären vermutlich ohnehin gering gewesen: Die französischen Truppen 
galten traditionsgemäß als fremde Eindringlinge, denen man vor allem schlagartig er­
höhte Steuern und Kriegsdienst sowie Einquartierung und Vorspanndienste ver­

dankte. 

Die neuen Mittelstaaten Baden und Württemberg waren somit nicht genötigt, sich 
mit der Agrarfrage unter spürbarem Außendruck zu befassen. Auch die Rezeption des 
Code Napoleon in Baden 10 hat solchen Druck nicht vermittelt, entsprach es doch den 
Absichten der badischen Staatsmänner selbst, mit Hilfe des ausländischen Gesetzbu­
ches den agglomerierten Territorialerwerb rechtspolitisch mit dem badischen Kern­
land zu amalgamieren, ohne deshalb bestehende Eigentumsrechte in Frage zu stellen. 
Brauer, der eigentliche Schöpfer des badischen Landrechts, hat es verstanden, gerade 
in der zentralen Eigentumsfrage den Code durch "die für die Verfassung des Großher­
zogturns nötigen Nebenbestimmungen" so zu "ergänzen", daß die alte Agrarverfas­
sung mit den Bestimmungen dieses nach revolutionären Gesetzbuches kompatibel zu 
sein schien. 

Mit dem Problem der Code-Rezeption ist ein Punkt angesprochen, dem für die Be­
schäftigung der Regierungen mit der Agrarverfassung während der. Rheinbundzeit ei­
niges Gewicht zukommt: das Erfordernis der staatlichen Integration. Daß hierbei auch 
der landwirtschaftliche Sektor früher oder später ins Blickfeld rücken mußte, liegt auf 
der Hand. Einerseits bildete die Landwirtschaft den wichtigsten Gewerbezweig, lie­
ferte den größten Teil des Sozialprodukts und der unentbehrlichen Staatseinnahmen. 
Andererseits war trotz gemeinschaftlicher Grundzüge die kleinräumige Vielfalt der 
Agrarverfassung schon infolge der territorialen Aufsplitterung des deutschen Südwe­
stens ausgeprägt genug, um im allgemeinen Staatsinteresse ein Mindestmaß an An­
gleichung für wünschenswert, ja für notwendig zu erachten. Nur so konnte die erfor­
derliche Gleichstellung der Staatsangehörigen in rechtspolitischer und - nicht zuletzt 

8 Zusammenfassende Hinweise für Südwestdeutschland bei v. Hippel, Bauernbefreiung (Anm. 1) 
I, 305 f.; Eberhard Wet".l; Revoltes paysannes et citadines dans les Etats allemands sur la rive gau­
che du Rhin, de 1789 a 1792, in: Francia 3 (1975) 346-358; vgl. Dippe!; (Anm. 1) 143 ff. 
9 Dies ergibt die Durchsicht von Heinrich Scheel, Süddeutsche Jakobiner. Klassenkämpfe und re­
publikanische Bestrebungen im deutschen Süden Ende des 18.Jahrhunderts, (Berlin-O. 1962). 
10 Zur Code-Rezeption in Baden nach Willy Andreas, Die Einführung des Code Napoleon in Ba­
den, in: ZRG GA 31 (1910) 182 ff. die sich ergänzenden Arbeiten von Elisabeth Fehrenbach, Tra­
ditionale Gesellschaft und revolutionäres Recht. Die Einführung des Code Napoleon in den 
Rheinbundstaaten, (Göttingen 1974) bes. 104ff. und Werrler Schuber!, Französisches Recht in 
Deutschland zu Beginn des 19.Jahrhunderts. Zivilrecht, Gerichtsverfassungsrecht und Zivilpro­
zeßrecht, (Köln-Wien 1977) bes. 193 ff., 358 ff. passim. 
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- fiskalischer Hinsicht realisiert werden, nur dann vermochte eine Gesetzgebung mit 
übergreifenden Normen effektiv zu wirken. Das Erfordernis und Bedürfnis staatlicher 
Integration gewann während der Rheinbundzeit für den Bereich der Agrarverfassung 
Bedeutung noch in anderer Hinsicht: Die Auflösung des Alten Reiches und die Bil­
dung wenigstens innenpolitisch weitgehend souveräner Mittelstaaten unter französi_ 
schem Protektorat beinhaltete gerade in Südwestdeutschland, dem Kerngebiet des un­
tergehenden Reiches, mit seiner ausgeprägten Klein- und Kleinstterritorien-Struktur 
einen Umsturz der Herrschaftsordnung. Da die Agrarverfassung mit dieser Herr­
schaftsordnung aufs engste verknüpft war, mußte sie früher oder später auch den Nor­
men der neu entstandenen Staatssouveränität angepaßt werden. Dies geschah während 
der Rheinbundzeit zwar erst in Anfängen und nicht ohne Reibungsverluste, doch die 
Grundlinien, Möglichkeiten und Schwierigkeiten der Entwicklung während des fol­
genden halben Jahrhunderts begannen sich jetzt bereits deutlicher abzuzeichnen: 
Klare Abgrenzung zwischen öffentlich-rechtlichem und privat-rechtlichem Bereich 
war im Zeichen des neuen Staatsverständnisses unabdingbar! 1 

• Bezogen auf die Agrar­
verfassung hieß dies: Rechte und Pflichten, Abgaben und Leistungen, die öffentlich­
rechtlichen Zwecken gedient hatten oder dienten, konnten nicht von "privater" Seite, 
sondern nur vom Träger der Staatssouveränität beansprucht werden. Im Einzelfall 
stellte sich immer wieder die Frage, inwieweit es sich bei derartigen Leistungen um äl­
tere Formen von Steuern handelte und inwieweit ihre Fortdauer eine Doppelbesteue­
rung der Pflichtigen darstellte, die mit dem Prinzip der Steuergerechtigkeit nicht zu 
vereinbaren war. Suchte man die einstigen Rechtsgrundlagen mit den juristischen Ka­
tegorien moderner Staatlichkeit zu fassen, so lag es nahe, einem großen Teil der "feu­
dalen" Leistungen bis hin zu Zehnten und Teilen der Grundabgaben ursprünglich öf­
fentlich-rechtlichen Charakter zuzuschreiben. Anläßlich der sogenannten Revenuen­
und Schuldenausscheidung zwischen mediatisiertem Adel und mediatisierendem 
Staat gerieten nicht wenige Abgaben in ein derartiges juristisches Zwielicht. Der öf­
fentlich-rechtliche Ursprung vieler, wenn nicht der meisten "feudalen" Verpflichtun­
gen wurde während des Vormärz zu einem Schlüsselargument liberaler und demokra­
tischer Befürworter einer zügigen Grundentlastung 12

, die teilweise oder ganz auf das 
Konto der bisherigen "Berechtigten" bzw. der Gemeinschaft der Staatsbürger gehen 
sollte. Dieser Denkfigur, mit Hilfe eines weit ausholenden historischen Rückgriffs be-

11 Für Württemberg grundlegend Erwin Hoelzle, Württemberg im Zeitalter Napoleons und der 
Deutschen Erhebung, (Stuttgart 1937). Für Baden lVilly Andrem; Geschichte der badischen Ver­
waltungsorganisation und Verfassung 1802-1818, I, (Leipzig 1913) und Erwin Amdt, Vom mark­
gräflichen Patrimonialstaat zum großherzoglichen Verfassungsstaaat Bade!1. Ein Beitrag zur Ver­
fassungsgeschichte Badens zum Beginn des 19.Jahrhunderts mit Berücksichtigung der Verhält­
nisse in Bayern und Württemberg, in: ZGORh 101 (1953) 157-264,463-531. Für Bayern mit 
vergleichendem Ausblick auf andere deutsche Mittelstaaten Hanns Hllbert Hojinann, Adelige 
Herrschaft und souveräner Staat, (München 1962) bes. 257 ff. 
12 Derartige Argumente spielten bereits in der Ablösungsdiskussion zur Zeit der Französischen 
Revolution im Pro und Contra eine zentrale Rolle; vgl. dazu Ernst Hinrichs, Die Ablösung von 
Eigentumsrechten. Zur Diskussion über die droits fcodaux in Frankreich am Ende des Ancien 
Regime und in der Revolution, in: Rlldolj Vierhaus (Hrsg.), Eigentum und Verfassung. Zur Ei­
gentumsdiskussion im ausgehenden 18.Jahrhundert, (Göttingen 1972) 112-178. 
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stehende Rechtsverhältnisse zu annullieren oder wenigstens in Frage zu stellen, begeg­
net man bereits in den Reihen der Rheinbundbürokratie, freilich ohne daß sie sonder­
liche theoretische oder gar praktische Radikalität entfaltet hätte. Denn mit solcher Ar­
gumentation lag die tradierte Tendenz absolutistischer Politik im Widerstreit, unterge­
ordnete Herrschaftsträger innerhalb des eigenen Machtbereichs soweit wie möglich zu 
privatisieren, ihnen dabei aber die herkömmlichen Abgaben und Leistungen als 
wohlcrworbene Rechte" ohne wesentliche Schmälerung zu belassen. Die Forderung, 

"wohlerworbene Rechte" als Eigentum zu achten und sie nur gegen angemessene Ent­
;chädigung auf der Basis freiwilliger Vereinbarung zwischen den Betroffenen abzulö­
sen, bildete schon zur Rheinbundzeit das gewichtigste juristisch-politische Gegenar­
gument gegen die rechtsgeschichtlich abgefütterte Behauptung vom öffentlich-rechtli­
chen Ursprung des Feudalsystems. Je nachdem, wie man den Eigentumsgedanken 
handhabte, konnte man ihn also für oder gegen die bestehende Agrarverfassung und 
Rechtsordnung einsetzen. 

Schon aus handfesten fiskalischen Interessen 13 ist es während der Rheinbundära 
weder in Baden noch in Württemberg zu scharfen Ziel konflikten zwischen konträren 
Reformkonzepten innerhalb der Ministerialbürokratie gekommen. Die Agrarverfas­
sung stand zumindest in ökonomischer Hinsicht noch nicht zur Disposition. Kenn­
zeichnenderweise suchten die Rheinbundregierungen vor allem dort verändernd ein­
zugreifen, wo es um öffentlich-rechtliche Kompetenzen im Bereich von Justiz und 
"Polizei" ging. Daß Napoleon den Mediatisierten in Artikel 27 der Rheinbundakte 
umfangreiche, mit der neuen Staatssouveränität nicht kompatible Hoheitsrechte be­
ließ und ihr feudales Eigentum gegen staatliche Zugriffe abschirmte, mag sich aus sei­
ner restaurativen Adelspolitik erklären 14. Angesichts der Massierung ausgedehnter 
Mediatgebiete in Baden wie in Württemberg gewann das Problem, den bisher land­
fremden Adel und seine einstigen Herrschaftsgebiete voll in den neuen Staatsverband 
zu integrieren, für diese beiden Länder längerfristig auch hinsichtlich der Agrarfrage in 
engem Verbund mit der Verfassungsfrage beträchtliche Brisanz. Denn anders als die 
Preußen, wo die Junker eine tragende Säule von Staats- und Gesellschaftsordnung bil­
deten, erschien der mediatisierte Adel, einstige Landesherren und Reichsritterschaft, 
in den Mittelstaaten Baden und Württemberg von vornherein zumindest als Störfak­
tor im neuen Staatsgefüge. Im Spannungsfeld zwischen vertragsmäßig garantierten 
und wenig präzise definierten "feudalen" Rechtsreservaten und neuer Staatssouveräni­
tät suchten die Regierungen naturgemäß die systemwidrigen Privilegierungen wäh­
rend der Rheinbundzeit auch durch mehr oder weniger offene Rechtsbrüche hinweg­
zuinterpretieren. Sie beschränkten sich dabei aber maßgeblich auf den eindeutig öf­
fentlich-rechtlichen Bereich der Gerichtsherrschaft, indem sie die Patrimonialgerichts­
barkeit und Patrimonialpolizei der Mediatisierten so weit wie möglich einschränkten 

13 Zur Finanzmisere des Großherzogtums Baden vgl. neuerdings Hans-Peter VI/mann, Badische 
Finanzreformen in der Rheinbundzeit, in: GG 8 (1982) 333-366, bes. 346 ff. Für Württemberg 
Hinweise bei v. Hippe!, Bauernbefreiung (Anm. 1) I, 309 f. 
14 Vgl. Febrenbac/;, Traditionale Gesellschaft (Anm. 10) bes. 19 ff. und Helmut Bading, Napole­
onische Herrschafts- und Gesellschaftspolitik im Königreich Westfalen 1807-1813, (Göttingen 
1973) passim. 
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bzw. völlig aufhoben. Friedrich I. von Württemberg hat diese Politik besonders konse_ 
quent und in härterer Gangart verfolge', als dies die Großherzöge Karl Friedrich und 
Karl unter der Einwirkung divergierender Rechts- und Staatsauffassungen (Brauer 
contra Reitzenstein) taten 16. Während Württemberg die staatsrechtliche Entmachtung 
des mediatisierten Adels bereits bis zum Mai 1809 im wesentlichen abgeschlossen 
hatte, zog Baden erst vier Jahre später die letzte Konsequenz aus der neuen Staatssou­
veränität, indem nun die Verwaltung "aller Obrigkeit in Kriminal- und Zivil-, auch 
Rechts-, Kirchen- und gemeinen Polizei-, auch Regierungssachen" "mit Vorteil und 
Lasten" an den Staat überging 17

• Der Konflikt zwischen adeliger Herrschaft und sou­
veränem Staat war freilich durch solch einseitige Machtsprüche noch nicht endgültig 
aus der Welt zu schaffen. 

Napoleon hat durch die Bestimmungen der Rheinbundakte das widerstrebende 
Adelselement gestützt und dessen restaurativen Bestrebungen nach Zusammenbruch 
seines Empire geradezu Vorschub geleistet; fast erscheint es als Ironie der Geschichte, 
daß die 1806 getroffenen Regelungen, vermittelt über die Bayerische Deklaration vom 
19.3.1807, in den Artikel 14 der Bundesakte von 1815 übergingen und den Mediati­
sierten eine solide staatsrechtliche Handhabe schufen, sich in der Folge etwaigen Plä­
nen zur Grundentlastung zu widersetzen, soweit es ihr Eigentum betraf, bzw. sich ihre 
Zustimmung teuer abkaufen zu lassen 18. Es bleibt die Frage, inwieweit die napoleoni­
sche Herrschaft andererseits mit Hilfe der Code-Rezeption die Beseitigung der feuda­
len Agrarverfassung tatsächlich fördern konnte. Der Vergleich zwischen Württemberg, 
das keinerlei Neigung zur Übernahme des französischen Zivilgesetzbuchs zeigte, und 
Baden, in dem die Rezeption besonders nachhaltig erfolgte, zeigt recht klar, daß dies 
im vorliegenden Fall kaum geschehen ist, da im Zuge der Rezeption nicht die Agrar­
verfassung den neuen Rechtsnormen unterworfen, sondern der Code den geltenden 
Verhältnissen durch "Zusätze" angepaßt wurde, die dem Geist und System des Code 
eigentlich widersprachen l9

. Die generalisierende Normierung einer Vielzahl von lokal 
differierenden "feudalen" Beziehungen bot die Chance, "jenen ganzen Wust von Un­
bestimmtheiten"ZO zu vermindern, ältere Rechtsfiguren auf den modernen Eigentums­
begriff hinzuinterpretieren und damit z. B. die Rechtsposition der Inhaber bäuerlicher 
Lehen zu stärkenZ1 ; andererseits unterstellte sie auf diesem Wege aber auch herr­
schaftliche Ansprüche privatrechtlichem Schutz, selbst dann, wenn sie wie die 
"Grundpflichtigkeiten" meist der Orts- und Gerichtsherrschaft entsprangen, also nach 

1) Vgl. Gunther Zollmann, Adelsrechte und Staatsorganismus im Königreich Württemberg 
1806-1817, (phil. Diss. Masch., Tübingen 1971) und v. Hippel, Bauernbefreiung (Anm. 1) I, 313 H. 
16 Vgl. Amdt, (Anm. 11) 181ff., 214ff. u.ö.; Kohle!; (Anm. 1) 34ff., 49ff.; Franz Schnabel, Sigis­
mund von Reitzenstein. Der Begründer des badischen Staates, (Heidelberg 1927) 117 ff. 
17 Reg. Bi. f.d. Großherzogtum Baden 1813, Nr. 15, zit. nach Arndt, (Anm. 12) 464f. 
18 Vgl. allgemein Wol/gang Hilger; Die Verhandlungen des Frankfurter Bundestages über die 
Mediatisierten von 1816-1866, (phil. Diss. Masch., München 1956); für Württemberg v. Hippel, 
Bauernbefreiung (Anm. 1) I, 368ff.; für Baden Kohlei; (Anm. 1) 49ff. 
19 Vgl. johanll Niklas Friedrich BraUe!; Erläuterungen über den Code Napoleon und die Groß­
herzoglich Badische bürgerliche Gesetzgebung, Bd. I, (Karlsruhe 1809) bes. 439 ff., 502 H., 520 ff. 
20 Ebda 441. 
21 Vgl. z. B. ebda I, 579 f. den Versuch der Abgrenzung von "Bodenzinsgütern" und "Gültgütern". 
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dem Verständnis der Zeit öffentlich-rechtlicher Herkunft waren. Nur durch die (nicht 
näher normierten und daher kaum wirksamen) Möglichkeiten, sie abzulösen, unter­
schieden sie sich von den eigentlichen "Erbdienstbarkeiten" (Zehnten, Gülten und 
Zinsen)22. Brauer verfuhr somit unter sorgfältiger Beachtung bestehenden Eigentums 
als "maßvoller Rationalist"23 im Geiste des aufgeklärten Absolutismus; schon die for­
cierte Mediatisiertenpolitik Reitzensteins zugunsten des einheitlichen Staatsverbandes 
erschien ihm als "Rechtsberaubung"24. 

Kräftigere Impulse für eine Reform der Agrarverfassung konnte man von solch ent­
schärfter Code-Rezeption nicht erwarten, zumal Brauer sich immer wieder auf Artikel 
27 der Rheinbundakte als Garantie feudaler Eigentumsrechte berief und dies dann 
auch für die staatliche Grundherrschaft geltend machte25. 

Im übrigen lag es durchaus auch im Interesse des Staates selbst, mit dem Bestand 
überkommener Feudalrechte sorgsam hauszuhalten: Er sah in ihnen eine ergiebige, 
im Ertrag auch durch den hohen Naturalienanteil relativ stetige und durch jahrhun­
dertelange Übung organisatorisch gut abgesicherte Einnahmequelle - eine Einnahme­
quelle, die traditionell das finanzielle Fundament der Staatseinnahmen und -ausgaben 
bildete, während die Steuerumlagen gleichsam als Ergänzungsabgabe galten, um die 
Lücken zwischen staatlichen Domanialeinnahmen und den erwarteten Finanzver­
pflichtungen zu decken26. Das Fortwirken patrimonialstaatlichen Denkens aus vorre­
volutionärer Zeit läßt sich in Karlsruhe wie in Stuttgart auch über die Rheinbundära 
hinaus verfolgen. Das Interesse an der Erhaltung des durch Säkularisationen vergrö­
ßerten Domanialbestandes war bei König Friedrich sehr ausgeprägt27

; und in § 59 der 
Badischen Verfassung von 1818 hinterließ es einen vielkritisierten, staatsrechtlich ana­
chronistischen Niederschlag28

. 

22 Ebda I, 520 ff., 563 ff. Immerhin mußten auch Gülten, "deren ursprünglich richtiggestellte Un­
ablöslichkeit nicht dargetan werden" konnte, auf Verlangen des Pflichtigen im 25fachen Betrag 
abgelöst werden; ebda 561 f. 
23 Schnabel, Reitzenstein (Anm. 16) 120. 
24 Ebda 118 f. 
25 BraueT; (Anm. 19) z. B. 1,439 f., wo Brauer gleichzeitig die bäuerliche Lehenverfassung sogar in 
sozialpolitischer Hinsicht als wünschenswerte Schranke gegen möglichen Eigentumsmißbrauch 
durch den "reichen Landeigentümer" und als Schutz für den "ärmeren Landbauer" befürwortet; 
vgl. 520, 546, 561, 572. 
26 Kennzeichnend ist die Bemerkung Brauers zum Zehnten, a.a.O. I, 520: " ... hätte man freie 
Hand, ihn aufzuheben, so würde es auch dennoch zweckmäßig gewesen sein, als Gattung einer 
Staatssteuer ihn beizubehalten (deren Stelle er nun dadurch vertritt, daß der Regent der haupt­
sächlichste Inhaber derselben hierlands geworden ist) ... "; ähnliche Ausführungen ebda 546 H. 
27 v. Hippe!, Bauernbefreiung (Anm. 1) I, 424. 
28 "Ohngeachtet die Domainen nach allgemein anerkannten Gnmdsätzen des Staats- und Für­
stenrechts unstreitiges Patrimonialeigentum des Regenten und seiner Familie sind und Wir sie 
auch in dieser Eigenschaft vermöge obhabender Pflichten als Haupt der Familie hiermit aus­
drücklich bestätigen, so wollen Wir dennoch den Ertrag derselben außer der darauf radizierten 
Zivilliste und außer andern darauf haftenden Lasten, so lang als Wir Uns nicht durch Herstellung 
der Finanzen in dem Stand befinden werden, Unsere Untertanen nach Unserem innigsten Wun­
sche zu erleichtern, der Bestreitung der Staatslasten ferner belassen." (Ernst Rudolf Huber; Doku­
mente zur deutschen Verfassungsgeschichte, Bd. 1, (Stuttgart 1961) 164.) 
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Das bestehende Steuer- und Abgabensystem grundlegend zu verändern, erschien 
auch, zumal in einer Zeit permanenten Kriegstheaters, unter dem Druck einer Fülle 
von vordringlichen innen- und außenpolitischen Problemen nicht als Gebot der 
Stunde, sondern eher als längerfristige Aufgabe. Es kam in der gegebenen Situation 
vor allem darauf an, ein System zu finden, das effizient arbeitete, d. h. den möglichst 
reibungslosen Eingang möglichst großer Summen garantierte; demgemäß galt es, 
grobe Ungleichheiten in der Steuerbelastung zu vermeiden und ansonsten an Bewähr_ 
tem festzuhalten. Die Pflichtigen leisteten die gewohnten Abgaben offensichtlich wil­
liger als neue Auflagen; eine schnelle und "große" Reform des Finanzsystems hätte 
daher mit Sicherheit beträchtliche Unruhe bewirkt und schwer abzuschätzende Risi­
ken für Höhe und Stabilität der Staatseinnahmen beinhaltet, für die Pflichtigen aber 
kaum Vorteile gebracht, hätten sie selbst doch den Verlust der Feudalabgaben zum 
überwiegenden Teil in Form von Steuern wieder ausgleichen müssen. Bei der Neuord­
nung des Steuerwesens auf gesamtstaatlicher Ebene rückte zwar auch die Frage nach 
dem Verhältnis von Staatssteuer und "Feudalabgaben" ins Blickfeld, aber wie die badi­
sche Regelung von 1815 und die württembergische von 1821 beweisen, führte dies 
keineswegs dazu, das weithin privatisierte feudale Abgabensystem in Frage zu stel­
len29. 

Aus dem Gesagten folgt bereits, daß mit einem Agrarreformprogramm, das diesen 
Namen verdienen würde, in Baden und Württemberg während der Rheinbundära 
kaum zu rechnen ist. Die permanente Finanznot verlieh fiskalischen Überlegungen 
Vorrang vor staatspolitisch Wünschbarem; zudem erwies sich die Spannung zwischen 
bestehenden "Privateigentumsrechten" und postulierten "Forderungen des allgemei­
nen Staatswohls"30 einstweilen noch als nicht überbrückbar. In der Praxis zeigten die 
Regierungen daher nur dort, wo es rechtspolitisch unumgänglich erschien, bedingte 
Bereitschaft, verändernd einzugreifen. So hob man z.B. in Baden 1815 nach Abschluß 
der Steuerperäquation die sog. "alten Abgaben" steuerartigen Charakters auf, um un­
zulässige Doppelbesteuerung zu vermeiden; angesichts unklarer Kriterien mußte man 
allerdings später gesetzlich nachbessern31 Württemberg löste dieses Problem generell 
erst durch ein Gesetz im Jahre 183632 . Kennzeichnend für die Beschränkung auf das, 
was man für notwendig - und kostengünstig - hielt, ist die Art und Weise, wie die 
Karlsruher Regierung die Leibeigenschaft in den neuacquirierten Territorien 1808 

"beseitigte": Die Bezeichnungen, welche an das odiose Rechtsverhältnis erinnern 
konnten, ersetzte man durch unverfänglichere Vokabeln33 . Erst auf Intervention des 
Landtags wurden die noch bestehenden "persönlichen Leibeigenschaftsabgaben" 1819 

29 Vgl. den Beitrag von Hans-Peler Ullmann in diesem Band. "Gesetz, die Herstellung eines pro­
visorischen Steuer-Cadasters betreffend" vom 15.7.1821, in: Kgl. Württ. Staats- und Regierungs­
blatt (1821) 457 ff. 
30 Zitate bei v. Hippel, Bauernbefreiung (Anm. 1) I, 328. 
31 Badisches Regierungsblatt 1815, 22; Gesetz vom 14.5.1825: Bad. Regierungsblatt 1825,48; 
vgl. Leonhard iHiiller, Badische Landtagsgeschichte, I, (Berlin 1900) 153 f.; II, (Berlin 1901) 182 f. 
32 v. Hippel, Bauernbefreiung (Anm. 1) I, 452 ff. 
33 In der "Landesherrlichen Verordnung, die Grundverfassung der verschiedenen Stände betref­
fend" (Reg. BI. f.d. Großherzogturn Baden 1808, 163ff.) heißt es zur sogenannten "Erbpflichtig­
keif': Man werde wie bereits früher in den alten Landen, so auch in den neuen Landesteilen "da, 
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in den "unmittelbaren Landen" aufgehoben und 1820 "in allen übrigen Landesteilen" 
gegen Staatsentschädigung an berechtigte Standes- und Grundherren sowie Korpora­
tionen beseitigt34

. Württemberg konnte sich während der Rheinbundzeit nicht einmal 
zu einem deklaratorischen Akt durchringen, und als sich die Regierung 1817 endlich 
zur Aufhebung wenigstens der "persönlichen" Leibeigenschaft entschloß, wollte sie 
die Entschädigung "privater" Berechtigter für künftig entfallende Einnahmen den je­
weiligen Pflichtigen selbst überlassen; erst 1836 entschied man sich dafür, die Ent­
schädigung auf die Staatskasse zu übernehmen3

'. 

Partielle Reformanstöße konnten daneben aus den fortwirkenden vorrevolutionären 
Reformtraditionen erwachsen, zumal wenn die Ministerialbürokratie die ihr vertraute 
Situation in den Kernlanden als verbindlichen Maßstab für wünschenswerte Verände­
rungen in den neuerworbenen Gebieten betrachtete. So versuchte die Stuttgarter Re­
gierung, die vor allem in Oberschwaben weitverbreiteten Fallehen zwecks größerer 
population und erhöhter "Industrie" nach Möglichkeit in realbelastetes Eigentum um­
zuwandeln - gegen so hohe Entschädigungssummen übrigens, daß die Bauern schon 
aus diesem Grund wenig Begeisterung für die Aktion verspürten und teilweise nur un­
ter amtlichem Druck der Allodifikation zustimmten. Aus Rücksicht auf die adeligen 
Eigentumsrechte hielt es der König noch nicht für opportun, derartige Zwangsmaß­
nahmen auch in den Mediatgebieten durchzuführen36. 

Bedenkt man, daß die rasche Bereitschaft der süddeutschen Mittelstaaten, sich auf 
das Abenteuer des Konstitutionalismus einzulassen, auch auf das Bemühen der Regie­
rungen zurückzuführen ist, die neuerrungene Souveränität durch innenpolitische Mo­
difikation absoluter Herrschaft außen- bzw. bundespolitisch abzuschirmen, die einge­
leitete Reformarbeit zu vollenden und den Staat nicht zuletzt in finanzieller Hinsicht 
zu stabilisieren, so werden wesentliche Zusammenhänge zwischen der Rheinbundpe­
riode und der nachfolgenden Phase der Verfassungsgebung sichtbar37

. 

Die Konstitutionalisierung mußte sich in mehrfacher Hinsicht auch auf die künf­
tige Behandlung der Agrarfrage auswirken: Die Festlegung staatsbürgerlicher Rechte 
auf der Grundlage staatsbürgerlicher Freiheit und Gleichheit vor dem Gesetz schuf 
verpflichtende und einforderbare Normen, die Verfassungsrealität dementsprechend 
zu gestalten und widerstreitende Verhältnisse und Einrichtungen abzubauen wie die 

wo es noch nicht geschehen ist, dieses Recht (die Leibeigenschaft. D. Y.) in seinen Folgen auf 
gleiche Art aufheben, sobald es Zeit und Umstände erlauben"; bis dahin solle "nicht mehr der 
Name Leibeigenschaft, Leibschilling, Besthaupt oder Hauptrecht und Leibeigenschafts-Entlas­
sung, sondern stattderen lediglich die Benennung Erbpflicht, Erbschilling, Todfall und Erbentlas­
sung in allen öffentlichen Urkunden zu Bezeichnung der oben beschriebenen althergebrachten 
Verhältnisse gebraucht werden" (164). Vgl. BraUeT; (Anm. 19) I, 575 ff. 
3'. Reg. BI. f.d. Grollherzogtum Baden 1820, 104. 
35 v. Hippel, Bauernbefreiung (Anm. 1) I, 355 ff., 449 ff. 
36 Ebda 324 ff. 
P Vgl. allgemein Wolfgang iVIagn; Das Problem der landständischen Verfassungen auf dem Wie­
ner KongreIl1814/15, in: HZ 217 (1973) 2%-346; Bernd WundeI; Landstände und Rechtsstaat. 
Zur Entstehung des Artikels 13 DBA, in: Zschr. f. Hist. Forschung 5 (1978) 139-185. Für Baden 
die einschlägigen Passagen in Andrem, Verwaltungsorganisation (Anm. 11) und Arndt, (Anm. 
11); für Württemberg zusammenfassend Walter Gl'llbe, Der Stuttgarter Landtag 1457-1957. Von 
den Landständen zum demokratischen Parlament, (Stuttgart 1957) 489ff. 
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Leibeigenschaft und Leistungen leibeigenschaftlichen Ursprungs, alle älteren Ver_ 
pflichtungen öffentlich-rechtlicher bzw. steuerartiger Natur, alle dauerhaften Eigen_ 
tumsbindungen als Widerspruch zum Prinzip der Vertragsfreiheit, alle Privilegierun_ 
gen des Adels, soweit sie nicht bundesrechtlich geboten waren. 

Die zu erwartende Finanzkontrolle durch Landstände legte es nahe, daß die Regie_ 
rungen sich mit der Organisation des Staatshaushaltes näher befaßten und hierbei 
auch das bestehende "feudale" Abgabensystem auf Rationalisierungsmöglichkeiten 
überprüften - wenigstens in Württemberg nicht zuletzt in der Absicht, das noch an­
stehende Geschäft der Steuerperäquation zu erleichtern. 

Die Verfassung schuf schließlich in den Landständen eine neuartige Instanz, um die 
Interessen des "Volkes" in den Prozeß der politischen Willensbildung gebührend ein­
zubringen; damit konnte auch die "Öffentlichkeit" in einem bisher unbekannten, 
staatsrechtlich verbindlichen und obrigkeitlich nicht beliebig steuerbaren Ausmaß 
Forderungen bis in die Gesetzgebung einbringen. Mit welcher Intensität und mit wel­
cher Stoßrichtung dies tatsächlich geschah, hing maßgeblich von der Zusammenset­
zung und Qualität der Volksvertretung ab, und diese wiederum wurde durch die 
Wahlmodalitäten mitbestimmt. Die Zusammensetzung der Landtage in Baden und 
Württemberg ähnelte sich in wesentlichen Zügen (Zwei-Kammer-System, fast unbe­
schränkte Wählbarkeit der Beamtenschaft, Wahlfähigkeit im ganzen Land). Gerade in 
allen Fragen der Agrarreform wirkte sich der Umstand retardierend aus, daß der me­
diatisierte Adel über die Erste (in Württemberg z. T. auch über die Zweite) Kammer 
die Handhabe besaß, die Landesgesetzgebung zu blockieren. Freilich vermochte die 
Karlsruher "Volkskammer" auch dank ihrer homogeneren Zusammensetzung (keiner­
lei ständische Gruppenrelikte mehr) von Anbeginn eine größere Dynamik zugunsten 
der Agrarreform zu entfalten als die Stuttgarter Kammer der Abgeordneten. In Würt­
temberg drohte sogar zeitweise der spektakuläre Kampf um das "gute, alte Recht", 
durch die gemeinsame Front von altständisch orientierten bürgerlichen Kräften und 
mediatisiertem Adel gegen die Verfassungspläne der Krone die Reformchancen zu 
mindern, indem die Opposition die bestehenden Eigentumsverhältnisse gegen künf­
tige legislative Zugriffe von vornherein verfassungsrechtlich so weit wie möglich abzu­
sichern suchte. Wichtigster Träger eines den gesamten Staat einschließenden Reform­
konzepts wurde daher eine kleine Gruppe von Ministerialbeamten mit dem Freiherrn 
Karl August von Wangenheim an der Spitze, unterstützt von einer bescheidenen Zahl 
von "Volksfreunden" im LandJ8

. Ihr Verlangen nach dem Übergang vom "Patrimo­
nialstaat" zum "wahren, auf gesetzmäßige Freiheit des Staatsbürgers gegründeten 
Staat" beinhaltete als wesentlichen Teil auch die grundsätzliche, freilich auf längere 
Frist ausgelegte Änderung des Agrarrechts. 

Auch wenn die Wangenheim-Gruppe sich mit ihrem idealistisch geprägten Kon­
zept nicht durchzusetzen vermochte, hat sie doch die Bereitschaft zur Revision des 
Bestehenden erhöht. 

Das Zweite Edikt vom 18.11.1817 "die Aufhebung der persönlichen Leibeigen­
schaftsgefälle, Ablösung und Verwandlung der Feudalabgaben betreffend", das Resul-

38 Zum Folgenden v. Hippel, Bauernbefreiung (Anm. 1) 1,355 ff. 
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t längerer und teilweise kontroverser Diskussion in den Reihen der Ministerialbüro-

k
ta 

tie und recht eigentlich der Beginn der Grundentlastung in Württemberg, blieb ei-ra .. 
erseits von finanztechnischen Uberlegungen geprägt und konzipierte die Ablösungs-

n öglichkeiten für die Pflichtigen noch eher als Rationalisierung denn als entschiede­
:n Schritt zur Beseitigung der bestehenden Agrarordnung; andererseits bedeutete es 
'enseits der jetzt endlich verkündeten Aufhebung der "persönlichen Leibeigenschaft 
~it allen ihren Wirkungen" einen ersten generellen und prinzipiellen Einbruch in 
den Bereich auch der privaten Grundherrschaft mit Zwangscharakter, insbesondere 
eine Vernichtung bisherigen Obereigentums bei Erblehen, eine Bedrohung der herr­
schaftlichen Eigentumsrechte bei Fallehen und den Anfang zur Ablösung der Grund­
abgaben nach dem Willen der PHichtigen. Dies zusammen mit der negativen Gesamt­
bewertung der tradierten Agrarverfassung und mit der generellen Zusage, die Ablö­
SUngsgesetzgebung in dem Maße fortzuführen, "als die allmählig sich entwickelnden 
Bedürfnisse der Untertanen dieselbe erfordern", verstärkte den Eindruck, die Regie­
rung blase zum Generalangriff gegen das "Feudalsystem", und provozierte entspre­
chenden Widerstand vor allem der Standesherren: Ihrem Kampf um möglichst durch­
greifende Restauration einstiger Adelsherrschaft und Adelsrechte wäre mit der Auflö­
sung der Grundherrschaft das ökonomische und ideelle Fundament gleichermaßen 
entzogen worden. Daher eskalierte die Auseinandersetzung um eine Revision des 
Zweiten Edikts angesichts der gouvernementalen Unnachgiebigkeit sehr schnell in 
Beschwerden württembergischer Standesherren beim Bundestag wegen Verletzung 
des Art. 14 der Bundesakte. Die einschlägige Bundestagserklärung von 1819 ließ es 
der Regierung angesichts der allgemeinen Innen- und bundespolitischen Lage geraten 
erscheinen, sich auf einen dilatorischen Komprorniß einzulassen. Indem sie das 
Zweite Edikt gegenüber den Standesherren suspendierte, gewährte sie durch bedingte 
Anerkennung der Bundeskompetenz in den anstehenden Fragen wenigstens dem me­
diatisierten hohen Adel einen sehr viel wirksameren Schutz gegen mißliebige Ablö­
sungsgesetze, als sie beabsichtigt und vermutet hatte. Hinzu kam, daß die Kammer der 
Abgeordneten erst seit den 1830er Jahren entschiedene Initiativen zugunsten der 
Grundentlastung ergriff. Adelsproblem, mangelnder Druck von unten und schlechte 
Agrarkonjunktur führten dazu, daß die Stuttgarter Regierung vorerst noch keine wei­
terreichenden gesetzgeberischen Konsequenzen aus den Generalklauseln des Zweiten 
Edikts von 1817 zu ziehen brauchte. 

Im Großherzogturn Baden dagegen hat die Zweite Kammer bereits während der er­
sten Jahre des "Verfassungslebens" die Regierung nicht ganz ohne Erfolg vorange­
drängt39

. Die Diskussion über Agrarreformen fand hier nicht wie in Württemberg in 
Ministerialbüros und im Geheimen Rat, sondern im Ständesaal statt. Sogleich auf dem 
Landtag von 1819/20 entwickelte eine kleine Gruppe von Deputierten unter dem lei­
tenden Einfluß Ludwigs von Liebenstein40 in einer Serie von aufeinander abgestimm-

39 Zum Folgenden jHüllo; (Anm. 31) I; zusammenfassende Hinweise bei Wolfgang v. Hippe!, 
Friedrich Landolin Karl von Blittersdorff 1792-1861. Ein Beitrag zur badischen Landtags- und 
Bundespolitik im Vormärz, (Stuttgart 1967) 19ff. 
40 Vgl. Pranz Schnabel, Ludwig von Liebenstein. Ein Geschichtsbild aus den Anfängen des süd­
deutschen Verfassungslebens, (Karlsruhe 1927) 30ff. 
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ten Motionen ein umfassendes Reformprogramm für den landwirtschaftlichen Bereich 
und überholte damit die zaghaften Regierungsplanungen, indem sie Fronablösung 
und Zehntfixierung als ersten Schritt zur Zehntablösung als dringendes Erfordernis 
anmeldete und die Aufhebung der leibeigenschaftlichen Abgaben im gesamten Groß_ 
herzogtum forderte. Die Regierung trug diesen Wünschen wenigstens teilweise Rech_ 
nung. Die Gefahr, daß die Mediatisierten ihre staatsrechtliche Privilegierung zur Blok_ 
kade der Grundentlastung nutzten, war auch in Baden gegeben, und es war kein Zu­
fall, daß das Mediatisiertenproblem im aufsehenerregenden Streit um das Adelsedikt 
sogleich auf dem ersten Landtag die Beziehungen zwischen Ministerium und Volks_ 
vertretung schwer belastet hat41

• Wenn jedoch die Bauernbefreiung in Baden zügiger 
als in Württemberg verwirklicht werden konnte, so ist dies nicht nur auf das Konto 
der Zweiten Kammer und der Regierung zu setzen, sondern resultiert auch aus der 
geringeren Widerstandsfähigkeit, aber wohl auch insgesamt geringeren Widerstands_ 
bereitschaft des mediatisierten Adels. Zweifellos war es wichtig, daß Karlsruhe 
1819/20 das zunächst durchaus gewünschte Votum des Bundestags im Konflikt um 
das Adelsedikt schließlich vermied und damit den Schwierigkeiten aus dem Weg ging, 
denen Württemberg sich in dieser Hinsicht während des gesamten Vormärz ausge­
setzt sah. Andererseits ist festzuhalten, daß die badische Erste Kammer den Ablö­
sungsgesetzen von 1820 (Entschädigung leibeigenschaftlicher Leistungen, Ablösbar­
keit der Herrenfronen und der Abgaben von Zins- und Gültgütern)42 zustimmte und 
sogar statt Zehntverwandlung, wie sie die Zweite Kammer aus praktischen Gründen 
empfahl, für die Zehntablösung eintrat4J

. Auch wenn dies nur unter der Vorausset­
zung voller Entschädigung geschah, bleibt die - in Württemberg so nicht vorhandene 
- grundsätzliche Bereitschaft des mediatisierten Adels in Baden bemerkenswert, sich 
auf eine umfassend konzipierte Grundentlastung bereits zum damaligen Zeitpunkt 
einzulassen. Durch ihre Bereitschaft, die Ablösung zunehmend umstrittener und an­
gefeindeter Abgaben hinzunehmen, vermochten sie nicht nur finanziell vergleichs­
weise günstige Resultate zu erzielen, sondern auch möglichen Konflikten mit der öf­
fentlichen Meinung, mit Regierung und Volkskammer aus dem Weg zu gehen. Doch 
ging die Anpassungsfähigkeit nicht so weit, daß die Integration in Verfassungsstaat 
und "bürgerliche Gesellschaft" reibungslos geglückt wäre. Daß sich die agrarischen 
Unruhen 1848 auf die Mediatgebiete beschränkten4 4, beweist, wie gut es letztlich auch 
hier gelungen war, die Loyalität der adeligen Grundholden vom einstigen Herrschafts­
träger auf den nun Schutz und Recht gewährenden souveränen Staat umzulenken. Es 
handelt sich dabei um einen längerfristigen Mentalitätswandel; während der Rhein-

41 VgI. hierzu den Beitrag von EliJabeth Fehrenbach im vorliegenden Band; Hinweise bei v. HijJ­
pel, Blittersdorff (Anm. 39) 21 f. 
42 Gesetze vom 5.10.1820 betr. Aufhebung bzw. Loskauf der persönlichen Leibeigenschaftsabga­
ben, Ablösbarkeit der "Herrenfrohnden", Ablösbarkeit der "Grundgülten und Zinsen" von blo­
ßen Zinsgütern; Reg. BI. f.d. Großherzogturn Baden 1820, 104-11l. 
43 Vg1. Schl/abe!, Liebenstein (Anm. 40) 32 f. 
44 Friedrich Lautet/schlage!; Die Agrarunruhen in den badischen Standes- und Grundherrschaften 
im Jahre 1848, (Mannheim 1915); Rainer lPirtz, "Widersetzlichkeiten, Excesse, Crawalle, Tu­
multe und Skandale". Soziale Bewegung und gewalthafter sozialer Protest in Baden 1815-1848, 
(Frankfurt a. M. 1981) 169 ff. 



Agrarreformen in Baden und Württemberg 145 

d 
riode ist er - wenn überhaupt - bestenfalls in Ansätzen zu verspüren. Die 

bun pe . 
ndlagen für den Wandel wurden aber bereits damals geschaffen. 

Gr~er Abbau der älteren Herrschaftsordnung schuf die Voraussetzung für den nach-
I enden allmählichen Abbau der tradierten Wirtschaftsverfassung. Dadurch vor al­

fo gewinnt die Rheinbundperiode auch hinsichtlich der Agrarfrage den Charakter 
I~rn g Sattelzeit"45, obwohl der Weg von der Rationalisierung der tradierten Agrarver­
;ms~~~ zur "Emanzipation des Bauern" in Baden und Württemberg (wie in den übri­
a:

n 
Rheinbundstaaten) nur sehr zögernd betreten und die ökonomische Seite des Pro­

~Jerns noch fast völlig ausgeklammert wurde. 

Diskussion zu den Referaten von Pankraz Fried und Wolfgang von 
Hippel 

Leiter: Wolfgang Zorn 

In der gemeinsamen Diskussion der Thesen von Pankraz Fried und IPol/gang von 
Hippe! bildeten terminologische und definitorische Probleme den Ausgangspunkt. 
il1ichael Stolleis monierte - speziell an PankrclZ Fried gewandt - die seiner Ansicht 
nach verkürzte Darstellung des Vorgangs der Bauernbefreiung, die lediglich mit den 
Begriffen Leibeigenschaft und Grundentlastung operiere, deren soziales und rechtli­
ches Umfeld aber ausspare. (Vgl. dazu den schriftlich ausgearbeiteten Diskussionsbei­
trag S. 148f.) Karlil1iicklbedauerte, daß die längerfristigen Konsequenzen, die sich für 
Wirtschaft und Gesellschaft in Bayern aus der Bauernbefreiung ergeben hatten, im Re­
ferat von Fricd ebenfalls kaum zur Sprache gekommen waren. Seine Analyse der sich 
wandelnden Besitzgrößenstruktur und sich zunehmend ausdifferenzierenden stän­
disch-rechtlichen Hierarchie, die er zur Erklärung der spezifischen wirtschaftlich-so­
zialen und politischen Entwicklung Bayerns im späteren 19.Jahrhundert mit den 
Stichworten "Reagrarisierung unter dem Einfluß der Säkularisation", "Konzentration 
des bäuerlichen Besitzes" und ,,Auffächerung der ländlichen Sozialordnung" um­
schrieb, blieb allerdings nicht unwidersprochen. (Vgl. dazu den schriftlich ausgearbei­
teten Diskussionsbeitrag S. 147 f.) hied insbesondere hielt den Rückgang der Kleinbe­
triebe und das Anwachsen der mittelgroßen Anwesen trotz der zweifellos damit ver­
bundenen Auswirkungen auf die soziale Bewußtseinsbildung für nicht so gravierend. 
Von einer "Spaltung" oder "Teilung" der ländlichen Bevölkerung in eine besitzende 
Mittelschicht und ein besitzloses Proletariat kann seiner Ansicht nach nicht gespro­
chen werden. 

Zurück ins 18.Jahrhundert, auf die noch im alten Kurstaat initiierten ersten Versu­
che einer Grundentlastung versuchte Dietmar Stutzer den Blick zu lenken. Er erin­
nerte an das Generalmandat Kar! Theodors aus dem Jahre 1779, das die Umwandlung 

4~ Reillhart Koselleck, Einleitung in: Geschichtliche Grundbegriffe, Historisches Lexikon zur poli­
tIsch-sozialen Sprache in Deutschland, Bd. I, (Stuttgart 1972) XV. 
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der geringen Leiherechte in Erbrecht und die Fixierung der Besitzveränderungsge_ 
bühr, des Laudemiums, in sogenannte Maierschaftsfristen, ermöglicht hatte. Seinell1 
weiteren Hinweis auf die 1803 den Grunduntertanen in Bayern eröffnete Möglichkeit 
binnen Jahresfrist die Grunddienstbarkeit abzulösen, begegnete Fried jedoch mit de~ 
Einwand, daß dieses Angebot von den Bauern deshalb nicht angenommen wurde, Weil 
ihnen die bisherige Lösung besser erschien als die Zahlung von 600 fl, wie sie bei­
spielsweise für einen ganzen Hof erforderlich gewesen wäre. 

Eine in der Debatte über die Bauernbefreiung im allgemeinen nur am Rande ge­
streifte Problematik, nämlich die nach dem Verhalten der adeligen Gutsbesitzer 
schnitt Han:; Ktirner in einem ausführlichen Diskussionsbeitrag an. Der Adel, zwa; 
großen Teils noch selbst mit Lehensherrschaften begabt, deren Ablösung erst ab 1848 
möglich wurde, war andererseits durch die Ablösesummen seiner ehemaligen Grund_ 
holden z.T. erstaunlich solvent geworden. Wo investierte er nun? Kaum in der Indu­
strie, sehr viel mehr im land- und forstwirtschaftlichen Bereich - so der Trend, den 
Fried in seiner Antwort auf die Frage beschrieb und der sich nach Meinung des Refe­
renten angesichts einer noch weithin unbefriedigenden Forschungslage auch nicht nä­
her präzisieren ließ. 

Zu einem Vergleich der grundherrschaftlichen Verhältnisse von Bayern, Baden und 
Württemberg und der in diesen Territorien während der Rheinbundzeit kursierenden 
Pläne zu "Agrarreformen" regte Eberharcl Weis im weiteren Verlauf der Aussprache 
an. Ohne die Spezifika der genannten Länder (wie sie etwa in bezug auf das Sozial­
und Besitzgefüge oder die modifizierten Formen der Grunduntertänigkeit bestanden) 
außer acht lassen zu wollen, so der Diskussionsredner, müsse doch generell davon aus­
gegangen werden, daß schon in den ersten Dezennien des 19.Jahrhunderts nicht nur 
über eine rationellere und profitablere Landwirtschaftsführung, sondern auch über 
eine Modernisierung der Agrarverfassung nachgedacht wurde. Der Aussage von Htj,­
pel:;, die Agrarverfassung sei während der Rheinbundzeit nicht zur Disposition gestan­
den, widersprächen Pläne Montgelas' zur Ablösung der Grundherrschaft. Auch dürfe 
nicht vergessen werden, daß der Bauernbefreiung aus der Tatsache, daß nach der Säku­
larisation für 65 bis 70% der Bauernhöfe der Staat Grundherr gewesen sei, Vorteile er­
wuchsen. Daß die Reformpläne sich nicht unmittelbar in die Praxis hätten umsetzen 
lassen, hätte zum einen an den eskalierenden Finanznöten, hervorgerufen durch stän­
dig neue Kriege, zum anderen aber auch am wieder zunehmenden Einfluß des Adels 
nach 1808 gelegen. Immerhin aber seien die Beutellehen entschädigungslos aufgelöst 
worden; auch habe der Staat späterhin, so vor allem in den 20er und 30er Jahren, sein 
Engagement am Ablösungsprozeß nachdrücklich bekundet. 

Anklänge an die Diskrepanz, die sich hier zwischen Theorie und Praxis auftat, 
glaubten Werner Schubert und Rudolfinevon Oer in jener Unvereinbarkeit wiederzufin­
den, wie sie offenbar auch zwischen den Anschauungen liberaler und demokratisch 
gesinnter Befürworter einer Scheidung öffentlich rechtlicher und privatrechtlicher Ver­
pflichtungen der einzelnen Hintersassen und der zunächst praktizierten restaurativen 
Adelspolitik bestand. Ergänzend zu den im Referat von Wolfgangvon Hippel so aus­
führlich geschilderten Argumentationszusammenhängen verwies SclJllbert darauf, daß 
die Aufteilung der Feudallasten in öffentlichrechtliche und privatrechtliche auf die 
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frühe französische Bodengesetzgebung zurückgehe und auch der Gesetzgebung des 
Königreichs Westfalen und des Großherzogturns Berg sowie anderer Rheinbund­
staaten zugrunde liege, während in Frankreich diese Unterscheidung mit der entschä­
digungslosen Abschaffung aller Feudallasten in den Jahren 1792/93 aufgegeben wor-

den sei. 
Angeregt durch den wiederholt formulierten Hinweis auf die "Standespolitik" der 

badischen und württembergischen Standesherren meldete Volke,. Pms Bedenken ge­
genüber dem von Wol/gang von Hippe! vorgetragenen Interpretationsmodell an, dem­
zufolge sich ein Mentalitätswandel in der Gesinnung der einstigen Grundholden des 
Adels zugetragen habe und diese ihre Loyalität zum früheren Herrschaftsträger all­
mählich auf den nun Schutz und Recht gewährenden souveränen Staat übertragen 
hätten. Die Loyalität der Untertanen gegenüber ihren ritterlichen Herren sei keines­
wegs so ausgeprägt gewesen, so Press, daß ein an sich gleiches Verhalten der Bauern im 
18.Jahrhundert und um die Mitte des 19.Jahrhunderts unter genau entgegengesetzten 
Vorzeichen gedeutet werden dürfe. 

Die von Wolfgang von Hlppel in seinem Vortrag ebenfalls angesprochene unter­
schiedliche Kompromißbereitschaft des badischen resp. des württembergischen Adels 
in allen Fragen von agrarreformerischem Belang nahm Elisabeth Fehrenbach zum An­
laß einer Präzisierung. Ihrer Ansicht nach hat sich der badische Adel gegenüber Fra­
gen der Bauernbefreiung keineswegs aufgeschlossener gezeigt als der württembergi­
sche - zahlreiche, bis 1848 immer wieder vorgelegte Beschwerden badischer Adelsfa­
milien (Leiningen, Löwenstein insbesondere) beim Bundestag zeugten davon - nur 
habe die badische Bürokratie eine bessere Adelspolitik betrieben. Sie konnte die 
Bauernbefreiung früher und effektvoller in Angriff nehmen, weil sie im Stande war, 
großenteils aus der Staatskasse zu entschädigen. Die Zahl der Appellationen in Frank­
furt wollte von Hlppel in seiner Antwort darauf als Indikator für eine ungebrochene 
Widerstandskraft des Adels zwar nur bedingt gelten lassen, er gab Frau Fehrenbach 
aber insofern recht, als die badische Regierung und vor allem die Zweite Kammer des 
Großherzogtums in politisch außerordentlich geschickter Manier die Widerstände der 
Mediatisierten auszuschalten verstand. 

Schriftlich ausgearbeitete Diskussionsbeitrdge 

K i!1öckl zum Re/erat von P. Fried 

Im Zusammenhang mit der Verfassungspolitik Montgelas' möchte ich auf einige 
Folgen für die bäuerliche Welt hinweisen, die zwar in Einzelstudien angesprochen 
worden sind, bisher aber noch ungenügende Berücksichtigung fanden: Die Säkularisa­
tion der 57 Klöster in Bayern führte doch dazu, daß eine große Zahl der beschäftigten 
Handwerker freigesetzt wurde. Entweder sie waren vermögend genug, um bäuerliches 
Land zu erwerben, stießen so zur bäuerlichen oder halbbäuerlichen Schicht; oder sie 
wanderten ab und fanden anderswo, beispielsweise in den Städten, ihr Auskommen; 
oder, falls weder das eine noch das andere möglich war, sanken sie in das ländliche 
Proletariat ab. Welche Folgen hatte dieser Vorgang, der bereits in der Zeit des Aufge-
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klärten Absolutismus einsetzte, für den Prozeß der "Verländlichung" und für die Frag 
der "hinausgeschobenen" Industrialisierung Bayerns? - Nach der Revision des Ge_ 
meindeedikts von 1808 kam es durch Überschneidungen zwischen grundherrlichem 
Recht und Gemeinderecht zu wichtigen Festlegungen. Die Bildung "geschlossener" 
Gerichtsbezirke für Patrimonialgerichtsgemeinden und für bäuerliche Gemeinden 
konnte nicht durchgesetzt werden. Die daraus resultierende Vermischung der Zustän_ 
digkeiten zwischen adelig-grundherrlichen Gerichten und gemeindlicher Selbstver_ 
waltung bedeutete in der Praxis, daß die adeligen Gerichtsherren die bäuerlichen Ge­
meindevorsteher zurückdrängten und Zuständigkeiten nicht nur im eigenen, sondern 
auch im gemeindlichen Bereich übernahmen. Schließlich wurde es nicht für angängig 
gehalten, daß dem gewählten Gemeindevorsteher möglicherweise adelige Gerichtshol_ 
den untergeordnet wurden. Diese Entwicklung, die durch das Gemeindeedikt Von 
1818 sanktioniert wurde, hatte zwei Folgen: Einmal kam es durch die zwei verschiede­
nen Rechtskreise zu einem Riß in der Sozialordnung auf dem Land und zum anderen 
vergrößerte sich dadurch, daß die Bürger der Städte mehr Möglichkeiten in der Gestal­
tung der eigenen Angelegenheiten hatten, der Gegensatz zwischen Stadt und Land. _ 
Die Reform der bürgerlichen Selbstverwaltung brachte zwar die Bürgergemeinde, aber 
nicht die Einwohnergemeinde. Unabhängig von der Stärkung der Selbstverwaltung er­
gaben sich für die Gemeinden doch auch Probleme. Schon die Dezentralisierung des 
Stiftungs- und Kommunalvermögens nach 1810 führte dazu, daß auf die verfügbaren 
Mittel auch die Gerichtsherren und die Lokalbehörden einen stärkeren Einfluß aus­
üben konnten. Außerdem wurde den Gemeinden fast ausschließlich die Armenpflege 
aufgebürdet. Die Entwicklung führte zu einer gewissen Abschließungstendenz der 
Bürgergemeinden mit den Mitteln der Gesetzgebung zur Ansässigmachung,Vereheli­
chung und Heimat. Die soziale Problematik der Entwicklung eines ländlichen Prole­
tariats leuchtet hier auf. - Schließlich möchte ich noch auf die Wirkungen der Bil­
dungsreformen hinweisen. Die Säkularisation hatte die ausgewogenen Bildungsver­
hältnisse zwischen Stadt und Land beseitigt. Der neue Staat brachte aber hier keine 
Vereinheitlichung. Die Schulreform, gekennzeichnet durch die Entwicklung von der 
Konzeption Joseph Wismayrs zu derjenigen von Friedrich Immanuel Niethammer, 
brachte eine deutliche Differenzierung zwischen Volks- und Gelehrtenbildung und 
damit vor allem eine Unterscheidung zwischen Stadt- und Landschulen. Im Ergebnis 
kann man für die Landschule von einer Minimalisierung der Volksbildung sprechen.­
Diese Andeutungen zeigen, daß im Endergebnis die Reformpolitik auf die bäuerliche 
Welt doch einen sehr ambivalenten Einfluß ausübte. Die verschiedenen Ebenen soll­
ten stärker ins Auge gefaßt werden. 

il1. Siolleis zum Referat von P. Fried 

Zum Referat von Herrn Fried möchte ich mir zwei allgemeiner gehaltene Bemer­
kungen erlauben: 

1. Herr Fried hat den Vorgang der "Bauernbefreiung" in zwei Bereichen lokalisiert, 
in der Aufhebung der Leibeigenschaft und in der Grundentlastung. Die damit vorge-
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nommene Begrenzung ist jedoch weder ökonomisch und sozialgeschichtlich zu recht­
fertigen, noch findet sie sich in dieser Form in der Vorstellung der Zeitgenossen, wie 
sich etwa in der innenpolitischen Bilanz Montgelas' aus dem Jahre 1817 zeigt. Zur 
"Bauern befreiung" gehört ein ganzes Bündel weiterer Maßnahmen, mit deren Hilfe 
Boden umverteilt (1), rechtlich neugeordnet (2), die Landeskultur verbessert (3), die Er­
tragsflächen vermehrt (4) und die landwirtschaftlichen Kreditverhältnisse verändert 
wurden (5). An solchen Maßnahmen außerhalb der Komplexe der Leibeigenschaft und 
der Grundentlastung seien genannt: Aufhebung der Fronen und Scharwerke, soweit 
sie als dingliche Lasten auf Grundstücken ruhten; die Auflösung des Lehensverban­
des, Maßnahmen zur Kultivierung öder Gründe und zur Aufteilung der Allmenden; 
Propagierung der Güterzertrümmerung; Auf teilung der Staatsdomänen; Abschaffung 
(und Wiedereinführung) der Fideikommisse; die sog. Amortisationsgesetzgebung (Er­
werbs- und Verfügungsbeschränkungen der "Toten Hand"); schließlich die Reform 
des Hypothekenwesens und die Gründung der Bayerischen Hypotheken- und Wech­
selbank I. Alles dies veränderte die "Bodenverfassung" und damit auch die Lage der 
Bauern. 

Nur wenn man diese Vorgänge als Einheit betrachtet, lassen sich Aussagen treffen 
über die wirtschaftliche Lage der Bauern vor 1799 und nach 1817, lassen sich sozialge­
schichtliche Verschiebungen zwischen Leibeigenen, Grundholden, freien Bauern, 
Staatsdomänen und Adelsbesitz messen, und nur so wird überhaupt sichtbar, was in 
Frankreich mit der "abolition du regime feodal" erfaßt wird und in seinen Grundge­
danken dann in die bayerischen Verhältnisse nach 1799 einwirkte. 

2. Versucht man, auf dieser Basis unter dem Aspekt des "Rheinbundes" festzustel­
len, welche Reformimpulse aus Frankreich und speziell von Napoleon kamen, so muß 
man unterscheiden: die Maßnahmen zur Verbesserung der Landeskultur, zur Vermeh­
rung der Ertragsflächen, die Abschaffung der Leibeigenschaft und die Grundentla­
stung sind ältere Vorhaben, die nunmehr im Sog der politischen Ereignisse eine starke 
Beschleunigung erfuhren. Dagegen wären andere Hauptfragen wie die Auflösung des 
Lehensverbandes und die Abschaffung der Fideikommisse ohne die umwälzenden Er­
eignisse der Verfassungsgeschichte (Säkularisation, Ende des Reichs, Rheinbund) und 
ohne den speziellen politischen Druck Napoleons (etwa in der Fideikommißfrage) 
nicht so und nicht zu diesem Zeitpunkt in Gang gekommen. Die Reform des Hypo­
thekenwesens und damit des Bodenkredits schließlich hat, obwohl bereits 1811 einge­
leitet, ihren Schwerpunkt außerhalb der Rheinbundzeit, und sie ist auch stärker von 
preußischen als von französischen Vorbildern abhängig. 

Nur eine differenzierende Analyse der einzelnen zum großen Gebiet der "Bauern­
befreiung" gehörenden Reformarbeiten Bayerns während der Rheinbundzeit kann 
hier also weiterführen. Die vom Rheinbund und von Napoleon ausgehenden Impulse 
richteten sich offenbar nur auf die politisch wesentlichen Punkte, also auf Erfüllung 
von Mindeststandards in bezug auf Freiheit und Gleichheit sowie auf die Adelsfrage. 

I Einzelheiten in Hehl/lit Coing- Walter Wilbelm (Hrsg.), Wissenschaft und Kodifikation des Pri­
vatrechts im 19.Jahrhundert, Bd. III, Die rechtliche und wirtschaftliche Entwicklung des Grund­
eigentums und Grundkredits, (Frankfurt 1976) 44-117; 240-272. 



Karl Möckl 

Die bayerische Konstitution von 1808 

Der Verfassungsgedanke hat für den Übergang zur Moderne in der sogenannten 
Sattelzeit" 1 eine besondere Bedeutung. Das Ringen um seine Durchsetzung prägte 
~esentlich die deutsche Reformepoche. In ihr löste der korporativ-ständische den bü­
rokratisch-zentralistischen Staat ab. Der "Vertrag" anstelle des "Standes" wurde zur 
Rechtsgrundlage der Gesellschaft. Diese Reformtätigkeit verkörperte einerseits Tradi­
tionen des Aufgeklärten Absolutismus, andererseits wirkten in ihr nicht nur die Ideen 
der Französischen Revolution, sondern es machten sich auch die Folgen der Spät­
phase der napoleonischen Herrschaft bemerkbar. Insofern ist es naheliegend, daß sich 
der Übergang in den deutschen Reformstaaten weniger abrupt vollzog als in Frank­
reich, daß die Konfrontation des Alten gegen das Neue weit weniger zu einer Aus­
schaltung des Alten führte und daß vielmehr in mannigfachen Mischungen ein Wei­
terwirken traditionaler Formen zu beobachten ist. Der Aufgeklärte Absolutismus 
setzte sich, wenn auch mit unterschiedlicher Intensität in den einzelnen Staaten des 
Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation durch. In gleicher Weise wirkte die 
Französische Revolution auf Mitteleuropa territorial. Ein zutreffendes Gesamtbild läßt 
sich also nur durch die Summe der Regionalstudien zeichnen. Der Zerfall des Alten 
Reiches brachte es mit sich, daß für die Staaten des "Dritten Deutschland" der Verfas­
sungsprozeß als Vorgang der äußeren und inneren Staatswerdung in weit stärkerem 
Maße als in Preußen und Österreich zur Überlebensfrage wurde. Der Erfolg hing da­
von ab, ob es gelang, eine regional begrenzte "nationale" Identität zu gewinnen. Im 
modernen Staatsbayern wurde dieses Ziel erreicht. 

Die Zeit vom Erlaß der Konstitution von 1808 bis zum Oktroi der Verfassung von 
1818 ist als Einheit zu sehen2 Nicht unter dem Gesichtspunkt des Dauerhaften und 
nicht vom Standpunkt des liberalen Konstitutionalismus aus, sondern mit dem Blick 
auf den Anspruch und die reformerische Zielvorgabe fällt das Schwergewicht auf die 
erste Phase. Außerdem ist darauf zu verweisen, daß in der Zeit zwischen der beginnen-

1 Reinbart Kosel/eck (Hrsg.), Studien zum Beginn der modernen Welt, (Industrielle Welt 20, 
Stuttgart 1977); Rudolf VierbaltS, Deutschland im 18.Jahrhundert: Soziales Gefüge, politische 
Verfassung, geistige Bewegung, in: Frank/in Kopitzscb (Hrsg.), Aufklärung, Absolutismus und 
Bürgertum in Deutschland, (München 1976) 173-191; Dirk BlasiltS, Wissenschaft, Alltag und 
Geschichte. Zu Wolf Lepenies' "Das Ende der Naturgeschichte", in: Geschichte und Gesellschaft 
7 (1981) 134-141. 
2 Zum Folgenden durchgehend Kar! Miick/, Der moderne bayerische Staat. Eine Verfassungsge­
schichte vom Aufgeklärten Absolutismus bis zum Ende der Reformepoche, (München 1979). 
Dort finden sich auch zahlreiche Belege. 
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den Auflösung des Alten Reiches und dem Höhepunkt des französischen Einflusses 
in Bayern, 1802/03 bis 1808, die Verfassungsentwicklung offener war, als es danach 
vielfach den Anschein hatte. So gewann die napoleonische Herrschaft immer mehr 
den Charakter eines Unterdrückungssystems, die Reformimpulse für die Rheinbund_ 
staaten erlahmten, und nach 1813 traten nicht nur in Bayern Überlegungen der Erhal_ 
tung der staatlichen Existenz alles bestimmend in den Vordergrund und beeinflußten 
die Verfassungsentwicklung wesentlich. 

* 

Wenn der französische Gesandte in München, Graf Otto, nach dem Erlaß der baye­
rischen Konstitution berichtet', daß sie "die erste in ihrer Art" sei, "die freiwillig in 
Europa gegeben wurde, nach dem Muster der französischen Verfassung, ohne jeden 
Einfluß von unserer Seite", will er damit weder die Wirksamkeit der französisch-revo­
lutionären Ideen, noch jene Napoleons leugnen oder auch nur verringern, sondern auf 
die Eigenständigkeit der bayerischen Verfassungsentwicklung hinweisen und sich in 
gewisser Weise auch distanzieren, da die bayerische Konstitution in manchem nicht 
dem "Modell" der westfälischen Verfassung entsprach. Der französische Gesandte, der 
die Verhältnisse Bayerns genau kannte, wollte die innenpolitische Lage nicht gering 
schätzen und stellte sie gleichberechtigt neben die äußeren Einflüsse. Schließlich hatte 
sich Montgelas - wie andere Reformminister der Rheinbundstaaten - durch Napoleon 
vom Revolutionär der Theorie zum Revolutionär der Tat gewandelt und war Verbün­
deter des Kaisers geworden4

• Diese Position verlieh Eigengewicht und ermöglichte 
überhaupt erst erfolgreich an die Traditionen des Aufgeklärten Absolutismus anzu­
knüpfen. In der Tat trug sich Max IV. bereits seit 1803 mit dem Gedanken, die Verfas­
sungsfrage zu lösen5

. Diese Notwendigkeit wurde im Sommer 1806 verstärkt, als Bay­
ern und Württemberg vor Unterzeichnung der Rheinbundakte zu einer Contrepolitik 
gegen Napoleon übergingen6

. Außerdem bestand seitens der bayerischen Regierung 
seit Herbst 1806 das dringende Bedürfnis, die Rechtsverhältnisse der Mediatisierten in 
"einer Konstitution für das ganze Königreich" festzulegen, um einer bereits im Ge­
spräch befindlichen Regelung im Rahmen einer Rheinbundverfassung zuvorzukom-

J Bericht vom 14. Mai 1808. Die meisten Aktenstücke sind bei iHichael Doeberl, Rheinbundver­
fassung und bayerische Konstitution, (Sitzungsberichte der Bayerischen Akademie der Wissen­
schaften, Philosophisch-Philologische und Historische Klasse Jg. 1924, 5. Abhg., München 
1924), abgedruckt. 
4 Was Lo/har Gal/, Der Liberalismus als regierende Partei. Das Großherzogturn Baden zwischen 
Restauration und Reichsgründung, (Wiesbaden 1968) herausarbeitet, gilt auch für Bayern. 
S Kurfürstliches Schreiben an die Landschaft vom 5. Februar 1803. 
6 Kurt von Raumn; "Prefecture fran<;aise". Montgelas und die Beurteilung der napoleonischen 
Rheinbundpolitik. Ein Bericht des württembergischen Gesandten Graf Taube, München, 5.Juli 
1806, in: KOTll'tld Repgen, Stephan Skalweit (Hrsg.), Festgabe für Max Braubach zum 10. April 
1964, (Münster 1964) 635-661; Eberhard WeiS, Zentralismus und Autonomie im Alpenraum im 
Zeitalter Napoleons. Die Beispiele Bayern und Schweiz, in: Heinz Dollingn; Horst Gnlndn; AI­
win Hahnscbmidt (Hrsg.), Weltpolitik, Europagedanke, Regionalismus. Festschrift für Heinz 
Gollwitzer zum 65. Geburtstag, (Münster 1982) 109-133. 
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rnen7. Ähnliche Motive, einer Einflußnahme auf die Verfassungsfrage von außen zu­
vorzukommen, lagen den Verfassungsberatungen von 1814/15 und 1817/18 zu-
rundes. ImJuni 1807 fiel die Entscheidung zugunsten einer Verfassung mit einer Re­

g räsentation für das ganze Land9
. Die Arbeiten zogen sich zunächst hin, wurden aber 

~ann, indem Napoleon am 15. November 1807 die Verfassung des Königreichs West­
falen vollzog und sie am 7. Dezember 1807 publizieren ließ, beschleunigt. Dieses Vor­
bild bewirkte, daß Bayern nachziehen konnte, ohne den Kaiser zu provozieren, der 
eine Verfassung für den Rheinbund wollte. Die Mailänder Unterredung zwischen Napo­
leon und Max 1. Ende November! Anfang Dezember 1807 zeitigte insofern für Frank­
reich nur einen halben Erfolg. Zwar wurde im Januar nach französischen Wünschen 
der vage Entwurf einer Verfassung des Rheinbundes beschlossen und nach Paris ge­
schickt, aber er entsprach sichtlich so wenig den französischen Vorstellungen, daß die 
Sache - auch unter dem Einfluß der außenpolitischen Entwicklungen - im Sande ver­
lief 1o • Wichtig war für Montgelas die Regelung der Verfassungsfrage für Bayern und 
zwar als einen Akt der Selbständigkeit, also "ohne vorheriges Benehmen mit dem 
französischen Ministerium der Auswärtigen Geschäfte". Er hielt sich zwar an die 
"Grundlinien der vorliegenden Konstitution des Königreiches Westfalen" und be­
schloß die ,,Annahme des Code Napoleon in dem gesamten Königreiche" - wozu es 
dann allerdings nicht kam _I t, betonte aber gleichzeitig die Unabhängigkeit der Ent­
scheidung. Bayern verfügte die Übernahme der Post vom Fürsten Thurn und Taxis, 
was ein Schachzug gegen Napoleon war, der für den Rheinbund oder für sein ganzes 
Imperium die Vereinheitlichung des Postwesens anstrebte '2 , vor allem auch mit dem 
Blick auf sich daraus ergebende geheimdienstliche Vorteile beim Ausbau des Überwa­
chungssystems. Bayern regelte in der eigenen Konstitution zentrale Probleme doch 
anders, als sie in der westfälischen festgelegt waren - so hinsichtlich der Kompetenz 
der Nationalrepräsentation im Bereich der Verwaltungsgesetzgebung, der Eingriffs­
möglichkeiten der Nationalrepräsentation bei der Festlegung der Zivilliste, des Maßes 
der Unabhängigkeit der Rechtssprechung und schließlich des Umfanges der Minister­
verantwortlichkeit 13. 

Die Konstitution für das Königreich Bayern wurde am 1. Mai 1808 erlassen und am 
25. Mai 1808 publiziert '4 . Ihrer Funktion der äußeren Staatswerdung - sichtbar in der 

7 Instruktion an den bayerischen Gesandten in Berlin Graf Bray vom 10. Dezember 1806. 
B Kar! Otmar von Aretin, Bayerns Weg zum souveränen Staat. Landstände und konstitutionelle 
Monarchie 1714-1818, (München 1976) vor allem 158H. und 235ff. 
9 Protokoll der Sitzung der Geheimen Staatskonferenz vom 8.Juni 1807. 
10 ,VI icbael Doeberl, Rheinbundverfassung 81 H. 
11 rVemer Scbllbert, Französisches Recht in Deutschland zu Beginn des 19.Jahrhunderts. Zivil­
recht, Gerichtsverfassungsrecht und Zivilprozeßrecht, (Forschungen zur neueren Privatrechtsge­
schichte 24, Köln 1977) 44 ff. 
12 Protokolle der Geheimen Staatskonferenz vom 20.Januar und 13. Februar 1808. 
13 Text der westfälischen Verfassung bei Karl Heinrieb Llidwig Pölitz, Die europäischen Verfas­
sungen seit dem Jahre 1789 bis auf die neueste Zeit, Bd. 1, 1. Abtlg., (Leipzig 1832) 36-43; vgl. 
Anm. 14. 
14 Bayerisches Regierungsblatt vom 25. Mai 1808, Sp. 985 H.; abgedruckt bei Peter Wege/in, Die 
bayerische Konstitution Von 1808, in: Schweizer Beiträge zur allgemeinen Geschichte 16 (1958) 
143-150. 
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Einheit der bayerischen Nation, der Stärke Bayerns im Rheinbund und "seiner Einrei­
hung in die Klasse der europäischen Staaten"l:; - entsprach die innenpolitische Wir­
kung der Zusammenfassung der bisherigen Reformen Montgelas'. Sie war ein Rah­
mengesetz für künftige verfassungspolitische Entwicklungen. Ausdruck dafür waren 
die unauflöslich mit der Konstitution verbundenen organischen Gesetze, "destinees a 
appliquer et a developper les principes etablis dans la charte constitutionnelle"16. Sie 
wurden zwischen dem 20.April 1808 und dem 10.Juni 1813 erlassen und im "Hand­
buch der Staatsverfassung und Staatsverwaltung des Königreiches Bayern" in sieben 
Bänden veröffentlicht. Indem die Konstitution die bisherige Reformtätigkeit zusam­
menfaßte und auf Verfassungsrang hob, die Organischen Edikte Prinzipien der Kon­
stitution verwirklichten und weiterentwickelten, ergab sich ein Programm für die Zu­
kunft. Das Verfassungswerk ist somit der Höhepunkt der Montgelas'schen Reform­
und Staatstätigkeit17

. 

* 

Die Stärke und die innere Einheit waren für den bayerischen Staat die Vorausset­
zung für eine Außenpolitik, die ihm schließlich die Stellung eines bedeutenden Mit­
telstaates einbrachte. Der Verfassungsprozeß, der die national-bayerische Staatswer­
dung mit innerer Reformpolitik verband, war also höchst erfolgreich. Gleichwohl 
setzte die Kritik schon in der Zeit, vor allem aber in der Nachwelt ein. Sie läßt sich auf 
zwei Positionen - die kleindeutsch-preußische und die liberal-konstitutionelle - zu­
rückführen. 

Bereits vor dem Erlaß der Konstitution registrierte man einen antiaufklärerischen 
deutsch-romantischen "germanischen Patriotismus". Die Kritik ging in diesem Sinne 
vom Standpunkt eines deutschen Einheitsstaates aus und lehnte jegliche Eigenstän­
digkeit der Einzelstaaten ab. Graf Karl August von Reisach bezichtigte Montgelas be­
reits 1813 des Verrats Deutschlands an Napoleon und warf ihm seine französische Ab­
stammung vor. Kronprinz Ludwig sah in Montgelas "den Vertreter des undeutschen 
Systems". So nimmt es nicht wunder, daß die Kritik nach den Befreiungskriegen 1813 
zunehmend in eine deutsch-preußische Kritik mit antifranzösischem Gesicht mün­
dete. Für Heinrich von Treitschke war Montgelas ein "Halbfranzose", ein "diplomati­
scher Landsknecht", ein "skrupelloser Realist" und die Verfassung von 1808 eine 
"traurige Konstitution". Noch Michael Doeberl bezeichnete Montgelas als "den Nach­
kommen eines französischen Adelsgeschlechts", dem "bei seinen politischen Aspira­
tionen die Hemmungen nationalen Empfindens fehiteri". Abgewogener urteilte Fürst 

15 Freiherr von Zentner an Graf Rechberg am 7.Juni 1815. 
16 Georg Laubmann, Michael Doeberl (Hrsg.), Denkwürdigkeiten des Grafen Maximilian Josef von 
Montgelas über die innere Staatsverwaltung Bayerns 1799-1817, (München 1908) 25. 
17 Eberhard Weis, Zentralismus und Autonomie; ders., Das neue Bayern - Max 1. Joseph, Mont­
ge las und die Entstehung und Ausgestaltung des Königreichs 1799-1825, in: Hubert Glaser 
(Hrsg.), Wittelsbach und Bayern, III11, Krone und Verfassung, König Max 1. Joseph und der neue 
Staat, (München 1980) 49-64. 
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Metternich nach der Entlassung Montgelas', indem er die revolutionären Veränderun­
gen, die Bayern während der Ära Montgelas erfahren hatte, anerkennend würdigte und 
sie als nachahmenswert bezeichnete 18. 

Die liberal-konstitutionell Denkenden bemängelten nicht nur, daß die in der Kon­
stitution genannte Nationalrepräsentation nie zusammentrat, für sie war auch die 
Form dieser Repräsentation in Zusammensetzung und Befugnissen ungenügend. Im 
wesentlichen war diese Kritik retrospektiv. Sie übersah vielfach die Anliegen und die 
Bedürfnisse der Zeit. Adolph Winkopp stellt 1809 heraus, daß "der Staat als höchste 
Regel der Einheit und Rotundität ... keinen koordinierten Staat in sich selber" duldet, 
verweist auf "die neue geistvolle Verfassung des Königreiches Bayern" und bestätigt 
damit die Auffassung Nikolaus Thaddäus von Gönners von 1808, daß es nur auf die 
Unabhängigkeit der Staatsgewalt von einer anderen Staatsgewalt" ankomme und 

::Ungebundenheit und Unbeschränktheit der Staatsgewalt ... nicht zum Begriff der 
Souveränität" gehöre 19 - eine Auffassung, die in heutiger Zeit sehr aktuell klingt, 
wenn man die Eingliederung der Staaten in internationale Organisationen sieht. In 
Abhebung von den älteren Verhältnissen der territorialen Teilung des Staates in viele 
"Nationen" mußten vor dem konstitutionellen Dualismus der späteren Zeit die Ein­
heit und die Existenzfähigkeit des neuen Staates stehen. Wenn die Frage der Reprä­
sentation nicht nur in einem theoretischen, sondern auch in einem politischen Sinne 
angesprochen wurde, dann war die Gleichberechtigung der Bauern oder die Vergröße­
rung von deren Rechten im Gespräch. Erst danach entsteht das liberal-demokratische 
Verständnis von Souveränität, nämlich daß sich aus dem gesellschaftlichen Zusam­
menleben der Verzicht jedes Bürgers auf einen Teil seiner Rechte ergibt. In der 
Summe stellen diese Teile die Souveränität des Staates dar. Die Betrachtung des ent­
wickelten Stadiums des konstitutionellen Systems kann hier nicht zugrundegelegt 
werden20. Montgelas selbst rechtfertigt sich, wenn er sagt: "Il eut ete impossible de 
classer ni la noblesse ni le clerge dans les assemblees generales et particulieres autre­
ment que comme proprietaires sans diviser les Etats dans deux chambres, idee avec la­
quelle on n'etoit point encore familiarise alors et qui repugnoit meme a l'ancien usage 
des nos etats, ou le voeu par te te et la reunion en une seule section etoient introduits 
de tout temps."21 Sicher hatte Montgelas das Volk als Ganzes im Auge; gleichwohl 

18 Anonym (Graf Kar! August von Reisafh), Bayern unter der Regierung des Ministers Montge­
las, (Deutschland 1813); Laubmann-Doeberl, Denkwürdigkeiten CXXVII; jHichael Doeberl, Bay­
ern und Deutschland im 19.Jahrhundert, (Festrede gehalten in der öffentlichen Sitzung der Kö­
niglichen Akademie der Wissenschaften zur Feier des 158.Stiftungstages, München 1917) 6. 
19 Der Rheinische Bund. Eine Zeitschrift historisch-politisch-statistisch-geographischen Inhalts. 
Hrsg. in Gesellschaft sachkundiger Männer von P. Adolph Winkopp, Bd. 12, (Frankfurt/Main 
1809) 155 ff.; Archiv für die Gesetzgebung und Reform des juristischen Studiums. Hrsg. v. Niko­
laus ThaddältS von Gönnn; 1, (Landshut 1808) 4. 
20 Ansätze dieser Entwicklung zeigen sich 1814 bei den Verhandlungen zur Revision der Konsti­
tution von 1808. Vgl. Eberbard fl7eis, Zur Entstehungsgeschichte der bayerischen Verfassung von 
1818. Die Debatten in der Verfassungskommission von 1814/15, in: Anita iVIäfhler (u. a. Hrsg.), 
Historische Studien zu Politik, Verfassung und Gesellschaft. Festschrift für Richard Dietrich zum 
65. Geburtstag, (Bern 1976) 325-359. 
21 Laubmann-Doeber!, Denkwürdigkeiten 74. 
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setzte er in einem Vorgang der Konstitutionalisierung jenes Instrumentarium frei, 
durch das der relevante, zur Mitwirkung drängende Teil der Gesellschaft in den Staat 
eingegliedert werden konnte. Daraus folgte in der Wirklichkeit nicht, wie es auch im 
Denken Montgelas' - "toute autorite reside originairement dans le corps de la nation" 
- gelegen hatte, die Volkssouveränität, sondern es entstand nach Lage der Dinge und 
im Sinne von Forderungen der Zeit die Volksvertretung nach der Verfassung VOn 
1818. 1808 wäre eine solche Festlegung noch nicht möglich gewesen. Eine konstitu_ 
tionelle Bewegung formierte sich sehr rudimentär 1814/15; im Grunde wurde sie erst 
durch das Verfassungsoktroi von 1818 freigesetzt. Insofern entfaltete die Verfassung 
Montgelas' eine stärkere Dynamik als die an Bedeutung gleichen Stein-Harden_ 
berg'schen Reformen. 

* 

Die kleindeutsch-preußische Interpretation der Reformzeit ist durch die Forschun­
gen von Eberhard Weis und anderen ebenso überholt wie die Einengung der Verfas­
sung auf die Konstitutionsurkunde. Die große Nähe des abstrakten Begriffs zum ge­
schriebenen Buchstaben entspringt dabei einer Verbindung der Fiktion vom Staats­
vertrag mit positiv-rechtlichen, "verdinglichten" Traditionen im deutschen Recht. 
Zeitgenossen war die enge Vorstellung von Verfassung nicht geläufig. Wilhe1m von 
Humboldt verweist darauf, daß alle dauerhaften Verfassungen in ihrer Zeit "eine ge­
wisse Form" vorfänden, an die sie sich bloß anschlössen. Der in der Zeit hochge­
schätzte und sehr bekannte amerikanische Chief Justice John MarshalI, der den stärk­
sten Beitrag zur Auslegung der amerikanischen Verfassung im bundesstaatlichen 
Sinne leistete, stellte 1819 den Grundsatz auf: "We must never forget, that it is a con­
stitution we are expounding." Die Interpretation und damit die Weiterentwicklung 
der Verfassung war eingeschlossen. Da es nach der bayerischen Konstitution keinen 
Verfassungsgerichtshof gab, kam diese Rolle nach AufgabensteIlung dem Geheimen 
Rat, später dem Staatsrat ZU22. König Ludwig 1. betonte die Gestaltbarkeit der Verfas­
sung in seiner Thronrede zur Eröffnung der Ständeversammlung 1827. 

Auch Montgelas geht von der Lehre des Gesellschaftsvertrags aus und neigt dazu, 
Verfassung als Vertrag zu begreifen, der sich ständig neu zu verwirklichen habe. "Dans 
la constitution de l'etat une Nation se don ne la forme, sous laquelle elle agite comme 
un corps politique ... Une Nation doit se conna'itre elle-meme. Sans cette connaissance 
elle ne peut travailler nvec succes a sa perfection. Il faut qu'elle ait une juste idee de 
son etat." Was Montgelas hier theoretisch zur Verfassungsproblematik sagt, drücken 
die Konstitution und die sie interpretierenden, aber in der Zahl von vorneherein nicht 
festgelegten Organischen Gesetze praktisch aus und erweitern Verfassungsgebung zu 

22 Ir/i/belm ~'on Humbo/dt, An Gentz über die deutsche Verfassung, in: Ders" Werke 4, (Darm­
stadt 21964) 302 fi.; lIorst Ebmke, Prinzipien der Verfassungsinterpretation, (Veröffentlichungen 
der Vereinigung der deutschen Staatsrechtslehrer 20, Berlin 1963) 66, Zitat. 
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einem Erziehungsprozeß. Der Volksschule, den Kirchen und den Kreisdeputationen, 
auch der Armee fallen dabei entscheidende Aufgaben zu'J . 

Diese Erfahrung, die bereits am Anfang der modernen europäischen Verfassungs­
entwicklung steht, prägt auch ihre heutige Lage, wenn man von der "Verfassung als öf­
fentlichem Prozeß" oder von der "offenen Gesellschaft der Verfassungsinterpreten" 
spricht. Damit soll letztlich dargetan werden, daß sich die liberal-konstitutionelle 
Theorie des bürgerlichen Zeitalters angesichts der sich verstärkenden korporativen 
und pluralistischen Tendenzen in Frage stellt, verändert und weiterentwickelt. Die 
Maxime von der "Repräsentation organisierter Interessen" als maßgeblich für die 
Staatswillensbildung sucht dem Rechnung zu tragen. Es schält sich geschichtlich eine 
Dynamik der Entwicklung heraus, die Otto Brunner und Ernst Wolfgang Böcken­
förde auffangen, indem sie Verfassung als "Bauform einer Zeit" definieren. Das im 
Staat organisierte Gemeinwesen hat sich mit seinen "Lagen" auseinanderzusetzen, 
ebenso die Individualität dieser Auseinandersetzung zu erkennen24

. 

In einer Zeit des Umbruchs und der stürmischen Reformen bedeutet die Anwen­
dung dieses dynamischen Verfassungsbegriffs die Voraussetzung für das Verständnis 
der Montgelas'schen Konstitution. Schließlich umfaßt dieser Akt nicht nur Verfas­
sungsgebung, sondern auch äußere Staatsbildung. Wenn der Minister in seiner "egali­
tären" Phase vor 1808 in den Maßnahmen gegen die eigenberechtigten Gewalten die 
Staatsbildung in einen engen Bezug zur Außenpolitik setzte, so ordnete er Bayern in 
die Entwicklung zur modernen Welt ein, die mit dem Aufgeklärten Absolutismus ein­
gesetzt hatte und die man zur alteuropäischen Welt abgrenzt. Hegel hat wenige Jahre 
nach dem bayerischen Verfassungswerk aus der geschichtlichen Erfahrung, daß die 
Schöpfung der bürgerlichen Gesellschaft, die sich später bildete als der Staat, der mo­
dernen Welt angehört, die theoretische Konsequenz gezogen, daß die bürgerliche Ge­
sellschaft einen Staat voraussetzt, "den sie als Selbständiges vor sich haben muß, um 
zu bestehen"'5. Die Staatsbildung war mit der Erhebung zum Königreich 1806 vor­
läufig und 1808 endgültig abgeschlossen; unabhängig davon, ob später noch Territo­
rien hinzukamen oder nicht. Aus diesem Grunde stand das Thema der staatlichen 

2J Zitiert nach !Volk(lIlg Quint, Souveränitätsbegriff und Souveränitätspolitik in Bayern, (Schrif­
tenreihe zur Verfassungsgeschichte 15, Berlin 1971) 123. 
24 Peter Häbede, Verfassung als öffentlicher Prozeß, (Berlin 1978);JosephJ KaiJe/; Repräsentation 
organisierter Interessen, (Berlin 1956); Herbert Krüger; Die Modernität des modernen Staates, in: 
Verfassung und Recht in Übersee VI (1973) 5-19; Emst-!Volkang Bäckenfärde, Einführung -
Verfassungsprobleme und Verfassungsbewegung des 19.Jahrhunderts, in: Den, Moderne deut­
sche Verfassungsgeschichte 1815-1918, (Neue Wissenschaftliche Bibliothek 51, Köln 1972) 
13-23. Bei der Ausarbeitung zu einer eigenen Verfassung legte der kanadische Ministerpräsident 
Pierr'e Trudeau kürzlich dem Parlament folgende drei Prinzipien vor, die angenommen wurden: 
"Erneuerung des kanadischen Staatswesens, Bekräftigung des Staatsgedankens und Klärung der 
Identität". Kanada als zusammengesetzter Staat steht hier sichtlich vor den gleichen Problemen, 
die auch Montgelas durch sein Verfassungswerk für Bayern gelöst wissen wollte. 
25 G-eorg !Vilhelm Priedrich lIegel, Grundlinien der Philosophie des Rechts, (stw 145, Frankfurt/ 
Main 1976) § 182 Zusatz. 
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Einheit in der politischen Tagesliteratur der Zeit nicht mehr im Vordergrund, wie es 
bis ZlIm Jahre 1806 der Fall gewesen war26

. 

Indem die eigenberechtigten Herrschaftsträger in Mediatisierung und Säkularisa_ 
tion ausgeschaltet und die landständischen Verfassungen von Bayern, Neuburg und 
Tirol aufgehoben wurden, war die Konstitution von 1808 auch Grundlage für die Re­
form der Gesellschaft, aus der sich die bayerische Nation formen konnte. Montgelas 
spricht die Lagen beim Erlaß der Konstitution an: "La situation des choses" meint die 
äußeren Bedingungen, die den Bestand des Staates gefährden konnten, also der Ein­
fluß Napoleons und des Rheinbundes sowie das allZlIstarke Abweichen vom Modell 
der Verfassung des Königreiches Westfalen. "L'unite du royaume" beschreibt den 
konstituierenden, einheitsstiftenden Charakter dieses Gesetzes, durch das der Staat 
nach außen für seine Untertanen sichtbar wurde und das seinem Handeln Verbind­
lichkeit verlieh. Schließlich hängt damit ZlIsammen "le bien public", ein Prinzip, 
durch das das neue Verhältnis von Staat und Gesellschaft geprägt sein sollte27

• Diese 
Lagen Bayerns ließen es angezeigt sein, die politischen, gesellschaftlichen und wirt­
schaftlichen Strömungen aufZlInehmen und in einer Verfassung integrativ ZlIm Aus­
druck ZlI bringen. Es war der revolutionäre Schritt, der dem Land den Anschluß an die 
europäische Entwicklung brachte und der es ihm in der Folgezeit so schwer machte, 
sich an veränderte Gegebenheiten anZllpassen. Der seit dem Aufgeklärten Absolutis­
mus sich verstärkende Prozeß der Befreiung des Individuums aus den ständischen 
Zwängen und Gebundenheiten ermöglichte den Weg einer Neuordnung nur über die 
bürgerliche Gesellschaft. Dieser Zwang lag auf der Hand, da erst in der Dialektik zwi­
schen Staat und Gesellschaft - die im Sinne der liberalen Theorie auf dem Individuum 
gründete - der moderne Staat Bestand haben konnte. Eine andere Frage war, was un­
ter Gesellschaft ZlI verstehen war und welcher Teil im politischen Sinne betroffen sein 
sollte. Darüber hinaus war ZlI fragen, wie sich das politische Bewußtsein entwickeln 
würde, wie dessen Einfluß auf die Eigenbewegung der Gesellschaft sich auswirkte und 
ob eine dualistisch-konstitutionelle Umformung der Verfassung die Folge sein mußte. 
Die Richtung der Entwicklung hing von verschiedenen theoretischen und politischen 
EinschätZllngen und Entscheidungen ab. 

* 

Wie sollte sich in Bayern das Verhältnis zwischen Staat und Untertanen bzw. Bür·· 
gern gestalten, und wie sollte daraus resultierend sich das Verhältnis von Staat und 
Gesellschaft einrichten? 

Die Aufklärung war die Kultur einer Elite, der bürgerlichen Elite. Montgelas war 
seinem Wesen und Denken nach ein Aufklärer, und gerade deshalb verschloß er sich 
weder den geschichtlichen Notwendigkeiten seiner Zeit, noch den Einsichten in die 
Entwicklung der Zukunft. Ihm war bewußt, daß eine auf der Vereinzelung, auf der -

26 Jorma 7i'ainen, Die bayerische Konstitution von 1808 und die öffentliche Diskussion darüber, 
in: Studia Historica 1 (Oulu 1967) 166-184. 
27 Laubmmm-Doeber/, Denkwürdigkeiten 69 f. 
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nach Hegel - modernen Subjektivität ruhende Gesellschaft nicht nur Rechte und 
pflichten des einzelnen zu beschreiben hatte, sondern daß diese durch den einzelnen 
definierte Gesellschaft zum Staat hin tendierte. Die Gesellschaft hatte sich also dem 
Staat gegenüber darzustellen, was im Denken der Zeit in einer Repräsentation zu ge­
schehen hatte. Allerdings konnte es nicht mehr eine auf Korporationen ruhende, son­
dern mußte eine vom einzelnen abgeleitete Repräsentation sein. Die Präambel der 
Konstitution drückt die Absicht aus, "durch entsprechende Anordnungen und Be­
stimmungen den gerechten, im allgemeinen Staatszweck gegründeten Forderungen 
des Staates an seine einzelnen Glieder, sowie der einzelnen Glieder an den Staat Ge­
währleistung ihrer Erfüllung, dem Ganzen feste Haltung und Verbindung, und jedem 
Teile der Staatsgewalt die ihm angemessene Wirkungskraft nach den Bedürfnissen des 
Gesamtwohls zu verschaffen". Um dieses Ziel zu erreichen, gewährte Montgelas keine 
"vorstaatlichen" Menschenrechte, nur staatlich verbürgte Grundrechte. "Les lois orga­
niques donnent - nach Montgelas - tous les droits que les citoyens d'un etat peuvent 
raisonnablement desirer." "Vernünftigerweise" bedeutet zunächst eine Abkehr von 
ständischen Privilegien, dann aber eine Einengung der Freiheitsrechte und ihre Orien­
tierung auf die übergeordneten Zwecke und Werte des Gemeinwohls, des Staates. 
Dieses Verfahren liegt in der Logik einer Reformveranstaltung von oben, deren Be­
streben es war, im Sinne aufgeklärt-absolutistischer Theorie zwischen politischer und 
bürgerlicher Freiheit zu unterscheiden, die bürgerliche Freiheit auf das Private zu be­
grenzen und die politische Freiheit zu kontrollieren 28

• Im Staat und dessen Pflichten 
gegenüber der Gesellschaft lag für Montgelas das optimierende Prinzip, das gewisse 
Ungleichheiten rechtfertigte. Diese Beschränkung bedeutete in der Tat einen ent­
scheidenden Schritt in Richtung Staatlichkeit, führte aber andererseits in der Instru­
mentalisierung zu einem nicht zu übersehenden Weiterwirken feudaler, traditionaler 
Strukturen im Bereich von Gesellschaft und Politik. 

Gleichwohl verbürgte die Verfassung Gleichheit vor dem Gesetz und vor dem 
Richter als Voraussetzung der Selbstfindung des Volkes überhaupt. Es ging um das 
Vertrauen in den Staat. So trat zur Gleichheit die Garantie des Eigentums. In Abkehr 
von der Vergangenheit - im Übergang von der alten Hauswirtschaftslehre zur politi­
schen Ökonomie - sollte das individuelle Eigentum durchgesetzt werden, das "droit 
sacre de la propriete". 

Es mußte deshalb unter öffentlichen Schutz gestellt werden und an persönliche Si­
cherheit gebunden sein. "La surete des personnes et des proprietes est le premier be­
soin de la societe."29 Zusammen mit der Meinungs-, Presse- und Gewissensfreiheit 
setzten die Grundrechte - bei aller Unterscheidung ihrer Bedeutung in der Theorie, in 

28 Ernst Fmiinand Klein, Freyheit und Eigentum, abgehandelt in acht Gesprächen über die Be­
schlüsse der französischen Nationalversammlung, (Berlin 1790); Wolfgang von Rimscha, Die 
Grundrechte im süddeutschen Konstitutionalismus. Zur Entstehung und Bedeutung der Grund­
rechtsartikel in den ersten Verfassungsurkunden von Bayern, Baden und \1(Iürttemberg, (Erlanger 
Juristische Abhandlungen 12, Köln 1973). 
29 Denkschrift Montgelas' an den König im Januar 1808, bei lHichael Doeber/, Rheinbundverfas­
sung 70. 
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der öffentlichen Diskussion und in der politischen Praxis - Antriebskräfte zur bürger_ 
lichen Entfaltung frei. Sie legitimierten die Grundpflichten, die allgemeine Steuer_ 
pflicht und allgemeine Wehrpflicht. Das System der Gleichheits- und Freiheitsrechte 
galt nur im Rahmen des Staates. Bürgerlich wurde zu staatsbürgerlich, da diese Rechte 
vom Staat geschützt wurden, die Grundlage einer aktiven Identifikation mit ihm bo­
ten und die Nation konstituierten. Darin gründet die Vorstellung von der Nationaler_ 
ziehung. 

In diesem Sinne bestätigten die Grundrechte weniger - im Gegensatz zu England _ 
die bestehenden gesellschaftlichen Verhältnisse, sondern wurden schon in der Epoche 
des Aufgeklärten Absolutismus, erst recht in der Reformzeit Ausgangspunkt einer ge­
sellschaftlichen Umgestaltung von oben durch das Reformbeamtenturn. Weder 1808 

noch 1818 stellten die Grundrechte Rechte dar, die Verfassungsvorrang hatten, sieht 
man einmal vom Beschwerderecht ab, das seit den Revisionsberatungen von 1814/15 

vorgesehen war und in der Verfassung von 1818 verwirklicht wurde. Bis 1848 kamen 
nur zehn Beschwerden wegen Verletzung konstitutioneller Rechte vor beiden Kam­
mern zur Behandlung. Die Grundrechte waren auch kein verbindlicher Maßstab zur 
Prüfung der Gesetze. Sie waren keine höhere Wertordnung, sondern in ihrer nur zum 
Teil rechtlichen Verbindlichkeit ein Programm, an das sich der Monarch, die Exeku­
tive halten sollten. Wäre dem nicht so gewesen, hätte ihre Erörterung in der Paulskir­
che 1848 nicht diesen breiten Raum eingenommen. So gesehen hatten die Grund­
rechte in dieser Epoche weniger die Funktion individueller Freiheitsrechte, sondern 
mehr die Bedeutung objektiver Grundsätze30

. 

Verfassungsgebung in diesem fundamentalen Sinn war also ein Erziehungsprozeß, 
den die allgemeine Volksbildung aktiv unterstützen und beschleunigen sollte - aber 
als staatliche Bildungspflicht und noch nicht als staatsbiirgerlichen Bildungsanspruch. 
Das Revolutionäre an der Durchsetzung der allgemeinen Schulpflicht war, daß der 
moderne Staat Allgemeinheit und Gleichheit im Bewußtsein der Menschen in der 
Einheit als Nation als konkrete Zielvorgabe formulierte und dadurch die Verwirkli­
chung dieser Einheit zu einem Problem der Auseinandersetzung der politischen und 
gesellschaftlichen Kräfte machte. Somit lag eine innere Folgerichtigkeit im am Einzel­
menschen orientierten Erziehungsgedanken. Indem er Allgemeinheit anstrebte, ver­
wirklichte er auch Gleichheit, zunächst im staatsbürgerlichen und schließlich sehr viel 
später im sozialen Sinn. Es ist die Verfassungsmächtigkeit und die Form des moder­
nen Erziehungsgedankens. 

* 

Wie schon angedeutet, bedarf eine Gesellschaft, deren politische Ordnung natur­
rechtlich begründet wird und die über einen Erziehungsprozeß die nationale Einheit 
im Staate finden soll, einer Selbstdarstellung gegenüber diesem Staat. Diese kann nur 

30 iHax ~'Ofl Se)'del, Bayerisches Staatsrecht, Bd. 1, (München 1884) 571; DieleI' Köhle/; Die Be­
schwerde wegen Verletzung konstitutioneller Rechte in der bayerischen Verfassung von 1818, 
(Diss. jur. München 1965). 
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in einer Repräsentation erfolgen, weswegen die Konstitution von 1808 die ständische 
Eigenberechtigung durch allgemeine Teilhabe ersetzte. Eine Begrenzung ergab sich, 
da Montgelas nicht bereit war, den eingeleiteten Wandel einer Eigendynamik zu über­
lassen. Es sollte über eine gewisse eingeschränkte politische Betätigung Vertrauen von 
unten nach oben vermittelt und die Tätigkeit der Regierung unterstützt werden. Das 
Maß der Partizipation der Bürger sollte zunächst an einen hohen Vermögenszensus 
gebunden werden - da Montgelas sichtlich glaubte, daß Eigentümer im weit stärkeren 
Maße am Gemeinwohl interessiert seien als andere Mitglieder der Gesellschaft -, 
schließlich an die Fortschritte der Erziehung der Bürger zur politischen Reife. 

Nach der Konstitution ruhte die Repräsentation gesellschaftlich und institutionell 
auf zwei Säulen: einerseits dem Reformbeamtenturn und den sehr vermögenden 
Grundeigentümern und andererseits auf dem Geheimen Rat als "Beamtenparlament" 
und der Nationalrepräsentation. Die Repräsentation zeichnet sich damit durch zwei 
Komponenten aus - eine "nationale" und eine "funktionale". Beide sind eng mitein­
ander verbunden, so hinsichtlich der Dauer und Berufung der Mitglieder, der Kompe­
tenzen, des Geschäftsgangs und der Verknüpfung des Entscheidungsprozesses. Eine 
Trennung der Gewalten war nicht beabsichtigt. Auch das Wesen der Repräsentanten 
als Mandatsträger wurde zurückgedrängt und deren Charakter als öffentliche Funktio­
näre in den Vordergrund gestellt, wodurch ihnen mehr eine Rolle als Vertreter der 
Staatsgewalt als des Volkes zukam. Ein Gegensatz von Bürokratie und Demokratie, 
wie er sich im Laufe des 19.Jahrhunderts - so bei John Stuart Mill oder Robert von 
Mohl - herausbildete, war jener Zeit noch fremd. Nach Fichte und Hegel waren die 
Beamten Repräsentanten der Staatlichkeit im allgemeinenJl

. Eine "repräsentative Bü­
rokratie" sollte dadurch bestehen, daß die Rekrutierung durch formale Kriterien aus 
allen Schichten des Volkes gewährleistet sei, was nach der bayerischen Staatsdiener­
Pragmatik von 1805 gegeben warJ2

. Die Repräsentation sollte zusammen mit dem 
Monarchen den Staat bilden, der sich mit der Nation identifiziert. Der Monarch wurde 
zum Organ des Staates und weitgehend an das Gesetz gebunden, dagegen sollte die 
Repräsentation auf eine bloße Mitwirkung an den staatlichen Entscheidungen be­
schränkt werden. Dieses Ineinandergreifen der Institutionen auf den verschiedenen 
Ebenen der Staatstätigkeit war letztlich dazu bestimmt, die Regierungstätigkeit zu un­
terstützen. Der Wille des Staates sollte über den Monarchen in einem dynamischen 
Beratungs-/Entscheidungsprozeß zum Ausdruck kommen und auch von unten, vom 
Volk, legitimiert sein. 

Dieses monistische System war stark der Identitätstheorie Rousseaus verpflichtet 
und maß sichtlich der parlamentarischen Kontrolle weniger Bedeutung bei als dem in 
der Konstitution festgelegten und vergleichsweise zu Württemberg und Baden viel 
großzügiger gehandhabten Prinzip der Pressefreiheit. Hier äußert sich das Denken des 

Jl Hege!, Grundlinien § 297 Zusatz. 
32 Bernd Wunde!; Privilegierung und Disziplinierung. Die Entstehung des Berufsbeamtentums in 
Bayern und Württemberg 1780-1825, (Studien zur modernen Geschichte 21, München 1978); 
Elllil Gcrbo; Der staatstheoretische Begriff der Repräsentation in Deutschland zwischen Wiener 
Kongreß und Märzrevoilition, (Diss. jur. Bonn, Nellnkirchen/Saar 1929);}: Donald Kingslcy, Rc­
presentativ Bureaucracy, (Yellow Springs/Ohio 1944). 
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Aufgeklärten Absolutismus und auch des Frühkonstitutionalismus - wie es August 
Ludwig von Schlözer, Christoph von Aretin, Ignaz von Rudhart oder Ludwig Har_ 
scher von Almendingen zum Ausdruck brachten. Aber gerade diese Verbindung VOn 
Repräsentation und Öffentlichkeit sollte nach der Wende von 1813 dazu beitragen, 
das monistische System zu sprengenJJ

. 

* 

Die Nationalrepräsentation trat nicht zusammen. Wie hemmend repräsentative 
Körperschaften wirken konnten, zeigen die Beschlüsse der preußischen Notabelnver_ 
sammlung von 1811 und jene der Ständeversammlung des Königreiches Westfalen 
von 1808 und 181034

. Unabhängig davon gelang es aber Montgelas bereits nach 1808 
immer weniger, sein Verfassungsprogramm in die Wirklichkeit umzusetzen. Die Tat­
sache, daß der moderne Staat eine Form ist, deren Prinzipien sich auch eine noch im 
wesentlichen traditionale Gesellschaft zu eigen machen kann, führte zu einem ver­
stärkten Auseinanderklaffen von Verfassungsnorm und Verfassungswirklichkeit. Ge­
fördert wurde diese Entwicklung dadurch, daß Montgelas bereits bei seiner Reformtä­
tigkeit Kompromisse schließen mußte und daß das von ihm geschaffene System in 
Kernfragen, so der Repräsentation, eine eigene Dynamik in eine andere Richtung ent­
faltete. So kam es zu keiner Neuregelung des Zivilrechts, der Staat wäre ein Viertel 
seiner Einnahmen verlustig gegangen. Die Trennung von Justiz und Verwaltung auf 
der unteren Behördenebene wurde nicht vollzogen. Der diskutierte und wohl auch 
vorgesehene Zwang zur Ablösung der grundherrlichen Lasten scheiterte an finanziel­
len Problemen. Die freieren Verehelichungsregeln wurden zurückgenommen. Mit der 
Reagrarisierung kam es zu einer Spaltung der ländlichen Bevölkerung in eine relativ 
wohlhabende bäuerliche Schicht und in ein ländliches Proletariat. Der Abgeordnete 
Scheller sagte daher in der Paulskirche 1848, daß der Bauernaristokratismus der zähe­
ste und für den kleinen Mann der drückendste sei. Nach 1811 folgte die Restituierung 
von Adelsrechten, eine Entwicklung, die in die Privilegierung des Adels in der Verfas­
sung von 1818 mündete35 . Aus der Abnahme der Reformkraft ergibt sich unschwer, 

33 Umtla A. j Becher, Politische Gesellschaft. Studien zur Genese bürgerlicher Öffentlichkeit in 
Deutschland, (Veröffentlichungen des Max-Planck-Instituts für Geschichte 59, Göttingen 1978); 
Riidiger Al/mann, Das Problem der Öffentlichkeit und seine Bedeutung für die moderne Demo­
kratie, (Diss. jur. Marburg 1954); vgl. auch Anm. 26. - David Hume prägte bereits 1741 das Dic­
tum: "It is ... on opinion only that government is founded." Essays moral, political, and literary, 
(London 1963) 29. 
34 Ernst Klein, Von der Reform zur Restauration. Finanzpolitik und Reformgesetzgebung des 
preußischen Staatskanzlers Kar! August von Hardenberg, (Veröffentlichungen der Historischen 
Kommission zu Berlin 16, Berlin 1965); Friedrieb Tbimme. Die inneren Zustände des Kurfür­
stentums Hannover unter der französisch-westfälischen Herrschaft 1806-1813,2 Bde., (Hanno­
ver und Leipzig 1893-95). 
35 Bis 1817 wurden 29 Herrschaftsgerichte und 246 Ortsgerichte etabliert. - PankrelZ Fn'ed, Re­
agrarisierung in Südbayern seit dem 19.Jahrhundert, in: Hermann Kellenben;7;(Hrsg.), Agrarisches 
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daß die Regierung immer weniger ihre Rolle als Motor der Entwicklung gesellschaft­
lich glaubhaft zu vermitteln vermochte. Als sie aber ihre Funktion als Gestalter einer 
lebendigen Verfassung aufgab, trat der politische Charakter der Grundrechte hervor; 
diese wurden zu Kampfparolen des sich formierenden Bürgertums gegen die neu be­
vorrechtigten Gruppen und gegen den Staat selbst. Die Frage Schellings, ob der Staat 
Voraussetzung oder Zweck der individuellen Freiheit sein solle, entschied Montgelas 
zwar zugunsten der Voraussetzung, die Entwicklung verlief aber in eine andere Rich­
tung. Die Trennung zwischen bürgerlichen und politischen Freiheitsrechten war nur 
in einer Übergangszeit möglich. Beide Seiten der an und für sich ein und derselben 
Rechte standen in einem unauflöslichen inneren Spannungsverhältnis. Die aktive 
Ausübung der Grundrechte zog eine ständige Ausdehung der politischen Freiheit 
nach sich. Daraus ergab sich die Forderung nach Gleichheit der politischen und später 
auch der sozialen Rechte. Dies galt für die bürgerliche wie für die politische Freiheit. 
Die Grundrechte bedingten - trotz staatlicher Begrenzung - eine auf Freiheit ange­
legte Gesellschaftsordnung, aus der sich die Leitlinien einer entsprechenden Staatsver­
fassung ergaben. Sie gewährleisteten einerseits Teilhabe der Bürger und drängten an­
dererseits in der Garantie der Unterscheidung von Staat und Gesellschaft zu!'" Verände­
rung der Repräsentation. Auch in einem monarchisch geordneten modernen Staat be­
darf eine starke Regierungsgewalt einer breiten Vertrauensgrundlage im Volk. Sie war 
durch das System der Konstitution von 1808 nicht zu erlangen. Die bürokratisch-ad­
ministrative Kraft genügte nicht. Im Gegensatz zur Maxime Hardenbergs in seiner Ri­
gaer Denkschrift von 1807, "demokratische Grundsätze in einer monarchischen Re­
gierung" als "angemessene Form für den gegenwärtigen Zeitgeist" anzustreben, suchte 
Montgelas eine Verschmelzung von Monarchie und Demokratie in die politische Pra­
xis umzusetzen36

. Die Selbstüberwindung seines Systems war die Folge. 
Zunächst ergab sich aus dem Spannungsverhältnis von Theorie und Praxis eine Un­

sicherheit der Reformelite, schließlich eine Uneinheitlichkeit des staatlich-politischen 
Selbstverständnisses, bis sich in einem Prozeß des Umdenkens das Werk von seinem 
Schöpfer zu lösen begann und die notwendige Korrektur als eine Reaktion des ge­
schaffenen Systems einsetzte. Prinzipien und Wirklichkeit des Verfassungsplans über­
dauerten aber trotz aller Einschränkungen den Minister. Nach den Befreiungskriegen 
von 1813 und der deutlichen Einschränkung der Pressefreiheit wandte sich die Öf­
fentlichkeit gegen Montgelas. Die außenpolitische Lage vor und nach dem Vertrag 
von Ried hatte den Zwang zur staatlichen Selbstbehauptung verschärft. Damit im Zu­
sammenhang standen Bestrebungt:n, den Vorgang der "Nationalisierung" der Kirchen 

Nebengewerbe und Fonnen der Reagrarisierung im Spätmittelalter und 19./20.Jahrhundert, 
(Forschungen zur Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 21, Stuttgart 1975) 177-194; Klt/I/Jjiirgen 
Mt/tz, Pauperismus und Bevölkerung. Die gesetzlichen Ehebeschränkungen in den süddeut­
schen Staaten während des 19.Jahrhunderts, (Industrielle Welt 31, Stuttgart 1980); Christo! Dip­
pel; Die Bauernbefreiung in Deutschland 1790-1850, (Urban-Taschenbücher 298, Stuttgart 
1980). 
36 Freiherr von Zentner ging einen anderen Weg, indem er vor dem Oktroi der Verfassung von 
1818 am 2l.Aprii 1818 seine Absicht zum Ausdruck brachte, den "Charakter der Monarchie 
schärfer auszudrücken". 
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zum Abschluß zu bringen und die katastrophalen Finanzverhältnisse durch Hebung 
des Staatskredits zu regeln. Hinzu kam, wie Zentner es formulierte, die Absicht, den 
"Charakter der Monarchie schärfer auszudrücken". Neben der inneren Folgerichtig_ 
keit der verfassungspolitischen Entwicklung formierten sich Interessengruppen gegen 
Montgelas und gaben den Anstoß zu einer dualistischen Verfassungsrevision37 . Die 
Gründe, die dazu führten, ähnelten jenen, die auch zur Entstehung der Konstitution 
beigetragen hatten. 

* 

Der verfassungspolitische Komprorniß, der sich 1817/18 vollzog, hob die bisheri­
gen Reformen zwar nicht auf, führte aber auf der obersten und untersten Ebene von 
Staat und Gesellschaft zu einer Anpassung der Verfassungsstruktur an traditionale 
Verhältnisse. Es prägte sich in Bayern der deutsche Typus des bürgerlichen Verfas­
sungsstaates aus. Die "Spaltung" des Beamtenturns in pragmatische und in nichtprag_ 
matische Beamte mündete schließlich in die weitgehende soziale Gleichstellung der 
hohen Beamtenschaft mit dem Hofadel. Dies war einerseits eine Art Entschädigung 
für die Reformbeamten und andererseits zusammen mit der Wiederherstellung wich­
tiger Adelsrechte die Voraussetzung für die Verlagerung des Schwerpunktes der politi­
schen Staatstätigkeit auf die adeligen Minister im Ringen um den Auftakt zur Verfas­
sungsreform im Februar 1817. Mit Hilfe von äußeren Einflüssen, vor allem veranlaßt 
durch die Mediatisierten, konnte sich der Adel durch den Druck des modernen Staa­
tes vom privilegierten Stand zur Elite wandeln. Allerdings mußte er dabei die neue 
Elite des hohen Reformbeamtenturns sozial und politisch anerkennen. Dies war um 
so leichter als das Bürgertum in Bayern keine nennenswerte Rolle spielte38 . Dieses 
Bündnis der Eliten bedeutete aber noch kein Zusammenwachsen. Dagegen standen 
Interessen; so qualifizierte den Adel der Besitz der Gerichtsbarkeit zu einer besonde­
ren Vertretungskategorie in der Kammer der Abgeordneten nach 1818. Der Abbau 
dieses Rechts verlief im Vormärz nur sehr zögernd. Hinzu kommt: Lebensform, Le­
benseinstellung und Selbstverständnis beider Gruppen waren zu verschieden. Der 
Verbindung von Amtspflicht und Bildungsideal bei der Reformelite standen traditio­
nelle Formen des Kulturgenusses mit nihilistischen Grundzügen des Adels gegen­
über. Die Entwicklung verstärkte die Herausbildung einer bürgerlichen Elite. Dafür 

37 Hans-Peter Ullmann, Staatsfinanzen und Privatkapital im Rheinbund: Das bayerische Staats­
schuldenwesen, in: Helmut Berding (Hrsg.), Privatkapital, Staatsfinanzen und Rcformpolitik im 
Deutschland der napoleonischen Zeit, (Ostfildern 1981) 27-36; den, Überlegungen zur Entste­
hung des öffentlichen, verfassungsmäßigen Kredits in den Rheinbundstaaten (Bayern, Württem­
berg und Baden), in: Helmut Berding, Hans-Peter Ullmann (Hrsg.), Deutschland zwischen Revo­
lution und Restauration, (Königstein/Taunus 1981) 108-132; Volker Press, Landtage im Alten 
Reich und im Deutschen Bund. Voraussetzungen stiindischer und konstitutioneller Entwicklun­
gen 1750-1830, in: Zeitschrift für württembergische Landesgeschichte 39 (1980) 100-140. 
38 Wilbelm SIO'rmn; Wirtschaft und Bürgertum in den altbayerischen Städten unter dem zu­
nehmenden absolutistischen Einfluß des Landesfürsten, in: Wilhelm Ra/lsch (Hrsg.), Die Städte 
Mitteleuropas im 17. und 18.Jahrhundert, (Linz/Donau 1981) 237-266, hier 249. 
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spricht der Wandel im Bildungswesen seit 1807/08 vom utilitaristisch-philanthropi­
schen zum neuhumanistischen Programm und vom dreistufig integrierten zum geglie­
derten Bildungssystem39

. In diese Richtung wirkte die Verhinderung der Zivilrechts­
kodifikation, die ein hohes Maß an Gleichheit im zivilen Bereich zur Folge gehabt 
hätte'o. Auch durch die Umbildung des Gemeindewesens wurde zwar einerseits die 
Selbstverwaltung gestärkt, andererseits wurden aber die Gemeinden von zwei Seiten, 
von seiten der adeligen Gerichtsherren und von seiten des Staates, beispielsweise 
durch die Pflicht zur Armenfürsorge, unter Druck gesetzt. Nur in den Städten konn­
ten auf längere Sicht Ziele des Gemeindeedikts von 1818 verwirklicht werden41

. Ins­
gesamt führte der Verfassungskompromiß zu erheblichen Unterschieden in der So­
zialordnung auf dem Lande, zur Auseinanderentwicklung von ländlicher und städti­
scher Gesellschaft und zur Trennung von Gelehrten- und Volksbildung. 

Der Vergleich der Verfassungsordnung von 1808 mit jener von 1818 läßt deutliche 
Veränderungen erkennen. Der Gegensatz zwischen bürgerlich-liberalen und feudalen 
Gestaltungsnormen auf gesellschaftlich-wirtschaftlicher Ebene verstärkte sich in einer 
Weise, wie er im Reformprogramm Montgelas' ursprünglich nicht angelegt war und 
konnte 1818 nur koordinativ ausgeglichen werden. Besitz und bildungsindividualisti­
sche Maximen wurden von allen Gesellschaftsschichten und sich formierenden politi­
schen Gruppen zur Artikulierung und Durchsetzung ihrer Interessen übernommen. 
Meinungs- und Gewissensfreiheit als Mittel der Willensbildung orientierten die Ge­
sellschaft zwar an Kategorien der Zukunft, bedeuteten einen weiteren Rückzug der al­
ten Adelswelt, förderten aber gleichzeitig wegen ihrer formalen Geltung auch die Ent­
stehung der postfeudalen Gesellschaft des 19.Jahrhunderts. Bezeichnend ist, daß die 
drei Beschwerden wegen Verletzung von Verfassungsrechten, zu denen sich beide 
Kammern erstmals 1827/28 zusammenfanden, von Adeligen eingereicht wurden und 
den Entzug der gutsherrlichen Gerichtsbarkeit zum Gegenstand hatten. Modernität 
kann eben eine selbst in wichtigen Bereichen noch traditionale staatlich-gesellschaftli­
che Ordnung auszeichnen. Nach der Verfassung von 1818 wies die Repräsentation so­
wohl im Zweikammersystem als auch nach den Gruppen der gewählten Vertreter 
deutliche Züge der korporativ-ständischen Ordnung auf. Sie gewann damit in Teilen 
den Charakter einer Abfindungsfunktion mediatisierter Herren. Es bestehen Zweifel, 
ob die Ständeversammlung nach der Versammlung von 1818 eine echte Repräsenta­
tion gewesen sei, da sie nur die Interessen des Volkes gegenüber dem Monarchen ver-

39 Laetitia Boehm, Bildung und Wissenschaft in Bayern im Zeitalter Maximilian ]osephs. Die Er­
neuerung des Universitäts- und Akademiewesens zwischen fürstlichem Absolutismus, französi­
schem Reformgeist und deutscher Romantik, in: Hllbert Glaser(Hrsg.), (siehe Anm. 17) 186-220; 
Kar! Möckl, Der moderne bayerische Staat Kap. V, 2. 
40 !Pemer Schubert, Französisches Recht; Walte,. DemeI, Die Entwicklung der Gesetzgebung in 
Bayern unter Max 1. ]oseph, in: Hllbert Glaser (Hrsg.), (siehe Anm. 17) 72-82 . 
.; i Kar! iVlöckl, Der moderne bayerische Staat 207 ff. 
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treten habe42
. Interessen aber können nicht repräsentiert, sondern eben nur vertreten 

werden. Die Kontrolle der Regierung durch die Ständeversammlung war vorhanden 
jedoch weiterhin sehr begrenzt. Das Wahlrecht wirkte hemmend, die Zahl der Wahl~ 
fähigen lag etwa bei einem halben Prozent der Gesamtbevölkerung und die Kompe_ 
tenz der Ständeversammlung war stark eingeschränkt43

. 

* 

Zusammenfassend ist festzustellen: Das Verfassungssystem von 1808 wurde allein 
vom Reformbeamtentum in die Wege geleitet, erwies sich trotz der grundlegenden 
Neuerungen hinsichtlich der Regelung der politisch-gesellschaftlichen Gesamtverhält_ 
nisse als unzureichend und trug den Keim der Selbstüberwindung in sich. Die Verfas­
sung von 1818 wurde von den relevanten Kräften - Monarch, Beamtentum, Adel, Bür­
gertum und Bauerntum - getragen und betonte, wenn auch eingeschränkt, das Herr­
schaftsmandat durch das Volk. Allerdings hatte sie im Unterschied zur Konstitution 
von 1808 weniger den Charakter der Erneuerung als den des Ausgleichs. War durch 
Montgelas die revolutionäre Anpassung an das Prinzip der bürgerlichen Gleichheit _ 
das Erbe der Französischen Revolution - erfolgt, so traten 1818 die bewahrenden Ele­
mente der sozialen Ordnung wieder in den Vordergrund. Der Übergang vom "Gestal­
tungs"-Staat zum "Erhaltungs"-Staat vollzog sich. Nachdem die Weichen in Richtung 
einer Scheidung des Staates von der Gesellschaft gestellt waren, blieben 1818 wirt­
schaftliche und gesellschaftliche Bereiche einer stärkeren Selbstregulierung unterwor­
fen, als dies noch Montgelas beabsichtigt hatte. Auch die Wohlfahrtspflege, der sich 
der aufgeklärte Staat besonders angenommen hatte, wurde unter der neuen Verfas­
sung den politischen Kräften überantwortet. Die Volksbildung allerdings blieb nach 
wie vor in den Händen des Staates. 

Die Verfassungsordnung von 1808 spiegelt die geistige Begründung des modernen 
bayerischen Staates und bringt eine wesentliche Seite der "national"-bayerischen Iden­
tität zum Ausdruck. Indem beide Gestaltprinzipien den scheinbaren Widerspruch von 
innerem Zentralismus und äußerem Föderalismus erklären, beschreiben sie den we­
sentlichen Beitrag Bayerns zur Entwicklung des deutschen Nationalstaates im 19. und 
20.Jahrhundert. 

42 Beispielsweise sahen sich die Geistlichen in der Kammer der Abgeordneten nicht als Reprä­
sentanten einer konstitutionellen Körperschaft, sondern als Vertreter ihres Standes. Vgl. Ludwig 
BergsträsSetj Der Görreskreis im bayerischen Landtag von 1837, in: Oberbayerisches Archiv 56 
(1912) 248-266, hier 254; siehe auch die bekannten Schriften von Friedrich von Gentz, Über den 
Unterschied zwischen den landständischen und Repräsentativverfassungen, in: Johanrl Ludwig 
Klüboj earl Welckoj Wichtige Urkunden für den Rechtszustand der deutschen Nation, (Mann­
heim 1844) 220ff. und: Über die erste baierische Ständeversammlung, in: Deutsche Zeitschrift 
für Geschichtswissenschaft 10 (1893) 331 H. 
43 Kar! j)JiJckl, Der moderne bayerische Staat Kap. VII, 4. 
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Diskussion zum Referat von Karl Möckl 

Leiter: Rainer Wohlfeil 

Infolge Zeitknappheit mußte sich die Diskussion über die bayerische Konstitution 
von 1808 auf nur einen Gesichtspunkt beschränken, der, obwohl im Referat von eher 
nachgeordneter Bedeutung, besonderes Interesse auf sich zog: Eberhard IVeis und 
Man/red Botzenhart erhoben Einwände gegen die vom Referenten vorgetragene An­
sicht, die bayerische Verfassung von 1818 stelle gegenüber der von 1808 einen Rück­
schritt dar. Weis insbesondere verwies auf Eigenschaften der Konstitution von 1818, 
wie das der Volksvertretung zustehende Steuerbewilligungsrecht, das Petitions- und 
Budgetrecht, die Mitwirkung der Kammermitglieder an der Gesetzgebung, die Mini­
sterverantwortlichkeit, das nicht mehr imperative, sondern freie Mandat der einzelnen 
Abgeordneten, um damit die seinem Dafürhalten nach bestehenden Fortschritte ge­
genüber der Konstitution von 1808 zu dokumentieren. Daß die Verfassung von 1808 
reformintensiver gewesen sei, gestand auch der Diskussionsredner zu, hielt diesem Po­
sitivum aber als entscheidendes Negativum entgegen, daß konstitutive Bestandteile 
des Gesetzeswerkes, wie die National- und Kreisrepräsentation, nie verwirklicht wor­
den wären. 

Möckl betonte demgegenüber in seiner Stellungnahme die 1808 und 1818 jeweils 
unterschiedliche Ausprägung des konstitutionellen Gedankens. Zwar würde aufgrund 
historischer Faktizität einer Volksvertretung, die auch einberufen wurde, größeres Ge­
wicht zukommen als einer, die nur auf dem Papier bestand, doch dürfe darüber nicht 
vergessen werden, daß der Gedanke einer parlamentarischen Kontrolle 1808 im Ver­
gleich zum Prinzip der Pressefreiheit, also zur Repräsentation durch Öffentlichkeit -
auch bei Staatstheoretikern wie August Ludwig von Schlözer, Christoph von Aretin, 
Ignaz von Rudhart oder Ludwig Harscher von Almendingen - eine nicht so entschei­
dende Rolle spielte. Lasse man den Gesichtspunkt der Repräsentation außer acht, 
zeige sich auf allen übrigen Ebenen, daß die Konstitution von 1818 gegenüber der von 
1808 mehr den Charakter des Ausgleichs, weniger den der Erneuerung trage. 

Von iWan/i'ed Botzenhart nach dem Einfluß Rousseau'scher Philosophie auf die 
Verfassung von 1808 und ihre Inauguratoren hin befragt, erläuterte der Referent die 
unterschiedliche Abhängigkeit Montgelas' sowohl von den Vorstellungen Montes­
quieus wie auch Rousseaus. Er stellte dabei fest, daß der bayerische Minister vor allem 
hinsichtlich des Prinzips der Gewaltenteilung eher im Sinne der Identitätstheorie 
Rousseaus als im Sinne der Vorstellungen Montesquieus entschieden habe und sein 
Denken von Tendenzen zur Volkssouveränität nicht frei war. 



Wilhelm Volkert 

Bayerns Zentral- und Regionalverwaltung 
zwischen 1799 und 1817* 

Maximilian Joseph Baron Montgelas war im Jahr 1777 in kurbayerische Beamten­
dienste getreten und wirkte bis 1786 in München als unbesoldeter Hofrat am kurfürst­
lichen Zensurkollegium. Da er wegen seiner Zugehörigkeit zu der 1785 verbotenen 
Gesellschaft der Illuminaten keine Aussicht auf ein besoldetes Amt hatte, ging er 1787 
an den Hof des wittelsbachischen Pfalzgrafen Kar! August von Zweibrücken und er­
hielt dort eine Stelle als Legationsrat!. 

Die Qualifikation zum kurpfalzbayerischen Beamten im Ratsrang hatte Montgelas 
durch die 1777 an der Landesuniversität in Ingolstadt abgeschlossenen juristischen 
Studien erlangt; dort hatte er bayerisches Staats-, Zivil- und Strafrecht gehört. Theore­
tisch und aus praktischer Erfahrung kannte er die kurpfalzbayerische Staatlichkeit, die 
Organisation der Territorien und Landesteile, deren Verwaltung und Gerichtsbarkeit. 
Als Montgelas 1796, inzwischen in die Position des ersten Beraters des Pfalzgrafen 
Max Joseph, des potentiellen Erben Kurpfalzbayerns, aufgerückt, das Programm für 
die innere Neugestaltung Bayerns entwarf, bildeten die eigenen Erfahrungen in der 
bayerischen Zentralverwaltung die Grundlage für die Bestandsaufnahme der vorhan­
denen Einrichtungen2

. Montgelas' Urteil über die bayerische Verwaltung der Staaten 
des Kurfürsten Kar! Theodor ist wenig schmeichelhaft: Die zentralen Stellen sowohl 
der Regierung wie auch der Verwaltung seien unzweckmäßig eingerichtet, so daß die 
den leitenden Ministern zuarbeitenden subalternen Hilfskräfte häufig auf höchst ver­
hängnisvolle Weise Einfluß auf die wichtigsten Staatsgeschäfte nehmen könnten. Dies 
wirke sich vor allem deshalb sehr negativ aus, weil die schlecht besoldeten Mitarbeiter 
der Minister allen möglichen Formen der Korruption zugänglich seien . 

• Vgl. die ausführlicheren Darstellungen in dem vom Verfasser herausgegebenen Handbuch der 
bayerischen Ämter, Gemeinden und Gerichte 1799-1980, (München 1983) sowie im Beitrag 
"Bayern" in der von Kurt G.A.jeserich, Hans Pobl und Georg-Christoph UOIl Unmh herausgegebe­
nen Deutschen Verwaltungsgeschichte, Band II, (Stuttgart 1983). 
1 Eberhard Weis, Montgelas, 1759-1799. Zwischen Revolution und Reform, (München 1971) 
16 H., 21 H., 47 H. (auch zum Folgenden); im folgenden zitiert: Weis, Montgelas. 
2 Eberhard Weis, Montgelas' innenpolitisches Reformprogramm. Das Ansbacher Memoire für 
den Herzog vom 30.9.1796, in: Zeitschrift für bayerische Landesgeschichte 33 (1970) 219-256; 
im folgenden zitiert: Weis, Reformprogramm. 
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Die schlechte Beurteilung der Administration der Karl-Theodor-Zeit nimmt brei_ 
ten Raum in den Denkwürdigkeiten Montgelas' ein); dabei mag eine Rolle gespielt 
haben, daß der spätere Minister die Zentralverwaltung Bayerns 1787 im Unfrieden 
verlassen hat. Sein kritisches Urteil und das verschiedener Leute seiner Umgebung 
(etwa der Brüder Aretin und Georg Friedrich Zentners') hat die Meinung der Ge­
schichtsforschung des 19. Jahrhunderts nachhaltig geprägt. Max Seydel, Sigmund 
Riezler und Michael DoeberP übernahmen Montgelas' kritische Äußerungen über die 
staatlichen Einrichtungen des späten 18. Jahrhunderts und deren Effizienz. 

Dabei ist jedoch zu bedenken, daß grundsätzlich die Anlage der kurpfalzbayeri_ 
schen Regierungs- und Verwaltungsspitze nicht schlecht konzipiert war: Es gab ein 
geheimes kurfürstliches Ministerium, welches in Departements eingeteilt war für Aus­
wärtige Angelegenheiten, für Finanzen, für Justiz und für Geistliche Angelegenhei_ 
ten6

. 

An der Spitze eines solchen Departements stand jeweils der dirigierende kurfürstli­
che Minister; mit dem Geheimen Ratskanzler und den obersten Hofchargen bildeten 
sie zusammen das oberste beratende Kollegium für den Serenissimus, dessen Ent­
scheidungen die Minister sehr wohl zu beeinflussen in der Lage gewesen wären, wenn 
energischere und tatkräftigere Leute in diesem Gremium gewirkt hätten'. Die tatsäch­
liche Leistung des Gremiums unter Karl Theodor hat wohl die Kritik Montgelas' ge­
rechtfertigt. 

Unter dem kurfürstlichen Ministerium gab es eine größere Anzahl von zentralen 
Leitungsbehörden, die für einzelne Landesteile oder auch für einzelne Sachgebiete die 
zentralen Verwaltungsgeschäfte zu führen hatten. Für die altbayerischen Gebiete wa­
ren dies die sogenannte Oberlandesregierung, der Hofrat, die Hofkammer, der Geistli-

3 Denkwürdigkeiten des Grafen Maximilian Joseph von Montgelas über die innere Staatsverwal­
tung Bayerns (1799-1817), hrsg. v. GeOlg Lallbmann und LHirhaet Docber!, nebst einer Einleitung 
über die Entstehung des modernen Staates in Bayern v. Michael Doeberl, (München 1908) 12 ff., 
31 ff. Denkwürdigkeiten des bayerischen Staatsministers Maximilian Grafen von Montgc1as 
(1799-1817), im Auszug aus dem französischen Original übersetzt von Max Frhr. von Freyberg­
Eisenberg, hrsg. v. Ludwl;r; Graf von jHontgelas, (Stuttgart 1887) 17 ff. 
4 Vgl. über die Brüder Johann Adam (1769-1822), JohalJII Christoph (1772-1824) und Johann 
Georg (1771-1845) FrhJ: v. Aretin, in: NDB 1 (Berlin 1953) 347 ff. E. FrhJ: /J. Aretin, Christoph 
Freiherr v. Aretin, in: Gelbe Hefte (1927) 15-34,100-133,317-329. Franz Dobmann, Georg 
Friedrich Frhr. v. Zcntncr als bayerischer Staatsmann in den Jahren 1799-1821, (München er hi­
storische Studien, Abt. Bayer. Geschichte 6, München 1962) 26f., sowie Bauo; (Anm. 8) 286f. 
5 iHäX Seydel, Bayerisches Staatsrecht 1, (München 1884) 220ff.; im folgenden zitiert: Seydet, 
Staatsrecht; Sigmllnd Riezte!; Das glückljchste Jahrhundert bayerischer Geschichte 1806-1906, 
(München 1906) 14 ff.; Doeber!, Die Entstehung des modernen Staates in Bayern (Antn. 3) XIV, 
XXVI. 
6 Vgl. dazu Edllard RosenthaI, Geschichte des Gerichtswesens und der Verwaltungsorganisation 
Baierns 2, (Würzburg 1906) 266-274; fHax Spindler (Hrsg.), Handbuch der baycrischen Ge­
schichte, 2, (München 1974) 584; im folgenden zitiert: Handbuch. Über den Behördenstatus vgl. 
etwa den Kurpfalz-baierischen Hof- und Staatskalcnder, (München 1789) 97, 114, 199-246. 
7 Über die Minister der Karl-Theodor-Zeit vgl. Weis, Montgelas 408ff., 435f.; WeIJ; Reformpro­
gramm 241. 
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che RatS, um nur die wichtigsten zu nennen; daneben gab es Stellen für Pfalz-Neu­
burg, für die Oberpfalz, für die kurpfälzischen und die jülich-bergischen, also die nie­
derrheinischen, Herzogtümer mit den dazugehörigen Herrschaften. Versuche, in der 
Verwaltungsspitze eine Organisation nach dem Sachprinzip einzuführen, hat es im 18. 
Jahrhundert mehrfach gegeben (das ging meist von Fachverwaltungen, z. B. dem Forst­
wesen, der Kommerzverwaltung, dem Zoll- und Mautwesen u. dgl. aus). Dominierend 
blieb jedoch das Territorialprinzip, was auch daraus zu erklären ist, daß eine echte In­
tegration der seit 1777 in der Hand des kurpfalzbayerischen Kurfürsten vereinigten 
Staaten und Herrschaften nicht stattfand, sondern daß diese im Grund nur durch eine 
Personalunion zusammengehalten worden sind. Eine echte Realunion, die die Voraus­
setzung für eine durchgehende, an Sachgesichtspunkten ausgerichtete Verwaltungs­
und Regierungsspitze gewesen wäre, konnte es aus Gründen des Reichsrechts, in des­
sen lehenrechtliches Gefüge die alten Staaten eingebunden waren, auch gar nicht ge­

ben. 
Dieses System erschien den Reformern uneffektiv und reformbedürftig. Wie Mont­

gelas in seinem Memoire von 1796 ausführt, sollten die bestehende Ministerialorgani­
sation gestärkt, die Aufgaben der Departements eindeutig beschrieben und ihre allge­
meine Leitungsaufgabe zwingend vorgeschrieben werden. Die Aufteilung sollte allein 
nach den sachlichen Gesichtspunkten des zugewiesenen Arbeitsbereichs, nicht aber 
nach alten Herrschaftsgebieten angelegt sein. Mit der Zuweisung der Kompetenz 
sollte ein unter den Ministern denkbarer Konkurrenzkampf um Aufgaben unterbun­
den werden; es war dadurch aber auch erreicht, daß die genannten Aufgaben eindeutig 
der ministeriellen Beratungsebene zugewiesen waren, was auf eine Stärkung der Stel­
lung der Minister gegenüber dem Serenissimus und allenfalls denkbaren Hintergrund­
beratern im Kabinett hinausgelaufen ist. 

Die Durchführung dieses Programms von 1796 erwies sich beim Regierungsantritt 
Max Josephs 1799 als keineswegs einfach, hauptsächlich deswegen, weil die bestehen­
den Verwaltungsspitzen der sogenannten Dikasterien (Oberlandes regierung, Hofrat, 
Hofkammer usw.) nicht mit einem Schlag beseitigt werden konnten, wollte man nicht 
ein totales administratives Chaos an der Spitze Kurpfalzbayerns riskieren. 

Zunächst erging darum (25. Februar 1799) das Reformdekret über das Ministerium, 
mit dem dessen vier Departements neu definiert wurden, nämlich das der auswärtigen 
Geschäfte, der Finanzen, der Justiz und der Geistlichen Angelegenheiten9

. 1806 ka-

8 Riehartf Bauer, Der kurfürstliche geistliche Rat und die bayerische Kirchenpolitik 1768-1802, 
(Miscellanea Bavarica Monacensia 32, München 1971); im folgenden zitiert: Balle!; Kirchenpoli­
tik. Vergleichbare Untersuchungen der Tätigkeit der anderen bayerischen Zentralbehörden im 
letzten Viertel des 18. Jahrhunderts fehlen. 
9 Dekret v. 25. Februar 1799 (Georg Kar! von May'; Sammlung der Kurpfalz-Baierischen Landes­
verordnungen 1, (München 1800) 31; im folgenden zitiert: Ma)ll; Sammlung); vgl. dazu und zum 
Folgenden Horst Raffael, Ausbau und Entwicklung der Ministerialverfassung Bayerns unter M.v. 
Montgelas (1799-1808), (Diss. Masch. München 1952); Karl iVJikkl, Der moderne bayerische 
Staat. Eine Verfassungsgeschichte vom aufgeklärten Absolutismus bis zum Ende der Reformepo­
ehe, (Dokumente zur Geschichte von Staat und Gesellschaft in Bayern, Abt. III, Bd. 1, München 
1979) 136-140; im folgenden zitiert: Mäckt, Staat. 
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men das Departement des Innern 10 dazu anstelle des Departements der Geistlichen 
Angelegenheiten (dies hängt mit der Durchführung der Säkularisation und der Neu_ 
ordnung des Kommunalwesens zusammen) und schließlich 1808 ein Armeeministe_ 
rium 11. 1817, unmittelbar nach Montgelas' Abgang, hat der König diese Organisation 
des Ministeriums bestätigt. Nun bildeten alle Minister das Gesamtministerium, ein 
kollegial beratendes Organ der Krone, das grundsätzlich unter dem Vorsitz des Kö­
nigs tagen sollte l2

. 1817 war für jedes der bestehenden fünf Ministerialdepartements 
ein eigener Minister ernannt worden. 

Das war augenscheinlich die Reaktion auf die ministerielle Allmacht Montgelas' 
der bis dahin das Außendepartement (seit 1799), das Finanzressort (seit 1809, vorhe; 
auch schon zwischen 1803 und 1806) und das Innenministerium (seit 1806) selbst ver­
sehen hatte. Die Ministerkollegen Montgelas' (Hertling, 1799-1803, und Hompesch, 
1806-1809 Finanzminister; Morawitzky, 1806-1810, und Reigersberg, ab 1810 Justiz­
minister; Graf Triva, Armeeminister ab 1808) traten ihm gegenüber ziemlich in den 
Hintergrund 13. 

Für die Verwaltungsorganisation an der Spitze des Kurfürstentums wurde etwas an­
deres außerordentlich wichtig: Neben dem Regierungsorgan des geheimen Konfe­
renzministeriums existierten seit langem die sogenannten Dikasterien, die obersten 
Verwaltungsstellen, welche die von der Staatsspitze kommenden Weisungen in die 
Verwaltungswirklichkeit umzusetzen hatten und die den Vollzug kontrollieren muß­
ten. Diese Zentralbehörden waren im 18. Jahrhundert teils nach sachlichen, teils nach 
territorialen Gesichtspunkten organisiert. Montgelas und seine Leute waren der Mei­
nung, daß die Dikasterien wenig effektiv arbeiteten und von korrupten Leuten besetzt 
seien. Das negative Urteil über die Behörden der Karl-Theodor-Zeit geht (wie schon 
erwähnt) auf Montgelas und seine Mitarbeiter zurück; eine genauere Untersuchung 
der Zuständigkeitsabgrenzung, der Besetzung und der Arbeitsweise der Dikastericn 
Kurpfalzbayerns vor 1799 wird möglicherweise dieses einseitig negative Bild revidie­
ren, wie dies für den Geistlichen Rat bercits durch die Arbeit von Richard Bauer ge­
schehen ise 4. 

Montgelas richtete anstelle derjenigen Dikasterien, die sich mit Angelegenheiten 
der inneren Staatsverwaltung (das waren solche, die nicht Justizangelcgenheiten und 
Angelegenheiten des Geistlichen Rates, also Kirchen- und Schulsachen, betrafcn) be­
schäftigten, eine Generallandesdirektion 15 ein, die als Behörde für innere Angelegen­
heiten die altbayerischen Kurlande und deren Außenbehörden zu leiten und zu über­
wachen hatte, wozu noch Landesdirektionen für dic Oberpfalz und für Pfalz-Neuburg 

10 Dekret v. 29. Oktober 1806 (Regierungsblatt des Königreichs Baiern 1806, 425). 
11 Konstitution v. 1. Mai 1808 (Regierungsblatt 1808,985); Handbuch 4 (München 1974) 51-55 
(mit weiterer Literatur); il1öckl, Staat, bes. 6, 93 ff., 152 ff. 
12 Kabinettsbefehl v. 15. April 1817 (Regierungsblatt 1817,330). 
13 Zur Personengeschichte vgl.lValter Schärt, Die Zusammensetzung der bayerischen Beamten­
schaft von 1806-1919, (Münchener Historische Studien, Abt. Bayerische Geschichte 1, München 
1955). 
14 Bauer, Kirchenpolitik 292 ff. 
15 Verordnung v. 23. April 1799 (il1ayt; Sammlung 40); vgl. dazu auch RaJJael, (Anm. 9) 96 ff. 
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eD 16. 1803 wurden Landesdirektionen für die Erwerbungsgebiete in Franken und 
~a:waben 17 gebildet, so daß nun fünf derartige Oberbehörden bestanden, da die Ge­
eilandesdirektion in München mit den anderen derartigen Leitungsbehörden 

nera 
leichgestellt worden war. 

g Als letztes der alten Dikasterien war 1802 der Geistliche Rat aufgehoben worden, 
was in den Kontext der damals gerade anlaufenden Säkularisation gehört l8

; außerdem 
waren die alten, aus der Karl-Theodor-Zeit stammenden Mittelbehörden, die soge­
nannten Regierungen in Landshut, Straubing, Amberg und Neuburg in dieser Form 
aufgehoben worden. Die ihnen bisher als mittlere JustizsteIlen (zweitinstanzielle Ge­
richte über den Landgerichten) zukommenden Aufgaben gingen an die sogenannten 
Hofgerichte über, welche reine Gerichtsbehörden waren. Die Verwaltungsaufgaben 
nahmen die Landesdirektionen wahr, so daß nun in dieser mittleren Instanz Verwal­
tung und Justiz getrennt worden waren 19. 

Um 1806/07 stand nun die Frage an, wie das Verhältnis der Ministerialinstanz als 
Leitungsbehörde zu den bisher leitenden Verwaltungsstellen, den Landesdirektionen 
(welche aus den bisherigen Dikasterien heraus entstanden waren), zu regeln und wie 
das Problem der mittleren Verwaltungsebene zu lösen wäre; denn die Landesdirektio­
nen waren auf einzelne Landesteile festgelegt, hielten sich also nicht an den in der Lei­
tungsebene für erstrebenswert gehaltenen Grundsatz der Sacheinteilung der Aufga­

ben. 
Aus Motiven, die hauptsächlich durch die Gebietserwerbungen bedingt waren, ent­

schloß sich Montgelas, die Geschäfte der Regierung (= Leitungsaufgaben), welche bis­
her schon die Ministerialdepartements wahrgenommen hatten, mit denen der ober­
sten Verwaltungsbehörden (= Koordinierung und Überwachung des Vollzugs) in den 
Ministerialdepartements zusammenzufassen, das bisherige geheime Ministerium des 
18. Jahrhunderts aus einer Regierungs- zu einer Regierungs- und obersten Verwal­
tungsbehörde zu machen und die Landesdirektionen in Behörden der Mittelstufe zu 
überführen. 

Die Folgen dieser 1808 abgeschlossenen Entwicklung sind sehr weitreichend gewe­
sen. Sie bilden die Grundlage des bayerischen Verwaltungszentralismus bis zum heuti­
gen Tag mit großen Ministerien für die einzelnen Sparten der Staatswirksamkeit. Die 
Ministerien verwalten in ganz großem Umfang. Zur Zeit Montgelas' war der Raum, in 
dem die mittleren und unteren Behörden beim Vollzug der Regierungsanweisungen 
frei entscheiden konnten, eng begrenzt. Fast alles, was von einiger Wichtigkeit war, 

16 Verordnungen v. 23. April und ). Oktober 1799 (MaJl; Sammlung 40, )7,116,132,137). 
17 Vgl. die Nachweise bei Seydel, Staatsrecht 1, 227 Anm. 8. 
1B Auflösung des Geistlichen Rates durch Verordnung v. 6. Oktober 1802 (Regierungsblatt 1802, 
707); die Aufgaben wurden der Generallandesdirektion, den Landesdirektionen Amberg und 
Neuburg, dem neu errichteten Generalschuldirektorium und dem ebenfalls jetzt eingerichteten 
Administrationsrat der Kirchen und milden Stiftungen übertragen. Vgl. auch BalleI; Kirchenpo­
litik 288 ff.; zur Klosteraufhebung vgl. Handbuch 4, (München 1974) 39-46; Eberba"i WeiS, Die 
Säkularisation der bayerischen Klöster 1802/03, (Politik und Konfession. Festschrift für Konrad 
Repgen, hrsg. v. Dieter Albrecht u.a., Berlin 1983) 123-158. 
19 Einrichtung der Hofgerichte durch Verordnung v. ). November 1802 (Regierungsblatt 1802, 
793). 
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wurde von den Ministerien entschieden; allenfalls durften die nachgeordneten Behör 
den entscheiden, wenn sie ihre Entscheidung vorher dem Ministerium mitgeteilt hat 
ten, so daß gegebenenfalls die höhere Instanz noch eingreifen konnte. 

Dieser Verwaltungszentralismus entsprach der Absicht des leitenden Ministers; e 
war aber auch durch die politische Entwicklung wesentlich bedingt, weil die mit Bay• 
ern vereinigten Gebiete in erster Linie durch die einheitliche Verwaltung zusammen 
geführt werden sollten. 

Bereits 1797, als die Vorverhandlungen um die Entschädigungen der Reichsstände 
für die Verluste an Frankreich in Gang gekommen waren, hatte Montgelas klare Vor_ 
stellungen darüber, in welcher Weise der pfalz-bayerische Kurstaat für die Einbußen 
an Staatsgebiet und Staatseinnahmen entschädigt werden sollte. Die an Altbayern an­
grenzenden Hochstifte, die westlich der Salzach gelegenen Teile des Erzstifts Salz­
burg, die Fürstpropstei Berchtesgaden, die kleineren reichsständischen Herrschaften 
im bayerischen Reichskreis mit der Reichsstadt Regensburg, Teile der reichsstädtisch_ 
nürnbergischen Gebiete, die Reichsstadt Augsburg, das Fürststift Kempten und 
schließlich die habsburgischen Herrschaften zwischen Lech und Iller und die meisten 
der dort gelegenen Reichsabteien und Reichsstädte sollten nach Montgelas' Ansicht 
bayerisch werden 20. 

Die nach dem Frieden von Luneville in der Regensburger Reichsdeputation ausge­
handelten Entschädigungen brachten zum Teil die Verwirklichung dieser Pläne, teils 
brachten sie noch mehr (nämlich die fränkischen Hochstifte Würzburg und Bamberg), 
teils verlangten sie aber auch erhebliche Verzichte (so die rheinischen Besitzungen der 
Pfalzgrafen). 1802/03 begann Bayern, die Erwerbungen zu besetzen. Innerhalb weni­
ger Jahre wuchs das Staatsgebiet, wuchs die Einwohnerzahl, wuchsen die Entfernun­
gen: 1800 betrug die Nord-Süd-Entfernung ca. 200 km vom Südrand des Fichtelgebir­
ges bis zum Alpenrand; 1806 war sie doppelt so lang, vom Südrand des Thüringer 
Waldes bis zum Nordufer des Gardasees. Nun trat zu dem Problem der straffen Füh­
rung von der Zentrale her die weitere Aufgabe der Organisation der regionalen und 
der lokalen Verwaltung. Sollten gleiche Untertanen in gleicher Weise unter derselben 
staatlichen Obrigkeit stehen, so mußten die administrativen Einrichtungen vergleich­
bar sein. Darum setzte die Regierung 1802 die Vereinheitlichung der äußeren Ge­
richts- und Verwaltungsorganisation in Gang, die auf der Grundlage des "altbayeri­
sehen Landgerichts" eingeleitet wurde21

. 

Ziel war, die Sprengel möglichst gleich groß zu machen, damit die Beamten für ver­
gleichbare Besoldung ein vergleichbares Maß an Dienstaufgaben zu erledigen hätten. 

20 Vgl. dazu Weis, Montgelas 349-359; Handbuch 4, (München 1974) 11 ff. (auch zum Folgen­
den). 
21 Die Verordnungen über die Bildung der Landgerichte in den einzelnen Landesteilen sind am 
übersichtlichsten zusammengestellt bei Kar! Il7ebo; Neue Gesetz- und Verordnungen-Samm­
lung für das Königreich Bayern mit Einschluß der Reichsgesetzgebung, Anhangband, (München 
1894) 115-126. Für die Einzelheiten der Gerichtsbildung ist immer noch unentbehrlich Clemenf 
Hel/mutb, Die königlich bayerischen Landgerichte diesseits des Rheins vom 24. März 1802 bis 
zur Gegenwart bezüglich ihrer Bezirksformation, Verfassung, amtlichen Stellung und der Perso­
nalverhältnisse ihrer Beamten, (Nördlingen 1854) 142-168. 
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Bei der grundlegenden Anordnung über die Organisation der Landgerichte von 
1802/03 hat Montgelas im Grunde das überlieferte altbayerische Landgericht weiter 
bestehen lassen. Das galt im ganzen gesehen für die sachliche Kompetenz (landgerich­
tische "Polizei", niedere Ziviljurisdiktion und instruierendes Gericht in Strafsachen) 
wie auch für die örtliche Zuständigkeit. Wohl gab es in den Bezirken der bisherigen 
Rentämter (kurbayerische Mittelbehörden) München, Straubing, Burghausen und 
Landshut gewisse Umgliederungen und Zusammenlegungen der unteren Gerichtsbe­
zirke; aber die Grundstruktur blieb erhalten. Die bisherigen 73 Landgerichte wurden 
wohl auf 46 neue Gerichte zusammengelegt; dies geschah jedoch meist in der Weise, 
daß zwei, manchmal auch drei bisherige Gerichte im ganzen zusammengelegt wurden, 
so daß die Grundanlage blieb. 

Diese Anknüpfung an die sachliche und örtliche Organisation des alten Regimes 
sollte nicht unbeachtet bleiben, wenn man über deren Qualität urteilen möchte. Es 
scheint mir sehr wichtig zu sein, daß das Hauptproblem der Reform weniger ein or­
ganisatorisches war als ein personelles und noch mehr ein dienstrechtliches. Es ist 
noch genauer zu untersuchen, in welcher Weise die Beamten der Erwerbungsterrito­
rien in die Ämterorganisation des neuen bayerischen Staates überführt und in wel­
chem Umfang Beamte zwischen den einzelnen Landesteilen ausgetauscht wurden22

. 

Dieses System der altbayerischen Landgerichte ist dann sukzessive über das ganze 
neue Bayern ausgedehnt worden, mit einer Ausnahme: als 1816 aus der französischen 
Kriegsbeute der bayerische Rheinkreis, die spätere Pfalz, gebildet worden ist, hat man 
die dortigen Verhältnisse bestehen lassen, weil dieses System zu eng mit der gesamten 
linksrheinischen Verfassungsstruktur in Verbindung stand, als daß man hier frühere 
Verhältnisse hätte wiederherstellen können2J

. Für die Verwaltung blieben die Land­
kommissariate bestehen; die untere Justiz wurde von den Friedensgerichten wahrge­
nommen. 

Im Gegensatz dazu wurde das bayerische Landgerichtssystem in den branden burg­
ans bach ischen und brandenburg-bayreuthischen Gebieten, die 1806 und 1810 zu Bay­
ern kamen, eingeführt, obwohl dort schon eine wesentlich fortschrittlichere Form der 
lokalen Verwaltung und Gerichtsbarkeit aus der Hardenbergischen Staatsorganisation 
bestand, die die Verwaltungsaufgaben in den Kreisdirektionen und den Kammeräm­
tern (Mittel- und Unterinstanz) und davon getrennt die Justiz in den Regierungskolle­
gien und den Justizämtern zusammengefaßt hatte2

'!. 

2l Vgl. dazu lHicbael Jäck, Übersicht der Justizorganisationen und Dienstlaufbahn der Justiz­
staatsdiener Bayerns während der Regierung des Königs Maximilian ]oseph 1., (Bamberg 1826) 
31-115 (Nachweise der Dienstlaufbahnen von 528 ]ustizbeamten). 
23 Vgl. dazu Karl-Georg Fabt/i Die Rheinischen Institutionen, (Veröffentlichungen des Instituts 
für geschichtliche Landeskunde an der Universität Mainz 1, Mainz 1964) 25-31; dm., Die Rhein­
lande zwischen Restauration und Revolution, (Wiesbaden 1966) 110-118; Möckt, Staat 244. 
24 Über die Neuorganisation von Gerichtsbarkeit und Verwaltung unter Hardenberg vgl. Hand­
buch 3, (München 1971) 411 f.; Hanns Huber' Hofmann, Adelige Herrschaft und souveräner 
Staat, (Studien zur bayerischen Verfassungs- und Sozialgeschichte 2, München 1962) 191 ff.; iHi­
(bael Hojinclllll, Die Außen behörden des Hochstifts Bamberg und der Markgrafschaft Bayreuth, 
0ahrbuch für fränkische Landesforschung 4, Erlangen 1938) 54 f., 96 f. 
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Diese 1795/96 von Karl August Frhr. v. Hardenberg durchgesetzte Reform der Ju­
stiz und Verwaltung in den fränkischen Fürstentümern Preußens hat Bayern 1806 und 
1810 wieder beseitigt und die altbayerischen Einrichtungen in den früher zollerischen 
Ländern eingeführt. 

Mit der Neuorganisation der Landgerichte seit 1803 war eine sehr wesentliche 
Neuerung verbunden; es wurde nämlich dabei die eigentliche Verwaltung ("Polizei"), 
welche man bei der Justiz ließ (in den Landgerichten), von der Kameralverwaltung ge­
trennt; letztere erhielten die gleichzeitig eingerichteten Rentämter25 übertragen. 

Diese in der Literatur meist nur nebenbei erwähnte Regelung hat erhebliche Folgen 
gehabt für die Gestaltung des gesamten Dienst- und Besoldungsrechts; sie hat den Be­
amten grundsätzlich davon befreit, Einnahmen seines Amtes einzuziehen, die allen­
falls Bestandteil seiner Besoldung waren. Damit ist den Außenbeamten eine Aufgabe 
abgenommen worden, die viele Bedienstete der Versuchung der Korruption ausge­
setzt hatte. Die speziell mit dem Eintreiben der Abgaben beschäftigten Rentbeamten 
unterlagen besonderen Kontrollen. Es ist dadurch die Neuregelung des Besoldungs_ 
rechts in der Pragmatik von 1805 realiter vorbereitet worden. 

Das altbayerische System der Landgerichte mit ihrem weitgespannten Aufgaben­
kreis der Polizei und der Justiz war also bestimmend für die Reformepoche Montge­
las'. Das System hat noch zwei Generationen vorgehalten; erst 1862 ist es von der Or­
ganisation der Bezirksämter (Verwaltung) bzw. Landgerichte (ä.O.) (Justiz) abgelöst 
worden. Ob dies ein Beweis für seine Brauchbarkeit ist oder eventuell mehr auf das 
Beharrungsvermögen der Bayern hinweist, sei beim gegenwärtigen Stand der For­
schung noch offen gelassen. 

Die Verwaltungsreform Bayerns hat zwischen 1799 und 1806 die Ministerien neu 
geformt und ihnen die Leitung der Regierung als Beratungsorgan des Monarchen und 
der Verwaltung als Leitungs- und Kontrollorgan der nachgeordneten Behörden zuge­
wiesen. Die altbayerischen Dikasterien als oberste Verwaltungsstellen waren abgebaut, 
sie bestanden zunächst noch in der Form der Landesdirektionen, die für einzelne Lan­
desteile zuständig waren. Diese Anordnung nun durch ein klares System der überge­
ordneten ZentralstelIen (Ministerialdepartements) und eindeutig als MittelsteIlen über 
den Außenämtern der Landgerichte und Rentämter stehenden Kreisbehörden zu er­
setzen, war das nach 1806 anstehende Problem. Es ist in der Konstitution von 1808 
gelöst worden, die nun das Staatsgebiet in vergleichbare Kreise, benannt wie die fran­
zösischen Departements nach Flüssen, einteilte und an die Spitze der Kreise soge­
nannte Generalkreiskommissäre setzte, die in ihrem Gebiet ganz allgemein das Mini­
sterium vertraten. 

Die Verordnung26
, die die Einzelheiten dieser Gebietseinteilung regelte, wird oft zi­

tiert: "Ohne Rücksicht auf die bisher bestandene Einteilung in Provinzen soll das 

15 Verordnung v. 24. März 1802 (Regierungsblatt 1802, 236). 
26 Die Vorschrift der Konstitution (fit. I, § 4; Regierungsblatt 1808,985) über die Einteilung des 
Königreichs in Kreise wurde durch die Verordnungen v. 21. Juni und 7. August 1808 (Regie­
rungsblatt 1808, 1481, 1689) im einzelnen ausgeführt; diese beschrieben die Kreise durch die 
Angabe der zugehörigen Landgerichte, setzten also die Durchführung der Gerichtsorganisation 
voraus. Die Angleichung an die Territorialänderungen vollzogen die Verordnungen v. 23. Sep-
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anze Königreich in möglichst gleiche Kreise mit Rücksicht auf die natürlichen Gren­
~en eingeteilt werden." Zweck der Anordnung ist "unsere lieben und getreuen Unter­
tanen aller Theile des Reiches mit dem wohltätigen Band eines gemeinschaftlichen 
Vaterlandes zu umfassen, ihnen die Vorteile näher gelegener unmittelbarer Admini­
strations-Behörden zu verschaffen und diejenigen Bezirke, welche durch gleichere (!) 
Sitten und die Gewohnheit langer Jahre oder durch die von der Natur selbst bezeich­
neten Lage näher mit einander verbunden sind, in ihrer engeren Vereinigung zu belas-

sen". 
Auch auf dieser Ebene fand eine strenge Trennung der "Polizei"-Aufgaben von den 

Finanzaufgaben statt; letztere waren Kreisfinanzdirektionen27 zugeordnet, welche 
selbständig neben den Generalkreiskommissariaten als den Mittelbehörden für die ei­
gentliche innere Verwaltung standen. 

Diese Kreisfinanzdirektionen leiteten und beaufsichtigten die Rentämter. Dieser 
Verwaltungssparte war seit dem Jahr 1807/08 eine ganz neue Dimension zugewach­
sen. 1807 war die Steuerverwaltung der Landstände aufgehoben, die allgemeine, glei­
che Steuerpflicht deklariert und im folgenden Jahr die landständische Organisation in 
allen Landesteilen überhaupt beseitigt worden. Nun kam den Ämtern der Rentenver­
waltung nicht nur das "Camerale", sondern auch das "Fiscale", dargestellt in erster Li­
nie durch die neu angeordneten direkten Steuern, ZU28. 

Die Rentämter hatten die Renten des Staatsvermögens und die Steuern einzusam­
meln sowie alle staatlichen Einnahmen zu erheben, für die keine Sonderbehörden, wie 
dies beispielsweise für das Aufschlag- und Stempelwesen der Fall war, bestanden. Aus 
ihren Einnahmen hatten sie die in ihrem Bezirk anfallenden etatmäßigen Ausgaben zu 
leisten (Sachaufwand für Gericht und Verwaltung, Bauausgaben, Beamtenbesoldun­
gen, Hinterbliebenenversorgung usw.) und die dann verbleibenden Überschüsse an die 
Kreiskasse bei der Kreisfinanzdirektion abzuliefern. Auch dieser waren besondere 
Ausgaben zugewiesen, die auf der Kreisebene zu leisten waren. Überschüsse der 
Kreiskasse wurden an die Zentralstaatskasse abgeliefert29

. 

Diese Zusammenfassung der Einnahmen- und Ausgabenbewirtschaftung in einer 
Behördensparte mit angeschlossenen Kassen auf jeder Verwaltungsebene (Rentämter, 
Kreisfinanzdirektionen, Zentralstaatskasse beim Finanzministerium) ist eindeutig und 
konsequent durchgeführt worden. Es hat die bayerische Finanzwirtschaft im ganzen 
19. Jahrhundert geprägt und mit dazu beigetragen, daß die Beamtenschaft vom Vor­
wurf der Korruption befreit wurde. In dieser Richtung hat auch die neu organisierte 

tember 1810 (Regierungsblatt 1810,809) und v. 20. Februar 1817 (Ebda 1817, 113); vgl. auch die 
Instruktionen v. 17. Juli 1808 (Regierungsblatt 1808, 1649), v. 2. Oktober 1811 (Ebda 1811, 
1497), v. 6. August 1815 (Ebda 1815,689), v. 2. Februar und 27. März 1817 (Ebda 1817,49,233). 
27 Über die Kreisfinanzdirektionen vgl. Edikt v. 8. August 1808 (Regierungsblatt 1808, 1869). 
28 Aufhebung der landständischen Steuerverwaltung durch Verordnung v. 8. Juni 1807 (Regie­
rungsblatt 1807, 969); Einführung des neuen Steuersystems durch Verordnung v. 13. Mai 1808 
(Ebda 1808, 1089); Aufhebung der ständischen Korporationen durch Verordnung v. 1. Mai 1808 
(Ebda 1808,961); vgl. iHöckl, Staat 153 ff. 
29 Über das Kassen- und Rechnungswesen vgl. Verordnung v. 8. August 1808 (Regierungsblatt 
1808, 1737). 
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Rechnungskontrolle gewirkt, die 1812 mit der Einrichtung des Obersten Rechnung s-
hofes zur letzten Kontrolle der Budgetabwicklung in eine neue Form gebracht 
wurdeJ o. 

Neu war hier, daß der Rechnungshof seine Entscheidungen über die zu prüfenden 
Rechnungen kollegial beriet und bei seinen Entscheidungen unabhängig von Weisun_ 
gen des Finanzministeriums war, welchem er in dienstlicher und organisatorischer 
Hinsicht unterstellt war. Hier sind die Wurzeln für die heute so wichtige richterliche 
Unabhängigkeit der Mitglieder des Obersten Rechnungshofes. 

Die Organisation nach neuen, auf das gesamte Staatsgebiet und auf die unbe_ 
schränkte Souveränität bezogenen Gesichtspunkten betraf nahezu alle Gebiete der 
staatlichen Wirksamkeit. Um noch beim Finanzwesen zu bleiben, so wäre hier der ge­
samte Bereich des Zollwesens zu nennen, das nach der Verlegung der Zollerhebung 
an die Außengrenzen neu zu organisieren war31

. Die Verwaltung von Aufschlag ("" 
Biersteuer) und Stempel, Münze und Lotto, Staatsschulden, Bauwesen und Forstver_ 
waltung wurde in den Jahren bis 1817 neu geordnet32

. 

Die innere Verwaltung erhielt einen neuen Unterbau durch die grundlegend neue 
Organisation des Kommunalwesens3J

. Einerseits wurden die alten Formen der Selbst­
verwaltung, wie sie in den bayerischen Landstädten und Märkten auf der Grundlage 
des landesfürstlichen Privilegienrechts und des kommunalen Satzungs rechts bestan­
den hatten, beseitigt; ebenso ging es mit der kommunalen Selbständigkeit in den Er­
werbungsländern zu Ende. Das hat sich besonders in den ehemaligen Reichsstädten 
Frankens und Schwabens ausgewirkt, in denen nun auch bayerische Polizeidirektoren 
oder -kommissäre für die Verwaltung im übertragenen Wirkungskreis sowie bayeri­
sche Stadtrichter in der Jurisdiktion neben den bürgerlichen Ratsgremien für die Be­
sorgung der Aufgaben des stark eingeschränkten eigenen Wirkungskreises tätig waren. 

Die starken Eingriffe in die bürgerliche Selbstverwaltung hat man Montgelas sehr 
übel genommen, wobei aber zu bedenken ist, daß die überlieferte Administration in 

30 Einrichtung des Obersten Rechnungshofs durch Verordnung v. 20. Oktober 1812 (Regie­
rungsblatt 1812, 1785). 
31 Vgl. Zoll- und Mautordnung v. 1.12.1807 (Regierungsblatt 1808,5). 
32 Über den Malzaufschlag vgl. die Verordnungen v. 28. Juli 1807 (Regierungsblatt 1807, 1273) 
und v. 8. August 1808 (Ebda 1808, 1869). Über das Stempelwesen vgl. Verordnung v. 1. März 
1805 (Ebda 1805, 401), v. 8. August 1808 (Ebda 1808, 1869) und v. 18. Dezember 1812 (Ebda 
1813,65). Über die Münzstätten vgl. Verordnung v. 28. Oktober 1808 (Ebda 1808,2751). Über 
die Generallottoadministration vgl. Ebda 1807, 790. Über das Schuldenwesen vgl. Verordnung 
über die Schuldentilgungskommission v. 20. August 1811 (Ebda 1811, 1063). Über das Staatsbau­
wesen (Landbau, Straßen-, Brücken- und Wasserbau) vgl. Verordnungen v. 1. September und 29. 
November 1808 (Ebda 1808, 1964,2853) und v. 28. September 1811 (Ebda 1811, 1554). Über die 
Einrichtung der Forstinspektionen und -reviere vgl. Verordnungen v. 16. April 1804 (Ebda 1804, 
381), v. 8. und 19. Mai 1807 (Ebda 1807,839,931) und v. 24. Mai 1808 (Ebda 1808, 1304). 
33 Überblick über die einschlägigen Verordnungen s. Seydel, Staatsrecht 1, 242, 251; vgl. auch 
iHöck/, Staat 125-135,207 ff. Grundlegend wichtig sind die Edikte v. 28.Juli 1808 (Gemeindebil­
dung), v. 24. September 1808 (Gemeindewesen) und v. 17. Mai 1818 (Regierungsblatt 1808,2789, 
2405; Gesetzblatt 1818,49). Über die Schwierigkeiten beim Vollzug des Edikts über die Gemein­
debildung vgl. Seba.stian lIieret/;, Die Bildung der Gemeinden im Isarkreis nach den Gemeinde­
edikten von 1808 und 1818, in: Oberbayer. Archiv 77 (1952) 1-.34. 
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den Kommunen vielfach nur der Vetternwirtschaft im kleinen Kreis der städtischen 
Ratsbürger und in der Enge der "zünftigen" Gewerbe gedient hat. 

Die andere, neue Komponente der Kommunalorganisation war, daß nun überall im 
ganzen L~nd in gleicher Weise kommunale Körp~rschaf~en mit eigener Rechtsper­
sönlichkeIt, dIe Ruralgemell1den, entstanden. In welten TeIlen des neuen Staates hatte 
es bis dahin eine derartige allgemeine Kommunalorganisation nicht gegeben. Das er­
ste Gemeindeedikt von 1808 gab die Grundlage für die weitere Organisation der 
Kommunen, die dann allerdings erst Jahre später richtig in Gang kam und schließlich 
nach dem Gemeindeedikt von 1818 abgeschlossen worden ist. Die Vereinheitlichung 
des Gemeinde-Organisationsrechts war unbedingt erforderlich, um die staatliche Inte­
gration der Landesteile voranzutreiben. Der konsequente Aufbau der Stadt- und Ru­
ralgemeinden diente zunächst überwiegend der staatlichen Verwaltung; weil dabei 
auch alle Ruralgemeinden Korporationsrechte erhielten, war gleichzeitig die Grund­
lage für die moderne Gemeindeselbstverwaltung gelegt worden. 

Von der Aufhebung der bisherigen Gemeindeverfassung und von der Neuerrich­
tllng der Gemeindeorgane sind zu unterscheiden die staatlichen Eingriffe in die Ver­
mögensverwaltung der Gemeinden und der außerordentlich zahlreichen StiftungenJ4

. 

Um höhere Erträge der Vermögen zu erwirtschaften, entstand eine sehr zentralistisch 
angelegte eigene Verwaltungsorganisation, in welcher zahlreiche unfähige und kor­
rupte örtliche Stiftungspfleger und -verwalter durch genau kontrollierte staatliche Ad­
ministratoren ersetzt wurden. Die Kontrolle war hier so perfektionistisch angelegt, die 
Entscheidungsbefugnis so sehr nach oben in die Ministerialebene verlagert, daß dieses 
System nicht funktionjeren konnte. Noch unter Montgelas' Ministerzeit wurde es ab­
gebaut. Die Verwaltung der Kommunalvermögen und der Stiftungen sollte wieder an 
kommunale Organe übergehen; bis zu deren Bildung waren die allgemeinen Verwal­
tungsbehörden in die Administration der Stiftungen und der Gemeindevermögen ein­
geschaltet. Bei all diesen Maßnahmen ordneten die Reformer an, daß die Vermögens­
erträge den eigentlichen Zwecken gewidmet blieben. Die Stiftungs- und Kommunal­
vermögen durften nicht zur Finanzierung der Staatsausgaben herangezogen werden. 
Wie in der Gemeindeverwaltung, so sollte auch bei der Verwaltung des Gemeindever­
mögens die Staatsadministration für Einheitlichkeit und Zweckmäßigkeit sorgen. Bei 
letzterer ist dieses Ziel wohl am weitesten verfehlt worden. Die Absicht, die Gemein­
deorganisation zu einem Unterbau der Staatsverwaltung zu machen und auch damit 
die Vereinheitlichung des neuen Bayern voranzutreiben, ist ein wesentliches Anliegen 
der Reformer gewesen. 

Die Einheitlichkeit der staatlichen Organisation in der unteren Ebene der Landge­
richte und Rentämter, der Zoll-, Forst- und Stiftungsadministrationen, der Städte und 
der Ruralgemeinden, auf der mittleren Ebene der Kreiskommissariate und Finanzdi-

H VgL dazu die Verordnungen v. 29. Dezember 1806, v. 1. Oktober und 30. Dezember 1807 und 
v. 1. März 1817 (Regierungsblatt 1807,49,425; 1808,209; 1817, 153); ferner Antoll Fisc1m; Die 
Neugestaltung des bayerischen Stiftungswesens unter dem Ministerium Montgelas 1806 bis 
1810, in: Oberbayer. Archiv 65 (1927) 1-63; F. Elktl/; Zentralisierung und Dezentralisierung der 
Verwaltung des bayerischen Stiftungsvermögens in der Zeit Maximilians IV. (1.) Joseph 
(1799-1825), (Jur. Diss. Erlangen, Masch. 1949). 
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rektionen herzustellen und schließlich in der allmächtigen Ministerialinstanz das Lei_ 
tungsinstrument aufzubauen, war das Ziel der Leute um Minister Montgelas. Sie ha­
ben dabei in weitem Umfang in Altbayern vorgefundene Organisationsformen ver_ 
wendet; sie haben diese gestrafft und mit Nachdruck überall durchgesetzt. Weitere 
wichtige Impulse für den Verwaltungsvollzug gab dann die Neuordnung des Dienst_ 
rechts. Die "Staatsdienerpragmatik" von 1805 faßte die amts- und dienstrechtlichen 
Reformen der beginnenden Montgelas-Epoche zusammen3

,; mit der Einführung des 
öffentlich rechtlichen, auf den Staat bezogenen Dienstverhältnisses der pragmatischen 
Beamten, mit der Normierung der Bildungs- und Einstellungsvoraussetzungen, mit 
der Regelung der Dienst- und Funktionsbezüge, der Alters- und Hinterbliebenenver_ 
sorgung wurde die personelle Seite der Staatsverwaltung in entscheidender Weise ge­
formt. Erst durch die Personen und deren Wirken in einem neuen Dienst- und Or­
ganisationssystem ist der Übergang vom patrimonialen zum modernen Staat in Bayern 
ermöglicht worden. 

35 Edikt v. 1. Januar 1805 (Regierungsblatt 1805, 225); Zusammenstellung der vorangehenden 
Verordnungen über das Dienst- und Besoldungsrecht s. 5cydel, Staatsrecht 1, 266 ff.; vgl. AIÖl'kf, 
Staat 141H., 214f.; Bernd Wllndel; Privilegierung und Disziplinierung. Die Entstehung des Be­
rufsbeamtentums in Bayern und Württemberg (1780-1825), (Studien zur modernen Geschichte 
21, München 1978) 122ff. Vgl. auch den Beitrag von Bernd Wunder im vorliegenden Band. 
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Die Reform der Beamtenschaft in den 
Rheinbundstaaten 

Beamtenschaft wird gemeinhin durch Verwaltung definiert und daher als Appendix 
der Institutionengeschichte behandelt. Sieht man jedoch in der Verwaltung mit Max 
Weber die Herrschaft des Alltags und in den Bürokraten Vertreter eines Herrschafts­
typUS, der die Herrschaft kraft eigenen Rechts des Geburtsadels abgelöst hat, so wird 
man die Gliederung und Kompetenzen staatlicher Organisationen nicht nur funktio­
nal zu einem mehr oder weniger expliziten Staatszweck sehen, sondern primär als 
Struktur einer Elite und als Beschreibung ihrer Position in der Gesellschaft betrach­
ten: Verwaltung ist dann ein Phänomen der Sozialgeschichte und das Beamtenrecht 
ist, wie zu zeigen sein wird, ein Standesrecht. 

Die Beamtenschaft als geschlossene soziale Gruppe entstand in Deutschland nicht 
im Machtbereich der deutschen Großmächte Österreich und Preußen während des 
Absolutismus, sondern sie ist eine bewußte Neuschöpfung der Rheinbundstaaten, ins­
besondere Bayerns 1. Um diese Bedeutung der Rheinbundära für die deutsche Ent­
wicklung richtig zu erfassen, ist es notwendig, nicht nur den Typ der rheinbündischen 
Beamtenschaft darzustellen, sondern ihn auch zeitlich wie räumlich vergleichend von 
den Entwicklungen in den Nachbarstaaten abzugrenzen. Im folgenden soll dieser Ver­
gleich an Hand der beamtenspezifischen Merkmale Qualifikation, Inamovibilität, Ali­
mentation und Amtsadel vorgenommen werden 2

. 

Die außenpolitisch bedingten Verwaltungsreformen der Wende zum 19.Jahrhun­
dert - Verstaatlichung der Lokalverwaltung und Ausbau eines dreistufigen, zentrali­
sierten Verwaltungsapparates, durchgängige Gliederung dieses Apparates nach dem 
Sach- statt Regionalprinzip und nach dem Büro- statt dem Kollegialprinzip3 - weite­
ten die Beamtenschaft quantitativ aus und veränderten den Charakter ihrer Tätigkeit. 

1 Darauf wurde von bayerischer Seite wiederholt hingewiesen, so z. B. jüngsthin von Franz Mayer 
(Ernst Forsthoff (u.a.), Verfassungsrechtliche Grenzen einer Reform des öffentlichen Dienst­
rechts, (Baden-Baden 1973) 571), während ansonsten von verfassungsrechtlicher Seite weiterhin 
unbekümmert am Forschungsstand des 19.Jahrhunderts festgehaiten wird (vgl. z. B. JVi/li 7hide, 
Die Entwicklung des deutschen Berufsbeamtentums. Preußen als Ausgangspunkt des modernen 
Beamtentums, (Herford 1981)). 
2 Die folgenden Hinweise auf Bayern und Württemberg beruhen auf Bemd JVtmdOi Privilegie­
rung und Disziplinierung. Die Entstehung des Berufsbeamtentums in Bayern und Württemberg 
(1780-1825), (MünchenfWien 1978). 
3 Einen Überblick gibt Franz-LudlOig Knemeyeti Regierungs- und Verwaltungsreformen in 
Deutschland zu Beginn des 19.Jahrhunderts, (Köln/Berlin 1970). 
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Die Beseitigung der regionalen Privilegien bzw. Exemtionen und die Aufhebung der 
geburtsständischen Gliederung der Gesellschaft ermöglichten erstmals die Durchset_ 
zung genereller Normen innerhalb des nunmehr geschlossenen Staatsgebietes: Die in 
langjähriger Tätigkeit erworbene Kenntnis der Besonderheiten eines Amtes und die 
dadurch bedingte Selbständigkeit eines herrschaftlichen Beamten wich damit seiner 
Austauschbarkeit bzw. Versetzbarkeit und ermöglichte erstmals eine durchgehende 
Karriere von der Lokal- bis in die Zentralverwaltung bzw. von nun exekutiver zu de­
kretierender Tätigkeit, da die Aufgabe des Staatsapparates überall in der Handhabung 
des gleichen Normensystems bestand. 

Die prinzipielle Vereinheitlichung der Tätigkeit und die erstmalige Zusammenfas_ 
sung der gesamten Beamtenschaft gab den Regierungen die Möglichkeit zu einer 
neuen Einstellungspolitik, nämlich die traditionelle, dezentrale Rekrutierung nach 
Geburtsstand, Nepotismus, Klientelbeziehungen und Ämterkauf zugunsten einer zen­
tral festgelegten Rekrutierung nach einer organisationsextern - d. h. theoretisch - er­
worbenen individuellen Fachqualifikation zurückzudrängen. Prüfung bedeutete nicht 
mehr eine relative Auswahl zwischen mehreren Bewerbern für eine bestimmte Stelle, 
sondern sie sicherte ein sachlich definiertes Fähigkeitsminimum für Amtstätigkeit 
schlechthin. Diese Entwicklung, die sich in Preußen schon mit der Einrichtung zen­
traler Prüfungskommissionen für den Staatsdienst 1755 und 1770 und der Einführung 
des Abiturs als Voraussetzung für Studium und Staatsdienst 1788/1810 vollzog, wurde 
in den Rheinbundstaaten in wenigen Jahren rezipiert (1803-18t Der Normierung der 
Prüfungsinhalte folgte die Normierung der Ausbildungsgänge im Gymnasium und an 
der Universität. Die Ausbildung der Beamtenschaft beschränkte sich jedoch nicht auf 
die obligatorische externe Vorbereitungsphase, sondern sie wurde um ein organisa­
tionsinternes Praktikum ergänzt. Obwohl in Preußen und Österreich im 18.Jahrhun­
dert die Unzufriedenheit mit der richterlichen Universitätsausbildung zur Einrichtung 
eines kameralistischen Studienganges geführt hatte, verzichteten beide Staaten mit der 
Wende zum 19.Jahrhundert jedoch auf diese Alternative zugunsten eines praktischen 
Vorbereitungsdienstes. Die süddeutschen Staaten führten zwar auch ein internes Prak­
tikum ein (Bayern 1786, Württemberg 1807, Baden 1810), doch behielten sie die ka­
meralistischen Studiengänge bei bzw. integrierten sie wie Bayern in das Jurastudium, 
so daß hier im Gegensatz zu Preußen die theoretische, organisationsexterne und damit 
leistungsorientierte Selektion immer von größerer Bedeutung blieb. 

Individuelle Leistung stellte jedoch auch künftig nicht das einzige Kriterium für 
den Zugang zur akademischen Beamtenschaft dar, sondern sie galt nur innerhalb 
eines in den Rheinbundstaaten anfangs durch Studienverbote für Angehörige der Un­
ter- und Mittelschichten begrenzten Rekrutierungspotentials, das nach der verfas­
sungsrechtlichen Einführung von egalitären Grundrechten über einerseits einen Ver­
mögensnachweis und andererseits die Aufhebung des überkommenen Stipendienwe­
sens auf die wohlhabende geburtsadlige und bildungsbürgerliche Oberschicht einge-

·l Dazu, wenn auch vornehmlich auf die Kameralisten ausgerichtet, /Pi/helm Bleek, Von der Ka­
meralausbildung zum Juristenprivileg, (Berlin 1973). 
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hränkt wurde). Überall hob die Einführung dieses dreistufigen Prüfungssystems 
~cdoch die vorher besonders in der Finanzverwaltung bestehende Durchlässigkeit zwi­
Je hen Subalternbeamten und Räten bzw. Akademikern auf und führte auch im Zivil­
~:enst zu jener scharfen Zweiteilung, die beim Militär in Deutschland zwischen Offi-
~erskorps und Mannschaften üblich war und blieb6

. Das Leistungsprinzip, eine Neue­
zi g der Reformzeit, wurde also nur in Form eines hierarchisch gestuften Berechti­
ru;gssystems verwirklicht. Andererseits setzte es aber das adlige Ämterprivileg sowie 
~ie adlige Familien- und Klientelpolitik langfristig außer Kraft und öffnete die neu ge-
chaffene Beamtenkarriere dem Bildungsbürgertum, was sich seit den 30er Jahren in 

s iner wachsenden Zahl von Ministern nichtadliger Herkunft niederschlug. 
e Die organisatorische Zusammenfassung der Beamtenschaft ermöglichte nicht nur 
eine Erhöhung ihres fachlichen Niveaus, sondern stellte mit dem allmählichen Wan­
del ihrer sozialen Zusammensetzung das Problem ihrer Kontrolle bzw. ihrer Identifi­
kation mit der jeweiligen Dynastie bzw. dem Staat neu. Dies wurde zum wichtigsten 
Problem der Staats reform in der Reformzeit. Die vorbehaltlose Integration der Beam­
tenschaft in die dynastische Herrschaft war seit dem sogenannten Hirtenbrief Jo­
sephs Ir. 1783 das Problem aller Reformer, das sowohl in Montgelas' Ansbacher 
Denkschrift 1796, Talleyrands Reorganisation des französischen Außenministeriums 
1800 wie auch der Rigaer Denkschrift von Altenstein und Hardenberg 1807 themati­
siert wurde J Interessanterweise bezeichnete Joseph II. seine Beamten sogar als "Brü­
der" einer Art Bund zur Beförderung eines allerdings von ihm allein bestimmten All­
gemeinwohls8

. Die Notwendigkeit einer neuen Klientel bzw. die Aufhebung des adli­
gen Ämterprivilegs hatte sich gestellt, weil die alte Herrenschicht des Adels durch die 
Reformen eines Joseph Ir., der Rheinbundfürsten und der preußischen Reformer in 
ihrer grundherrschaftlichen Basis angegriffen wurde, in Frankreich sogar weitgehend 
ausgeschaltet worden war, und als instrumentales Exekutivorgan dieser Reformpolitik 
daher nicht mehr verwendbar war. Die Antwort der Regierungen, d. h. der Regenten 
und der Reformpartei innerhalb der Beamtenschaft, war ein Kurswechsel in der Be-

~ Bernd Wunder, Die Rekrutierung der Beamtenschaft in Deutschland, (Konstanzer Universitäts­
reden 120, Konstanz 1979). 
6 lll'ilheim Naude, Zur Geschichte des preußischen Subalternbeamtenturns, in: FBPG 18 (1905) 
355-86; Rutb iHe)'fl; Das Berechtigungswesen in seiner Bedeutung für Schule und Gesellschaft 
im 19.Jahrhundert, in: ZGStW 124 (1968) 763-75; Kar! Demetet; Das deutsche Offizierskorps in 
Staat und Gesellschaft 1650-1945, (Frankfurt 41965); Untersuchungen zur Geschichte des Offi­
zierskorps. Anciennität und Beförderung nach Leistung, (Stuttgart 1962). 
1 "Grundsätze ... für jeden Diener des Staats" vom 13. XII. 1783 (gedr. in Friedrich Walter, Die 
österreichische Zentralverwaltung, II/4, (Wien 1950) 123-33); Eberbard Weis, Montgelas' innen­
politisches Reformprogramm. Das Ansbacher Memoire für den Herzog vom 30.9.1796, in: 
ZBLG 33 (1970) 244-56; "Rapport du citoyen Talleyrand, Ministre des relations exterieures, au 
Premier Consul de la Republique sur le plan des promotions graduelles adopte par le Conseil 
d'Etat pour le Departement des relations exterieures" vom 26. HI. 1800 (gedr. in Pien'e Louis Roe­
deret; Memoires d'economie publique, de morale et de politique, (Paris) An VIII, Bd.l, No.8, 
S.418-22; auszugsweise ebenfalls in Frederic iHasson, Le departement des affaires etrangeres pen­
dant la Revolution 1787-1804, (Paris 1877) 449f.). 
8 "Sie müssen ... kurz als Freunde, als Brüder, die nur ein Ziel haben können und sollen, mitsam­
men handeln" (Waltn; 130). 
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amten politik, der in den Rheinbundstaaten zeitlich mit den Organisationsreformen 
zusammenfiel: Der Grundsatz der Strafe wurde insbesondere für die höhere Beamten_ 
schaft durch den Grundsatz der Belohnung abgelöst. Nicht durch Furcht wie zu Zei_ 
ten des Soldatenkönigs, sondern durch Dankbarkeit, die unter Berücksichtigung der 
Interessen der Beamten von den Dienstherren geweckt wurde, sollte die Identifikation 
zwischen Staat und Beamten zustande kommen. 

Ausdruck dieses Wechsels in der Beamtenpolitik war der Verzicht des Dienstherren 
auf die schärfste Strafe, die ihm zur Verfügung stand, nämlich der Verzicht auf die exi_ 
stenzvernichtende "willkürliche" Entlassung9. Das Überangebot an Juristen hatte seit 
1600 die einseitige Aufkündigung des Dienstvertrages durch den Dienstherrn Zur 
empfindlichsten Sanktion für einen Beamten und diesen - in den Augen der aufge_ 
klärten Absolutismuskritik - zum willfährigen Handlanger der Despotie gemacht. 
Nach englischem und französischem Vorbild setzte sich im Gefolge der Gewaltentei_ 
lungslehre daher auch die Forderung nach Inamovibilität des Richters in Deutschland 
seit 1790 bzw. 1807 durch. Eine Besonderheit der rhein bündischen Entwicklung War 
jedoch die Ausdehnung des Schutzes vor willkürlicher Entlassung auf Verwaltungsbe_ 
amte. Diese Ausdehnung hing nicht mit der nur teilweise vollzogenen Trennung von 
Justiz und Verwaltung zusammen. Der badische Ministerialrat Nebenius begründete 
1819 die Notwendigkeit dieser Regelung explizit mit der Vermögenslosigkeit der 
Akademiker bzw. des Bildungsbürgertums in Deutschland, dem eine seiner politi­
schen Bedeutung entsprechende wirtschaftliche Grundlage gegeben werden müßte, 
d.h. mit dem Egoismus einer neu an die Macht gelangten Gruppe. Vorläufer der 
Gleichstellung von Justiz und Verwaltung war die Rechtssprechung des Reichskam­
mergerichtes seit 1759 und die zwischenstaatlichen Verträge seit dem RDHS 1803, in 
denen eine außergerichtliche Entlassung als Strafe (Ehrenkränkung) definiert wurde, 
die nur bei finanzieller Entschädigung, d. h. Beibehaltung der Besoldung als Pension, 
zulässig sei. Daß dieser Rechtsschutz in der Rheinbundzeit verwirklicht wurde, hing 
mit der besonderen politischen Konstellation zusammen, in der zwei gegensätzliche 
Faktoren zugunsten der Beamtenschaft zusammentrafen. Die Despotismuskritik der 
öffentlichen Meinung, der Stände und vormärzlichen Kammern sah in der Inamovibi­
lität ein Mittel zum Schutz des Bürgers vor Übergriffen des Staates, wenn Widerstand 
gegen rechtswidrige Anordnungen für den Beamten keine nachteiligen Folgen auf 
dem Disziplinarwege mehr haben konnte und setzte im Bunde mit der Lobby der 
bürgerlichen Beamten z. B. 1787 in Württemberg und 1794 in Preußen die Bindung 
jeder Entlassung zwar nicht an ein Urteil eines unparteiischen Richters, jedoch an ein 
kollegiales Disziplinarverfahren durch. Erstmals 1805 gestand die Regierung in Bayern 
im Zuge der neuen Beamtenpolitik ihren Beamten auch die Bindung jeder Entlassung 
an ein Gerichtsurteil bzw. die lebenslängliche Zahlung einer Pension zu. Fünf Jahre 
später verhinderte auch hier nur der hartnäckige Widerstand der Ministerialbürokratie 
die Wiedereinführung der administrativen Entlassung, doch gelang es der bayerischen 
Regierung 1813 durch Einführung vager Dienststraftatbestände wie der "delicta inno­
minata" und "standeswidrigen Verhaltens" sich wieder ein Entlassungsrecht zu ver-

9 Zum Folgenden s. lVunder; Privilegierung 123 H. 
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schaffen. Zu einem ähnlichen Ergebnis führte in den übrigen deutschen Staaten die 
Berausbildung einer beamtenrechtlichen Sondergerichtsbarkeit neben dem enger ge­
faßten, rechtsstaatlich normierten Strafrecht unter dem Einfluß der 1810 in Frank­
reich eingeführten Disziplinargerichtsbarkeit für Richter (Württemberg 1817, Baden 
1809/1819, Preußen 1844-51)10. Der Kampf um den Ausbau dieser Disziplinarge­
richtsbarkeit zu einem justizförmigen Verfahren bestimmte die weitere parlamentari­
sche Entwicklung des Disziplinarrechtes (z.B. 1873). Unter den Großmächten führte 
nur das Frankreich Napoleons ebenfalls für einzelne Gruppen von Verwaltungsbeam­
ten wie dem diplomatischen Korps und den Präfekten ein disziplinarrechtlich gere­
geltes Entlassungsverfahren ein 11. In der Realität wurden jedoch die legalen Möglich­
keiten der Disziplinargerichtsbarkeit von Anfang an nicht ausgeschöpft: Dank der So­
lidarität der Beamtenschaft, die sich schon in der Rechtssprechung der Reichsgerichte 
und der Tätigkeit der von den Rheinbundstaaten übernommenen Kammergerichtsas­
sessoren bemerkbar gemacht hatte l2

, setzte sich zu Beginn des 19.Jahrhunderts fak­
tisch eine Inamovibilität der Verwaltungsbeamten durch. Diese formalrechtliche Ein­
engung und faktische Aufhebung des dienstherrlichen Entlassungsrechtes war die Ge­
burtsstunde der Beamtenschaft deutscher Prägung. 

Das Ergebnis der durch die Entschärfung des Entlassungsrechts veränderten 
Rechtslage war die lebenslängliche, materielle Sicherstellung bzw. der standesgemäße 
Unterhalt der Beamtenschaft. Die Anerkennung einer lebenslänglichen Versorgung 
des Beamten und seiner Familie unabhängig von der Diensttätigkeit in Form eines 
Rechtsanspruches auf Gehaltsfortzahlung bei unverschuldeter Untätigkeit und bei Ar­
beitsunfähigkeit, d. h. das Pensionsrecht, war die zweite Neuerung der bayerischen 
Dienstpragmatik von 1805. Sie war ein entscheidender Schritt auf dem Wege zu einer 
staatlichen Sozialpolitik, deren Zielgruppe die Oberschichten waren. Eine aus dem 
Gesinderecht abgeleitete Altersversorgung war zwar bisher üblich gewesen, doch sie 
galt ebenso wie Pensionen, die wegen außerordentlicher Verdienste gewährt wurden, 
als Gnade und wurde nur willkürlich nach Stand und Kassenlage, weniger nach Ver­
dienst, gewährt. Während die Frage einer Pensionienmg dienstunfähiger Beamter erst 
mit der Erhöhung der staatlichen Leistungsanforderungen auftrat, war die Frage des 
sozialen Abstiegs der Hinterbliebenen schon frühzeitig mit der Schaffung größerer Be­
amtenkörper zum Problem geworden. Während dieses Problem aber beim Militär 
nach dem Vorbild des katholischen Klerus durch ein Heiratsverbot (1709 in Preußen 
auf das Offizierskorps ausgedehnt) gelöst bzw. die Heiratserlaubnis von einem Vermö-

10 Glienther Plathnn; Der Kampf um die richterliche Unabhängigkeit bis zum Jahre 1848, (Bres­
lau 1935). 
11 ,,Arrete qui divise en grades le service du departement des relations exterieures ... " vom 
23. IV. 1800 (gedf. in Jean BaptiJte DlIvergier, Collection complete des lois, decrets, ordonnances, 
reglements et avis du conseil d'Etat, XII, (Paris 1826) 210-12); vgl. iVfasson, 459f. - Ferner: Cbar­
fes Durand, Une application de la garantie des fonctionnaires sous le Premier Empire, in: Anna­
les de la Faculte de Droit d'Aix, NS 39 (1946) 3-20. 
12 Z. B. Franz Arnold von der Becke (Bayern), Konstantin Franz von Neurath (Württemberg), 
Kar! Christoph von Kamptz (Preußen) und Levin Karl Freiherr von Hohnhorst sowie Johann 
Friedrich von Neurath (Baden). 
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gensnachweis (Kaution) abhängig gemacht wurde 13, versuchte die protestantische 
Geistlichkeit das Problem auf dem Wege der Selbsthilfe nach dem Prinzip der auf_ 
kommenden Lebensversicherungen zu lösen: Seit der Mitte des 17.Jahrhunderts setz_ 
ten sich in Sachsen und dann im übrigen Deutschland zumeist auf Freiwilligkeit beru_ 
hende Predigerwitwenkassen auf Beitragsbasis durch 14, denen seit der Mitte des 
18.Jahrhunderts Witwenkassen für Staatsbeamte folgten, so in Württemberg 1756, Ba­
den 1758, Pfalz-Neuburg 1782 und 1775 die 1816/31 auf Beamte eingeschränkte 
Preußische Allgemeine Witwenverpflegungsanstalt, sowie 1792 eine preußische Offi­
zierswitwenkasse 15

. Spektakuläre Pleiten hatten jedoch im letzten Drittel des Jahrhun_ 
derts deutlich gemacht, daß ohne staatliche Zuschüsse auf Beitragsbasis ein standesge_ 
mäßer Unterhalt nicht zu sichern war. 

Zu diesem Zugeständnis rang sich der Staat erstmals zugunsten der Mitglieder der 
stehenden Heere durch, deren zahlenmäßiger Umfang seit dem letzten Drittel des 
17.Jahrhunderts zunächst das Problem der Versorgung der Invaliden in unübersehba_ 
rer Größenordnung stellte. Von dem traditionellen Rückgriff auf Klöster und Almo­
sen - dazu gehört noch die Gründung des Pariser Hotel des Invalides 1674 - löste 
sich anscheinend zuerst Ludwig XIV., als er wohl nach dem Vorbild der Witwenkas_ 
sen 1670/74 die Finanzierung der Invaliden- und Altersversorgung durch Abzüge 
vom Lohn bzw. dem Militäretat sicherzustellen hoffte l6

. Diese durch Zwangsmitglied_ 
schaft und Zwangsabzüge finanzierte Invalidenversorgung wurde im Pfälzer und Spa­
nischen Erbfolgekrieg von fast allen Staaten nachgeahmt, blieb jedoch bis zum Sie­
benjährigen Krieg ungenügend. Die Pensionierung blieb, neben der Versorgung in In­
validenkompanien, auf ZivilstelIen und durch Bettel, weiterhin die Ausnahme. Die 
Größe der Heere des aufgeklärten Absolutismus - 200000 Mann und 5-10000 Offi­
ziere pro Großmacht - und die Steigerung der Kampfkraft erzwangen jedoch eine 

13 Zu Preußen s. Kurt jallY, Geschichte der preußischen Armee, I, (Osnabrück 21967) 546, 566. 
Die Reglements sind z. T. gedr. in: Offiziere im Bild von drei Jahrhunderten, (Stuttgart 1964). Zu 
Bayern, s. Kar! Staudillger; Geschichte des kurbayerischen Heeres, (München 1905-08) I1!2, 
1285ff., III11, 436ff. Zur Pfalz, s. 0. Bezzel, Geschichte des kurpfälzischen Heeres von seinen 
Anfängen bis zur Vereinigung von Kurpfalz und Kurbayern 1777, (München 1925) 475 ff. Zu 
Württemberg, s. O. Breitenbucher, Die Entwicklung des württembergischen Militärversorgungs­
wesens, (jur. Diss. Tübingen 1936). 
14 Kar/von Webe!; De eo quod iustum est circa fiscos viduarum inprimis clericorum dissertatio, 
(Leipzig 1830), führt die ersten Predigerwitwenkassen in Kursachsen schon vor dem 30jährigen 
Krieg auf. Auch in Holland sollen damals schon Pfarrwitwenkassen bestanden haben. Vgl. ferner 
Gerald SchöpfeT; Sozialer Schutz im 16.-18.Jahrhundert, (Graz 1976); Heinrich Braun, Geschichte 
der Lebensversicherung und der Lebensversicherungstechnik, (Nürnberg 1925) 170 ff. 
15 Eduard Wegene/; Das Patent und Reglement für die königlich preußische Allgemeine Witt­
wen-Verpflegungsanstalt, (Berlin 1862). 
16 Andre Corvisier, Armees et societes en Europe de 1494 a 1789, (Paris 1976);jean Pien'e Bois, 
Les anciens soldats de 1715 a 1815. Problemes et methodes, in: Revue Historique 265 (1981) 81-
102; Rene Baillargeat (Hrsg.), Les Invalides. Trois siecles d'histoire, (Paris 1974). - Die Edikte 
über die Errichtung des Hotel des Invalides sind gedr. in: Recueil des edits, declarations, ordon­
nances, arrets et reglements concernant l'Hotel Royale des Invalides, 2 Bde., (Paris 1781); die 
Edikte vom 12.111.1670 und April 1674 ebda I, 11-13, 133-35. vgl. auch das Reglement de la 
caisse des Invalides de la Marine vom 23.IX.1673. 
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rundsätzliche Lösung: Österreich l7 regelte 1750 die Invalidenversorgung anfangs 
!benfalls durch Zwangsbeiträge auf der Basis des sogenannten Invalidenkreuzers und 
führte nach Anfängen 1748 die Pensionierung der Offiziere und ihrer Hinterbliebe­
nen 1771 ein. Frankreich 18 sagte 1764 langgedienten invaliden Soldaten und 1768 al­
len Soldaten nach 24 Dienstjahren die Soldfortzahlung zu und gab 1776 auch bedürf­
tigen Offizieren einen Pensionsanspruch. Preußen 19 folgte 1787 bei invalide geworde­
nen Ausländern und 1789 beim Offizierskorps. Alle diese Zusagen waren nur mit 
Hilfe wachsender staatlicher Zuschüsse aufrechtzuerhalten und konnten in der an­
schließenden Kriegsperiode nicht eingehalten werden, wurden aber nach der Nieder­
lage Napoleons wieder in Kraft gesetzt. 

Die Ausdehnung der staatlichen Versorgung auf die Zivildienerschaft erfolgte erst­
mals in Österreich20

: Im weiteren Verlauf der Haugwitzschen Verwaltungsreform und 
der Systematisierung der Gehälter wurde den Bediensteten gruppenweise seit 1762 
ein Pensionsanspruch zugestanden und dieser 1781 generell kodifiziert. Erstmals wur­
den 1771 auch alle Hinterbliebenen bei Bedürftigkeit in die Unterhaltssicherung ein­
bezogen. Deutlich später setzte die Entwicklung in Frankreich ein. Hier griffen zuerst 
die Beschäftigten der personalstarken Steuerverwaltung in Form von Alterspensions­
kassen zur Selbsthilfe, die der Staat im Zuge der vorrevolutionären Sparmaßnahmen 
auf weitere Verwaltungszweige ausdehnte (1768 Fermes unies, 1787 Domänenverwal­
tung, 1788 Regie)21. Bei der Sanierung der Staatsfinanzen 1790 gestand die Konstitu­
ante 22 den Beamten zwar einen Rechtsanspruch auf Altersversorgung zu, doch da sie 
wie das Ancien Regime zugleich ein Fixum für den Pensionsetat festsetzte, änderte 
sich für die Zivilbediensteten faktisch nichts. Ein Pensionsanspruch für Hinterblie­
bene wurde nur den bedürftigen Witwen gefallener Patrioten zugestanden. Tatsächlich 
erhielt aber nur das Militär staatliche Pensionen. In Reaktion auf diese Lage erneuerte 

17 Invalidenordnung vom 28. III. 1750, Invalidensystem vom 15. IV. 1772, Pensionsnormale für 
Offiziere und ihre Hinterbliebenen vom 26.1. 1771. Das Reglement über den Abzug des Invali­
denkreuzers stammt vom 8.XI.I727/3. II I. 1728. Vgl. Wenzel Poro1'llY, Die Gebühren des kaiser­
lich königlichen österreichischen Heeres an Geld, Naturalien und Service, III, (Wien 1844). - Die 
Bedürftigkeitsklausel wurde erst am 4. IX. 1850 gestrichen. 
18 Ordonnanzen vom 30.XI.I764, 1.1.1768 (Art. 40) und 25. III.I776 (Tit. VIII). - Vgl. L. Menton, 
Le Comte de St. Germain et ses reformes (1775-1777), (Paris 1894). 
19 Werbemanifest und Reglement vom 1. 11.1787 (Art. 4 bzw. 19), Pensionspatent invalider Offi­
ziere vom 2.11.1789 und Offiziers-Witwenkasse vom 3. III.1792 (gedr. in Chrisfian O. My/ius, 
Novum Corpus Constitutionum Prussico-Brandenburgensium, (Berlin 1791) VIII, Sp. 285 ff., 
2407 ff., IX, Sp. 859 ff.). Vgl. Jany III, 194-99; HallS Hel/ritz, Geschichte der preußischen Heeres­
verwaltung, (Berlin 1938) 185 ff. 
20 Pensionsnormale vom 26. III. 1781 und 30. Xl. 1771 (gedr. in H Hankiewicz Ritter von Hab­
dank, Die österreich ischen Pensions- und Provisions-Vorschriften für Civilstaatsbedienstete, 
(Wien 1886) II, 5-8, 1-4. 
21 Reglement für die Fermes unies vom 13./21. 11. 1768 (vgl. George Tennyson Mafthclw; The 
Royal General Farms in 18th Century France, (New York 1958) 216), für die Domainen vom 
9. l./6. 11.1787 und die Regie generale vom 16./27. VI1.1788. 
22 Decret concernant les pensions, gratifications et autres recompenses nationales vom 3./ 
22. VIII. 1790 (Dtn'ergier I. 265-71). Für das Militär s. das Dekret bzw. Gesetz vom 14./ 
25.XII.1790 und 31. VIII. 1797. Für das Außenministerium s. die Verordnung vom 23.1Y.1800 
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die Finanzverwaltung 1795/97 ihre Pensionskasse auf Beitragsbasis. Diesem Beispiel 
folgten seit 1800, verstärkt seit 1806 die übrigen Behördenzweige, wobei auch hier 
Pensionen jeweils nur in Höhe des Beitragsvolumens ausgeschüttet wurden, anderer_ 
seits jedoch zunehmend auch den Hinterbliebenen unabhängig von Bedürftigkeit ein 
Pensionsanspruch eingeräumt wurde. Erst seit 1817 verstand sich der französische 
Staat zu einem ständig steigenden Staatszuschuß zu diesen privaten Caisses de retraite 
bis schließlich unter Napoleon III. 1853 alle Pensionskassen in einer vom Staat und 
durch Zwangsbeiträge finanzierten Alters- und Hinterbliebenenversorgung23 zusam_ 
mengefaßt wurden. 

In den Rheinbundstaaten wurde überall zusammen mit entsprechenden Regelun_ 
gen für das Militär eine staatliche Zivildienerpension eingeführt (Bayern 1803, Baden 
1809/19, Württemberg 1817)24. Die gleichfalls eingeführten Witwen- und Waisenpen_ 
sionen wurden jedoch z.T. durch Zwangsbeiträge finanziert (Bayern 1807, Baden 
1810, Württemberg 1817). Nur Westfalen, Berg und Nassau folgten dem französi_ 
schen Vorbild auch darin, daß Zahlungen nur in Höhe des jeweiligen Pensionsetats 
geleistet wurden. Preußen25 hingegen beließ es bei der allein durch Beiträge finanzier_ 
ten Witwenkasse von 1775, die 1816 für Beamte für obligatorisch erklärt wurde, und 
gestand den Beamten selbst trotz der Forderungen der Rigaer Denkschrift von 1807 
erst 1872 einen Pensionsanspruch zu, handhabte allerdings die Pensionierung seit 
1825 nach einem internen Reglement. Die Übernahme der weiterhin teilweise durch 
Beitragszahlungen finanzierten Hinterbliebenenpensionen übernahm der Staat in 
Preußen erst auf Druck des Reiches 1882, nachdem es 10 Jahre lang ein entsprechen­
des Reichsgesetz, das sich an den Regelungen in Württemberg und Frankreich (Elsaß­
Lothringen) orientierte, blockiert hatte. Der Grund für diese Renitenz Preußens bei 
der Pensionierung und Hinterbliebenenversorgung lag in der Befürchtung, daß diese 
sozialen Maßnahmen eine in Preußen unerwünschte Ausweitung des Rekrutierungs­
potentials der Beamtenschaft nach sich ziehen würden. 

Die Rheinbundstaaten unter Führung Bayerns hatten also nach österreichischem 
und französischem Vorbild den Zivildienern und ihren Hinterbliebenen einen unbe­
dingten Pensionsanspruch gewährt und hatten im Gegensatz zu den Großmächten 
diese neuen Verpflichtungen auch unter schwierigsten finanziellen Bedingungen er­
füllt, da die diesen Maßnahmen zugrundeliegende neue Beamtenpolitik ein Kernstück 
ihres politischen Systems war. Die faktische Aufhebung des Entlassungsrechtes und 

(Anm.11). Zahlreiche Pensionsreglements sind in dem für die Parlamentsberatungen zusammen­
gestellten Manuel des pensions du Ministere de la Justice et des Cultes et du Ministere des Affai­
res etrangeres, (Paris 1841) gedruckt. 
23 Loi sur les pensions civiles vom 9. VI. 1853 (Duvergin; 191 ff.). 
24 Vgl. ferner IPundn; Privilegierung 14 f. Die meisten deutschen Beamtengesetze des Vormärz 
sind gedr. in Georg Leopold VOll Zangen, Die Verfassungsgesetze der deutschen Staaten in syste­
matischer Darstellung, 3 Bde., (Darmstadt/Leipzig 1828-36). 
25 Kurt Augtll; Das preußische Pensionsreglement für die Zivilstaatsdiener vom 30. April 1825, 
(iur. Diss. Königsberg 1925 Msch.), gedr. in: Annalen der preußischen inneren Staatsverwaltung, 
(1832/1833) 343-54. Vgl. die Gesetze vom 27. Il I. 1872, 20. Y.1882 und die Übernahme der 
Zwangsbeiträge durch den Staat durch Gesetz vom 5. III. 1888 (Gesetz-Sammlung für die König­
lichen Preullischen Staaten, (1872) 268-76; (1882) 298-304; (1888) 48 f.). 
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der Rechtsanspruch auf eine staatliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung waren 
eit 1805 die Kernstücke aller Dienstpragmatiken, und überall drängten die Beamten 

S uf die Absicherung dieser Zugeständnisse in den seit 1807/1818 erlassenen Verfas­
:ungen. Fand sich die Regierung dazu nicht bereit - sowohl der württembergische wie 
der preußische König wollten sich 1815 bzw. 1848 nach westeuropäischem Vorbild 
nur zu einem erhöhten Rechtsschutz für Richter herbeilassen -, so zwangen sie die 
Stände zur Aufnahme entsprechender Regelungen in die Verfassung 1817/19 bzw. 
1848/5026. Bekanntlich aber kam Preußen diesem Verfassungsauftrag nur zögernd 
nach, da er seiner Beamten- und Adelspolitik widersprach. 

Die grundsätzliche materielle Besser- und Sicherstellung der Beamtenschaft war die 
Basis des Bündnisses zwischen den neuen oder reformerischen Dynastien und ihrer 
Beamtenschaft. Um neben der Herstellung einer Treuebeziehung dieses Zugeständnis 
an die neue Klientel auch in Leistungssteigerung zugunsten des Dienstherrn umzuset­
zen, wurde die Höhe der Alimentation jedoch nach der Dauer der Dienstleistung ge­
staffelt. Langjährige treue Dienste wurden nun mit Gehaltssteigerungen und Karriere 
belohnt: Dies erforderte einmal die Straffung der bisherigen Behördenkörper, d. h. 
ihre Vereinheitlichung und Abstufung nach militärischem Vorbild, zum anderen auch 
die entsprechende Abstimmung der Gehälter und Titel: Nebeneinnahmen, insbeson­
dere das umfangreiche und unübersehbare Sportelwesen wurden nun zugunsten einer 
rein staatlichen Besoldung, erstmals anscheinend in Österreich seit 1765, gestrichen. 
Bei der Armee führte diese Systematisierung zur Aufhebung der Kompaniewirtschaft 
(Frankreich 1776, Preußen 1808). Während im nachrevolutionären Frankreich die 
"c1assification" der Beamten erst 1800/01 mühsam durchgesetzt werden mußte, konn­
ten die deutschen Staaten diese Hierarchisierung durch den Ausbau ihrer Hofrangord­
nungen zu Dienstrangordnungen relativ einfach bewerkstelligen (Bayern 1800-21, 
Württemberg 1805-21, Baden 1800-08, Österreich 1813, Preußen 1817)27. Die Vor­
aussetzungen zur Beurteilung der einzelnen Beamten und damit zu ihrer Belohnung 
bzw. Beförderung verschaffte sich der Regent durch die Anlage von regelmäßig ge­
ftihrten Personalakten bzw. Conduitenlisten, die vom Offizierskorps (Preußen 1726, 

Österreich 1762) übernommen, in Preußen schon 1736 auf die Geistlichkeit und unter 
Friedrich dem Großen und Joseph Ir. (1781) auf die Zivilbeamtenschaft übertragen 
wurden: Bayern folgte 180Ys. Durch diese Bürokratisierung wurde das Beförderungs­
system auch in dem Sinne objektiviert, daß Leistungsgesichtspunkte in die Beförde-

26 Der entsprechende Artikel 98 der Verfassung vom 31. 1.1850 geht auf den Art. 96 der Ok­
troyierten Verfassung vom 5. XII. 1848 zurück und ist aus der Charte Waldeck (Art. 94) übernom­
men. Im Verfassungsentwurf der Regierung vom 20. Y.1848 findet sich noch kein Artikel über 
die nichtrichterlichen Beamten (Verhandlungen der Versammlung zur Vereinbarung der Preußi­
schen Staats-Verfassung, (Berlin 1848/49) I, 4 und 592, III, 477). Zu Württemberg, s. WundfI; 
Privilegierung 261-70. 
27 Zu Württemberg, s. Bemd Wllndel; Der württembergische Personaladel (1806-1913), in: 
ZWLG 40 (1981) 496-502. - Zu Bayern: WundeI; Privilegierung 184-88. 
28 Zu Konduitenlisten, s. ljohann Daniel Ricbtn), Von den jährlichen Conduiten-Listen über­
haupt, in: Bey träge zur Finanz-Gelahrtheit überhaupt, vorzüglich in den Preußischen Staaten, 111, 
(1788) 303-08. 
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rungspolitik eindrangen. Primär ließ sich der Regent in seiner Personalpolitik, insbe_ 
sondere bei der Besetzung der Spitzenstellungen, jedoch von "Treue"-Gesichtspunk_ 
ten bzw. politischen Motiven leiten, wie die unangefochtene Spitzenstellung kleiner 
Gruppen, z. B. der "Durlacher" in Karlsruhe, der Karlsschüler in Stuttgart oder der 
Zweibrückener und Mannheimer in München, aber auch der "Reformer" in Preußen 
oder der "Brumairiens" im napoleonischen Frankreich, zeigte. Andererseits setzte sich 
aber hier wie im Offizierskorps langfristig das integrierende Prinzip der Anciennität 
durch, von dem selbst die rangwahrend übernommenen Beamten der seit 1803 an­
nektierten Territorien profitierten. 

Die durch Inamovibilität und Alimentation gekennzeichnete Wende der Beamten_ 
politik beschränkte sich aber nicht auf Einzelrnaßnahmen, sondern sie waren Teil ei­
ner Gesamtkonzeption, nämlich der Erhöhung des sozialen Ranges der Beamtenschaft 
als Gruppe. Die Rangerhöhung der eigenen Klientel war ein bewußt eingesetztes Mit­
tel der absolutistischen Monarchen zur Schaffung eines vom Geburtsadel abgespalte­
nen loyalen Dienstadels gewesen. Diese Politik wurde nicht nur in den Rheinbund_ 
staaten fortgeführt - nur in Preußen und Österreich verhinderte der Einfluß des Adels 
eine Aufwertung der Beamtenschaft als Gruppe - sondern auch in Frankreich wurde 
diese Politik vom Directoire und besonders den Brumairiens in Anknüpfung an die 
Konstituante von 1789 wieder aufgenommen. Augenfälliger Ausdruck dieser gesell­
schaftlichen Sonder- und Vorrangstellung der Beamtenschaft war die Einführung ei­
ner Zivil uniform, die nach dem Rang differenziert vom Monarchen bzw. der Regie­
rung bis zum letzten mit Befehlsgewalt versehenen Lokalbeamten alle Beamten un­
übersehbar den Untertanen bzw. Staatsbürgern gegenüber- und voranstellte. Diese 
Uniformen, die das Vorbild des seit dem letzten Drittel des 17.Jahrhunderts einheit­
lich gekleideten Militärs übernahmen, waren zuerst auf einzelne Verwaltungs zweige, 
deren Autorität gegenüber der Bevölkerung gestärkt werden sollte, übertragen worden, 
so 1772 auf das staatliche Ingenieurskorps in Frankreich, das Bergwerksdepartement 
(Preußen 1767, Bayern 1790), das Forstpersonal, die Post etc., und war 1795 in Frank­
reich, 1799 in Bayern, 1803/04 in Preußen, Württemberg und Baden und schließlich 
1814 in Österreich auf die gesamte Verwaltung übertragen worden29 . Gleichzeitig 
wurden die Privatuniformen des Adels verboten. Dieser Auszeichnung der Beamten 
entsprachen zahlreiche weitere soziale Vorrechte wie der privilegierte Gerichtsstand, 
die Hoffähigkeit, die Anrede mit Titeln u. a. m. 

Deutlichster Ausdruck der Rangerhöhung war jedoch die Verbindung des Personal­
adels30 mit den ranghöchsten Beamtengruppen und dem Offizierskorps, so 1806/1808 
in Frankreich und 1806 in Württemberg. Die geschmeidigere Form der Nobilitierung 

29 Vgl. (Johanll Daniel RiehtCl), Über die Preußischen Civil-Uniforme ohne Nachtheil der Lan­
des-Manufacturen, in: ebda 137-56; Ph. jVJ.ansel, Monarchy, Uniform and the Rise of the Frac 
1760-1830, in: PP 96 (1982) 103-32. - Zu Bayern, s. WUllder; Privilegierung 182-84; zu Würt­
temberg, Wt/ndel; Personaladel 496 Anm.4; zu Preußen, Reglement vom 14.11.1804; zu Frank­
reich, Verordnung vom 22.IX.1772, Gesetz vom 15.X.1795 (vgl. die Verfassung vom 
22. VIIl. 1795, Art. 369). 
30 Zum Folgenden, WI/fldel; PersonaladeI494-518. - Vgl. auch den Beitrag in diesem Band von 
Waltel' Demel. 
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ar die Verbindung des Personaladels mit Beamtenorden wie in Frankreich (1808), 
~ürttemberg (1806) und Bayern (1812), der bei entsprechendem Vermögensnachweis 
in einen erblichen Adel umgewandelt werden konnte. Da die Auszeichnung mit ei­
nem Verdienstorden an bestimmte Dienstrangklassen gebunden war, war das Ergebnis 
das gleiche: Die Spitzen der Beamtenschaft wurden mit den Merkmalen der gesell­
schaftlichen Oberschicht ausgestattet. Zweck dieser Nobilitierungspolitik war jedoch 
nicht die Ersetzung des Geburtsadels durch einen Neuadel, wie die zielstrebige Bevor­
zugung des alten Adels in Frankreich, Württemberg und anderweitig beweist, sondern 
die Integration der Gruppe der Reformer in den alten Adel. Mit einem Pairs- oder 
Adelsschub erhob denn auch der württembergische Herrscher am Tage der Annahme 
der Königswürde und damit auch des Nobilitierungsrechtes (l.I. 1806) seine adligen 
Spitzenbeamten in den Grafenstand und die bürgerlichen in den Adels- bzw. Frei­
herrnstand; wenig später beschränkte er flankierend den Zugang zum Offizierskorps 
und zum Jurastudium auf die Söhne der Inhaber höherer Ämter. Insgesamt hing das 
Verhältnis zwischen Adel und Spitzenbeamtenschaft in den einzelnen Staaten von der 
Stellung des Adels zum Reformstaat ab: Frondierte der Adel und entzog sich dem 
Staatsdienst, so nahm die akademische Beamtenschaft und das Offizierskorps seine 
Stellung sogar bei Hof ein und dem nichtdienenden Adel wurde wie in den süddeut­
schen Staaten sogar die Hoffähigkeit entzogen. Überall aber war das Ziel eine Integra­
tion von Adel und höherer Beamtenschaft, auch wenn sie sich wie in Preußen oder 
Österreich auf die traditionelle, individuelle Nobilitierung nichtadliger Spitzenbeam­
ter beschränkte. 

Die rheinbündischen Reformer gingen in ihrer Beamtenpolitik von einer hierarchi­
schen Sozialstruktur aus: Der Beamtenstatus beschränkte sich nicht auf die jeweilige 
Funktion, sondern wurde als adelsgleiche, soziale Spitzenstellung und als Zugehörig­
keit zu einem Stand betrachtet: Entsprechend führten z. B. die Budgetnöte des frühen 
19.Jahrhunderts nicht wie in Frankreich zu einem Einfrieren des Pensions fonds, wo­
durch die Empfänger einer Pension in einer Art Lotteriespiel ermittelt wurden, son­
dern man einigte sich in Süddeutschland auf den Ausschluß der Subalternbeamten­
schaft aus dem Stand der pragmatisierten oder patentierten, d. h. der inamoviblen und 
alimentierten Beamten. Die vollen Beamtenrechte blieben im wesentlichen der akade­
mischen Beamtenschaft, ungefähr einem Zehntel der Staatsbediensteten, vorbehalten 
(Bayern 1807/25, Baden 1819, Württemberg 1821). Die Spitzenbeamten, die nur mit 
Belohnungen motiviert wurden, erhielten dabei nicht nur eine soziale Spitzenstellung 
zugeschrieben, sondern auf Grund der von ihnen geforderten Identifikation mit der 
Herrschaftsordnung war ihr Status eigentlich der von politischen Beamten bzw. seit 
den 40er Jahren der einer Regierungspartei. Die Dienstleistung der Subalternbeamten 
wie auch der Volksschullehrer und später der Post- und Bahnbediensteten hingegen 
wurde wie die der Mannschaftsgrade der Armee weiterhin vorwiegend durch negative 
Sanktionen erzwungen. Das Bestreben dieser Gruppen während der nächsten 100 
Jahre galt daher - schließlich erfolgreich - der Gewinnung des vollen Beamtenstatus'; 
allerdings waren sie erst erfolgreich, als dieser seit der 48er Revolution viel von seinem 
sozialen Glanz und seiner materiellen Exklusivität verloren hatte. 

Der Kurswechsel der Rheinbundstaaten in der Beamtenpolitik, einem Teil ihrer 
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Reformpolitik, setzte einerseits die außenpolitischen Rahmenbedingungen der nach_ 
revolutionären Kriege, andererseits den Zusammenbmch des alten Reiches und seiner 
den Besitzstand von Jahrhunderten wahrenden Ordnung voraus (z. B. das Indigenat). 
Das Vorbild für das Beamtenturn neuer Prägung waren, sowohl was die disziplinieren_ 
den wie die privilegierenden Momente betrifft, die stehenden Heere und insbesondere 
das Offizierskorps der kontinentalen Militärmonarchien Preußen, Österreich und 
Frankreich. Daß die rationalisierenden Reformen der napoleonischen Ära aber nicht 
wie die Militärreformen seit 1764 im Rahmen der geburtsständischen Ordnung bzw. 
als Adelsrenaissance verliefen, sondern daß das Prüfungssystem diese sprengte, ist 
ebenso wie die adelsfeindliche Finanzpolitik der Regierungen ohne die französische 
Revolution undenkbar. Die Aufhebung des vom Bildungsbürgertum seit dem letzten 
Drittel des 18.Jahrhunderts nur widerwillig ertragenen adligen Ämterprivilegs ent­
sprang so einerseits dem massiven Eigeninteresse des Bildungsbürgertums, anderer_ 
seits aber war sie eine politische Entscheidung der deutschen Dynastien und ihres 
Überlebenswillens in einer existenzgefährdenden Situation, und drittens wurde sie 
von der bürgerlichen Öffentlichkeit fälschlicherweise als rechtsstaatliche Antwort auf 
ihre Despotismuskritik begrüßt. Der Wechsel in der Beamtenpolitik bezweckte zwar 
nicht explizit einen Austausch der politischen Elite, hatte aber praktisch diese Folge. 
Für Deutschland wurde dabei die bayerische Dienstpragmatik von 1805 - zum 1. 

Etatjahr des neuen Staatshaushalts erlassen - bahnbrechend, obwohl alle ihre Neu­
erungen - Einheit der Beamtenschaft, staatliche Hinterbliebenenversorgung, gerichtli­
che Inamovibilität - in Bayern in den folgenden Jahren wieder zurückgenommen wur­
den. Sie blieben jedoch wegweisend für die kontinuierliche deutsche Beamtenpolitik 
des gesamten 19.Jahrhunderts, sozialgeschichtlich eine Politik des Bildungsbürger­
tums für das Bildungsbürgertum. Das Beamtenrecht wurde in Deutschland verhaltens­
steuernd für die Mitglieder des Beamtenstandes. In Frankreich waren es anscheinend 
die wiederholten innenpolitischen Umstürze des 19.Jahrhunderts, die trotz eines, in 
vielem mit der rhein bündischen Beamtenpolitik vergleichbaren Beginns eine parallele 
Entwicklung verhinderten3

!. Die neue Bürokratie war nicht, wie es Max Weber ideal­
typisch dargestellt hat, ein rein instrumentales Exekutivorgan, sondern sie übte Herr­
schaft auf der Basis und im Rahmen des im frühen 19.Jahrhundert entstandenen kon­
stitutionellen Rechtsstaates aus und verband ihr materielles Schicksal mit dieser 
Rechtsordnung. Der Lebenszeit- bzw. Berufsbeamte verstand sich, losgelöst von jeder 
Gruppe der Gesellschaft, als Staatsstand über und an der Spitze der Gesellschaft. Die­
ser bürokratischen Herrschaft gelang es jedoch im Vormärz nicht aus eigener Kraft, 
die Anerkennung der Staatsbürger bzw. der Gesellschaft zu erringen, wie die Alterna­
tive der vormärzlichen Opposition, der Wahlbeamte von 1789 und die Erhebung der 
"Bürger" gegen die "Herren" in der 48er Revolution zeigen sollten. Immerhin war die 
Beamtenschaft - zusammen mit der Armee - während Teilen des 19.Jahrhunderts im 
wahrsten Sinne des Wortes staatenbildend: Die Inbesitznahme von Ländern bzw. ihre 
Abtretung vollzog sich mit dem Ein- oder Abmarsch von Heer und Beamten, sowohl 
im napoleonischen Empire wie auch in Bayern. 

31 Les epurations administratives, 1ge et 20e siecles, (Genf 1977). 



Diskussion zum Referat von B. Wunder 193 

Diskussion zum Referat von Bernd Wunder 

Leiter: Rainer Wohlfeil 

Die vom Referenten zu Beginn seines Vortrages angesprochenen Voraussetzungen 
für die Ausbildung der Beamtenschaft als geschlossener sozialer Gruppe erfuhren im 
Verlauf der Aussprache Fortführung und verstärkte Konkretisierung. Bedingungen 
wie den zu Beginn des 19.Jahrhunderts vollzogenen Verwaltungsreformen, der Besei­
tigung ständischer Privilegien und Exemtionen, der neuorganisierten Rekrutierung 
nach individuell erworbener fachspezifischer Qualifikation fügte Jean Tl/lal'd - unter 
Berufung auf Talleyrand - als weitere Kriterien das der hierarchischen Struktur des 
Verwaltungsapparates, das der Disziplin und Statutenbildung hinzu. Daß individuelle 
Leistung jedoch nicht ausschließlich und in jedem Fall den Zugang zur akademischen 
Beamtenschaft ermöglichte, hatte Bernd Wunder in seinen Ausführungen gleichfalls -
unter Hinweis auf eine bewußte Begrenzung des Rekrutierungspotentials durch zeit­
weise bestehende Studienverbote für Angehörige der Unter- und Mittelschichten, 
durch Einführung eines Vermögensnachweises und durch Aufhebung des überkom­
menen Stipendienwesens - deutlich gemacht. Laetitia Boehm erinnerte in diesem Zu­
sammenhang allerdings daran, daß Studienverbote kein Spezifikum der Rheinbund­
zeit seien, sondern als gesellschaftliches Regulativ über eine längere Tradition verfüg­
ten. Die von Wemer Schubert aufgeworfene Frage, ob es angesichts dieser Selektion für 
studien willige Bewerber Ausweichmöglichkeiten gegeben habe, verneinte der Refe­
rent. Landeskinderbonus und ein Verbot für Auslandsstudien habe eine Alternative 
nicht zugelassen. 

Mit neuen Gesichtpunkten bereicherten Cbristo! Dippel' und Wemer Scbubert im 
weiteren Verlauf die Diskussion. Zu den von beiden Diskussionsrednern angesproche­
nen Problemen des Austausches der Beamteneliten, der Verbesserung der Rechte der 
Beamtenschaft in Form von Inamovibilität und Alimentation sowie der Ausdehnung 
der staatlichen Versorgung auch auf die nichtprivilegierten niederen Beamten nahm 
der Referent eingehend Stellung. Er erläuterte insbesondere die modifizierte Rechts­
stellung der Subalternbeamten, die, soweit sie nicht patentiert waren, wie früher ent­
lassen werden konnten. Da ihre Lage sich kaum verbessert, in zahlreichen Fällen ge­
genüber der Situation vor 1806 aber verschlechtert hätte, hätte das Bestreben dieser 
Gruppe während des gesamten 19.Jahrhunderts der Gewinnung des vollen Beamten­
status' gegolten. 



Christian Probst 

Die Reform des Medizinalwesens in Bayern 
zwischen 1799 und 1808* 

Einleitung 

Im Zusammenhang mit der Reform des bayerischen Staates, die unter dem Kurfür­
sten und späteren König Maximilian IV. (1.) Joseph und seinem Minister Maximilian 
Joseph von Montgelas durchgeführt wurde, ist am Beginn des 19.Jahrhunderts auch 
das gesamte Medizinalwesen von Grund auf reformiert worden. Dieser Vorgang wurde 
von der neueren Geschichts- und Medizingeschichtsschreibung in seiner Gänze noch 
nicht dargestellt. Auf den folgenden Seiten soll im Vorgriff auf eine größere Arbeit die 
Geschichte dieser bayerischen Medizinalreform in ihren Grundzügen skizziert wer­
den'. 

Vor dem Jahr 1799 besaß Bayern ein Medizinalwesen, das in sich selbst und durch 
seine Träger ständisch gegliedert war. Es war in Jahrhunderten zu einem komplizier­
ten Gebilde herangewachsen, in dem sich unterschiedliche Rechte und Zuständigkei­
ten vielfach überschnitten. In den reichsständischen Territorien, die von 1803 an im 
neuen bayerischen Staat aufgingen, waren die Verhältnisse ähnlich2

• Nach 1799 schuf 
im Zeitraum eines knappen Jahrzehnts eine Folge landesherrlicher Gesetze und Ver­
ordnungen ein einheitliches, logisch aufgebautes, vom Staat zentral gelenktes Medizi­
nalwesen, in dem jedes Glied seine abgegrenzten Aufgaben hatte. Die Prinzipien die­
ser Medizinalreform entstammten der Doktrin des aufgeklärten Absolutismus; es wa­
ren dies vor allem die Populationslehre und die Philanthropie3 . 

• Die Literaturangaben werden mit dem Nachnamen des Verfassers bzw. Herausgebers zitiert; 
werden vom selben Verfasser mehrere Titel aufgeführt, so wird die Ordnungsziffer des Schrift­
tumsverzeichnisses angegeben. 
, Im neueren Schrifttum werden meist nur einzelne Maßnahmen erwähnt, wie die Einsetzung 
der beamteten Gerichtsärzte (1803), das Schutzpockenimpfgesetz (1807) und das Organische 
Edikt über das Medizinalwesen (1808). So z. B. Fischer, 11. Glaser, 1II/2, 162 f. (22, 23) Koerting. 
(43, 44) Weis. 
2 Fi'scher; 11. Hofmeister. 
3 Dies ist aus dem Tenor der Gesetze, Verordnungen und Aufrufe, insbesondere aus ihren Aren­
gen allenthalben zu ersehen. 
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Das lv[edizina!wesenvor 1799 

Im 18.Jahrhundert gliederte sich das Heilpersonal sowohl in Bayer~.als auch in den 
später annektierten Territorien in sechs Gruppen: die akademischen Arzte, die hand_ 
werklich ausgebildeten Chirurgen, Bader und Barbiere, die Apotheker, die Hebam_ 
men, die Tierärzte und die Laienbehandler und fahrenden Arzneihändler. Abgesehen 
von den akademischen Ärzten konnten diese Berufsgruppen in Ausbildung und Kön_ 
nen in sich sehr unterschiedlich sein, aber auch sich untereinander überschneiden4. 

In der zweiten Hälfte des 18.Jahrhunderts wurden im Kurfürstentum Bayern ver_ 
schiedene Reformen am Medizinalwesen durchgeführt, doch blieb das sehr kompli_ 
zierte, heterogene System als Ganzes unangetastet. Die Kurfürsten übertrugen dem 
Collegium medicum - das war ursprünglich ihr Leibärztekollegium - die Leitung und 
Aufsicht über das Medizinalwesen im ganzen Land. Planer dieser Reformen und Bera­
ter des Kurfürsten war der Protomedicus Dr. Johann Anton von Wolter; dieser 
konnte jedoch seine Vorstellungen von einem zentralistisch geleiteten Sanitätswesen 
nicht durchsetzen. So rieten und entschieden hier nach wie vor auch der Hofrat und 
seit 1779 vor allem die Oberlandes regierung, daneben die Landstände, der Münchner 
Magistrat und die Magistrate anderer Städte, die medizinische Fakultät von Ingolstadt, 
geistliche und adelige Grundherrschaften sowie die Zünfte der Chirurgen, Bader und 
Barbiere. Hierdurch kam es oft zu Kollisionen und Kontroversen, die die Erfüllung 
öffentlicher medizinischer Aufgaben behinderten). Auf der anderen Seite muß gesagt 
werden, daß neben dem Landesherrn auch die Landstände und die Stadt München 
wichtige Aufgaben in der öffentlichen Gesundheitsfürsorge erfüllten und zur Verbes­
serung des Medizinalwesens nicht unerheblich beitrugen6

. 

Auf der obersten Verwaltungsstufe der Organe, die für das Sanitätswesen verant­
wortlich waren, waren lediglich im Collegium medicum Ärzte vertreten. Auf der mitt­
leren Ebene, also der der Rentämter, unterhielt der Landesherr drei RentamtsphyiC/; je 
einen in Burghausen, Landshut und Straubing, sowie einen Regierungspbyicus in Am­
berg. Die Landstände unterhielten auf dieser Ebene vier Landsc!Jaftsp!Jysici, je einen in 
München, Burghausen, Landshut und Straubing. Alle diese Physici erfüllten medizi­
nalpolizeiliche Aufgaben in ihren Amtsbezirken. Auf der unteren Verwaltungsstufe 
gab es um 1800 in etwa 35 Städten und Märkten Stadt- bzw. Marktphysici. Im übrigen 
führten die Landrichter, Pflegskommissäre und Hofmarksrichter die Aufgaben der 
medizinischen Polizei vor Ort durch, wie die Kontrolle der Heilpersonen und des 
Arzneihandels, das Erkennen, Melden und Bekämpfen von Menschen- und Viehseu­
chen usw. Außerdem gab es keinen direkten Instanzenweg vom Collegium medicum 
zu den ausführenden Behörden 7. 

Betrachten wir die verschiedenen Heilberufe jener Zeit genauer, so stellen wir fest, 
daß die akademischen Arzte grundsätzlich nur innere Medizin betrieben, doch befaß-

4 Fiscbn; 11. Hojineister. 
, lJojineister, 26-37. 
6 Ebda 52-56. 
7 (2) Andriias, 176. Hofmeistet; 20-60. Nabel'. (49) Wetztet; 159-173. 
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ten sich im späteren 18.Jahrhundert immer mehr von ihnen auch mit Chirurgie und 
Geburtshilfe. Es gab Ärzte in der Regel nur in den Städten. Auf dem Land konnten sie 
sich nicht halten, da sie für das einfache Landvolk zu teuer waren und der kleine 
Mann auch gewöhnlich zu Chirurgen und Badern mehr Vertrauen hatte. Es gab über­
haupt wenig Ärzte. In Ober- und Niederbayern waren es um 1800 insgesamt gute 
hundert, davon praktizierten ganze neunzehn auf dem flachen Land. Im Hochstift 
Augsburg waren es etwa vier, im Hochstift Bamberg etwa zwanzig und in der Mark­
grafschaft Bayreuth wohl ebenso viel. Ihr Einkommen war im Vergleich mit dem an­
derer Akademiker nicht hoch und vor allem unsicher. Deshalb waren sie stets be­
strebt, in ein fest besoldetes Anstellungsverhältnis zu kommen, das ihnen wenigstens 
einen Teil ihres Lebensunterhalts sicherte. 1000 fl. jährlich wurden als Existenzmini­
mum für einen Arzt angesehen; viele erreichten es nicht. Manche mußten im Alter so­
gar öffentliche Armenunterstützung empfangen, nicht selten hinterließen sie Witwen 
und Waisen unversorgt8

. 

Das Medizinstlldillm dauerte in Ingolstadt drei Jahre. Nach der Promotion mußten 
die jungen Doktoren das sogenannte biennium practicum ableisten, das heißt, sie muß­
ten zwei Jahre als Assistenten in der Praxis eines Münchner Arztes mitarbeiten. Dann 
wurden sie vom Collegium medicum in der Proberelation noch einmal geprüft und er­
hielten erst danach die Approbation zur Eröffnung einer Praxis in Bayern. In der 
Markgrafschaft Bayreuth studierte ein Arzt drei Jahre an der Universität Erlangen und 
mußte seit 1783 für drei Jahre Assistent in einer Arztpraxis sein. Im Hochstift Bam­
berg dauerte das Medizinstudium an der Universität Bamberg auch drei Jahre; seit 
1793 mußte man hier ein einjähriges Praktikum an dem neuerrichteten Allgemeinen 
Krankenhaus anschließen9 . 

Die Mehrzahl der Bevölkerung suchte im Krankheitsfall Wundärzte, Bader und 
Barbiere auf, die es in den Städten und Märkten und vor allem auch auf dem Land gab. 
Ihre Honorare waren niedriger als die der Ärzte, auch standen sie dem einfachen 
Mann gesellschaftlich näher und sprachen seine Mundart. Sie waren ausschließlich 
Praktiker. In dieser Berufsgruppe gab es wohl die größten Unterschiede an heilkundli­
chem Wissen und Können. Das Spektrum reichte vom einfachen Barbier, der neben 
Rasieren und Haareschneiden auch Pflaster auflegte, Schröpfköpfe und Blutegel an­
setzte, bis zum Wundarzt, der auch die Grundzüge der medizinischen Wissenschaft 
beherrschte. Grundsätzlich waren die Angehörigen dieser Berufsgruppe auf das Kurie­
ren äußerer Schäden und die Durchführung äußerer Heilrnaßnahmen beschränkt; in­
nere Leiden durften sie nicht behandeln und vor allem keine innerlichen Arzneien 
verordnen. Trotzdem taten sie es ständig und überall, weil es die Patienten von ihnen 
verlangten und oft auch kein Arzt zur Verfügung stand. Sie machten aber auch da­
durch vielen Ärzten Konkurrenz, weshalb es ständig Klagen gegen Wundärzte und 
Bader wegen unerlaubten Kurierens innerer Leiden gab. Die Chirurgen, Bader und 
Barbiere wurden handwerklich in einer Lehr- und Gesellenzeit ausgebildet und unter-

8 (2) Ilndrdm; 173-197. Böhme!; 30. Hojinn:rtn; 67. Lehmann-Stmve. [Hetz, Anm. 236. (47) Wetz­
In; 21,166-179,192. (49) ders., 6,169,172. 
9 llojineistel; 69-72. Lehmann-Struve, 31-34. jHedick, 98. 
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lagen dem Zunftzwang. Die Landbader waren in Bayern, wie das hier sehr verbreitete 
ländliche Handwerk überhaupt, nicht korporiert. Seit 1772 gab es in München eine 
Chirurgenschule, an der die Münchner Badersgesellen, später auch die aus anderen 
Städten eine theoretische und praktische Ausbildung in Anatomie und Chirurgie er­
halten konnten. Die einfachen Landbader machten davon in der Regel keinen Ge­
brauch 10. 

Von hoher Wichtigkeit für alle Kreise der Bevölkerung waren die Hebammen. Auch 
sie gab es im ganzen Land, doch war auch ihre Qualität höchst unterschiedlich. Sie 
lernten ihre Kunst als sogenannte Lehrtöchter oder Lehrmägde in einer mehrjährigen 
Lehre bei einer älteren Kollegin, doch wurde diese Ausbildung in den ländlichen Be­
reichen so gut wie gar nicht kontrolliert. In den Städten führten die Physici hierüber 
Aufsicht und prüften die Kandidatinnen. Viele Hebammen, insbesondere auf dem 
Land, übten ihren Beruf als reine Empirikerinnen aus, ohne je eine gezielte Ausbil­
dung genossen zu haben. Hebammen behandelten auch nicht selten verbotenerweise 
alle möglichen Krankheiten. Seit 1755 gab es in München eine Hebammenschule mit 
Gebärhaus im Hl. Geist-Spital, und in den folgenden Jahren wurden in den Rentäm­
tern von den Landständen Ärzte als Hebammenlehrer eingesetzt. Hierdurch wurde im 
Weichbild und im Umland der Städte der Ausbildungsstand der Hebammen gehoben. 
Bei einer Erhebung, die im Jahre 1783 durchgeführt wurde, zählte man in Bayern und 
der Oberpfalz immer noch neben 302 examinierten 833 nicht geprüfte Hebammen. 
Während des 18.Jahrhunderts traten in Bayern wie auch in den anderen Territorien 
zudem männliche Geburtshelfer, die sich Accollcheure nannten, auf; sie waren in der 
Regel ursprünglich Wundärzte. - In den später von Bayern annektierten Territorien 
entstanden damals ebenfalls Chirurgen- und Hebammenschulen, an denen von Ärz­
ten theoretischer und praktischer Unterricht abgehalten wurde; sie übertrafen die 
bayerischen Institute mitunter an Güte 11. 

Apotheken gab es in den Städten und den Klöstern. Die Apotheker lernten ihren 
Beruf als Lehrlinge und Gesellen; sie mußten allerdings Lateinkenntnisse haben. Die 
Apotheken wurden im Auftrag der staatlichen bzw. städtischen Obrigkeiten regelmä­
ßig von Ärzten visitiert. Die Klosterapotheken versorgten vornehmlich auf dem Land, 
aber auch in den Städten die ärmere Bevölkerung wohlfeil oder unentgeltlich mit Arz­
neimitteln. Die Apotheker verordneten und verabreichten oft ohne ärztliche Konsul­
tation Arzneien, was ebenfalls verboten war t2

. 

Die Personen, die als Tierärzte wirkten, hatten ihre Kunst als Hufschmiede, Abdek­
ker, Metzger, Bauern oder auch als Chirurgen empirisch gelernt. Seit 1790 bestand in 
München eine Tierarzneischule, an der solche Personen zusätzliche theoretische und 
praktische Kenntnisse erwerben konnten. In den letzten Jahrzehnten des Jahrhun­
derts wurde an vielen deutschen Landesuniversitäten die Tiermedizin als Pflichtfach 
für die Medizinstudenten eingeführt, so auch in Ingolstadt 13

. 

10 FickellJehel: Hofmeister; 77-83. Kiechle, 20-37. (47) Wetz/er; 14, 91-%, 143-148. (49) ders., 
167-169. RIß 1801, 26-29. 
11 Hofmeister; 84-88. (47) Wetz/n; 123. (49) ders., 84-89,169-172. RIß 1801, 29f. 
12 Hofmeister; 72-76. Müller-Ft1ßbendn RIß 1801, 30f. 
l} Boessneek, 281-284. (47) Wetz/er; 189-191. (49) ders., 101-106. 
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Eine große Bedeutung hatten die Laienbebandler, die von den Ärzten abschätzig als 
KurpfllScber, IPinkel- oder Afterärzte bezeichnet wurden. Sie entstammten den 
verschiedensten Berufen; vornehmlich waren es Abdecker, Scharfrichter, Schäfer, 
Schmiede, Jäger oder alte Frauen. Sie hatten sich rein empirisch bestimmte Heilver­
fahren angeeignet und haben diese sicher auch oft mit Erfolg ausgeübt. Im Volk ge­
nossen sie neben oder gar vor den Wundärzten und Badern viel Vertrauen. Zu ihnen 
gehörten auch die fabrenden Arzneibändler; Wlirzelgräber; O/träger usw., die in großer 
Zahl das Land durchzogen. Alle diese in der Heilkunde nicht regelrecht ausgebildeten 
personen wurden vom Staat geduldet. Gegen Ende des 18.Jahrhunderts sollten in 
Bayern alle vom Collegium medicum oder den regionalen Physici geprüft werden, was 
sich freilich nicht durchführen ließ. Sie erhielten weiter von den Land- und Hof­
marksgerichten ihre Lizenzen. In den anderen Territorien bestanden hier genau die 
gleichen Verhältnisse l4

. 

Das bayerische Collegium medicum war sich der Mängel des Systems bewußt. Es 
hat seit 1756 mehrmals Anstrengungen unternommen, Reformen durchzuführen. Ur­
sprünglich war Protomedicus von Wolter die treibende Kraft hierzu. Da das Colle­
gium hierbei insbesondere von der Oberlandes regierung nicht unterstützt wurde, 
führten die Landgerichte seine Anweisungen meist nicht durch. Bei der Seuchenbe­
kämpfung überging die Oberlandesregierung das Collegium und gab den Landrich­
tern direkt Weisungen l >. Erfolgreich waren dagegen mehrere Reformen des Medizin­
studiums, die den Unterricht der angehenden Ärzte dem allgemeinen Stand der Wis­
senschaft anpaßten. Dabei wurde jedoch - wohl im Hinblick auf das in München ab­
zuleistende biennium practicum - in Ingolstadt keine Universitätsklinik zum prakti­
schen Unterricht am Krankenbett eingerichtet, wie es damals an den meisten Univer­
sitäten geschah, so auch in Würz burg, Bamberg, Erlangen und Altdorf. Eine bedeu­
tende Förderung erfuhr die Heilkunde in den Hochstiften Würzburg und Bamberg, 
insbesondere unter Fürstbischof Franz Ludwig von Erthal. Dort wurde die Kranken­
versorgung in den großen Hospitälern wesentlich verbessert, die Ausbildung der 
Ärzte, Wundärzte und Hebammen reformiert, es wurden auch Gebärhäuser einge­
richtet; Erthal ordnete persönlich die Anwendung der modernsten Lehrbücher an 
USW.

l6
. 

Die Reformen bis 1808 

Als im Jahre 1799 Kurfürst Max IV. Joseph zusammen mit seinem Berater, dem 
Freiherrn von Montgelas, in Bayern das Staatsruder in die Hand nahm, hatten diese 
beiden Männer innerhalb ihrer umfangreichen Pläne für die Umgestaltung des Staats-

14 Fischei; H, 63, 94-99. Ho/meistel; 88-95. (47) WetzleI; 13-15, 51, 1491. (49) den, 105-119, 
170f. 
1) Ho/meistn; 26-5l. 
16 (1) llndriias, 7l. GrÜnbeck. Lehmann-Struve, 29-33. (31) iHiille/: Pralltl, 599-610,676-683. Sai­
ler. WendeholJt. 
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wesens für eine Reform des Medizinalwesens anscheinend kein fertiges Konzept. In 
den ersten Jahren wurde eine Reihe von Einzelmaßnahmen durchgeführt, die erst 
1808 durch den Erlaß des Organischen Ediktes über das Medizinalwesen zu einern 
einheitlichen System zusammengefaßt wurden. 

Zunächst wurde 1799 bei der Neuordnung der zentralen Staatsleitung zusammen 
mit der Oberlandesregierung und einer Reihe weiterer Zentralbehörden auch das Col_ 
legium medicum aufgelöst. In der nun errichteten Generallandesdirektion mit ihren 
sieben Fachdeputationen gehörte zur Polizeideputation auch eine San itdtskomm ission. 
Diese war eine kollegiale Behörde und bestand aus acht Medizinalräten. Ihre Aufga_ 
ben waren vor allem die Beratung des Kurfürsten und seiner Regierung in allen Din­
gen der medizinischen Polizei, des Hospitalwesens, der Seuchenbekämpfung, der Auf­
sicht über die Heilpersonen und den Arzneimittelverkauf, dann die Erstellung ge­
richtsmedizinischer Gutachten und die Prüfung der Ärzte, Wundärzte und Hebam_ 
men. In gleicher Weise wurden der gesonderten Landesdirektion der Obetpfalz Medi­
zinalräte zugeordnet. - Der Unterschied zum früheren Collegium medicum bestand 
darin, daß dieses als Leibärztekollegium eine relativ selbständige Behörde gewesen 
war, jedoch immer um seine Zuständigkeit mit konkurrierenden Behörden und Orga­
nen hatte kämpfen müssen, während die neuen Medizinalräte Beamte waren, die eine 
feste Position und klare Aufgaben innerhalb eines zentralistisch geordneten und fach­
lich gegliederten Regierungsapparates besaßen 17. 

Mit der Einsetzung dieser Sanitätskommission und der oberpfälzischen Medizinal­
räte hatte es zunächst sein Bewenden. Als Mittelbehörden blieben die Regierungen in 
Neuburg, Landshut, Straubing und Burghausen bestehen. Ihnen oblag in ihren Bezir­
ken auch die Durchführung der medizinischen Polizei und der Seuchenbekämpfung, 
nicht aber die Prüfung und Approbation des Heilpersonals. Wahrscheinlich haben 
hier noch die alten Rentamtsphysici ihren Dienst weiter versehen. Auf der Ebene der 
Landgerichte änderte sich zunächst nichts l8

. 

In dieser Zeit wurde in der Ärzteschaft und in den führenden Kreisen Bayerns bis 
hin zum Kurfürsten über die Mängel im bestehenden Medizinalwesen und längst fäl­
lige Reformen ausgiebig debattiert. Schon seit Jahren erschienen in der Presse Artikel 
zum Krankenhauswesen, zur Seuchenbekämpfung, insbesondere der Pocken, über 
den Ärztemangel auf dem Land, die Pfuschereien der Wundärzte und Bader und ihr 
unerlaubtes Kurieren innerer Leiden, über die oft tödlich endenden Pfuschereien der 
Hebammen. Es wurde darüber geklagt, daß man dem Übel der Winkel- und After­
ärzte, der fahrenden Theriakskrämer und ausländischen Arzneihausierer trotz staatli­
cher Verbote nicht beikomme. Wie sehr der Mangel an Ärzten empfunden wurde, 
wird deutlich aus Anfragen aus der Bevölkerung an die Intelligenzblätter über Verhal­
tensvorschriften gegen umlaufende Menschen- und Viehseuchen, da der Landmann 
nicht wußte, an wen er sich wenden sollte. Es erschienen aus der Feder von Ärzten 
Projekte über die Verbesserung des Medizinalwesens in Bayern und in den deutschen 

17 Hofmeister, 52. lB 1799, 309-336. 
18 lB 1799, 316f. 
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Staaten überhaupt. Manche Ärzte machten Eingaben an die Regierung und schlugen 

Reformmaßnahmen vor 19 
... 

Die Quintessenz dieser Uberlegungen war, daß man der Bevölkerung in allen Teilen 
des Landes gut ausgebildete Ärzte zur Verfügung stellen müsse, die für jedermann er­
reichbar seien, und daß die Wundärzte eine gehobene Ausbildung in Chirurgie, Ge­
burtshilfe und vor allem auch in den Grundzügen der inneren Medizin erhalten müß­
ten, die es ihnen ermöglichte, auch innere Erkrankungen kunstgerecht zu behandeln. 
Dazu karn regelmäßig die Forderung nach einer besseren und einheitlichen Ausbil­
dung der Apotheker und der Hebammen einschließlich staatlicher Prüfungen und 
Kontrollen sowie die Forderung nach einem strikten Verbot jeglicher Laienmedizin. 
Um dem Ärztemangel auf dem Land abzuhelfen, schlugen verschiedene Autoren vor, 
die Ärzte zu fest besoldeten Beamten zu machen. Außerdem wurde vorgeschlagen, ei­
nen staatlichen ärztlichen Dienst einzurichten, der entsprechend der allgemeinen Ver­
waltungsstruktur in drei administrative Stufen (Zentral-, Mittel- und Unterbehörden) 
zu gliedern sei. Erst hierdurch könne eine geordnete Leitung des gesamten Medizinal­
wesens verwirklicht werden 20. 

Als Vorbild diente vor allem das österreichische Sanitätswesen, das bereits unter 
Maria Theresia und Joseph 11. als ein Zweig der staatlichen Administration eingerich­
tet worden war. Verschiedene bayerische Ärzte hatten die österreichischen Verhält­
nisse als Studenten und auf Reisen kennengelernt. Auch das staatliche Sanitätswesen 
Preußens und seine Einrichtungen in Ansbach-Bayreuth haben Anregungen gegeben. 
Sowohl in den K. K. Erblanden als auch in Preußen war jene dreistufige Verwaltungs­
struktur im staatlichen Sanitätswesen bereits im 18.Jahrhundert eingerichtet worden. 
Dagegen galten die medizinischen Verhältnisse Frankreichs nach der Zerschlagung 
der alten Ordnung als anarchisch 21

. 

An diesen Debatten hat sich wohl auch der junge Dr. Simon Haeber! beteiligt, der 
1801, damals 29jährig, Eingang in das Haus Montgelas fand und bald der Hausarzt 
und Freund des Ministers wurde. Er wurde zur eigentlichen Triebfeder der Medizinal­
reform in Bayern und hat die Entwürfe für die wichtigen Gesetze vorbereitet und ab­
gefaßt, so das Schutzpockenimpfgesetz und das Organische Edikt über das Medizinal­
wesen. Haeber! war 1772 in München geboren worden, hatte von 1792 bis 1796 in In­
golstadt und Wien Medizin studiert und sich nach Ablegen der Proberelation in Mün­
chen niedergelassen. 1802 wurde er Stadtphysicus und Medizinalrat in der Sanitäts­
kommission der Generallandesdirektion, 1806 Generaldirektor der bayerischen Feld­
spitäler, 1807 traten er und Kar! Wigand Maximilian Jacobi als Medizinalreferenten 
ins Innenministerium mit dem Rang von Obermedizinalräten ein und wurden damit 
die obersten ärztlichen Leiter des bayerischen Medizinalwesens. Jacobi schied 1811 

1<) A. Medizinalwesen allgemein: Fische/i H, 49, 149-152. NiederbubeT: NoMe. Seidleti 118-122. 
JVenzl, 12 f. (47) WetzteT: RIB 1801,23-31. B. Über die Bekämpfung der Pocken vor Einführung 
der Vakzination zahlreiche Artikel in IB 1796-99, RIB 1800. C Umfangreiche Debatte über die 
Renovierung des Krankenhauses der Barmherzigen Brüder in München in IB 1799. 
20 Siehe Anm.19 A. 
21 KerschenJ/eirlfli 112-116, 164. LeJky. ROJen. Wenzl, 9-11. (47) Wetzleti 217-234. Über das staat­
liche Sanitätswesen Preußens: Fischeri I, 340; H, 140-143. 
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aus dem bayerischen Staatsdienst aus, Haeberl blieb bis zum Sturz von Montgelas 
1817 im Amt22

. 

Im Jahre 1803 wurde - auch unter Federführung Haeberls - die wichtigste Einrich_ 
tung der bayerischen Medizinalreform geschaffen: die Lanrlgericbtsiirzte. 1802 \Var 
Bayern in fünfzig neue Landgerichtsbezirke eingeteilt worden. Jeder dieser Bezirke er­
hielt nun einen Landgerichtsarzt. Damit sollte - das war der vornehmste Z\Veck _ 
endlich der Ärztemangel im Land behoben werden; in jedem Landgerichtsbezirk 
sollte für alle Untertanen wenigstens ein Arzt erreichbar sein. Die Landgerichtsärzte 
waren Beamte; ihre Aufgaben waren: Aufsicht über das gesamte Heilpersonal und die 
Medizinaleinrichtungen ihres Bezirks, Gesundheitspolizei und Seuchenbekämpfung, 
Führen einer Geburten-, Sterbe- und Krankenstatistik, Erstellen gerichtsmedizini_ 
scher Gutachten und die kostenlose Behandlung der Armen ihres Bezirks. Daneben 
sollten sie durch Führen einer Privatpraxis allen übrigen Personen zur Verfügung ste­
hen. Ihr Gehalt betrug 600 fl. im Jahr; das war die Hälfte dessen, was die ihnen rang_ 
gleichen Landrichter und Rentbeamten erhielten. Landgerichtsärzte wurden auch in 
allen von 1803 an annektierten Gebieten eingesetze3

• 1806 erhielten die selbständi_ 
gen Stadtgerichtsbezirke Stadtgerichtsärzte. Diese bezogen anfangs nur 300 fl. jährlich; 
später wurde ihr Sold erhöhe4

. 

In jener Zeit und in den folgenden Jahrzehnten bekamen alle beamteten Ärzte in 
Bayern vom Gerichtsarzt bis zum Obermedizinalrat im Innenministerium jeweils nur 
das halbe Gehalt der ranggleichen anderen Beamten. Die Gerichtsärzte blieben über 
ein halbes Jahrhundert lang auf ihren 600 fl. stehen. Der Staat stand dabei ganz allge­
mein auf dem Standpunkt, daß die Ärzte neben ihrem Amt eine Praxis führen und die 
für den Lebensunterhalt notwendige Summe dazuverdienen könnten. Von diesem 
Grundsatz war man schon früher bei der Besoldung von Ärzten durch den Staat, die 
Städte oder die Landstände ausgegangen. Jetzt war dies eine Sparmaßnahme, durch 
die der Aufbau des staatlichen ärztlichen Dienstes überhaupt erst möglich wurde. Das 
noch niedrigere Gehalt der Stadtgerichtsärzte begründete man damit, daß ein Arzt in 
einer größeren Stadt sich leichter eine einträgliche Praxis aufbauen könne, als in ei­
nem kleineren Gemeinwesen oder gar auf dem flachen Land. Sowohl zur Verminde­
rung des Kleideraufwandes als auch als eine Auszeichnung ihres Standes erhielten die 
Gerichtsärzte eine Beamtenuniform. Diese bestand aus einem hechtgrauen Frack mit 
schwarzen Aufschlägen und Kragen, gelbmetallenen Knöpfen und Stickerei, Zwei­
spitz und Degen. Beinkleider und Weste durfte sich jeder selbst auswählen. Es war 
den Gerichtsärzten freigestellt, Uniform oder Zivilkleidung zu tragen 25

. 

Allerdings wurde bald Kritik geübt: Der Gerichtsarzt müsse, weil er gezwungen sei, 
nebenher Privatpraxis zu betreiben, um die Gunst des Publikums buhlen, er mache 
sich damit von den Menschen abhängig und könne in seinem Amt nicht mehr unpar-

22 Hirsch, III, 8, 392 f. Wenzl. RB 1808, 1441. Simon Haeberl ist zu unterscheiden von Franz Xa­
ver Haeberl, dem Münchner Krankenhausreformer der gleichen Zeit und Vorstand des neuen 
Allgemeinen Krankenhauses; mit ihm war er auch nicht verwandt. 
23 (47) Wetzlet; passim. RB 1803,912-916; 1804, 195-199,342, 612f., 937, 957-959; 1807, 504f. 
24 RB 1806, 165f.; 1807, 504f., 1715f. 
25 (47) Wetz/er. Zorn. RB 1804, 957-959. Siehe auch Anm.24. 
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eiisch entscheiden. Für die Vielfalt der Amtspflichten und das gleichzeitige Führen 
~er Praxis seien die Amtsbezirke zu groß; ihre Einwohnerzahl betrüge im Einzelfall 
bis zu 30000 Seelen. Für viele Bewohner seines Bezirks, vor allem oft die ärmeren, 
wohne er zu weit entfernt, so daß sie ihn im Krankheitsfall doch nicht konsultieren 
könnten26. - Es blieb jedoch bei den ursprünglichen Regelungen, und die bayerischen 
Gerichtsärzte haben in den folgenden Jahren und Jahrzehnten eine überaus segensrei­

che Tätigkeit entfaltet. 
Ebenfalls im Jahre 1803 wurde die Generallandesdirektion in die Landesdirektion 

für Bayern umgewandelt und für die übrigen, teils neuerworbenen Gebiete Landesdi­
rektionen eingerichtet, nämlich für Neuburg, Franken und Schwaben; für die Oberpfalz 
bestand schon eine solche. Diese Provinzial- oder Mittelbehörden hatten je eine Sani­
tiitssekfion mit zwei bis drei Medizinalräten. In München wurden alle neun Medizinal­
räte auS der Generallandesdirektion in die neue Behörde übernommen. Diese Medizi­
nalräte leiteten das Medizinalwesen ihrer Provinz. Die Gerichtsärzte waren ihnen di­
rekt untergeordnet. Die Sanitätssektionen erließen über die Landesdirektionen die 
Verordnungen zum Medizinalwesen und waren, da es zunächst keine medizinische 
Zentralbehörde mehr gab, die eigentlichen gesetzgebenden Organe für diesen Bereich. 
Deshalb entwickelte sich das Sanitätswesen in den verschiedenen Provinzen mitunter 
etwas unterschiedlich, bis 1808 die zentrale Leitung beim Innenministerium geschaf­
fen wurde. Die Medizinalräte waren den Landesdirektionsräten ranggleich; sie erhiel­
ten den halben Gehalt von diesen, nämlich 800 fl. Die Einwände, die auch hiergegen 
erhoben wurden, waren mutatis mutandis die gleichen wie die bei den Landgerichts­
ärzten, doch blieb es hier wie dort bei der ursprünglichen Regelung27

. 

Gerade in den ersten Jahren hatten die Gerichtsärzte und die Medizinalräte viel auf­
zuarbeiten. Das gilt besonders für die neuen Provinzen, wo sich in den Territorien des 
alten Reiches unterschiedliche Verhältnisse entwickelt hatten. Neben dem Aufbau 
neuer Institutionen galt es hier erst einmal einheitliche Verhältnisse zu schaffen. In 
den ländlichen Gebieten der ehemaligen Kleinterritorien gab es so gut wie keine 
Ärzte. Die Wundärzte, Bader und Hebammen hatten vielfach keiner Prüfungspflicht 
und Kontrolle unterlegen, die Heilkunde lag hier zuweilen noch mehr als in Altbay­
ern in den Händen von Laienbehandlern; abergläubische Praktiken spielten eine 
wi~htige Rolle. In allen Provinzen mußten die Medizinalbeamten nun Geburten-, 
Sterbe- und Krankheitslisten anlegen bzw. aus den an die Sanitätssektionen einge­
sandten Listen Konspekte herstellen. Das ganze niedere Heilpersonal mußte ein­
schließlich seines Ausbildungs- und Kenntnisstandes, seines Instrumentars usw. erfaßt 
und kontrolliert werden. Allenthalben eingerissene Pfuscherei war aufzuspüren und 
abzustellen; dabei stellte sich die Bevölkerung meist auf die Seite ihrer vertrauten 
Heilkünstler und gegen die von der Obrigkeit eingesetzten Gerichtsärzte. Der Arznei­
handel war auf die Apotheken zu beschränken; diese mußten visitiert werden. Das 
Spitalwesen war auf einen für die Kranken- und Altenversorgung einheitlichen Stand 
zu bringen und ärztlich zu betreuen. Umfangreiche Hygienemaßnahmen mußten in 

26 (47) Wetz/er, 4,6,63-65, 125-129. 
27 (47) Wetz/ei; 4 und passim. (49) ders., IV L, 174. RB 1803,657-665, 953 f. 
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Angriff genommen werden, wie zum Beispiel das Zuschütten versumpfter Stadt 
ben, die Überwachung des Lebensmittel- und Weinhandels. Die Seuchenbekämpf~ 
verlangte ständige Kontrollen der Sterbelisten, Veröffentlichung von Verhaltens_ u~ 
Behandlungsvorschriften, bei den Pocken polizeiliche Isolierungsmaßnahmen us 
Dazu kamen die häufig auftretenden Viehseuchen, für die die Amtsärzte ebenfalls Zu 
ständig waren. Die eigentlich wichtigste Aufgabe war die Einführung der Schutzpok 
kenimpfung. Hierzu mußte die Bevölkerung aufgeklärt und gewonnen, Impfstoff be 
reitgestellt, Impfärzte angelernt, die Impfung und die Nachschau durchgeführt, Impf 
listen geführt und kontrolliert werden. Die Gerichtsärzte sollten medizinische Topo 
und Ethnographien ihrer Bezirke anfertigen und meteorologisch-epidemiologisch 
Tagebücher führen. Für Prozesse waren gerichtsmedizinische Gutachten zu erstelle 
oft mit Leichensektionen. Unterricht und Prüfungen standen auf den Dienstpläne 
Die Gerichtsärzte mußten die Armen ihres Bezirks kostenlos behandeln. Schließlic 
hatten die Medizinalräte sämtliche Verordnungen für das Medizinalwesen ihrer Pro 
vinz auszuarbeiten. Und daneben warteten sowohl auf die Medizinalräte, als auch au 
die Gerichtsärzte noch die Privatpatienten28

• 

Seit 1799 war man auch daran gegangen, die Verhältnisse des niederen Heilperso 
nals und des Gesundheitswesens schrittweise zu verbessern. Aus der großen Zahl vo 
Gesetzen und Verordnungen seien einige wenige Beispiele genannt: Im Jahre 180 
wurden die Bader, die auf dem Land der Grundherrschaft frondienstpflichtig waren 
vom Handscharwerk befreit. 1804 wurde die Zunftpflicht der Wundärzte und Bade 
in den Städten und Märkten aufgehoben. Nachdem für alle fahrenden Operateure 
Zahn- und Augenärzte grundsätzlich bereits eine Prüfungs pflicht bestand, wurde 180 
verfügt, daß diese, meist aus dem Wundarztstande stammenden Personen ihre Kuns 
auf einer inländischen medizinischen oder chirurgischen Schule erlernen und eine 
theoretische und praktische Spezialausbildung nachweisen mußten. Ausländer muß­
ten ihre erfolgreiche Ausbildung mit Zeugnissen nachweisen und sich dann zudem ei­
ner Prüfung durch die bayerischen Medizinalräte unterziehen29

. 

1800 verpflichtete die Generallandesdirektion von Bayern alle neu anzustellenden 
sowie alle bisher nicht examinierten Hebammen im Land dazu, einen dreimonatigen 
Lehrkurs an der Hebammenschule am HI. Geist-Spital in München zu besuchen und 
eine Abschlußprüfung abzulegen. Die Lehrlinge mußten lesen und schreiben können 
und durften nicht älter als 40 Jahre sein. 1806 wurde ein Pflichtlehrkurs von ebenfalls 
drei Monaten Dauer für die Hebammen der neuen Provinz Schwaben in Ulm einge­
richtet, nachdem die Sanitätssektion der Landesdirektion in Ulm bei der Registrierung 
des Heilpersonals festgestellt hatte, daß die Hebammen sehr mangelhaft ausgebildet 
waren und nur über schlechte Kenntnisse verfügten30

. 

Ebenfalls in Schwaben wurde 1807 die Leichenschau eingeführt. Der Zweck war 
die Aufdeckung von eventuellem Scheintod, eines Verbrechens oder einer anstecken­
den Krankheit. Die Durchführung oblag besonders ermächtigten Chirurgen und Ba-

28 A. Gerichtsärzte: RB 1803,912-916; 1804 196-198; 1805 361 f. 13. Medizinalräte: (49) Wetz/ti; 
passim. RB 1807, 818 f., 1645 f. 
29 Dä!!ingo; I, 63, 360. 
30 RlB 1800, 136. RB 1806,262 f.; 1807,88 f., 502-504. 
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dem. Für Tirol wurde das in den K. K. Erblanden eigentlich seit 1766 bestehende Lei­
chenschaugesetz 1808 vom nunmehrigen bayerischen Landesgubernium in Innsbruck 
erneuert. Für ganz Bayern ist die obligate Leichenschau dagegen erst 1839 eingeführt 

worden}'. 
Im Jahre 1808 wurden die bisherigen Staatsreformen mit der Verkündigung der 

Konstitution und der sogenannten Organischen Edikte zu einem gewissen Abschluß 
gebracht32

• ~azu gehörte auch das Organische Edi~.t ii.ber das jVIedizinalw~sen im ~ii­
nigreich Barern vom 8. September. Nach der mehqahngen Versuchsphase 111 den em­
zeinen Provinzen beschloß nunmehr der König, wie es dort heißt: ". .. das in dieser 
Hinsicht schon bestehende Brauchbare auf alle Theile Unseres Reichs in einen jeden 
der neu organisierten Kreise zu übertragen, das Mangelnde allenthalben zu ersetzen; 
das Ganze in eine zweckmäßige Verbindung und einen der nothwendigen Ordnung 
günstigen Zusammenhang zu bringen, und zugleich den übrigen Verwaltungszweigen 
anzupassen "33. 

Allen Laien, also allen nicht regulär heilkundlieh Ausgebildeten, wurde jede medi­
zinische Behandlung verboten - es gab keine Kurierfreiheit mehr. - Die Ärzte muß­
ten an einer inländischen Universität sechs Semester studieren, nach der Promotion 
sich zwei Jahre als Assistenten praktisch ausbilden und dann noch ein Staatsexamen 
ablegen; in dieser Ausbildung waren Chirurgie und Geburtshilfe inbegriffen. - Wund­
ärzte sollten nicht mehr, sondern an ihrer Stelle niedere Landärzte in Medizin, Chirur­
gie und Geburtshilfe ausgebildet werden; sie sollten in der Zukunft vornehmlich die 
Landbevölkerung betreuen. Den praktischen Ärzten wurden sie nach-, den Gerichts­
ärzten untergeordnet. - Den Apothekern wurde neben ihrer Lehrzeit ein zweijähriges 
Studium an einer medizinischen Fakultät verordnet. - Die Hebammen mußten alle 
eine Hebammenschule besuchen. - Tierärzte sollten etwa auf der Stufe der Landärzte 
ausgebildet werden; auch sie wurden den Gerichtsärzten unterstellt34

. 

Die Gerichtsärzte behielten Status und Funktionen, wie sie sich in den vorausge­
gangenen Jahren bewährt hatten. Sie blieben die untere Stufe und eigentliche Exeku­
tive des staatlichen Sanitätswesens und der Aufsicht über das gesamte Medizinalwe­
sen. Sie unterstanden direkt den Kreiskommissariaten der damals neu eingerichteten 
fünfzehn Kreise. In den Kreiskommissariaten saßen ein oder zwei Medizinalräte als 
Fachbeamte. Diese sollten neben ihren administrativen Aufgaben die Prüfungen der 
Landärzte, Hebammen und Tierärzte durchführen. Dann wurde eine Zwischenstufe 
geschaffen: die medizinischen Priifungskomiteen in Bamberg, München und Trient; das 
waren Kollegien von vier bis fünf Medizinalräten, die die Abschlußprüfungen der 
Ärzte und Apotheker und die Konkursprüfungen der angehenden Gerichtsärzte vor­
zunehmen sowie als gerichtsmedizinische Obergutachter zu fungieren hatten. Die 
Spitze der staatlichen Medizinalverwaltung bildete das medizinische Zentra/büro beim 
Innenministerium mit zwei Obermedizinalräten - es waren dies die bereits erwähnten 

31 Dö/linga; I, 306. RB 1807, 753-758; 1808, 1985-87. 
32 (43) Weis, 51-55. 
3J (23) Koerfing, 31f. 
J4 (23) Koerting. 
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Haeberl und Jacobi. Neben der administrativen Leitung des gesamten medizinischen 
Zweiges der Staatsverwaltung hatten sie die in diesem Bereich einschlägigen Gesetze 
und Verordnungen vorzubereiten. - Damit war das zentralistisch organisierte, dreistu. 
fige staatliche Sanitätswesen vollständig. Das Organische Edikt bildete bis ins 20.Jahr. 
hundert hinein die Grundlage der Organisation der bayerischen Medizinaiverwal. 
tung3S . 

Am Schluß seien noch zwei kurze Bemerkungen zum medizinischen Unterrichtswe_ 
sen und zur Schutzpockenimpfung gemacht. 

Ärzte wurden an den Universitäten Landshut, Erlangen und Würzburg ausgebildet 
zwischendurch ging Würzburg vorübergehend verloren, dafür kam Innsbruck dazu: 
Wichtig waren die im Zuge der allgemeinen Universitätsreformen eingeführte strenge 
staatliche Aufsicht, die regelmäßigen Semestralprüfungen und die Einrichtung bzw. 
Übernahme der medizinischen, chirurgischen und geburtshilfliehen Kliniken für die 
praktische Ausbildung am Krankenbett als feste Bestandteile der medizinischen 
Hochschulausbildung. Festzuhalten ist auch, daß Bamberg, Landshut und Würzburg 
Hochburgen der naturphilosophischen Medizin im Gefolge Schellings waren. - Die 
Münchner Chirurgenschule war kurz nach dem Regierungsantritt Max Josephs ver­
bessert worden; infolge des Organischen Edikts wurde sie zur Schule für Landärzte 
umgewandelt, ebenso die Chirurgenschulen von Bamberg und Salzburg - diese beiden 
waren bis 1803 bzw. 1808 medizinische Fakultäten gewesen. Die Schulen für Land­
ärzte hatten eigene Kliniken. Die Schüler sollten die Lateinschule absolviert haben 
oder junge qualifizierte Wundärzte sein. Das Konzept der Landärzte hat sich aller. 
dings nicht bewährt, weil man für diesen erklärtermaßen subalternen Beruf nicht ge­
nügend gute Anwärter bekam. 1823 wurden die Schulen wieder in Chirurgenschulen 
umgewandelt. - Auch die Münchner Tierarzneischule war bereits verbessert worden, 
1810 wurde sie in die Central-Veterinär-Schule umgewandelt, die ein deutlich höheres 
wissenschaftliches Niveau hatte. - Land- wie Tierärzte mußten drei Jahre studieren 
und unterlagen auch den Semestralprüfungen. - Hebammenschulen mit Gebärhäu­
sern bestanden oder wurden eingerichtet in München, Bamberg und Würz burg, vor­
übergehend in Ulm36

. 

Zur Einführung der Schutzpockenimpfung in Bayern können hier nur die wichtig­
sten Fakten aufgeführt werden: Die Pocken hatten seit dem Mittelalter die europäi­
schen Länder heimgesucht und immer wieder zahlreiche Todesopfer gefordert. Sie 
wurden im 18.Jahrhundert besonders heftig. Man rechnete vor 1800 mit jährlich 
400000 Pockentoten in Europa, davon 70000 in Deutschland (das waren 0,25% der 
Bevölkerung). Die Letalität betrug 10 bis 30%; viele Menschen behielten schwere 
Schäden zurück, wie Blindheit, Taubheit, Lähmungen, narbig zerstörte Haut usw. Die 
Opfer waren zu über 90% Kinder im Alter von unter zehn Jahren. In Pfalz-Bayern tö­
tete die Seuche jährlich etwa 7500 Menschen, Ansbach-Bayreuth hatte im Jahr 1800 
sogar 4509 Pockentote (das war gut 1 % der Bevölkerung). Nachdem man in Europa 

35 Ebda. il1artill, H, 3-14. 
36 (3,4) Boehm. Böhmer. Boessneck, 288-293. Goerke, 205-209. Herzog. Kiechle. lvlaier. (32) iHiitleT: 
RB 1802,305-308, 79lf.; 1807, 182, 833f.; 1812, 727f., 1928; 1814, 18071. 
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. l8.Jahrhundert die gefährliche Impfung durch Inokulation der Menschenpocken 
l~rsucht hatte, veröffentlichte im Jahre 1798 der englische Arzt Edward Jenner die 
v ngefährliche und sichere Impfung der Kuhpocken oder Vakzination. Dieses Verfah­
U n wurde in aller Welt begeistert aufgegriffen und erprobt. Im Hochstift Bamberg 
re d in Kurbayern begann man im Jahre 1800 die Kuhpocken zu impfen, im Hoch­un 
stift Würzburg, im preußischen Ansbach-Bayreuth, in der Rheinpfalz und in der 
Reichsstadt Regensburg 1801. Nach guten Erfolgen wurde die freiwillige Impfung 
rasch verbreitet. Der bayerische Kurfürst ging seinem Volk beispielhaft voran und ließ 
die Kinder des Hauses Wittelsbach impfen. An der Kampagne für die Verbreitung der 
Vakzination und an ihrer Durchführung beteiligten sich nicht nur Ärzte und Beamte, 
sondern auch Pfarrer und Lehrer. Am eifrigsten war man in den neuen Provinzen 
Franken und Schwaben, etwas nachlässiger zunächst in Altbayern und der Oberpfalz. 
Die Bevölkerung war insgesamt aufgeschlossen. Es gelang immer besser, lokal aus­
brechende Pockenseuchen durch Impfungen zu unterdrücken. Aufgrund der sehr 
günstigen Erfahrungen, die man in den ersten Jahren gesammelt und genau analysiert 
hatte, wurde am 26. August 1807 die gesetzliche Schutzpockenimpfung eingeführt. 
Von jetzt an mußte jedes Kind bis zum dritten Lebensjahr geimpft werden. Zwanzig 
Tage vorher hatte das Großherzogturn Hessen-Darmstadt ein Impfgesetz erlassen. 
Hessen-Darmstadt und Bayern gehören damit zu den allerersten Staaten der Welt, die 
die Pflichtvakzination zum Gesetz erhoben haben. In Bayern wurde das Gesetz konse­
quent durchgeführt und die Durchführung genau überwacht. Bereits im Etatsjahr 
1807/08 hatte Bayern nur noch 150 Pockentote, und seit 1810 kann die Seuche hier 
als weitgehend ausgerottet gelten. Dies war wohl der schönste Erfolg der ganzen Me­
dizinalreformJ7

. 

ZUJünl men!assltng 

In den Jahren 1799 bis 1808 wurde in Bayern eine umfassende Reform des Medizi­
nalwesens durchgeführt. Diese Reform wurde nicht von Anfang an nach einem ferti­
gen Konzept vollzogen. Sie begann vielmehr mit einer Reihe von Einzelrnaßnahmen, 
die sich teils aus den Maßnahmen der Reformen des gesamten Staatswesens ergaben, 
teils aus den Erfahrungen über die Mängel des bestehenden Medizinalwesens, und die 
aus dem Vergleich mit den Verhältnissen in anderen Staaten und den sachlichen 
Überlegungen eines größeren Kreises von Staatsmännern und Fachleuten vorbereitet 
wurden. In dem Arzt Simon Haeberl erhielt diese Medizinalreform gleichwohl einen 
planenden Kopf, der wesentlich dazu beitrug, daß parallel zu den übrigen Reformen in 
nicht allzulanger Zeit ein einheitliches Konzept entwickelt wurde und Gesetzeskraft 
erhielt. 

Im einzelnen wurde ein staatlicher Sanitätsdienst mit Ärzten als Fachbeamten auf 
allen drei Behördenstufen eingerichtet. Wichtigstes Glied desselben waren die Ge-

J7 Fischer; II, 265 f. Fasse!. Giet. Haebert(facobl; 51-128, Tabellen I-XV. (22) Koerting. Kraus. Rupp. 
(48) Wel:zler. RIB 1801, RB 1802-10 zahlreiche Bekanntmachungen, Aufrufe, Berichte, Tabellen. 
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richtsärzte, die neben einer umfassenden medizinischen Polizei die ärztliche V 
gung der Bevölkerung im ganzen Land garantieren sollten. Die Ausbildung des 
personals von den Ärzten bis zu den Hebammen wurde auf einen der damaligen 
dizinischen Wissenschaft angemessenen Stand gebracht und vom Staat allein 
geführt. Ein besonderes Gewicht erhielt dabei der praktische Unterricht am 
bett. Zur ärztlichen Grundversorgung des Landes wurde als Ersatz für Wundärzte 
medizinische Bader der neue Beruf der Landärzte geschaffen. Sowohl beim 
sehen Medizinstudium als auch bei der Ausbildung der niederen Landärzte Wurde 
ganze Heilkunde, also Medizin, Chirurgie und Geburtshilfe, gelehrt und damit die 
Trennung dieser drei Teile beseitigt. Der Staat übernahm durch die Gerichtsärzte 
Aufsicht über das ganze Heilpersonal sowie über alle medizinischen 
Diese Maßnahmen wurden von Medizinalgesetzen begleitet, deren wichtigstes und 
folgreichstes das Schutzpockenimpfgesetz war. 

Auch nach 1808 wurden noch verschiedene Gesetze zur Reform des "".Ul,Gl1l31 

sens erlassen, doch ergänzten diese lediglich das Organische Edikt oder führten B 
stimmungen durch, die in ihm bereits getroffen waren. 
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Diskussion zum Referat von Christian Probst 

Leiter: Volker Press 

Entsprechend dem Problemaufriß im Vortrag von ChriJtian Probst kreiste die 
den Ausführungen des Referenten unmittelbar anschließende Diskussion um 
Zentralthemen: 1. die Reformen des bayerischen Medizinalwesens in der Ära M()nt·()"p-@ 

las an sich, d.h. insbesondere in bezug auf ihren Stellenwert im Gesamtsystem 
wissenschaftlichen, bildungspolitischen und vor allem administrativen 
rung des Landes und 2. um die Auswirkung dieser Reformen auf die 
und sanitäre Betreuung der Bevölkerung. 

Rainer A. il1iiller thematisierte - den ersten Gesichtspunkt aufgreifend - den 
sammenhang zwischen Universitätsreform und "Organischem Edikt über das 
nalwesen im Königreich Baiern" von 1808. Seinem Dafürhalten nach hätte eine 
kere Interpretation der Wechselwirkung von wissenschaftlichem Fortschritt, U"tAl~L".-
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ener Ärzteausbildung und "Studentenschwemme" im Fach Medizin auf der einen 
z~~ der ediktmäßigen Neuformierung des bayerischen Medizinalwesens auf der ande­
uen Seite das Verständnis für die Zeitgemäßheit der regierungsamtlichen Verordnung 
r estärkt. Auch Wolfgangvon Hippel und Hans Körner wollten die bayerischen Medi­
~jnalrcformen im größeren Rahmen einer planmäßigen Neugestaltung des Gesund­
heitswesens, so vor allem auch in Vergleichen mit den entsprechenden preußischen 
und österreichischen Reformen sehen. Von Hippels Fragen bezogen sich detailliert auf 
die Entstehungsgeschichte der jeweiligen Erlasse, die sich seiner Ansicht nach bis hin 
zu populationistischen Ansätzen im l8.Jahrhundert zurückverfolgen ließ, auf Parallel­
entwicklungen in anderen Rheinbundstaaten und des weiteren auf die spezielle Bezie­
hung zwischen freischaffenden und Amtsärzten. Hans Körner unterstrich die Förde­
rung des Medizinalwesens in den Hochstiften Würzburg und Bamberg und knüpfte 
daran die Frage, inwieweit Bayern nach Annektierung dieser Gebiete sich der dortigen 
Erfahrungen und Kenntnisse versichert habe. Der Referent erwiderte ihm, daß der 
bayerische Staat sich nicht nur um die Fortführung und Erweiterung der modernen 
Krankenhäuser in Würzburg und Bamberg verdient gemacht, sondern auch medizini­
sche Kapazitäten der dortigen Territorien wie Adalbert Friedrich Marcus, Carl Caspar 
von Siebold und Andreas Röschlaub mit neuen, verantwortungsvollen Aufgaben be­

traut habe. 
Das Kriterium der "Professionalisierung des Heilwesens" machte Werner Blessing 

zum Ausgangspunkt seiner Überlegungen, in deren Verlauf er die konservative Hal­
tung der Bevölkerung hervorhob, die nach wie vor zu Badern und Kurpfuschern ge­
halten habe. Seiner Frage, in welchem Umfang und wie rasch sich das neue Heilwesen 
auf dem flachen Land durchsetzen konnte, hielt der Referent entgegen, daß mit der 
Aufhebung der "Kurierfreiheit" und der Betonung des "Heilmonopols des Arztes" 
Kriterien geschaffen worden waren, die einer Entwicklung im positiven Sinne beste 
Startchancen gaben. Von einer erst jetzt einsetzenden "Professionalisierung des Ärzte­
standes" zu sprechen, lehnte Christian Probst ab mit dem Hinweis, daß die Ärzte seit 
dem Mittelalter als festumrissener Berufsstand zu gelten hätten. Im übrigen habe je­
doch auch die Einsetzung von Gerichtsärzten die Versorgung der Bevölkerung in ent­
legenen ländlichen Gebieten nicht vollständig sicherstellen können. An nicht-beamte­
ten praktischen Ärzten habe es auf dem Land noch jahrzehntelang gefehlt, die Men­
schen hätten so, teils aus Notwendigkeit, teils aus Neigung ihren alten Heilkünstlern 
die Treue gehalten. 

Um die konkreten Auswirkungen der genannten Medizinalreformen ging es 
Etienne Franfois, als er den Referenten befragte: 1. ob im Verlauf der Diskussionen je­
ner Zeit Möglichkeiten erörtert wurden, um die in Bayern überaus hohe Säuglings­
sterblichkeit (die im statistischen Mittel bei 400 pro Tausend lag) einzudämmen, 2. ob 
in Konsequenz besagter Reformen Maßnahmen zur Hebung der Hebammenausbil­
dung, etwa durch Gründung neuer Schulen, erkennbar seien, 3. ob ebenfalls als Ergeb­
nis der Verordnungen Bemühungen zur Verbesserung der allgemeinen Hygiene, etwa 
durch Verlegung der Friedhöfe, festgestellt werden konnten, und 4. ob eine Auswer­
tung von Sterbestatistiken für Bayern vorliege. Eine deutliche Senkung der Säuglings­
sterblichkeitsrate hätten die Medizinalreformen der Montgelas-Ära nicht erzielt, 
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führte Christian Probst in seiner Antwort aus. Die Bevölkerung und der Staat hätte 
hierin sogar einem gewissen Fatalismus gehuldigt, der sich z. B. darin ausdrückte, da 
Kinder erst im dritten Lebensjahr geimpft wurden, weil man eine f:.ühere Impfung an 
gesichts der hohen Sterblichkeitsquote als "unrentabel" empfand. Außerst positiv hin 
gegen hätte sich nach Erlaß der Edikte das Hebammenwesen entwickelt, wobei VOr al 
lern die für Hebammenaspirantinnen geltende Verpflichtung, entsprechende Schule 
zu besuchen, andernfalls aber als "Kurpfuscherinnen" angeklagt zu werden, dem Be 
rufsstand durchweg die nötige Qualifikation gesichert habe. Unterstützt von Dietma 
Stutzer bestätigte Christian Probst abschließend, daß Sterbestatistiken zwar vorlägen 
heutzutage auch ausgewertet würden (so z. B. von Arthur Imhof in Berlin), nach wie 
vor aber die Schwierigkeit bestehe, die historischen Diagnosen, wie sie damals vorwie_ 
gend von Pfarrern gestellt wurden, nach dem heutigen Stand der Medizin zu erklären. 
Im Grunde sei dies auch gar nicht sinnvoll, da die alten Befunde nach den Kriterien 
einer Krankheitslehre erhoben worden seien, die sich von der heutigen unterscheide; 
deshalb sei es in der Regel nicht zulässig, aus diesen Daten einfach eine heute gültige 
Diagnose zu stellen. 



~alter l)en7el 

Adelsstruktur und Adelspolitik in 
der ersten Phase des Königreichs Bayern 

Bayern - eine neugeschaffene Monarchie ohne Adel? 

Bayern habe "wohl noch zu dem ehemaligen Adel gehörige Familien, aber keinen 

Adel mehr". 
Diese Behauptung stammt nicht etwa vom Jahre 1918, sondern wurde 1810 oder 

1811 vom Freiherrn v.Asbeck in einer Sitzung des Geheimen Rats, des höchsten Be­
ratungsgremiums im neugeschaffenen Königreich, aufgestelltl. Eine Monarchie ohne 
Adel? Man denkt möglicherweise an die Anfangsjahre des Napoleonischen Kaiserrei­
ches - aber wann hätte es in Bayern eine Revolution gegeben, die den alten Adel ver­
nichtet hätte? Oder meinte Asbeck vielleicht nur, daß der Adel in diesem neuen Kö­
nigreich, verglichen mit den Verhältnissen im alten Kurstaat, keinen relativ geschlos­
senen Stand mehr bildete? 

In der Tat hatten ja mediatisierte Fürsten, Reichsritter, adelige Reichsstadtpatrizier, 
altadelige landsässige Grundherren und neunobilitierte Beamte weder rechtlich noch 
sozial noch gesinnungsmäßig allzuviel gemeinsam. 

Die baJeriscbe Adelsmatrikel: Integration lind PUrIfikation des Adels 

Aber die Integration des neubayerischen Adels war doch schon Ende 1806 begon­
nen worden, jedenfalls soweit dies rechtlich möglich war2

, und 1808 hatte dieser Pro­
zeß in der Anlegung einer Adelsmatrikel bereits seinen vorläufigen Abschluß gefun­
den 3 Darüber hinaus hatte diese Matrikel auch zur "Purifikation" des Adels beigetra­
gen, indem sie das Chaos beseitigte, das im 18.Jahrhundert namentlich durch die No-

Alle im folgenden verwendeten Signaturen beziehen sich auf die Bestände des bayerischen 
Hauptstaatsarchivs, München. Im einzelnen gilt: Str = Staatsrat, MA = Ministerium des Äuße­
ren, MInn = Ministerium des Inneren, MF = Ministerium der Finanzen, HerA = Herolden­
amt, MKu Kultusministerium, NM = Nachlaß Montgelas. Weitere Abkürzungen: VO = 
Verordnung, Rgbl. = Regierungsblatt, OE = Organisches Edikt, H. = Heft. 

I Undatierter Geheimratsvortrag Asbecks (wohl Juli/September 1810, spätestens April 1811) (Str 
1939). 
2 VO v. 31.12.1806 (Rgbl. 1807, Sp. 193-218); Deklaration v. 19.3.1807 (Rgbl. 1807, Sp. 
465-490). 
3 OE v. 28.7.1808 (Rgbl. 1808, Sp. 2029-2044, hier Sp. 2032 f.). 
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bilitierungstätigkeit der Großen Hofpfalzgrafen und die häufige Adelsusurpation 
hochrangiger Persönlichkeiten bürgerlicher Herkunft im Adelsrecht eingerissen War. 
Nun mußten nämlich alle Adelsfamilien unter Nennung ihrer sämtlichen Mitglieder 
die Berechtigung ihres Titels nachweisen, um nach Zahlung einer gewissen Gebühr 
diesen Titel mit königlicher Bewilligung behalten zu dürfen. Der Vorstand des Reichs_ 
heroldenamts, Ritter v. Lang, schildert uns diesen Vorgang in seinen Memoiren recht 
drastisch: ,Jeder beinahe, der in Baiern zu einer Civil- oder MilitärsteIle vorgedrungen 
war, maßte sich für sich und seine Nachkommen eines adelichen Standes und Namens 
selbst im höhern Grade / ... / an." Größter Jammer sei nun ertönt "aus den Hütten /!j 
derjenigen, welche nicht einmal den untersten Grad ihres angesprochenen Adels mit 
irgend etwas erweisen konnten, als allenfalls mit Schneiderrechnungen (noch dazu un­
quittirten), worauf geschrieben stand: Für seine Hochfreiherrliche Gnaden die alten 
Kleider ausgebessert, wie folgt etc. / .. ./ Auf diesem Wege sind denn an 100 Familien 
gänzlich zurückgewiesen, andere aus Gnade zugelassen worden, sich ein ausdrückli_ 
ches königliches Diplom gegen Erlegung der vollen Taxe geben zu lassen".4 

Damit war der bayerische Adel nun zwar sozusagen ein staatlich konzessionierter 
geworden, aber die rechtlichen Unklarheiten waren beseitigt, eine feste Adelshierar_ 
chie war eingerichtet, der "Stand" als solcher also doch gefestigt. Dies konnte Asbeck 
demnach nicht gemeint haben. 

Was er statt dessen zum Ausdruck bringen wollte, war hingegen offenbar, daß der 
bayerische Adel als Stand derart an politischem und wirtschaftlichem Einfluß, aber 
auch an Sozialprestige verloren hatte, daß er als ein Adel ohne wirtschaftliche Macht 
und ohne eigentliche Privilegien, die allen seinen Mitgliedern gemeinsam gewesen 
wären, praktisch zum "Nominaladel" - um diesen Ausdruck Zentners zu gebrauchen5 

- degradiert worden war. 

Die wirtschaftlichen Perspektit'en für den ba)'erischen Adel vor dem Hintergrund der 
ersten Reformphase (1799-1807) 

Seit 1799 waren dem Adel in Bayern innerhalb von nicht einmal zehn Jahren -
etwa durch die Säkularisation von Reichs- und Ritterstiften und die Auflösung adeli­
ger Korporationen - zahlreiche einflußreiche, prestigeträchtige und z. T. auch einträg­
liche Positionen verlorengegangen und ebensolche Vorrechte, die für die Versorgung 
eines Großteils seiner Mitglieder eine Rolle spielten, wie sein Monopol auf bestimmte 
staatliche und kirchliche Ämter, seine sämtlichen Exspektanzen urd seine Steuerprivi­
legien. Mag sein, daß diese Opfer, die, wie Montgelas sagte, "commendoit imperieuse­
ment l'opinion soutenue par l'exemple presque general d'autres pays"6 großenteils 

4 Kar! Heinrich v.Lang, Memoiren des Kar! Heinrich Ritters von Lang, 2 Bde., (Braunschweig 
1841/42) hier Tl, 174, 176f. 
5 Geheimratsvortrag Zentners vom Mai oder Juni 1811 (Str 1939). 
6 Georg Laubmällll, iHichad Doeber! (Hrsg.), Denkwürdigkeiten des Grafen Maximilian Joseph v. 
Montgelas über die innere Staatsverwaltung Bayerns (1799-1817), (München 1908) 114. 
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ehr dem Ziel der Durchsetzung des von einem neuen "Zeitgeist" geforderten Prin-
0: s der Staatssouveränitär7 und wenigstens teilweise auch mehr den gebieterischen 
~~sprüchen des Fiskus gebracht werden mußten, als daß sie ein egalitärer gewordenes 
esellschaftliches Bewußtsein erzwungen hätte. 

g Zusammengenommen jedoch trafen sie jedenfalls einen Stand äußerst hart, der, le-
en wir die Adelsmatrikel zugrunde, mit ca. 9000-10000 Personen zwar nur rund 
~;% der bayerischen Gesamtbevölkerung umfaßte8

, der aber trotz seines damit im 
Vergleich zum französischen oder gar spanischen Adel viel geringeren Bevölkerungs­
anteils doch im Durchschnitt wohl kaum wohlhabender als jener war. Schon traditio­
nell waren weder der altbayerische Landadel noch die Reichsritterschaft übermäßig 
reich. Wenn aber 1815 nur mehr knapp die Hälfte aller bayerischen Adelsgeschlechter 
über nennenswerten Grundbesitz (z. B. eine Hofmark) verfügte, so bleibt schon in ih­
rem Fall immer noch die Frage offen, ob ihr daraus resultierendes Einkommen für 
sich allein genommen schon für eine standesgemäße Lebensführung ausreichte, was 
schätzungsweise nur bei einem Fünftel von ihnen - entsprechend 8-10% aller Adels­
familicn - angenommen werden darf. Wenn außerdem über 50% übcr gar keinen ent­
sprechenden Grundbesitz verfügten, so liegen die Gründe dafür allerdings nur teil­
weise in dem u. a. durch den rückläufigen Realertrag der Grundrenten und die auch 
den Adel schwer belastenden Folgen zweier Kriegsjahrzehnte bedingten Zwang zum 
Verkauf adeliger Güter. Die namentlich während seiner Reichsvikariatsjahre exzessive 
Nobilitierungspolitik Karl Theodors war nämlich bereits überwiegend (grund-)besitz­
losen Mitgliedern seiner "Beamtenschaft" zugute gekommen. 

Nunmehr versiegten plötzlich für diesen ganzen Stand traditionelle Geldquellen, 
neue finanzielle Belastungen kamen auf ihn zu. Indem die Domkapitel nicht mehr 
aufgefüllt, viele adelige Stifte säkularisiert und auch für die höheren geistlichen Ämter 
Laufbahnprinzipien durchgesetzt wurden9

, verlor der geistliche Dienst für den Adel 
stark an Attraktivität lO

, nahm aber auch der Druck speziell der Kadetten, also der 

7 Dazu Ludwig Doebe!'/, Maximilian von Montgelas und das Prinzip der Staatssouveränität, (Mün­
chen 1925). 
s 1818 besaß Bayern - ohne die Pfalz - nach den Angaben von Walfgang KM/mann (Hrsg.), 
Quellen zur Bevölkerungs-, Sozial- und Wirtschaftsstatistik Deutschlands 1815-1875, Bd. 1: 
Antje Kraus (Bearb.), Quellen zur Bevölkerungsstatistik Deutschlands 1815-1875, (Forschungen 
zur deutschen Sozialgeschichte II/1, Boppard/Rh. 1980) 76, 3261798 Einwohner. Der von mir 
angegebenen Zahl bayerischer Adeliger liegen ebenso wie bei den weiter unten (S. 226 f.) ge­
machten Angaben Zählungen bzw. Schätzungen vor, die anhand der bayerischen Adelsmatrikel 
im bayerischen Hauptstaatsarchiv von mir vorgenommen wurden. Detailliertere Nachweise 
werde ich demnächst in meiner Arbeit "Gesellschaftsstruktur und Gesellschaftspolitik in der er­
sten Phase des Königreichs Bayern" (Arbeitstitel) erbringen. Der vorliegende Beitrag stellt nur 
ein vorweggenommenes und daher auch sehr vorläufiges Resümee eines Teils dieser Arbeit dar. 
9 Geistliche wurden ja "nicht als bloße Kirchendiener, sondern zugleich als Staatsbeamte" be­
trachtet. VO v. 7.5.1804 (Rgbl. 1804, Sp. 510). 
10 Unter den Studierenden am wichtigsten staatlichen Priesterseminar, dem Landshuter Grego­
rianum, befanden sich während der Ära Montgelas offenbar kaum mehr Adelige. Vgl. z. B. Rgbl. 
1806, S. 325f.; Rgbl. 1810, Sp. 1355f. Entsprechend geringen Zulauf hatte die theologische­
ganz im Gegensatz zur juristischen - Fakultät der Universität Landshut von seiten der Söhne aus 
dem "gefreyten oder siegelmäßigen Stande". Vgl. Rgbl. 1804, Sp. 305-308; 1806, S. 120; 1807, 
Sp. 835 f.; Mlnn 23874/1. 
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nachgeborenen Söhne, und der Töchter auf ihre Väter zu, ihnen doch anderweitig . 
nen gesicherten Lebensunterhalt zu gewährleisten, z. B. durch Auswerfung eines e el_ 

sprechenden Heiratsguts oder durch eine mit dem Erstgeborenen gleichberechti nt­

Teilhabe am Erbe. Gleichzeitig mußte auch nur eine Annähenll1g der Steuerbelastug~e 
adeliger Güter an das allgemeine Niveau nicht nur das Nettoeinkommen der noc~ 
grundbesitzenden Adelsfamilien merklich reduzieren 11, sondern in folge des nunmeh 
sinkenden Verkaufswerts adeliger Güter und Rechte auch deren Vermögen. Der hef~ 
tige Widerstand führender altbayerischer Grundherren gegen ihre ab 1807 im Zuge 

einer größeren Reform eingeleitete steuerliche Gleichstellung ist demnach nur zu Ver_ 

ständlich 12. Sehen wir von einer gewissen Sonderbehandlung der Mediatisierten, mit 

denen Bayern ohnehin bekanntlich vergleichsweise sehr milde verfuhr, ab, so blieben 

diese Beschwerden äußerlich gesehen erfolglos. Ab 1814 zahlten selbst die Dominika_ 

listen exakt die gleiche Steuerquote wie sämtliche Rustikalbesitzer. Doch da gleichzei. 

tig die Kapitalanschläge der Dominikalrenten erheblich gesenkt wurden, bleibt die 

Frage offen, ob hier wirklich, wie es im Text der Verordnung heißt, "das billige Ver­
hältnis zwischen der Grund- und Dominikaisteuer nicht verrückt" wurde 13. 

Denn das praktische Ergebnis der damals angeordneten Modifikationen scheint in 

einer unverhältnismäßig hohen Senkung der Dominikal- gegenüber der Grundsteuer 

bestanden zu haben 14. Hatten die Reklamationen, die auch zuvor schon recht entge­

genkommend behandelt worden zu sein scheinen 1), also vielleicht doch letztendlich 

den Erfolg, das Prinzip der Gleichbesteuerung etwas ins Wanken gebracht zu haben? 

In jedem Fall ist festzustellen, daß die Einbeziehung des Adels in eine neue, zweifellos 

gleichheitlichere Steuergesetzgebung keineswegs unvermittelt, sondern nur ganz be­

hutsam, d. h. schrittweise, erfolgte. 

Ebensowenig läßt sich beispielsweise im Zusammenhang mit der Säkularisation, wo 

etwa für Domherren beträchtliche Pensionen ausgesetzt wurden, während Kloster­

handwerker für den Verlust ihres Arbeitsplatzes normalerweise bei weitem keine aus­

reichende Entschädigung erhielten 16, behaupten, die Regierung wäre bei ihren ein-

II Anonymljohanll Nepomuk Frh?: v. Pe/koven, Ueber die Anwendung des Gleichheits-Prinzips 
bey dem Steueranschlage der Ritter- und Bauerngüter, ein Nachtrag zu den Aktenstücken über 
das momentane Steuerprovisorium in der Provinz Baiern, (0. O. 1808) bes. 12 ff.; Anonym/Den" 
Ueber Fassionen und direkte Auflagen. Von einem baierischen Edelmann, (0, O. 1808) bes. 29 fl. 
Andererseits gab es offenbar für den Adel kaum mehr die Möglichkeit, seine Einnahmen zu stei­
gern. Dazu für Franken: Harms Hllberf Hofmann, Adelige Herrschaft und souveräner Staat. Stu­
dien über Staat und Gesellschaft in Franken und Bayern im 18. und 19.Jahrhundert, (Studien zur 
bayerischen Verfassungs- und Sozialgeschichte 2, München 1962) 134, 
12 MF 10045; MF 16685. 
13 VO v, 18.2.1814 (Rgbl. 1814, Sp, 345-350, zit. Sp. 346). 
14 Dies geht aus den Vergleichstabellen MF 10191 klar hervor. 
15 Edikt V. 30. 9.1811 (Rgbl. 1811, Sp. 1521-1550), geändert durch VO v. 15.1.1813 (Rgbl. 1813, 
Sp. 513-518), diese allerdings wiedemm modifiziert durch VO v. 9.1.1814 (Rgbl. 1814, Sp. 
81-83). 
16 Anfall Schneidet; Der Gewinn des bayerischen Staates von säkularisierten landständischen Klö­
stern in Altbayern, (Miscellanea Bavarica Monacensia 23, München 1970) 89 ff. Hingegen wurden 
beispielsweise auch die ehemaligen altbayerischen Landschaftsverordneten durchaus großzügig 
abgefunden. Geheime Staatskonferenz v. 22.9.1808 (Str 8). 
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deutig hier mehr staats- als gesellschaftspolitisch motivierten Maßnahmen gerade ge­
gen die betroffenen Adeligen besonders rücksichtslos vorgegangen. Montgelas hat der­
artige Tatsachen seinen adeligen Kritikern denn auch immer wieder vorgehalten. 

1808 - Ein neuer Adel für ein flelles Kiinigreich? 

Trotzdem scheint selbst im heutigen Rückblick das Jahr 1808 eine Wende der 
bayerischen Adelspolitik gebracht zu haben. Die Errichtung einer Adelsmatrikel, die 
Betonung des Willens zur Gleichbesteuerung, ja selbst die Beseitigung diverser Feu­
dalrechte eindeutig herrschaftlichen, d. h. personalen Charakters - wie der persönli­
chen Leibeigenschaft oder des Gesindezwangs - konnte, aber mußte man noch nicht 
als spezifisch "adelsfeindlich" verstehen. Schieres Entsetzen mußte es jedoch in weiten 
Kreisen des bayerischen Adels auslösen, daß die Regierung gleichzeitig auch noch die 
Einführung eines modifizierten Code Napoleon im Königreich vorbereitete, ankün­
digte, daß mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzbuches das Institut der Siegelmäßigkeit 
erlöschen sollte, daß sie dem Adel jede streitige Gerichtsbarkeit entzog und die Auf­
hebung der Fideikommisse sowie eine Konstitution verkündete, von der Asbeck spä­
ter sagte, daß bei ihrem Entwurf die Staatsführung unmöglich von der Absicht geleitet 
gewesen sein könnte, "noch ferner einen Adel haben zu wollen"17. 

Doch Asbeck befand sich im Irrtum. Am Tage der Verabschiedung des Adelsedikts 
von 1808, durch das ein neues Adelsrecht ins Leben trat, erklärte Montgelas selbst mit 
dem Ausdruck persönlichen Bedauerns, "daß er ohngeachtet seines reifesten Nach­
denkens keinen rechten Ausweg habe finden können, diesen Gegenstand den derma­
ligen Verhältnißen anpaßend und für die bestehende /sic/ Adeligen nicht zu hart zu 
behandeln"18. Warum kam es dann überhaupt zu so plötzlichen, weitreichenden Ver­
änderungen im bayerischen Adelsrecht? Die Antwort lautet: wegen des Drucks von 
seiten Napoleons. 

Denn nach der Mailänder Konferenz glaubte man in München, die bayerischen 
Verhältnisse so weit als möglich den französischen angleichen zu müssen. Dabei 
schätzte Montgelas offenbar von Anfang an den politischen Spielraum für Abwei­
chungen vom französischen Vorbild noch als größer ein als die meisten seiner Mitar­
beiter, und er war auch eher zum Widerstand gegen den Kaiser bereit. So haben er 
und seine Ministerkollegen damals manche noch radikalere, am nachrevolutionären 
französischen Rechtszustand orientierte Vorschläge ihrer großenteils bürgerlichen Ge­
heimen Referendäre abgeblockt, und auf Veranlassung Justizminister Morawitzkys hin 
entstand sogar - was bisher unbekannt geblieben ist - auch in Bayern ein Gesetzent­
wurf, durch den das Institut der Emphyteuse in reformierter Form in den modifizier­
ten Code Napoleon hätte eingebaut werden sollen 19. 

Montgelas erkannte nämlich wohl klarer als andere den Widerspruch zwischen Na­
poleons eigener neuer Adels- und Majoratspolitik und seinen anderweitigen Bestre-

17 Vortrag Asbecks, (wie Anm. 1); vgl. lVilhelm Volker!, Marginalien zur bayerischen Geschichte 
1800-1810, in: ZBLG 25 (1962) 414-469, bes. 423. 
18 Geheime Staatskonferenz v. 28.7.1808 (Str 8). 
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bungen, auch in Deutschland die überkommenen Agrarstrukturen zu beseitigen20 , er 
konnte sich darüber hinaus schon frühzeitig, nämlich bereits in Mailand, wie auch spä_ 
ter in Erfurt, persönlich davon überzeugen, daß Napoleon an einem Ruin zahlreicher 
bayerischer Adelsfamilien nichts gelegen war2t, und er erkannte schließlich schon frü_ 
her als die meisten seiner Zeitgenossen, daß der Stern des Kaisers mit dem Beginn 
seines Spanienabenteuers zu sinken begann. Dies bedeutete nun aber zwar einerseits 
daß sich der Handlungsspielraum der Münchner Regierung gegenüber Napoleon wie~ 
der vergrößerte, jedoch andererseits, daß künftig auch in der Innenpolitik eher Rück_ 
sicht zu nehmen sein würde auf einen eventuellen Partner Österreich 22 und ebenso 
auf eine in altständischen Kategorien denkende "Opposition" im Geheimen Rat, be­
stehend aus den Grafen Arco, Törring und Preysing. Wie heftig diese Gruppe über die 
legislativen Entwürfe eines Feuerbach herzog, beweist, daß die von H. H. Hofmann 
überspitzt als "latenter Klassenkampf zwischen Feudalismus und Bürokratie" bezeich_ 
nete Rivalität zwischen dem im Staatsdienst aufgestiegenen Bildungsbürgertum und 
einem teilweise noch sehr standesbewußten grundherrlichen Adel in Bayern bis in die 
Reihen des Geheimen Rats reichte. 

Montgelas jedoch, der 1808 dafür gekämpft hatte, daß sich der Übergang vom Alten 
zum Neuen für den bestehenden Adel nicht zu gravierend auswirkte, kam in der Fol­
gezeit den Wünschen etwa eines Grafen Törring nur sehr bedingt nach. Denn die 
wirtschaftliche Lage des Adels erforderte nach seiner Ansicht nun mehr denn je eine 
durchgreifende Adelsreform, und nach den einmal notwendigen, nur gewissermaßen 
zu plötzlich erfolgten schwerwiegenden rechtlichen Eingriffen in dessen Verhältnisse 
schien ihm nun dazu der Weg frei. Die Idee einer Umstrukturierung des bayerischen 
Adels nach englischem Vorbild klingt in verschiedenen Äußerungen damaliger Politi­
ker an23, und man kann es durchaus als ersten Ansatz in dieser Richtung betrachten, 
wenn am 19. Mai 1808 fast 40 Personen - meist hohe Beamte wie Feuerbach oder 
Gönner, aber auch Gelehrte (wie Jacobi) - in den neugeschaffenen Zivilverdienstorden 
der Krone aufgenommen wurden24 und damit einen "Ritter"-Stand erwarben, den sie 
nach dessen 1812 erfolgter Gleichstellung mit dem alten Ritterstand, der vierthöch-

19 Dazu IPalter Deme!, Der bayerische Staatsabsolutismus 1806/08-1817. Staats- und gesell­
schaftspolitische Motivationen und Hintergründe der Reformära in der ersten Phase des König­
reichs Bayern, (München 1983,40 ff., 479 ff. Der Entwurf findet sich unter der Signatur MF 602. 
20 Helmut Berding, Napoleonische Herrschafts- und Gesellschaftspolitik im Königreich Westfa­
len 1807-1813, (Kritische Studien zur Geschichtswissenschaft 7, Göttingen 1973) 15: "Die Zer­
störung der überkommenen feudalen, guts- oder grundherrlichen Agrarstrukturen also, der ei­
gentliche Kern der sozialen Umwandlung während der Französischen Revolution, widersprach 
einem zentralen gesellschaftlichen Interesse des Kaisers: dem Aufbau einer auf agrarischem 
Grundbesitz beruhenden imperialen Führungsschicht." 
21 Undatierte Denkschrift Montgelas' an den König, /Jan. 1808/ (MA 12); Ludwig Gmf v. LHont­
gelaJ; JV[aximilian Prh,: v. Preyberg-Eisenberg (Hrsg.), Denkwürdigkeiten des bayerischen Staats­
ministers Maximilian Grafen von Montgelas 1799-1817, (Stuttgart 1887) 171. 
22 Diesen Hinweis verdanke ich meinem verehrten Lehrer, Herrn Prof. Dr. E. Weis. 
23 Vgl. z. B. v. Lang, (wie Anm. 4) 186, oder die Äußerungen von Montgelas' Schwager C. Graf 
Arco bei den Verfassungsberatungen 1814/15: Protokoll v. 15.12.1814 (Str 1645). 
24 Vgl. Rgbl. 1808, Sp. 1039-1046; MA Ordensakten 348, .)54a, 355. Die Zahl der Gesamtauf-
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sten der ursprünglich sechs Adelsklassen umfassenden bayerischen Adelshierarchie, 
nur auf einen einzigen ihrer Söhne - und dies noch dazu nur mit königlicher Bewilli­
gung - vererben durften25. Das Datum dieser Ordensgründung weist freilich mehr 
noch in eine andere Richtung: auf die am 1. 3.1808 von Napoleon ins Leben gerufene 
Noblesse imperiale26. 

Gerade um diesem Neuadel eine wirtschaftliche Basis zu schaffen, hatte Napoleon 
sich aber für seine umfangreiche, größtenteils auf Kosten ausländischer Domänen 
durchgeführte Dotationspolitik im Majoratsrecht ein neues Rechtsinstitut geschaffen, 
das nun, nach der Übertragung zahlreicher für den bayerischen Adel destruktiver Ele­
mente des französischen Rechtszustandes auf Bayern, dessen Regierung ebenfalls ein 
Instrumentarium bot, ihrem Adel - wenigstens einem Teil des neuen und des alten -
auf der Grundlage von einigen Dotationen, mehrheitlich jedoch von bestehenden Fi­
deikommissen auch für die Zukunft Einfluß und Ansehen zu erhalten bzw. neu zu 

verschaffen. 

DttJ bttyerische Mttjoratsrecht 

Den Kernpunkt seiner Motive zur Einleitung einer Adelsreform formulierte Mont­
gelas einmal folgendermaßen: es sei nicht seine Absicht, dem Adel "an seinen persön­
lichen Vorzügen, in so weit sie der Eigenschaft als Staatsbürger nicht widersprechen, 
etwas nehmen zu wollen, wohl aber den Adel zu souteniren und ihn auf jene zu be­
schränken, die im Stande sind, ihn mit Würde zu führen, denn er kenne nichts Trauri­
geres als einen armen Edelmann"27. 

Konkret bedeutete dies: unter teilweiser personeller Umstrukturierung sollte der 
bayerische Adel wenigstens in seiner Spitze ein privilegierter Stand werden, der zwar 
keine "öffentlichen" Rechte sui juris mehr ausübte, der aber dank seines politischen 
lind wirtschaftlichen Einflusses und seines allgemeinen Ansehens seine staatstragende 
Funktion besser als bisher erfüllen konnte. Wie ein Teil seiner Mitarbeiter glaubte der 
Minister dabei an die Notwendigkeit einer Verbindung von Vermögen einerseits -
speziell Grundvermögen, da dieses als am stabilsten galt - und adeligen Vorrechten 
(Titulatur, Zugang zum Hof etc.) andererseits. Denn er spürte offenbar die Tendenz, 
daß in der liberalen Leistungsgesellschaft des 19. Jahrhunderts der ökonomische 
Aspekt für das soziale Ansehen einer Person eine zunehmend wichtigere Rolle spielen 
würde - und zwar auf Kosten rechtlicher Kriterien, wie z. B. einer nachweisbar langen 
Reihe adeliger Vorfahren28. 

nahmen an diesem Tag betrug 94, davon waren jedoch 55 bereits adelig. Weitere Ernennungen 
z. B. Rgbl. 1813, Sp. 683-692; 1815, Sp. 107-112. 
25 VO v. 23.12.1812 (Rgbl. 1813, Sp. 5-9); Entwurf HerA 127. 
26 Pie/Te DlIrye, Les chevaliers dans la noblesse imperiale, in: La France dans l'epoque napoleo­
nienne, (Revue d'histoire moderne et contemporaine 17, 1970) 671-679; Jacq lies Godechot, Les 
institutions de la France sous la revolution et l'empire, (Paris '1968) 696ff. 
27 Protokoll der Geheimratssitzung v. 6.9.1810 (Str 191). 
28 1808 meinte zum Beispiel der Geheime Rat Anselm (Ritter v.) Feuerbach, bekannt als Schöp­
fer des bayerischen Strafgesetzbuchs von 1813, es sei "der spanische Hidalgo mit seinem Degen 
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Daß in diesem Punkt mehr traditionell denkende Politiker gegen diese im Grun411 

sehr weitsichtigen Vorstellungen Montgelas' erhebliche Vorbehalte hatten, zeigen dl .. 
über zwei Jahre andauernden Auseinandersetzungen um die Ausgestaltung des Maj' 
ratsrechts29, bei denen sich zwei Grundrichtungen gegenüberstanden: i 

Den einen sollten Majorate primär dazu dienen, möglichst vielen Adelsfamili; 
eine bestimmte, d. h. in der Regel ihre jetzt (noch) vorhandene wirtschaftliche Basl.~ 
über Generationen hinweg zu garantieren und dadurch den bereits vorhandenen Er1 
adel so weit als möglich zu erhalten. Dann aber mußte man relativ zahlreiche GÜ1~ 
dem freien Verkehr entziehen, konnte den Töchtern und Kadetten praktisch kei ; 
neuen Versorgungschancen aufgrund eines ausgedehnteren Erbanspruchs eröffne: 
und konnte auch nicht den Fideikommißbesitzern weitergehende politische vOI~ 
rechte, wie z. B. das Recht auf einen Sitz .. in den geplanten Repräsentativkörperscha .• 
ten, einräumen. Praktisch hätten - vom Ubergang vom privat- zum öffentlich-recht( 

ch~n Charakter un~ der neugeschaffenen relative~ Fr~ih~it des ~ajora~sko~stituentei 
bel der Auswahl semes Nachfolgers abgesehen - die Fideikommisse beim Übergang ( 
Majorate nur ihren Namen, nicht ihre Funktion verändert. Diese Position - ma~ 
könnte sie die "altständische" nennen - vertrat etwa Graf Reigersberg, seit 1810 Justi ~ 
minister30

. 

Montgelas dagegen wollte eine Adelsreform, nämlich im Sinne einer Zweiteilun 
des Adels. Die wirtschaftlich potenten Familien sollten in gewisser Angleichung an di 

11 Rechtsstellung der Standesherren als Majoratsadel seine Spitze bilden, privilegiert, ani. 
gesehen, politisch einflußreich - eine Stütze für den monarchischen Staat. Die zweitl 
Adelsklasse, der arme bzw. verarmte Adel, sollte demgegenüber nur eine "Pflanz! 
schule"3l des ersten darstellen, indem man ihn über seine verbliebenen Mittel frei diSpol.z. 
nieren ließ und so dem einzelnen Adeligen die Möglichkeit gab, seine wirtschaftlich' 
finanzielle Regeneration direkt in einen politisch-rechtlichen Aufstieg umzusetzer ~ 

Ein Mittelweg zwischen beiden Positionen, nämlich die Errichtung verschiedene 
o 

Majoratsklassen mit unterschiedlichen Vorrechten, erwies sich nicht zuletzt deshai 
als nicht gangbar, weil die Regierung hier eine neue Adelshierarchie hätte schaffe '. 
müssen, die ihrer bisherigen Einteilung in Fürsten, Grafen etc. widersprochen hätte! 

So drehte sich die ganze verschlungene Diskussion um die Neugestaltung des Ma ~ 
joratswesens letztlich um die Frage, wie groß der Kreis der Privilegierten sein sOllti," 
und wieviele Privilegien man dann dementsprechend diesem Kreis zumessen konntel 
Nur zwei Kernfragen seien hier angesprochen: 1. Sollten alte Fideikommisse einer bei 

hinter seinem Pflug nicht mehr als - ein Bauer". Pall/Johallll Anse/m Feuerbach, Betrachtunge ! 
über den Geist des Code Napoleon und dessen Verhältniß zur Gesezgebung und VerfassungJ 
teutscher Staaten überhaupt und Baierns insbesondere, in: Ders. (Hrsg.), Themis oder Beiträge zu .: 
Gesezgebung, (Landshut 1812) 3-73, zit. 35. Dieser 1812 veröffentlichte Beitrag war identisch~ 
mit einem 1808 erstellten Gutachten, mit Hilfe dessen Feuerbach damals Montgelas seine Vor"~ 
stellungen von einer neuen bayerischen Zivilgesetzgebung auf der Grundlage des Code Napo-; 
leon dargelegt hatte. 
29 Dazu z. B. Str 191, 192, 193, 1939. 
30 Vgl. Votum Reigersbergs v. 24.7.1811 (Str 232). 
31 Diesen Ausdruck gebrauchte der Geheime Rat v. Aretin, Beilage II zum Protokoll der Ge­
heimratssitzung v. 22.5.1811 (Str 1939). 
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stimmten Mindestgröße direkt in Majorate übergeführt werden können, oder sollten 
alle Fideikommisse mit einem Schlag allodifiziert werden, um erst nach der Tilgung 
der Schulden ihrer Besitzer und der Sicherstellung des selbst bei vielleicht verminder­
tem pflichtteil nunmehr sprunghaft gewachsenen Erbanspruchs von seiten der Töch­
ter und der Kadetten den Rechtscharakter von Majoraten zu erlangen, falls dann dazu 
noch genügend Grundbesitz vorhanden sein sollte? 2. Wie hoch war die "Normal­
rente" für eine Majoratsbildung anzusetzen, also jene Nettoertragssumme, die der ge­
bundene Besitzkomplex im Jahr mindestens abwerfen sollte? Diese Summe setzte 
letztlich die Grenze fest zwischen Majoratsadel und übrigem Adel. Obwohl Montgelas 
im Geheimen Rat erhebliche Widersprüche von seiten einer in den Bahnen adeliger 
Solidarität denkenden Opposition erleben mußte und auch der König schon aus Mit­
gefühl nicht wünschte, einen zu großen Teil seines alten Adels entrechtet und ihn den 
Stürmen eines liberalisierten Wettbewerbs ausgesetzt zu sehen, folgte das Majorats­
edikt von 1811 32 bei allen Kompromissen doch im Kern mehr der Linienführung 
Montgelas'. Zwar betrachtete er mit anderen zusammen den Majoratsadel immer noch 
als zu wenig exklusiv, aber dieser schien immerhin doch elitär und wohlhabend genug, 
daß die Regierung nun ibm bestimmte Gerichtsrechte, die sie 1808 dem Adel allge­
mein entzogen hatte, wieder verleihen konnte. 

Die gutsberrlicbe Gericbtsbarkeit in Be/yern 

Damals war nämlich im Zuge der endgültigen Enteignung der eigenberechtigten 
Gewalten die Patrimonialgerichtsbarkeit sozusagen mediatisiert, also in ihrem Charak­
ter als ius delegatum fixiert, und im übrigen (mit Ausnahme der Standesherrschaften) 
auf gewisse Polizeibefugnisse und nichtstreitige bürgerliche Rechtsfälle beschränkt 
worden. Wenn nun gerade dieser zweifellos einträgliche Teil der Zivilgerichtsbarkeit 
den sog. "Gutsherren" erhalten blieb, so deshalb, weil die Minister zu dieser Zeit den 
für die gesetzmäßige Durchführung einer streitigen Gerichtsbarkeit notwendigen Auf­
wand an Gerichtspersonal etc. als für die meisten der vorhandenen Patrimonialge­
richtsherren finanziell zu belastend beurteilten. Die gutsherrliche Gerichtsbarkeit in 
der Form von 1808 war demnach im Grunde nichts anderes als ein staatlicher Beitrag 
zur finanziellen Sanierung adeliger Gerichtsherrschaften. 

Um den ab 1812 sich herausbildenden Majoratsadel nun aber auch entsprechend 
mit Einfluß und Ansehen auszustatten, lag es nahe, seine Gerichtsrechte in etwa auf 
die Stufe derjenigen der Standesherren zu erheben, wobei Napoleon selbst die Bresche 
in den bisherigen Rechtszustand schlug, indem er den Grafen Wrede in dem bald dar­
auf an Bayern abgetretenen Land Salzburg ein Majorat als kaiserlich-französisches Le­
hen verlieh, das nicht nur mit der streitigen Zivil-, sondern selbst mit der Strafge­
richtsbarkeit ausgestattet warB. Die vor allem rechtlich motivierten Bedenken aus 

32 OE v. 22.12.1811 (Rgbl. 1812, Sp. 5-54). Die Präambel dieses Edikts gibt die gesetzgeberi­
schen Motive durchaus offen und zutreffend wieder. 
33 Anerkennung durch die kgl. Erklärung v. 5.8.1811 (Rgbl. 1811, Sp. 977-993). Zur Bedeutung 
dieses Vorgangs vgl. Vortrag Zentners v.Jan. 1811 (Str 8216) und das anonyme, undatierte Mini­
sterialgutachten in Mlnn 43905. 
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dem Justizministerium34
, derartige Souveränitätsrechte auf der Basis ablösbaren 

Grundeigentums an Privatpersonen zu verleihen, schob Montgelas nicht zuletzt aus 
fiskalischen Gründen beiseiteJ5 . 

Ein Edikt vom Jahr 181236 schuf demnach 
1. "Herrschaftsgerichte 1. Klasse", speziell, aber nicht ausschließlich für die Mediati_ 

sierten, denen ja aufgrund früherer Zusagen sogar die erste Instanz in Straf- und 
Konsistorialgegenständen zustand, 

2. gleichberechtigt mit den Landgerichten "Herrschaftsgerichte 2. Klasse" für die Ma­
joratsherren und die ihnen gleichgestellten Inhaber größerer Kanzleilehen, wie die­
jenigen 1. Klasse mit mindestens 300 gerichtsuntertänigen Familien, und 

3. die weiterhin den Landgerichten untergebenen und auf die nichtstreitige Gerichts_ 
barkeit und gewisse Polizeirechte beschränkten "Ortsgerichte" mit mindestens 50 
Familien. 
Daß die beim Einbau der Herrschaftsgerichte in die staatliche Gerichtsorganisation 

zur Purifikation der Gerichtsbezirke notwendigen Maßnahmen wie Infeudation und 
Austausch von unmittelbar-staatlichen Gerichtsholden zu einer regelrechten Spekula­
tion mit Gerichtssassen führten, zwang die Regierung freilich bald zu Gegenmaßnah­
men37

, die aber nichts daran änderten, daß im Jahre 1817 nicht weniger als 15,8% der 
im rechtsrheinischen Bayern lebenden Familien einem Patrimonialgerichtsherrn38 un­
terstanden. Schon im Zusammenhang mit den Verfassungsplänen von 1814/15 hatte 
Montgelas darauf gedrängt, aus Angehörigen der schon früher als "geborene" Mitglie­
der künftiger Repräsentationskörperschaften bezeichneten Führungsschicht des baye­
rischen Adels - Standesherren und Majoratsbesitzer - eine erste und unter Einbezie­
hung der übrigen Inhaber von Herrschafts- und Ortsgerichten eine zweite Kammer zu 
schaffen39 

- ein für den bayerischen Konstitutionalismus richtungsweisender Ge­
danke, der ohne die Betrachtung der vorangegangenen Entwicklung im bayerischen 
Adelsrecht nicht voll verständlich wird: der wohlhabende Adel sollte auch politisch 
privilegiert werden. 

34 Votum Reigersbergs v. 24.7.1811 (Str 232). 
35 Protokoll der Geheimratssitzung v. 4.10.1810 (Str 195). Montgelas äußerte hier gegen die im­
mer wieder vorgetragenen Bedenken gegen die sogar noch über die Weiterexistenz des gerichts­
herrlichen Rechts auf Selbstexekution grundherrlicher Gefälle hinausgehende enge Verbindung 
von Grund- und Gerichtsherrschaft, er "überzeuge sich immer mehr" von der Unschädlichkeit, ja 
sogar der finanziellen Nützlichkeit einer reformierten Patrimonialgerichtsbarkeit für den Staat. 
Anlaß dieser Äußerung W'lr übrigens eine Rekurssache des Geheimen Rats Graf Törring gegen 
die Einschränkung seiner Gerichtsrechte. Vgl. Vortrag C. Graf v. Arcos v. 26.9.1810 (Str 8234). 
36 OE v. 16.8.1812 (Rgbl. 1812, Sp. 1505-1556), dazu Gesetzesmaterialien Str 276-278. 
37 Vgl. Zusammenfassung der Jahresberichte der Innenministerialsektionen für 1816/17 und 
1817/18 (MInn 44704), dazu z. B. MInn 30128. 
38 Nach einer Übersicht v. 15.9.1817 (MF 19712). 
39 Instruktion v. 17.9.1814 (MA 70311), dazu Konzept Montgelas': NM 149. Vgl. die Stellung­
nahme Sutners (mit Beilage): Str 1642. Schon die Deklaration v. 19.3.1807 (Rgbl. 1807, Sp. 
465-490, hier Sp. 467) wollte die Mediatisierten als einen Teil der "ersten Klasse des Adels" an­
sehen, bereits 1808 aber beschloß man, in ein Edikt bei der Erwähnung der Mediatisierten den 
Zusatz anzufügen: ,,/. . ./ und welchen Wir Ihnen etwa gleich zu stellen für gut befinden werden." 
Geheime Staatskonferenz v. 30.6.1808 (Str 8). 
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Die Konzeption der "gebildeten Stände" 

Was aber sollte mit dem (grund-)vermögenslosen Adel geschehen? Und wie konnte 
man den Ansprüchen eines nach vorn drängenden, leistungsfähigen Bildungsbürger­
tumS gerecht werden, das sich im Vergleich zum alten Adel spätestens seit 1799 im 
Staatsdienst auf allen Ebenen unterhalb der allerhöchsten Ränge schon mindestens 
ebenso viele, meist aber mehr "staats tragende" Positionen gesichert hatte? 

Auf beide Fragen gab es eine Antwort: Diese zweite Klasse des Adels mußte mit 
den sozialen Aufsteigern aus dem Bürgertum zu einer homogenen, mit gewissen, ge­
ringeren Privilegien ausgestatteten Schicht verschmelzen. 

Schon die altbayerische Siegelmäßigkeit war seit langem kein spezifisches Adelsvor­
recht mehr, sondern stand einem breiteren Kreis Privilegierter, wie bürgerlichen Rä­
ten, höheren Offizieren, Akademikern, Geistlichen und Patriziern ZU40. Hatte sich dar­
über hinaus die höhere, akademisch gebildete Beamtenschaft - ungefähr vom Kolle­
gialrat an aufwärts - bereits bei der Neuorganisation des Beamtenrechts 1805/08 
rechtlich und gehaltsmäßig von den unteren, nichtpragmatischen Staatsdienern deut­
lich abzugrenzen gewußt4

!, so hatten ihre Vertreter wenig später im allgemeinen 
nichts gegen die Fortexistenz oder gar die Wiederbelebung bestimmter Vorrechte, wie 
des Kadettenrechts, des privilegierten Gerichtsstandes oder der Selbstobsignation der 
Erbschaft eines Blutsverwandten42

, einzuwenden - sofern nur derartige Rechte sich 
auch auf ihresgleichen erstreckten bzw. künftighin auf alle Angehörigen der "gebilde­
ten Stände", zu denen sie sich neben Stabsoffizieren und Adeligen natürlich ebenfalls 
rechneten, ausgedehnt wurden. Namentlich der nobilitierte Bauern- und Wirtssohn 
Zentner wirkte eifrig in diese Richtung und arbeitete beispielsweise den Entwurf jener 
Verordnung aus, die sämtlichen "Personen von einem ansehnlichen Stande" in amtli­
chen Ausfertigungen das Prädikat "Herr" als Anrede zubilligte43 Um "für den gebil­
deten Unterthan eine andere Strafart als für den rohen Haufen einzuführen", wurde 
sogar eine neue Strafe, die Festungshaft, entwickelt44 ! Bei alledem zeigten sich jedoch 
auch die Angehörigen des "Feudaladels" im Geheimen Rat als sehr entgegenkom­
mend. Man darf also über die Konfrontation zwischen "Bürokratie" und "Feudaladel" 
keinesfalls die zunehmende Kooperation übersehen45

. 

40 Codex juris Bavarici judiciarii de anno MDCCLIIl, München 21771, Kap. XX, § 9, Nr. 7; Wi­
gllliius Xaverius Aloysills Frhr.v. Kreitfmayr, Anmerkungen über den Codicem Maximilianeum 
Bavaricum civilem, Tl. V, (München 1768) Kap. XXII, § 16. 
41 Dazu DemeI, (wie Anm. 19) 109 H. 
" Protokoll der Verfassungskommission v. 25.10.1814 (Str 1643); Protokoll der Zivilgesetzkom­
mission v. 24.7.1814 (Str 2847). 
43 Vortrag Zentners v. 1.10.1812 (Str 289); VO v. 19.10.1812 (Rgbl. 1812, Sp. 1833-1835); vgl. 
dazu Bernd Wunde!; Privilegierung und Disziplinierung. Die Entstehung des Berüfsbeamten­
turns in Bayern und Württemberg (1780-1825), (Studien zur modernen Geschichte 21, Mün­
chen-Wien 1978) 160ff. 
44 So C. Graf Arco in der Sitzung der Geheimratssektionen des Innern und der Justiz v. 10.9. 
1810 (Str 2359); Vgl. Wunder, (wie Anm. 43) 174 H. 
4; Vgl. Eberbard Weis, Zur Entstehungsgeschichte der bayerischen Verfassung von 1818. Die De­
batten in der Verfassungskommission von 1814/15, in: ZBLG 39 (1976) 413-444. 
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Daß Montgelas und andere Regierungsmitglieder die Verschmelzung von Adel Und 
Bildungsbürgertum nicht nur begrüßt, sondern sogar bewußt gefördert haben, steht 
außer Frage. Dies bezeugen nicht allein die über 200 Nobilitierungen der Ära Montge_ 
las - charakteristischerweise großenteils in Form des Transmissionsadels -, sondern 
vielleicht noch mehr die Bemühungen des Ministers, reine Adelsinstitutionen wie be­
stimmte Damenstifte oder Ritterorden dem Zugang Bürgerlicher zu öffnen46

, wobei 
etwa beim Münchner St.-Anna-Stift seit 1802 selbstverständlich wiederum primär die 
Töchter hoher bürgerlicher bzw. nobilitierter Beamter, später dann zeitweise aus­
schließlich Offizierstöchter in den Genuß der vielbegehrten neuen Präbenden ka­
men47

• Für die - so wörtlich - "weibliche Jugend der höheren Stände" wurde in Mün­
chen sogar eine "Max-Joseph-Stift" genannte eigene Erziehungsanstalt (neben einer 
anderen für die Töchter des "Bürgerstandes") gegründet48

. Dieses staatlicherseits 
hochdotierte Institut, das gleichermaßen eben nur den "höheren Töchtern" - also 
denjenigen des Adels, des Offizierskorps und der höheren Beamtenschaft vom Kolle­
gialrat an aufwärts - vorbehalten war, unterstand übrigens direkt dem Innenminister 
und bekam später von König LudwigI. gegenüber dem Universitätsgebäude eine neue 
repräsentative Heimstatt an der Ludwigstraße (heute Juristisches Seminargebäude). 

Daß aber diese Anstalt als erste Leiterin eine Mme. Chardoillet erhielt, die zuvor in 
Ecouen an jener "Mais on imperiale" unterrichtet hatte, die von Napoleon speziell für 
die weibliche Jugend der Mitglieder seiner Ehrenlegion geschaffen worden war, und 
daß das sozusagen "männliche Pendant" dazu, die 1805 gegründete Kadettenanstalt -
nomen est omen -, ein ebenso exklusives "bayerisches Saint-Cyr" zur Ausbildung des 
Offiziersnachwuchses darstellte49 , beweist nur einmal mehr die enge Verbindung zwi­
schen der französischen und der bayerischen Gesellschaftspolitik - auch wenn etwa 
die Rekrutierung der Nachwuchsoffiziere in Bayern schon seit längerem nach ähnli­
chen Herkunftskriterien erfolgt war50

. 

46 Geheime Staatskonferenz v. 18.8.1808 (Str 8). Zu den Damenstiften: MA Damenstifte 17, 
47a-51; Leo Günther, Der Übergang des Fürstbistums Würzburg an Bayern. Das Ende der alten 
und die Anfänge der neuen Regierung, (Würzburger Studien zur Geschichte des Mittelalters und 
der Neuzeit 2, Leipzig 1910) 88. Der St.Michaels-Orden erhielt ab 1808 sogar eine eigene Ne­
ben klasse der Ehrenritter, die speziell für bürgerliche "Männer von Verdienst" geschaffen wurde. 
Llidwig Trost, Die Geschichte des St. Michaels-Ordens in Bayern und der St. Michaels-Bruder­
schaft seit dem Jahre 1693 bis auf die Gegenwart, (Leipzig 1888) 71-73. 
47 Rgbl. 1802, Sp. 129-133; 1809, Sp. 729-73l. 
48 Reskript v. 18.6.1809 (Mlnn 44703); zur Dotierung: MKu 20546 sowie die Staatsinventarisa­
tion und Statistik von 1818 (MF 13687). Joseph Heigemnooser, Überblick der geschichtlichen Ent­
wicklung des höheren Mädchenschulwesens in Bayern bis zur Gegenwart, (Berlin 1905) 40ff.; 
Berta Sachs, Pläne und Maßnahmen der Regierung des Königs Max l. Joseph im Mädchenschul­
wesen Altbayerns, (München-Leipzig 1914) 42 ff.; Max-Joseph-Stift München 150 Jahre, 
1813-1963, 0.0., o. ]. (München 1963). 
49 Marcel Diwan, Napoleon et I'Allemagne. Le systeme continental et les debuts du royaume de 
Baviere 1806-1810, (Paris 21948) 90; vgl. Lorenz Klichtner, Das königlich bayerische Kadetten­
korps, 0.0., 0.]. (1956) bes. 16. 
50 Dtto Bezzel, Das kurpfalzbayerische Heer von 1778-1803, (Geschichte des bayerischen Heeres 
5, München 1930) 1181. 
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Den Einfluß, den derartige Erziehungseinrichtungen durch gleichartige Ausbil­
dung, aber auch die Möglichkeit zur Anknüpfung vielleicht lebenslanger Freundschaf­
ten auf die Stabilität der bayerischen Oberschicht im 19.Jahrhundert gewinnen soll­
ten, wird man ebenso wenig geringschätzen dürfen, wie etwa die verbindende Wir­
kung eines Vereins wie der 1802 gegründeten Münchner "Museumsgesellschaft", die 
jahrzehntelang von Wittelsbacherprinzen über Minister, zahlreiche Staatsräte und 
viele andere hohe Beamte und Offiziere, mehrere mediatisierte Fürsten und ausländi­
sche Gesandte bis zu Domherren, bedeutenden Künstlern und führenden Männern 
der Wirtschaft praktisch alles umfaßte, was in der Hauptstadt Rang und Namen be­
saß' '. Ähnlich "ständeübergreifend" wirkte auch die wissenschaftliche Forschung - in 
Bayern nicht zuletzt getragen von der 1807 neu organisierten und dotierten bayeri­
schen Akademie der Wissenschaften, der gerade damals zahlreiche Beamte angehör­
ten,2. 

Überhaupt verband wohl nichts die "gebildeten Stände" auf die Dauer mehr als ge­
rade die Bildungspolitik, jedenfalls nachdem eben in diesem Jahr 1807 Zentner die 
Leitung des bayerischen Unterrichtswesens übernommen und der Neuhumanist Niet­
hammer darauf einen wesentlichen Einfluß gewonnen hatte. Die Wende vom Philan­
t1Hopismus zum Neuhumanismus im bayerischen Bildungswesen, konkreter: von ei­
ner stark auf die Realien hinorientierten einheitlichen Elementarbildung zur scharfen 
Trennung zwischen gutfundierten Anstalten für "gelehrte Bildung" und solchen, mi­
serabel ausgestatteten, zur "Volkserziehung"'} mit dem daraus resultierenden "sozia­
len Numerus clausus" an den Universitäten'\ entsprach zweifellos den Wünschen 
und Interessen der mehrheitlich am klassizistischen Bildungsideal hängenden "gebil­
deten Stände". War nicht überhaupt der Klassizismus ein Ausdrucksmittel dieser 
neuen Oberschicht" - und damit die neuhumanistisch geprägte Bildungspolitik auch 

" Vgl. die Mitgliederliste von 1814 (HerA 45). Näheres: Uwe Puschner, Die Gesellschaft "Mu­
seum" (1802-1947). Bemerkungen zu einer Münchner Lesegesellschaft in den ersten Jahrzehn­
ten ihres Bestehens, in: Histor. Kommission des Börsenvereins (Hrsg.), Buchhandelsgeschichte 
1982/2, (Börsenblatt für den Deutschen Buchhandel - Frankfurter Ausgabe - Nr. 55 v. 
2.7.1982). Die ständeübergreifende Funktion z. B. von Lesegesellschaften, aber auch eines Ge­
heimbundes wie des Illuminatenordens, ist schon oft betont worden. 
52 Vgl. Hof- und Staatshandbuch des Königreichs Bayern 1819, (München 0.].) 522 ff. 
53 Georg Bögl, Der Wandel der Volksbildungsidee in den Volksschullehrplänen Bayerns. Von der 
Braun'schen Reform bis zur Mitte des 19.Jahrhunderts, (München 1929) bes. 77ff., 129ff., 158; 
Jasel Neukum, Schule und Politik. Politische Geschichte der bayerischen Volksschule 
1818-1848, (München 1969) 23 ff.; Pranz Dobmann, Georg Friedrich Freiherr von Zentner als 
bayerischer Staatsmann in den Jahren 1799-1821, (Münchner historische Studien, Abt. Bayeri­
sche Geschichte 6, Kallmünz 1%2) bes. 63 ff. 
)4 l/7undf/; (wie Anm. 43) 199 ff. (zit. 199). Ein - keineswegs üppig lebender - Landshuter Stu­
dent schätzte übrigens seinen finanziellen Jahresbedarf auf ca. 400 fl. (MF 19689). 
" Vgl.Jutta 17Jinesse-Demel, Münchner Architektur zwischen Rokoko und Klassizismus. Unter­
suchung des Übergangs vom Rokoko zu klassizistischem Formen- und Gedankengut unter be­
sonderer Berücksichtigung des Hofoberbaudirektors earl Albrecht von Lespilliez, (Miscellanea 
Bavarica Monacensia 90, München 1980) 47ff., 189, 194f. Es ist wohl kaum ein Zufall, daß die 
Gründung der Akademie der schönen Künste ausgerechnet ebenfalls im Frühjahr 1808 erfolgte 
(vgl. Dill/an, (wie Anm. 49) 98 f.). 



226 Walter Demel 

ein Instrument, um sich vom "gemeinen Mann", vom "Volk", den "niederen Ständen" 
bzw. dem "gemeinen Bürger- und Bauernstande" abzusetzen? 

Natürlich ist Bildung kein scharfes Kriterium zur sozialen Abgrenzung, und so War 
es etwa durchaus nicht unumstritten, inwieweit speziell Bankiers und Unternehmern 
der Zugang zu den Privilegien der Oberschicht offenstehen sollte. Aber daß trotz einer 
gewissen gesellschaftspolitischen Wende nach 1817, die z. B. aus dem starken Rück_ 
gang der Nobilitierungstätigkeit unter Ludwig I. sichtbar wird 56, diese gerade durch 
die Politik der Montgelasära zusammengewachsene Führungsschicht schon relativ ho­
mogen geworden war, mögen die Worte I. v. Rudharts belegen, der 1825 schrieb, "im 
wesentlichen und im juridischen Sinne" wären in Bayern nur noch zwei Stände VOr­
handen, nämlich ,,1) der Adel, dem sich die Staatsdiener und Geistliche als Theile an­
schließen, und 2) die Gemeinen"57. 

Die hier bei Rudhart anklingende enge Verflechtung der höheren, privilegierten 
Stände können folgende, sehr vorläufige statistische Feststellungen erhärten58 : 

Fast die Hälfte aller 1820 immatrikulierten bayerischen Adelsfamilien besaß einen 
Adel, der nicht vor 1750 zurückreichte. Von den erfaßten 3177 erwachsenen männli­
chen Mitgliedern dieser Familien waren mindestens rd. 54,5% aktive oder ehemalige 
Staatsdiener im zivilen oder militärischen Bereich (zumeist natürlich in Bayern selbst), 
1,0% besaß Ämter am Hof, 4,0% standen im kirchlichen Dienst bzw. hatten dort ge­
standen, 4,4% hatten Stellungen in nunmehr mediatisierten Gebieten innegehabt 
oder dienten auch derzeit noch bei Standesherren bzw. Gutsherrschaften. Als bloße 
Rentenbezieher sind nur 9,3% der hier behandelten Adeligen zu betrachten, von ih­
nen lebte ein kleinerer Teil zudem im Ausland. Bürgerlichen Unternehmerberufen 
gingen 4,1 % nach, ebenso viele anderen bürgerlichen Beschäftigungen, z. B. als Advo­
katen, Ärzte etc. 4,8% standen in Ausbildung oder waren sonst noch unversorgt, von 
der gleichen Anzahl liegen überhaupt keine, von 8,9% nur unklare Berufsangaben 
vor. Von letzteren stand jedoch sicherlich ebenfalls ein Teil im Staatsdienst, der damit 
ganz offenkundig eine überragende Bedeutung für den gesamten Stand besaß. 

Gerade ein Großteil der Militärs war übrigens unverheiratet, insgesamt dürften im­
merhin noch gut 42% aller erwachsenen männlichen Adeligen ledig gewesen sein. 
Die rd. 45% Verheirateten hatten zu grob einem Viertel die Ehe mit einer Bürgerli­
chen geschlossen, doch zeigen sich hier in der Adelshierarchie charakteristische Un-

56 Vgl. die Statistik HerA 126. Allerdings dachte auch Ludwig I. an eine Adelsreform nach engli­
schem Vorbild. Er scheiterte aber am Widerstand einer konservativen Adelspartei in der ersten 
Kammer. Hubert Osladal, Die Kammer der Reichsräte in Bayern von 1819 bis 1848. Ein Beitrag 
zur Geschichte des Frühparlamentarismus, (Miscellanea Bavarica Monacensia 12, München 1968) 
9f.; Leol/hard Lenk, Das Modell England in der bayerischen Verfassungsdiskussion zwischen 
1770 und 1818, in: Richard van Dülmen (Hrsg.), Gesellschaft und Herrschaft, (Festgabe für Karl 
Bosl zum 60. Geburtstag, München 1968) 271-299, hier 289. Vgl. auch: earl August Gmf v. 
Drechsel, Ueber Entwürfe zur Reorganisation des deutschen Adels im 19.Jahrhundert, (Ingolstadt 
1912) bes. 16 ff. 
57 Ignaz v. Rudhart, Ueber den Zustand des Königreichs Baiern nach amtlichen Quellen, 3 Bde., 
(Stuttgart-Tübingen 1825/27) hier Bd. 1,46. 
58 Nach der bayerischen Adelsmatrikel, (s. Anm. 8). 
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terschiede: kein Fürst, nur ca. 3% der Grafen und 9% der Freiherren hatten als Ade­
lige bürgerlich geheiratet, jedoch 36-43% aller untitulierten Adeligen - sogar ohne 
die nur persönlich oder auf Transmission Nobilitierten! Mit anderen Worten: zumin­
dest in den unteren Adelsklassen dürfte es kaum Adelige gegeben haben, die nicht 
bürgerliche Verwandte bzw. Verschwägerte besaßen. 

Daß jedoch an die Stelle der alten Exklusivität wenigstens teilweise eine neue getre­
ten war, darf man nach der Feststellung vermuten, daß von 115 bürgerlich verheirate­
ten Adelstöchtern über 62% einen Mann geheiratet hatten, der eine höhere Ausbil­
dung besaß, weitere 16,5% einen nichtakademischen (in der Regel mittleren) Beamten 
_ auch viele Adelige selbst standen ja nur auf diesem Dienstrangniveau. Jedenfalls wa­
ren demnach knapp % innerhalb eines Personenkreises verheiratet, der unzweifelhaft 
den "gebildeten Ständen" zuzurechnen ist, dazu komm~n noch 13% Heiraten mit 
bürgerlichen Unternehmern, die zumindest bedingt dieser Schicht zugezählt werden 
können. Dieses Heiratsverhalten weist also ganz in dieselbe Richtung, in die auch die 
Adelspolitik Montgelas' ging. 

Awblick 

Diese Adelspolitik hatte, wie gesagt, teilweise unter dem Druck Napoleons Gestalt 
angenommen, und sie besaß dementsprechend zweifellos auch das Ziel, die neue Elite 
des Rheinbundstaates Bayern mit derjenigen des Empire zu verzahnen. Bildeten nicht 
die bayerischen Verdienstordensträger ebenfalls eine Art Ehrenlegion mit Ehrenpen­
sionen etc., und waren nicht zahlreiche bayerische Politiker und Militärs in die franzö­
sische Ehrenlegion aufgenommen worden (samt Pensionsbezug!), wie auch umgekehrt 
viele Franzosen einen bayerischen Verdienstorden erhielten - 148 allein in den Jahren 
1806/13 den Militär-Max-Joseph-Orden, das militärische Gegenstück zum Zivilver­
dienstorden59 ? 

Diese engen Verflechtungen wurden freilich ab 1813 aufgelöst, die neue Ordnung 
im Adelswesen beider Staaten aber blieb im Prinzip erhalten. Denn hatte nicht auch 
Napoleon sich bemüht, aus Elementen des alten Adels und des aufstrebenden Bürger­
tums - speziell auch des Bildungsbürgertums - für sein Land eine neue Elite zu for­
men60 ? War sein Gesellschaftsmodell nicht jenem von Montgelas konzipierten ähn­
lich gewesen, das sich vielleicht folgendermaßen veranschaulichen läßt? 

;9 Baptist Schrettillgtl; Der Königlich Bayerische Militär-Max-Joseph-Orden und seine Mitglie­
der, (München 1882) 55 H.; vgl. Dunelll, (wie Anm. 49) 90, 470, Anm. 45; Bekanntmachung v. 
18.8.1805 (Rgbl. 1805, Sp. 850-855, bes. Sp. 853); zu den Dotationen: MF 19712. 
60 Vgl. schon DUllan, (wie Anm. 49) 88. Zur gezielten Elitebildung in Frankreich: Durye, Gode­
chot, (beide wie Anm. 26); Wemer Giesselmallll, Die brumairianische Elite. Kontinuität und Wan­
del der französischen Führungsschicht zwischen Ancien Regime und Julimonarchie, (Industrielle 
Welt 18, Stuttgart 1977) bes. 42 ff., 51, 501; Rolf Reicht/rdt, Zu einer Sozialgeschichte der franzö­
sischen Aufklärung, in: Francia 5 (1977) 231-249. 



228 

1. Adelsklasse (Standes­
herren, Majorats· und 
Kronlehensinhaberl 

2. Adelsklassel 
bürger!. Elite 

Guts· 

Walter Demel 

"gebildete 
Stände" 

"gemeiner Mann" 

Nicht zuletzt dieses, dynamische und statische Elemente verbindende Gesellschafts­
konzept scheint mir die relative soziale Stabilität Bayerns im 19.Jahrhundert gewähr­
leistet zu haben. Damit aber hätte Montgelas in der Tat das Ziel erreicht, das er sich 
mit seiner Gesellschaftspolitik gesetzt hatte, nämlich "l'equilibre qui s'est dejii retabli 
et se retablira encore mieux dans l' ordre social"61. 

61 LaubmaIlII, Doeberl, (wie Anm. 6) 130. 
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" 
Der Geist der Zeit hat die Menschen sehr verdorben ... " 

Bemerkungen zur Mentalität in Bayern um 1800 

1. Die Fragestellung 

Folgenreiche Ereignisse und einschneidende Strukturveränderungen häuften sich 
am Beginn des 19.Jahrhunderts in Mitteleuropa so, daß die Menschen in vielfältiger 
Hinsicht außergewöhnlichen Lebensbedingungen ausgesetzt wurden 1. Diese Vor­
gänge reichten zwar jeweils als einzelne kaum in die Dimension von Systemstörungen, 
die man als Krise bezeichnen kann; zum Teil setzten sie sogar, wo der Reformstaat 
energisch Regie führte, die neuen Verhältnisse ohne merkliche Beeinflußung der ge­
sellschaftlich wichtigen Funktionen an die Stelle der alten. Aber insgesamt verdichte­
ten sie sich doch zu einer Konstellation, in der langfristige Wandlungsprozesse stark 
beschleunigt und durchschlagend wurden und kurzfristige Belastungen die allgemeine 
Bewältigungskapazität überforderten. Die institutionelle Ordnung war über eine län­
gere Zeit hin in ihren Leistungen erheblich geschwächt, weil unter materieller Überla­
stung und im Konflikt der Ideen und Interessen Autoritäten verfielen, Normen 
schwanden, Verteilungsregeln und Steuerungsmittel nicht mehr wirkten. Von Kern­
zonen griff diese "Insuffizienz" in die Gesellschaft aus, so daß in vielen Bereichen ganz 
offensichtlich eine neue Kräftebalance, ein neues Beziehungsgefüge entstehen mußte. 
Die Zeitgenossen spürten das auch weithin selbst oder sahen es sogar klar. Zum Teil 

I Statt vieler Titel verweise ich auf die neueren Überblicksdarstellungen von Eberbard IVeis, Der 
Durchbruch des Bürgertums 1776-1847, (Propyläen Geschichte Europas 4, Berlin 1978) 193 ff., 
237 H., 278 H.; Kurt v. Raumo; Manfi'!!d Ba/zenbart, Deutschland um 1800. Krise und Neugestal­
tung. Von 1789 bis 1815, in: Leo Jmt (Hrsg.), Handbuch der deutschen Geschichte, Bd. 3/1, 
(Wiesbaden 1980); Kar10tmal' v. Are/in, Vom Deutschen Reich zum Deutschen Bund, (Deut­
sche Geschichte 7, Göttingen 1980); Elisabetb Febrel/barb, Vom Ancien Regime zum Wiener 
Kongreß, (Oldenbourg Grundriß der Geschichte 12, München 1981) 51 ff., 152 ff.; auf den For­
schungsbericht von Rager Du/misse, Das napoleonische Deutschland. Stand und Probleme der 
Forschung unter besonderer Berücksichtigung der linksrheinischen Gebiete, in: GG 6 (1980) 
467-483 sowie auf die Auswahlbibliographie in Helmut Berding, Hans-Peter Ulftnann (Hrsg.), 
Deutschland zwischen Revolution und Restauration, (Königstein/Ts. 1981). Zu Bayern vgl. Max 
Spindler(Hrsg.), Handbuch der bayerischen Geschichte, Bd. 4/1, (München 1974) 3 H. (Eberbard 
!f;'7eis), Bd. 4/2, (München 1975) passim, bes. 732 ff. (Adolf Sandberge!). 751 ff. (Pankmz Fried). 
782 ff. und 846 ff. (Wolfgang Zorn); Kar! iVliJCkl, Der moderne bayerische Staat. Eine Verfassungs­
geschichte vom Aufgeklärten Absolutismus bis zum Ende der Reformepoche, (Dokumente zur 
Gesch. von Staat u. Gesellschaft in Bayern, Abt. 1II, Bd. 1, München 1979); zur Pfalz speziell 
PimlZ Petri, Geolg Droege (Hrsg.), Rheinische Geschichte, Bd. 2, (Düsseldorf 1976) 322 ff. (iHax 
Bwubac!J). 367 H. (Kar/-Geolg Faber). Bd. 3, (Düsseldorf 1979) 193 ff. (Gertmd Milkereit). 
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standen dabei alternative Wege offen; nicht wenige Ordnungsrnaßnahmen versagten 
oder liefen aus dem Ruder, und eine Adäquanz von Realität und Verhalten stellte sich 
oft nur mühsam wieder her. Man kann also wohl von einer krisenhaft verschärften 
Umbruchzeit sprechen2

. 

An einer solchen Lage wird neben ihren äußeren Faktoren auch das Erlebnis der 
Betroffenen interessieren, neben der objektiven ihre subjektive, ihre mentale Kompo_ 
nente. In der Mentalität - wenn man die verschiedenen Konzepte3 auf ihre allgemein­
ste anthropologische Aussage zurückführt - verschränken sich Außenwelt und Innen_ 
welt, indem der jeweilige Lebensraum, wie er Einzelne und Gruppen umgibt, als spe­
zifisches Orientierungsfeld bestimmte Einstellungen und Verhaltensweisen vermittelt. 
Seine Lebensbereiche (Arbeit und "Nichtarbeit", Familie, Gemeinschaften verschiede­
ner Größe, weltanschauliche und politische Institutionen) prägen dem Menschen cha­
rakteristische Werte, Normen und Leitbilder ein, die sich zu einem spezifischen gei­
stig-seelischen Profil verbinden. Dieses bestimmt dann seinerseits Möglichkeiten und 
Richtung der jeweiligen Lebenswirklichkeit. Fruchtbar ist vor allem die Untersuchung 
typischer Einstellungen und Verhaltensweisen, also kollektiver Mentalitäten, die auch 
einen Zugang zu den Motiven geschichtlichen Gruppenhandelns erlaubt. Um sie aus 
den Quellen zu erschließen, wird man dabei, will man nicht vorwissenschaftlicher 
Scheinplausibilität erliegen, sozial psychologische und kulturanthropologische Erklä­
rungen vorsichtig mit heranziehen müssen - freilich im Bewußtsein der Gefahr eines 
unhistorischen Behaviorismus4

. 

Wie wirkte nun die Umbruch zeit auf das Denken, Fühlen und Handeln der Bevöl­
kerung im Raum des entstehenden Bayern? Es können im folgenden nur Aspekte auf­
gezeigt und einige Zusammenhänge sehr allgemein skizziert werden; bekannte Tatsa-

2 Vgl. Rudolf Vierhal/j~ Zum Problem historischer Krisen, in: Karl-Georg Fabel; Christian iHeier 
(Hrsg.), Historische Prozesse, (Theorie der Geschichte 2, München 1978) 313-329. 
3 Es handelt sich hauptsächlich um solche der französischen mentalite-Forschung (u. a. Gaston 
Bouthoul, George Duby, Alphonse Dupront, Jacques Ozouf, Robert Mandrou, Michel Vovelle) 
(vgl. Ralf Reichardt, "Histoire des Mentalites". Eine neue Dimension der Sozialgeschichte am 
Beispiel des französischen Ancien Regime, in: Internat. Archiv f. Sozialgesch. d. deutschen Lit. 3 
(1978) 130-166), der vor allem in den USA entwickelten Psychohistorie (vgl. dazu Dirk Blasiw, 
Psychohistorie und Sozialgeschichte, in: AfS 17 (1977) 383-403 und von den für die deutsche 
Geschichtswissenschaft wegweisenden Äußerungen llallS-Ulrich Wehlen zuletzt: Psychoanalysis 
and History, in: Social Research 47 (1980) 519-536) und der - deutscher Philosophie und Sozio­
logie besonders verpflichteten - Kulturanthropologie (u.a. Helmuth Plessner, Arnold Gehlen, 
Wilhelm Emil Mühlmann, Wolf Lepenies) (zur Leistung für die Geschichtswissenschaft U.a. 
Wolf Lepeniej; Probleme einer historischen Anthropologie, in: Reinhard Riirup (Hrsg.), Histori­
sche Sozialwissenschaft, (Göttingen 1977) 126-159; 7JJomas Nipperdey, Die anthropologische Di­
mension der Geschichtswissenschaft, in: den., Gesellschaft, Kultur, Theorie. Gesammelte Auf­
sätze zur Neueren Geschichte, (Göttingen 1976) 33-58). 
4 Vgl. u.a. Carl-Friedrich Graumann (Hrsg.), Handbuch der Psychologie VII (Sozialpsychologie), 
Bd. 2, (Göttingen 1972); llelll)' Clay Lilldgren, Einführung in die Sozialpsychologie, (Weinheim, 
Basel 1973); Klaus lluI1'elmann, Dieler Ulich (Hrsg.), Handbuch der Sozialisationsforschung, 
(Weinheim 1980); llans-Georg GadameT; Paul Vogler (Hrsg.), Kulturanthropologie, (Neue An­
thropologie 4, Stuttgart 1973); Wilhelm EmiliVlüh/mann, Ernst lP.iVliiller(Hrsg.), Kulturanthro­
pologie, (Köln, Berlin 1966). 
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ehen werden dabei unter einen bisher vernachlässigten Blickwinkel gerückt. Die Ant­
wort wird methodisch grundsätzlich dadurch erschwert, daß das Ausmaß der Belastun­
gen und vor allem die Reaktion darauf nur sehr mangelhaft zu quantifizieren sind. Es 
fehlen ausreichende Quellen und ebenso ein objektiver Maßstab für Normallage und 
Krise, der erst nach einer - mit historischen Mitteln kaum erreichbaren - gesamtge­
sellschaftlichen Systemanalyse gefunden werden könnte. Will man dennoch zu Aussa­
gen gelangen, bleibt überwiegend die meist exemplarische Interpretation beschreiben­
der Quellen nach dem zeitgenössischen Umbruchempfinden. Da diese Aussagen he­
terogener Provenienz die Vorgänge von durchaus verschiedenen Positionen beleuch­
ten', fügt sich freilich auch aus diesem Material ein hinreichend detailliertes und ob­
jektives Bild. So wünschenswert mehr quantitative Belege wären, so problematisch 
scheint es, die Korrelierung von Daten, möglichst graphisch umgesetzt, gewisserma­
ßen zum Königsweg sozialgeschichtlicher Rekonstruktion zu machen, wenn dadurch 
für Entwicklungen des vorstatistischen Zeitalters eine Präzision und Objektivität der 
Aussagen suggeriert wird, die die Quellen meist nicht leisten, und wenn methodische 
Exaktheit und Beziehungsdichte erkauft werden mit einem Verlust an Breite der Dar­
stellung, welche häufig erst die Einordnung, also auch die Gewichtung einzelner Fak­
toren erlaubt. 

2. Die mentale Grundkonstellation 6 

Da es sich bei mentalen Phänomenen in der Regel um solche langer Dauer handelt, 
muß die Untersuchung, um Eigenart und Stellenwert ihres Gegenstandes zu klären, 
weiter ausholen. Weltbild und Verhaltensorientierung, wie sie am Ende des 18.Jahr­
hunderts in Mitteleuropa vorherrschten, waren noch in hohem Maß traditionsbe­
stimmt: gebunden an und geboten von Brauch, Sitte, altem Recht. Die große Mehr­
heit der Bevölkerung lebte unter den relativ statischen Bedingungen einer innova­
tionsarmen agrarisch-kleingewerblichen Umwelt, die in einer auf überkommenen Le­
gitimitäten und Privilegien gegründeten Herrschafts- und Gesellschaftsordnung ruhte. 
Besonders kristallisierte sich dieser in jeweils lebensraumtypischer Sozialisation erfah­
rene Traditionalismus, da von starken Institutionen zwingend vermittelt, um Kirchen­
religion und patriarchalische Autorität. Abgesehen von schmalen Minderheiten, besaß 
die jeweilige christliche Konfession das Monopol der allgemeinen Sinndeutung und 
Wertsetzung, und gab die Hierarchie der "Väter" den Beziehungen der Menschen un­
tereinander ihr Machtgerüst. Korporationen der Arbeit, des Standes, des Kultes, die 

5 Sich ergänzende und korrigierende Perspektiven bietet zum Teil auch ein- und dieselbe Quel­
lengattung wie z. B. die für das Bild von den "kleinen Leuten" besonders wichtigen Pfarrberichte 
des frühen 19.Jahrhunderts. Da gleichzeitig barocke Landpfarrer, aufgeklärte Volkslehrer und 
frühe Restaurationspriester oft in benachbarten Pfarreien amtierten, unterscheiden sich Informa­
tion und Wertung in den Berichten erheblich; gemeinsam Überliefertes kann dann einen hohen 
Aussagewert beanspruchen. 
6 Im folgenden können nur einige Grundlinien, von der historischen Vielfalt stark abstrahiert, 
skizziert werden. 
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die Gesellschaft in einen Kosmos von Lebensbünden gliederten, banden in spezielle 
rituell verfestigte Rahmen von Interessen und Werten. Ein räumlich und sozial seh; 
beschränkter Erfahrungsraum hielt - wiederum von intellektuell geleiteten Minder_ 
heiten abgesehen - die meisten Menschen in den engen Bahnen kleiner und kleinster 
Teilkulturen. Selbst die Oberschichten, voran der Adel, und die verschiedenen Grup_ 
pen der Berufsmobilen mit ihrem weitergreifenden Bewußtseinskreis blieben stän­
disch gesonderten Einstellungen verhaftet. 

Nach der Tradition religiös geleitet, autoritätsfixiert, korporativ verfaßt und eng all­
tagsumgrenzt, schützte diese Mentalität gegen die beiden Irritationen, welche die Ver­
haltensstabilität in der vormodernen Gesellschaft am meisten bedrohten. Sie bot ein­
mal Angstentlastung angesichts der ständigen Gefährdung durch Not, Krankheit, Ka­
tastrophen. Vielfältige Abhängigkeit von einer allmächtigen Natur, eine höchst stö­
rungsanfällige Subsistenzlage, wenig leistungsfähige Vorbeugungs- und Bewältigungs_ 
mittel technischer, ökonomischer und politisch-administrativer Art drängten in eine 
mentale Geborgenheit. Angestrengtes Nahrungssicherungsstreben als wirtschaftliches 
Leitprinzip, hohe Bewertung von Familienschutz und Nachbarschaftshilfe, ein emo­
tionsarmes, weil von materiellen Bedürfnissen beherrschtes Klima zwischen den Men­
schen waren eingebettet in ein überschaubares Weltbild, das den Höhen und Tiefen 
des Lebens ihre Bedeutung gab und die Menschen auch einen jähen Wechsel des 
Glücks annehmen ließ. Zum andern rechtfertigte dieses Bild einer überzeitlich gülti­
gen, streng gestuften und eng gekammerten Ordnung die allgegenwärtigen gesell­
schaftlichen Unterschiede vertikaler wie horizontaler Art. Die nach Macht, Prestige 
und Lebensstandard so unterschiedlichen Lebenswelten galten im Breitenbewußtsein 
mehrheitlich auch noch, als die Disproportionierung der Gesellschaft für nicht wenige 
die überlieferten Erwartungen zunehmend enttäuschte. Offenbar herrschte in allen 
Ständen nach wie vor ein Grundvertrauen in die "seit Menschengedenken" geübten 
Lebensformen und damit eine hinreichende Verhaltenssicherheit. Das war mehr als 
Fatalismus, weil aktive Verinnerlichung der vorgegebenen Chancen und Zwänge. Wie 
solche Gewöhnung fesselte, zeigte sich, wenn, wie etwa im Handwerk, die erstarrte 
Ordnung versagte und die Betroffenen, Gefangene ihres eigenen Bindungsbedürfnis­
ses, doch an deren Grundwerten festhielten - was sie gerade auch in partikularen Un­
ruhen demonstrierten. 

Auf diese Einstellungen traf nun seit dem späteren 18. Jahrhundert eine tiefgrei­
fende Verwandlung der Lebensformen. Staatshandeln, Verbürgerlichung und schließ­
lich die Industrialisierung, in ihrer Hauptrichtung gleichsinnig wirkend, änderten 
Weltbild, Werte und Normen so, daß sich im Lauf des 19.Jahrhunderts eine neue 
Grundmentalität herausbildete und fortschreitend durchsetzte. Die Wendung vom 
Traditionsprinzip zu Rationalität und Fortschritt entband von überkommenen Autori­
täten, sprengte die engen Horizonte, bedeutete Mobilisierung und Leistungssteige­
rung, Säkularisierung, Partizipation. Sie entwertete die gottgewollte Ordnung der 
Menschen und Dinge, die Ehre eines Lebens nach der Väter Art, die Würde derer, die 
Sitte und Brauch überlieferten. Gesellschaftliche Verlaufsformen wurden zunehmend 
dynamisch und expansiv. Soziale Differenzierung und zugleich neue weitgespannte 
Integration (vor allem Klasse und Nation) verorteten den Einzelnen neu, veränderten 
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·ne soziale Identität. Man öffnete sich anderer Lebensweise, fremde Kultur wurde seI 
verfügbar, und die Umwelt erschien immer mehr beherrschbar, ja machbar7

. Ein hi-
storischer Erdrutsch, der sich ständig beschleunigte, verschob und zerbrach seit lan-
em verfestigte mentale Konfigurationen, ohne daß neue von gleicher Konsistenz ent­

:tanden. Um 1800 hatte diese säkulare Umorientierung Staatszwang, bürgerliche Öf­
fentlichkeit und kirchliche Aufklärung gegen die vielfach ermüdeten, erstarrten alten 
Gefüge eingeleitet, ohne daß schon ein entscheidender Durchbruch von den "progres­
siven" Eliten in die breite Bevölkerung gelungen wäre. Diese Gesamtsituation mußte 
einern Einbruch aufwühlender Kräfte besondere Wirkung verleihen. 

3. Die Umb/'l/chkräfte8 

Am spektakulärsten betrafen die Bevölkenmg die Kriege der Zeit. Nun bringt jeder 
Krieg außerordentliche Belastung. Der Zivilbevölkenmg stört er ihr normales Leben: 
den Rhythmus der Tätigkeiten, die Möglichkeiten der Bedürfnisbefriedigung, die so­
zialen Beziehungen. Bei Kämpfen werden Gebäude, Fluren und Straßen zerstört, Ern­
ten, Vieh, Arbeitsgeräte vernichtet, Unbeteiligte verletzt oder getötet. Truppendurch­
märsche und Einquartierungen behindern oft monatelang weitflächig alle Verrichtun­
gen, erzwingen harte Abgaben und Dienstleistungen, unterbrechen Handel und Wan­
del, was die Städte in Nahrungsmangel und das Land in Geldmangel bringt. Sie ver­
breiten ansteckende Krankheiten und schwächen, da Hygiene und medizinische Ver­
sorgung, Ernährung und seelisches Befinden leiden, für länger die allgemeine Resi­
stenz. Plünderung und Vergewaltigung brechen jäh ein, die öffentliche Sicherheit ver­
fällt, Bettel, Prostitution und Eigentumsdelikte nehmen oft sprunghaft zu. Auch die 
nicht unmittelbar betroffenen Gebiete drücken hohe Geld- und Naturalumlagen für 
Kriegsbedarf und Kriegsschäden sowie der wirtschaftliche und soziale Ausfall der jun-

7 Der Unterschied beider Lebensstile wird in der Gegenüberstellung "traditionaler" und "moder­
ner" Kultur durch die soziologische und kulturanthropologische Modernisierungsforschung in 
seiner weltgeschichtlichen Dimension faßbar. Ungeachtet vieler Übertragungsschwierigkeiten 
bietet das Modernisierungskonzept auch dem Historiker unentbehrliche Kategorien und Ver­
laufsmodelle. Vgl. u.a. l170lfgang Zapf (Hrsg.), Theorien des sozialen Wandels, (Köln, Berlin 
'1971) besonders T. 6; Paul Flom, Modernisierungsforschung. Zur empirischen Analyse der ge­
sellschaftlichen Entwicklung, (Opladen 1974); Hans-U/rich l17el;/elj Modernisierungstheorie und 
Geschichte, (Göttingen 1975); M. Rainer LepsillS, Soziologische Theoreme über die Sozialstruk­
tur der "Moderne" und die "Modernisierung", in: Reinhart Kasel/eck (Hrsg.), Studien zum Beginn 
der modernen Welt, (Stuttgart 1977) 10-29; Peter L. Bergelj Brigitte Bergelj Hansji·ied Kellnelj 
Das Unbehagen in der Modernität, (Frankfurt, New York 1975, amerik. Orig. 1973); Robert Red­
field, Die "Folk"-Gesellschaft, in: iWühlmann, iVliiller, 327-355; Hermarl1l Bal/singelj Volkskultur 
in der technischen Welt, (Stuttgart 1961). 
8 Ausführlicher habe ich dieses Thema behandelt in l17erner K. l3lessing, Umbruch krise und "Ver­
störung". Die "Napoleonische" Erschütterung und ihre sozialpsychologischc Bedeutung (Bayern 
als Beispiel), in: ZBLG 42 (1979) 75-106 und in ders., Staatsintegration als soziale Integration. 
Zur Entstehung einer bayerischen Gesellschaft im frühen 19.Jahrhundert, in: ZBLG 41 (1978) 
633-700. Ich verweise für das Folgende auf die dort angegebenen Belege, Literaturhinweise und 
Erklärungskonzepte, die hier nur durch einige Angaben ergänzt werden. 



234 Werner K. Blessing 

gen Männer, die als Soldat geworben oder ausgehoben werden und zum Teil nicht~ 
wiederkehren. Der Krieg verletzt physisch und psychisch, schädigt materiell, zerrüttet; 
sozial. Mit der gewohnten Ordnung wird auch die aus ihr gelernte Orientierung an! 
Menschen und Dingen erschüttert; viele fallen in Irritationen, bis hin zu Verzweifluni~ 
und Panik. 

Weit mehr noch als die Zivilbevölkerung betrifft ein Krieg die Soldaten, die er völ-I 
lig aus ihrer gewohnten Umwelt löst und dem "exzeptionellen" Lebensraum Armee: 
ausliefert. Zivile Werte - vor allem das Tötungstabu - sind in ihm suspendiert, und: 
eine Rolle fern aller zivilen Erfahrung gilt total. Absolute Disziplin, eine Hierarchie li 
die den zivilen Status löscht, der Männergruppenstil, Unbehaustheit, die oft hektisch~~ 
Berührung mit fremden Lebenswelten unter verzerrendem Freund-Feind-Aspekt,t 
heiße Lebensgefahr und dumpfe Untätigkeit in abruptem Wechsel, Überlebenslist und I 
Plünderungslust zwing~I~ in .Verh~ltensweisen, die besonder.~ in ~ine ~o:"Wiegend s~ati-I:.:. 
sche und enge Mentahtat emgrelfen und deren Essenz spater Im ZIvIlleben welter-' 
wirkt. i 

Die Kriege der hier behandelten Zeit störten und erregten die Menschen so tief-1 
greifend wie keiner seit dem Ende des Dreißigjährigen Krieges mehr9

. Das gilt zu-~ 
nächst in quantitativer Hinsicht aufgrund ihrer langen Folge, der hohen Zahl der aktiv' 
- teilweise mittels allgemeiner Wehrpflicht - und passiv Betroffenen, des weiten Ra-I 
dius' der Feldzüge und Truppenverschiebungen. Hinzu kam, daß diese Kriege mitl 
politischen Ideen pathetisch aufgeladen und vom imperialen Charisma Napoleonsl 
überhöht waren. Das unterschied sie von denen des 18.Jahrhunderts und verwirrte diel 
Truppen der Gegner wie der Verbündeten zuerst, steckte sie dann an oder provozierte I 
sie zu Gegenaffekten. Ohne daß sich die einfachen Soldaten und die breite Bevölke-I 
rung, wo sie mit diesem Militär in Berührung kamen, dieser Dimension voll bewußt I 
waren, spür.ten sie doch, ~chaudernd und fasziniert zugleich, im "Geist" solc~er Ar-; 
meen und Ihrem suggestiven Sendungskult den Umbruch, der vom Frankreich der I 
Revolution aus und vor allem durch Napoleon als verkörpertem Weltschicksal ganz ~ 
Europa ergriff. Die Kriege jener zwei Jahrzehnte waren in den Augen der "kleinen ~ 
Leute" mehr als alle der letzten eineinhalb Jahrhunderte über die eigene Betroffenheit ~ 

JA 

hinaus bedeutsam 10. I 
9 Einblick in die Kriegswirklichkeit der Zeit gibt z. B. Friedrich iVIändler; Erinnerungen aus mei-I 
nen Feldzügen in Oesterreich, Tyrol, Rußland, Sachsen und Frankreich in den Jahren 1809 bis ~ 
1815, hrsg. v. FJ A, 5chneidcnv'ind (Nürnberg 1864). Leider gibt es zu Militärdienst und 11 

Knegsverlusten fur das rechtsrheInIsche Bayern keIne Untersuchungen, dIe der detarlherten Re-! 
gionalstudie von Roger Dujmisse, Les populaires de la rive gauche du Rhin et la service militaire a '1 
la fin de I'Ancien Regime et a I'Epoque Revolutionnaire, in: Revue Historique 231 (1964) 103-1l 
140 und der auf das Empire bezogenen Untersuchung von Jacqlles HOlldaille, Le probleme des i 
pertes de guerre, in: Revue d'Histoire Moderne et Contemporaine 17 (1970) 411-423 verglcich- ii 
~~. 1 
10 Allg. ~um Militärwesen u~ld den Krieg~n der Zeit R~1iner Wobtjeil, Vom Stehenden Heer. des 1.'1' 

AbsolutIsmus zur AllgemeInen Wehrpfhcht (1964), In: Handbuch zur deutschen Mlhtarge-j 
schichte 1648-1939, Bd. 1, (München 1979) Abschnitt II und Volkmar Regling, Grundzüge der t 
Landkriegführung zur Zeit des Absolutismus und im 19.Jahrhundert (1979), in: ebda Bd, 5, ~ 
(München 1979) 180ff. 11 

i 
I 
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Zur gleichen Zeit erschütterte das Orientierungsfeld vieler Menschen die weitflä­
chige Umwälzung der Herrschaftsverhältnisse. Die Herrschaftswelt des Alten Reiches 
ging unter, das neue Staatengefüge gewann in seiner äußeren wie inneren Ordnung 
nur mühsam eine erste Festigkeit und unterlag bald, als sein Brennpunkt Napoleon 
unterging, zum Teil schon wieder territorialen und Verfassungsänderungen. Herr­
schaftswechsel und territoriale Umordnung zwingen in jedem politischen System 
nicht nur zu einer neuen Loyalität. Sie greifen, indem sich politische und rechtliche 
Bedingungen ändern, oft tief in den Alltag. Sie zerstören, wo neue Grenzen verlaufen 
und neue Zentren entstehen, mit wirtschaftlichen und sozialen Netzen wie regionalen 
Märkten, Heiratskreisen, Wallfahrtsradien u. dgl. alte Horizonte. Oft werden bisher 
von einander abgewandte Gebiete, vielleicht mit gegensätzlichen Traditionen oder 
starkem Entwicklungsgefälle, zusammengefügt. In jedem Fall müssen gewohnte Au­
ßenbeziehungen durch neue ersetzt werden, was vor allem in der Kleinräumigkeit vor­
industrieller Gesellschaft ein mühsamer und einschneidender Vorgang ist. Auch der 
sozialkulturelle Verhaltensstil kann durch Zwang und Vorbild auf längere Sicht umge-

.. 1 
prägt werden: Religion und Moral, Volksbildung, Festbräuche, die Asthetik der mate-
riellen Kultur, familiale und generative Normen. Der politische Rahmenwechsel ent­
zieht bisher stabile Richtgrößen, so daß gewohnt verbindliche Einstellungen nun die 
Realität verfehlen. Die Verhaltenssicherheit geht zunächst einmal verloren, bis aus den 
neuen Erfahrungen andere Formen gelernt werden ". 

Bei der Umwälzung am Beginn des 19.Jahrhunderts mußte das in besonderem Maß 
gelten. Zunächst gab auch diesen Vorgängen die ungewöhnliche Quantität ihre Wir­
kung. Betroffen waren linksrheinisch, in der späteren bayerischen Pfalz, die gesamte, 
rechtsrheinisch zwei Drittel der Bevölkerung, dazu noch die von der Säkularisation 
landsässiger Klöster Erfaßten. Im Vergleich mit den territorialen Verschiebungen des 
18. wie auch später des 19.Jahrhunderts waren diese Ereignisse unerhört folgenreich 
dadurch, daß sie zugleich der Gesellschaft in vielen Bereichen den gewohnten Verfas­
sungsrahmen entzogen, als alte Herrschaftsstrukturen einem starken Reformstaat zum 
Opfer fielen. Nicht nur, daß mit dem Alten Reich in den säkularisierten und mediati­
sierten Territorien das politische Bezugssystem zerbrach, dessen Personen und Institu­
tionen trotz aufgeklärter Kritik zumindest für die breite Bevölkerung noch ordnungs­
leitend waren. Autoritäten und Werte, Privilegien und Ämter verschwanden, Angehö­
rige aller Schichten wurden in Rechten oder Einkommen getroffen, uralte Besitz- und 
Prestigegarantien fielen, und nicht nur Leitfiguren der Oberschicht, sondern Herr­
schaftsvertreter aller Ebenen verloren ihren Status. Das Netz der territorialen Kultur, 
geknüpft um den Hof und von dessen Stil bis in die dörflichen Bräuche und Gegen­
stände beeinflußt, zerriß in wichtigen Vermittlungssträngen. Allerdings hegten für ei­
nen kleineren Teil der Bevölkerung Sonderbezirke die Alltagsbedingungen einer 
Adelsherrschaft in vermindertem Umfang weiter. In den geistlichen Territorien und 

11 Über Verlaufsmodelle gesellschaftlicher Integration im politischen Rahmen Stein Rokkall, Die 
vergleichende Analyse der Staaten- und Nationenbildung, in: Zapf, 228-252; ders., Dimensions 
of State Formation and Nation-Building, in: Charles Tl'lly(Hrsg.), The Formation of National Sta­
tes in Western Europe, (Princeton N.]. 1975) 562-600. Ein Beispiel: Pankmz Frinl, Probleme 
der Integration Ostschwabens in den bayerischen Staat, (Sigmaringen 1982). 
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auch in den Klosterhofmarken hingegen verschwanden die Herren und die geistliche 
Herrschaft überhaupt und mit ihr ein dichtes Geflecht wirtschaftlicher, sozialer, kul_ 
tureller Leistungen. Mit der sinnenhaften Repräsentation des katholischen Barock, die 
den Jahres- und Lebenslauf der "kleinen Leute" überglänzt und deren Geschmack 
entscheidend mitbestimmt hatte, gingen sakrale Magie, stärkste Kulturimpulse und 
zahlreiche Arbeitsplätze unter. In Bischofsstädten mußte allerlei Personal die Tätigkeit 
wechseln oder abziehen, gewerbereiche Dörfer waren zu einer Reagrarisierung ge­
zwungen, Bildungs- und Fürsorgechancen entfielen, und manche gerieten in Not. Die 
geistliche Autorität, hier seit Menschengedenken umfassend, schrumpfte auf den reli_ 
giösen Bereich, was die Profanierung oder Demolierung geistlicher Gebäude und 
Symbole drastisch anzeigte 12. 

Die heftigste Erschütterung gewohnter Lebensgestaltung und Lebenssicherung er­
folgte jedoch in den linksrheinischen Gebieten. Hier waren nicht nur die feudalen 
Herren samt Gefolge überwiegend vertrieben, sondern mit Grund- und Gerichtsherr_ 
schaft, den korporativen und lokalen Privilegien und der Kirchenverfassung Grundge_ 
füge zerschlagen und eine Eigentumsumwälzung eingeleitet worden. Auch der Zwang 
zur Ausrichtung auf neue Normen war linksrheinisch am stärksten, unter der revolu­
tionären Ordnung Frankreichs mit ihrem neuen Recht, einer neuen Führungsschicht, 
neuen Leitbedingungen in Wirtschaft und Kultur, ja vorübergehend einem neuen Ka­
lender. Aber auch rechtsrheinisch mußte der Reformstaat des Grafen Montgelas nach 
seiner Idee, durch den Außendruck im System Napoleons und um das fortschrittliche 
Bürgertum zu gewinnen, seine in kurzer Zeit aus Territorien unterschiedlicher Struk­
tur agglomerierte Bevölkerung forciert zu einer leistungsfähigen Gesellschaft integrie­
ren. Die rechtliche und administrative Überformung nach den rationalen Leitprinzi­
pien Effizienz und Homogenität setzte traditionale Lebenswelten einem Entwick­
lungsschub aus, der zum Modernisierungsschock werden konnte. Nur mühsam fügte 
sich dann allmählich ein neuer Erfahrungsraum und formte sich adäquates Verhalten 
aus 13. 

Schließlich waren die Menschen jener Zeit gravierenden wirtschaftlichen Verände­
rungen und partiell akutem Mangel ausgesetzt. Es belastet stets außerordentlich, wenn 
die Wirtschaftsordnung sich über eine als normal empfundene Entwicklung hinaus so 

12 Zur Säkularisation vgl. jetzt Cbrütof Dippel; Probleme einer Wirtschafts- und Sozialgeschichte 
der Säkularisation in Deutschland (1803-1813), in: Armgard tl. Reden-Dobna (Hrsg.), Deutsch­
land und Italien im Zeitalter Napoleons, (Wiesbaden 1979) 123-170; Hann K/ueting, Die Folgen 
der Säkularisationen. Diskussion der wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen der Vermö­
genssäkularisation in Deutschland, in: Berding, Vllmatl, 184-207. Für Altbayern vgl. die plasti­
sche Darstellung von Dietmar StutZeT; Die Säkularisation 1803. Der Sturm auf Bayerns Kirchen 
und Klöster, (Rosenheim 21978). Die Folgen der Mediatisierung bes. in Franken hat untersucht 
Hatlns Hubert Hofmann, Adelige Herrschaft und souveräner Staat. Studien über Staat und Ge­
sellschaft in Franken und in Bayern im 18. und 19.Jahrhundert, (München 1962). 
I3 "Erfahrungsraum" als "anthropologische Vorgegebenheit" jeder Geschichte analysiert Reinbtll't 
Koselleck, "Erfahrungsraum" und "Erwartungshorizont" - zwei historische Kategorien, in: U/rieb 
Engelbardt, Volker Sellin, Horst Stuke (Hrsg.), Soziale Bewegung und politische Verfassung. Bei­
träge zur Geschichte der modernen Welt, (Stuttgart 1976) 13-33. - Zur Reformpolitik in Bayern 
Spindlei; Bd. 4/1, bes. 38 ff. (Eberbard Weh); Eberbard Weü, Montgelas 1759-1799. Zwischen 
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rasch wandelt, daß Grundgegebenheiten täglichen Lebens ihre gewohnte Erscheinung 
schneller verlieren, als es der Anpassungsfähigkeit der Betroffenen entspricht: Qualifi­
zierung und Berufszugang, Produktions- und Absatzbedingungen und Konsumchan­
cen, der Arbeitsmarkt, die Einkommens- und Besitzverteilung. Vor allem wenn die 
Existenz gefährdet ist, Verarmung und Hunger drohen, versagen die gewöhnlichen 
Reaktionsmuster 14

. 

In den hier behandelten Jahren verbanden sich mehrere Faktoren zu einer breiten 
ökonomischen Belastung. Sie traf eine Bevölkerung, deren Lage sich bereits seit Jahr­
zehnten schleichend verschlechterte: regional zum Teil beängstigende Bevölkerungs-

Revolution und Reform, (München 1971); jetzt unter dem Blickwinkel des Verhältnisses von 
Staatsverfassung und Gesellschaft iHO"ckl;auch Blessing, Staatsintegration. Die Texte der wichtige­
ren Verordnungen in Karl Bosl, Andreas Kraus (Hrsg.), Dokumente zur Geschichte von Staat 
und Gesellschaft in Bayern, Abt. III, Bde. 2-8 (bearb. von Wemer K. Ble.uing, Rudolf Kiessling, 
Anton Schmid), (München 1976) (erschienen Bde. 2-5, Bd. 8 im Druck). Speziell zu den Agrarre­
formen Friedrike Hausmann, Die Agrarpolitik der Regierung Montgelas. Untersuchungen zum 
gesellschaftlichen Strukturwandel Bayerns um die Wende vom 18. zum 19.Jahrhundert, (Bern, 
Frankfurt 1975) und Al icbael Stol!eh~ Die bayerische Gesetzgebung zur Herstellung eines frei ver­
fügbaren Grundeigentums, in: Helmut Coing, Walter Wilbelm (Hrsg.), Wissenschaft und Kodifi­
kation des Privatrechts im 19.Jahrhundert, Bd. III: Die rechtliche und wirtschaftliche Entwick­
lung des Grundeigentums und Grundkredits, (Frankfurt 1976) 44-117; zu den Gewerbereformen 
Ernst Anegg, Zur Gewerbestruktur und Gewerbepolitik Bayerns während der Regierung Montge­
las, (Diss. München 1965) bes. 86 ff. Allg. Eberhard Weis, Absolute Monarchie und Reform im 
Deutschland des späten 18. und des frühen 19.Jahrhunderts, in: Franklin Kopitzscb(Hrsg.), Auf­
klärung, Absolutismus und Bürgertum in Deutschland, (München 1976) 192-219; ders., Der Ein­
fluß von Revolution und Empire auf die süddeutschen Staaten, in: Francia 1 (1973) 569-583, EIi­
sabeth }<ehrenbacb, Traditionale Gesellschaft und revolutionäres Recht. Die Einführung des Code 
Napoleon in den Rheinbundstaaten, (Göttingen 1974); dies., Verfassungs- und sozialpolitische 
Reformen und Reformprojekte in Deutschland unter dem Einfluß des Napoleonischen Frank­
reich, in: HZ 228 (1979) 288-316, auch in: Berding, Vllmarm, 65-90; Wemer Scbubert, Französi-

sches Recht in Deutschland zu Beginn des 19.Jahrhunderts. Zivilrecht, Gerichtsverfassungsrecht, 
Zivilprozeßrecht, (Köln, Wien 1977); Hans-Peter Ullmarm, Überlegungen zur Entstehung des öf­
fentlichen verfassungsmäßigen Kredits in den Rheinbundstaaten (Bayern, Württemberg, Baden), 
in: GG 6 (1980) 500-522, auch in: Berding, Ullmann, 108-132; Wolfgangv. Hippel, Napoleoni­
sche Herrschaft und Agrarreform in den deutschen Mittelstaaten 1800-1815; in: ebda 296-310; 
Christof Dippet; Die Bauernbefreiung in Deutschland 1790-1850, (Stuttgart 1980); den Ein­
schnitt in den Konstellationen der ländlichen Gesellschaft untersucht exemplarisch Heinz Reif; 
Umbruchserfahrung und Konflikt. Adel und Bauern im Münsterland, in: Berding, VIIman, 
228-257; Friedricb-Wilhelm Henning, Die Einführung der Gewerbefreiheit und ihre Auswirkun­
gen auf das Handwerk in Deutschland, in: Wilhe1m Abel (Hrsg.), Handwerksgeschichte in neuer 
Sicht, (Göttingen 1978) 147-177; He/mut Berding, Die Reform des Zollwesens in Deutschland 
unter dem Einfluß der napoleonischen Herrschaft, in: GG 6 (1980) 523-537, auch in: Berding, 
U/lmann, 91-107. - Wie scharf Beamte und Soldaten der an Bayern gekommenen Territorien 
beurteilt und dann ausgeschieden oder rigiden Normen unterworfen wurden, zeigen HStAM 
(Hauptstaatsarchiv München) Mlnn 30228 (Justizbeamte im ehemaligen Hochstift Bamberg) und 
30508 (Militär in den ehemaligen Fürstentümern Öttingen und Hohenlohe und in der Grafschaft 
Sternstein). 
14 Zum Zusammenhang zwischen Umwelterfahrung und Umwcltbewältigung vgl. Nik/as Lub­
mann, Vertrauen. Ein Mechanismus der Reduktion sozialer Komplexität, (Stuttgart 1968); auch 
Neil]. SlIlelJe!; Theorie des kollektiven Verhaltens, (Köln 1972, amerik. Orig. 1963) und Walter v. 
Baeyo; Wanda v. Baeyer-Katte, Angst, (Frankfurt 1973). 
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zunahme, eine lähmende Abgabenbelastung der Landwirtschaft, die Übersetzung 
nicht weniger Gewerbe, die Herausforderung durch eine Marktexpansion, wie sie die 
Verdichtung des Handels und staatliche Integrationspolitik eingeleitet hatten 15. Die 
Kriege nun brachten Besitz- und Einkommensverluste, die von der enorm verschulde_ 
ten öffentlichen Hand nur schleppend und ungenügend ersetzt wurden, sowie hohe 
Abgaben und Zwangsanleihen. Sie entzogen Arbeitskräfte und Pferde, überlasteten 
Produktionsmittel wie Zugvieh, Fuhrwerke, Handwerksgeräte in oft ruinöser Weise. 
Sie brachten freilich auch immer wieder für Produzenten von naturalem und gewerb_ 
lichem Militärbedarf, für das Transportgewerbe, für Wirte und Quartiergeber unge_ 
wöhnliche Verdienstmöglichkeiten. Lasten und Chancen waren jedoch zeitlich, räum_ 
lich und sozial durchaus ungleich verteilt; die Konjunktur verlief in jenen Jahren, wie 
es scheint, über die normale Uneinheitlichkeit vorindustrieller Wirtschaft hinaus in ei­
nem raschen, geographisch und sektoral oft gegenläufigen Wechsel. Militärlieferanten, 
Ausrüstungsgewerbe, große Getreidebauern prosperierten in den Kriegen und litten in 
den dazwischenliegenden Friedensjahren an Absatzmangel, während ein Großteil der 
übrigen Bevölkerung einem umgekehrten Rhythmus unterlag. Je nach Durchgangs_ 
oder Abseitslage wurden nicht nur Regionen, sondern oft benachbarte Orte vom 
Krieg ganz ungleich getroffen. Daß so die gewöhnlich von den Getreideernten be­
stimmte Entwicklung der Lebenshaltung oft plötzlich und in unterschiedlichem Grad 
durchbrüchen wurde, mußte die breite Bevölkerung verbittern 16. Verunsichert wurden 
viele auch durch strukturelle Verändenmgen des Arbeitsmarktes, vün Besitzverhältnis-

15 Zur Bevölkerungsentwicklung vgl. Hermann Aubin, Wolfliang Zorn (Hrsg.), Handbuch der 
deutschen Wirtschafts- und Sozialgeschichte, Bd. 2, (Stuttgart 1976) 9 ff. (Wolfgang Köl!malln); 
für Bayern Spindler, Bd. 4/2, 679 ff. (Hans FeIm); IV. Robert Lee, Zur Bevölkerungsgeschichte Bay­
erns 1750-1850: Britische Forschungsergebnisse, in: VSWG 62 (1975) 309-338 kommt aufgrund 
zu schmaler Materialbasis zu einseitigen Ergebnissen; Lydia Grieb, Neuzeitliche Wandlungen der 
Bevölkerungsverteilung und Bevölkerungsentwicklung im fränkischen Raum, (Würzburg 1942). 
Zur Landwirtschaft Aubin, Zorn, Bd. 1, 495 ff. (Wilhelm Abe!) und Bd. 2, 276 ff. (Günther Franz); 
Friedricb-Wilbelm Herming, Landwirtschaft und ländliche Gesellschaft in Deutschland, Bd. 2 
1750 bis 1976, (Paderborn 1978); ChristofDippel; Landwirtschaft und ländliche Gesellschaft um 
1800, in: Berding, Ullmann, 281-295; für Bayern vor allem Hausmann. Zum Handwerk Aubin, 
Zorn, Bd. 1, 531 H. (Wolfgang Zorn) und Bd. 2, 321 H. (Kar! Heinrieb Kaujbold); Abe!, Hand­
werksgeschichte 27 H. (Kar! Heinrich Kal/jbold), 65 ff. (Diedl'ich Saalfeld); iUicbae! Stürmer; 
Herbst des Alten Handwerks. Zur Sozialgeschichte des 18.Jahrhunderts, (München 1979); für 
Bayern Eckal't Schremmn; Die Wirtschaft Bayerns. Vom hohen Mittelalter bis zum Beginn der 
Industrialisierung, (München 1970) 3. T.; Ernst Anegg; Hubert Klebet, Das Pauperproblem in der 
Zeit des Spätmerkantilismus und beginnenden Liberalismus in Bayern, (Di~s. München (MS) 
1955); auch Edward L. Sbortn; Social Change und Social Policy in Bavaria, 1800-1860, (Harvard­
Thesis, Cambridge, Mass. (MS) 1967). Zur wirtschaftlichen Integrationspolitik u.a. für Bayern 
Eckehard J Hiiberle, Zoll politik und Integration im 18.Jahrhundert. Untersuchungen zur wirt­
schaftlichen und politischen Integration in Bayern von 1765 bis 1811, (München 1974). 
16 Hinweise für München, aber auch das flache Land Oberbayerns in den Münchner Polizei-Ta­
gesberichten (durchgesehen wurden die Berichte von 1808 bis 1814, HStAM Mlnn 
45125-45153). Z. B. 22.1.1808, MInn 45125: in den Kriegsjahren 1805 und 1806 waren die Um­
sätze in München "wesentlich brillanter"; 29.8. und 13.9.1809, MInn 45126: die Belastung 
durch "die häufige und drückende Einquartierung" lähmt das Wirtschaftsleben in den Dörfern 
Oberbayerns. Vgl. auch MInn 30643. 
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sen und kleinräumigen Absatzmärkten infolge Säkularisation und Mediatisierung. Mit 
den Klöstern in ihrer Rolle als Spar- und Kreditkassen entfielen wichtige Möglichkei­
ten der Existenzsicherung durch Rücklagen oder Investitionen. In Markt und Dorf 
entstanden nicht selten zumindest vorübergehend soziale Unruhe und Spannung, 
wenn ehemalige Handwerker in eine agrarische Kleinexistenz übergehen mußten und 
damit oft abstiegen und gleichzeitig Honoratioren wie etwa Wirte durch Immobilie­
nerwerb und Spekulationsgewinn aus ehemaligem Kirchengut Besitz und Einfluß stei­
gern konnten. 

Der Reformstaat drängte mit seiner durchgreifend spätmerkantilistischen Politik, 
mit Dekorporierung und Entfeudalisierung die Wirtschaftsgesellschaft in Normen, 
unter denen das Leistungsprinzip das Nahrungssicherungsdenken herausforderte, 
wenn in Privilegien erstarrte Produzenten freierer Konkurrenz ausgesetzt wurden und 
rationale Prinzipien kleinräumige Traditionen einebneten. Deklassierte sahen Auf­
stiegschancen, im Gewerbe traten frühe Unternehmer auf, und auch im bäuerlichen 
Bewußtsein begann das Prinzip des freien Eigentums mit seinem Leistungsanreiz Fuß 
zu fassen. Unabhängig davon, wie weit diese Reformen jeweils schon ausgriffen, ent­
werteten sie doch offenkundig ehrwürdige mentale Muster. Zum Teil überzogen und 
deshalb wieder zurückgenommen oder modifiziert, hielten sie die Unsicherheit für 
längere Zeit wach. Unter dem System der Kontinentalsperre entstanden vor allem für 
exportorientierte Sparten in Handel und Gewerbe neue Herausforderungen, denen 
zumal kleine Produzenten, kapitalschwach und gewohnheitsgebunden, häufig nicht 
gewachsen waren 17. 

Schließlich brach, als die politische Beruhigung eben entlastend zu wirken begann, 
nach fast einem Jahrzehnt preiswerter Massennahrung 1816/17 der Hunger über die 
breite Bevölkerung herein, die zum Teil bereits unter der Nachkriegsdepression im 

17 Wie entscheidend das Bewußtsein von Eigentum, freier Verfügbarkeit und fixierter Belastung 
zur Intensivierung der Landwirtschaft, zur Annahme von Innovationen und zur Marktorientie­
rung beitrug, zeigte sich innerhalb Bayerns entsprechend der Agrarverfassung zuerst in der 
Rheinpfalz, vor allem im Aufschwung der Sonderkulturen (Wemer Weidemcwn, Die pfälzische 
Landwirtschaft zu Beginn des 19.Jahrhunderts, (Saarbrücken 1968) 50 ff., 100, 280 f.) Im rechts­
rheinischen Bayern waren in den ersten Jahrzehnten des 19.Jahrhunderts neben adeligen, bür­
gerlichen und auch geistlichen Reformlandwirten offenbar vor allem größere Bauern, Wirte 
u.dgl., die häufiger über freies Teileigentum verfügten, Träger der Neuerungen; breit wurde diese 
Bereitschaft erst nach dem Abschluß der Bauernbefreiung 1848 (z. B. Pelix Priedrieh Lipol/Jsky, 
Darstellung des socialen und wirthschaftlichen Volkslebens des ... Landgerichtsbezirkes Moos­
burg, (München 1861) 50; vgl. Wert/er K. Blessing, Umwelt und Mentalität im ländlichen Bayern. 
Eine Skizze zum Alltagswandel im 19.Jahrhundert, in: AfS 19 (1979) 1-42). Zur Bauernbefreiung 
jetzt Dippel', Bauernbefreiung; für Bayern SpindleI', Bd. 4/2, 740 f. (Aciol/ Sandbergei) und Pan­
kraz Prieel, Die Bauernbefreiung in Bayern. Ergebnisse und Probleme, in diesem Band. - Zur 
Kontinentalsperre zuletzt Roger Du/misse, Französische Zollpolitik, Kontinentalsperre und Kon­
tinentalsystem im Deutschland der napoleonischen Zeit, in: Berding, Ullma 11 n, 328-352; für 
Bayern noch immer grundlegend Marce! Dunan, Napoleon et I'Allemagne. Le systeme continen­
tal et les debuts du royaume de Baviere 1806-1810, (Paris 1942). Zu Absatzeinbußen z.B. Ano­
nym, Was wollen wir? (München 1813) (Textil- und Metallprodukten aus Oberschwaben bzw. aus 
Nürnberg und Fürth verweigert die französische Gesandtschaft häufig die erforderliche Bestäti­
gung nichtenglischen Ursprungs für den Export nach Frankreich). 
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Gewerbe litt. Kaum wiedergewonnenes Umweltvertrauen wurde erneut erschüttert, 
die Menschen waren tief erregt l8

. 

4. Mentale Folgen 19 

Entscheidend für die Wirkung dieser militärischen, politischen und wirtschaftlichen 
Belastungen, als sie in traditionsgeleitete Lebenswelten einbrachen, war ihre Kumula­
tion. Die Verschränkung von Krieg und "Revolution von oben" führte weit über die in 
der europäischen Neuzeit üblichen Kriegsfolgen hinaus zu einem Umbrucherlebnis 
der "kleinen Leute". Ihre erworbene Orientierung versagte, als die übliche Kapazität 
zur Bewältigung nicht alltäglicher Belastungen überfordert wurde, gleichzeitig im Hin­
blick auf mehrere Wirklichkeitsbereiche. Der Zwang zu nicht geübtem wie die Ent­
bindung von bisher gebotenem Handeln untergruben in einer Zeit der Not und rasch 
wechselnden "Glücks", oft als unerklärtes Schicksal erlitten, die Verhaltenssicherheit. 
Wo äußere Lage und innere Disposition nicht mehr zusammenpaßten, konnte die Irri­
tation bis zur Verstörung gehen. Die Spannung zwischen Realität und Reaktionsreper­
toire erzeugte eine Angst, die, lähmend oder erregend, sich teils in Lethargie ab­
spannte, teils in Überreaktion bis zur Panik trieb20. Dumpfe Verzweiflung, zuletzt als 
Selbstmord, oder eine hektische Jagd nach Sicherheit, religiöse Schwärmerei und End­
zeithysterie äußerten nur besonders kraß diese angstentsprungene Abweichung vom 
gewöhnlichen Verhalten, die weltliche und geistliche Obrigkeit beunruhigte. Zugleich 
fielen, als alte Bindungen sich lösten, herkömmliche Hemmschwellen. Autoritäten 
und ihre Vorschriften wurden auffällig häufig mißachtet, Aggressivität gegen Sünden­
böcke wie die Juden, materieller Egoismus, exzessive Lebensgier griffen um sich2l 

Eine wilde Sensationslust gebar ständig Gerüchte und affizierte nicht wenige so, daß 
sie ihre Arbeit vernachlässigten22

. Bauernburschen, die als Soldaten mit Napoleon 
durch Europa gezogen waren, fanden sich in einer Pose auftrumpfender Weitläufigkeit 

18 Zu den letzten Hungerkrisen in Mitteleuropa jetzt die wegweisende Studie von Dieler Dowe, 
Methodologische Überlegungen zum Problem des Hungers in Deutschland in der ersten Hälfte 
des 19.)ahrhunderts, in: IVemer Conze, Ulrich Enge/hardl (Hrsg.), Arbeiterexistenz im 19.)ahr­
hundert. Lebensstandard und Lebensgestaltung deutscher Arbeiter und Handwerker, (Stuttgart 
1981) 202-234; grundlegend lViIhelm Abe/, Massenarmut und Hungerkrisen im vorindustriellen 
Europa. Versuch einer Synopsis, (Hamburg, Berlin 1974) 302 ff. 
19 Auch in diesem Abschnitt können nur Umrisse gezeichnet werden; ich verweise noch einmal 
auf die Quellen- und Literaturangaben in Blessing, Umbruch krise und den, Staatsintegration. 
20 "Menschen, die von irgendeiner allgemeinen Bedrohung überzeugt sind, entfliehen etablierten 
Mustern sozialer Interaktion, um ihr Leben, ihren Besitz oder ihre Macht ... zu retten" (SmelJelj 
137). 
21 Z.B. Ordinariatsarchiv München, Pfarrbeschr. 1817 Garmisch, Haidhausen, Landshut/St.Mar­
tin, Mittenwald; Pfarrarchiv Oberhaching, Seelsorgeber. Dek. Au/Oberföhring; Landeskirchliches 
Archiv Nürnberg, Kons. Bayreuth 1199 I, 4214 1,2651 IL 
22))edes "nichtalltägliche Ereignis" löste Gerüchte und Spekulationen aus: militärische Vorgänge 
wie vermehrte Militäreinkäufe, Truppenverschiebungen, Frontnachrichten, politische wie Reisen 
von Monarchen, Ministern, Diplomaten, die Kunde von Konferenzen und Verträgen, ein Wech­
sel in politischen Ämtern, wirtschaftliche wie steigende Lebensmittelpreise, Aufschläge und Ab-



Bemerkungen zur Mentalität in Bayern um 1800 241 

nicht mehr in die Enge des Dorfes. Sehr unterschiedlich in den Formen und im Aus­
maß, aber doch unverkennbar weit verbreitet geriet eine mentale Ordnung aus den 
Fugen, welche die breite Bevölkerung relativ sicher geleitet und ihre Interessen aus­
balanciert hatte. Vielen gelang so die normale Reduktion der Umweltkomplexität, ein 
auf verläßliche Größen gegründetes Vertrauen nicht mehr. Inwieweit dabei die lange 
Dauer jener unruhigen Zeit, die Häufung der Belastungen abstumpfte und durch Ge­
wöhnung die Angst- und Verstörungsschwelle wesentlich hob, also zu einer neuen 
Verhaltenssicherheit auch im Umbruch hinführte, ist kaum zu eruieren. Beobachtun­
gen in agrarischen Gesellschaften des 20.Jahrhunderts lassen jedoch vermuten, daß für 
die schwerfällige große Mehrheit solche Reaktion, wo sie auftrat, weit mehr situations­
erzwungene Anpassung als Ausdruck einer neuen krisengewandten Mentalität warn. 

Nur Minderheiten verhielten sich im Umbruch so bewußt, daß sie, obwohl auch zu­
nächst oft verwirrt, bald Kräfte und Tendenzen des Geschehens erkannten, ihre Be­
troffenheit, ihre Interessen und ihre Handlungsmöglichkeiten sahen und entspre­
chend einzugreifen suchten. Es waren in der Regel Angehörige der gebildeten Stände, 
deren Ordnungsbild hinlänglich reflektiert und deren Alltagserfahrung weitreichend 
genug war, um auf die Anforderungen einer außergewöhnlichen Zeit aktiv zu reagie­
ren und neben dem militärisch-politischen Außendruck und dem Staat mit seinem 
Monopolanspruch die Gesellschaft ins Spiel zu bringen. Der breiten Bevölkerung fehl­
ten dazu auch nach jahrelangem UmbrucherIeben Bewußtsein und Mittel. Die weni­
gen Auflehnungsakte, mit denen "kleine Leute" eine eigenständige Interessenvertre­
tung inmitten der allgemeinen Umwälzung versuchten, blieben lokal isoliert und wur-

gaben, auffallendes Händlerverhalten, eine Verschiebung der Wechselkurse. Ungewöhnliche Na­
turerscheinungen, Krankheiten von Mensch und Vieh, Unglücksfälle, die allesamt immer magi­
sche Vorstellungen und Prophezeiungen weckten, erregten noch zusätzlich. Die "kleinen Leute", 
in einer aufgeregten Zeit stets "voll von Erwartung der Dinge die da kommen werden", ohne 
Einblick in politische und wirtschaftliche Zusammenhänge, auf dem Land, aber auch in einer 
Stadt wie München durch eigene "Beschränktheit" wie durch die spätabsolutistische Arkanpoli­
tik nur mangelhaft unterrichtet und zugleich in einer Umbruch zeit auf erhöhte Informiertheit als 
Orientierungshilfe angewiesen, zogen aus Beobachtungen und Nachrichten, welche sich oft "mit 
einer unglaublichen Schnelligkeit" verbreiteten, übersteigerte, affektiv geladene Schlüsse. Ge­
rüchte über Krieg und Frieden, Staatenlos und Fürstenschicksal, Teuerung und Katastrophen 
kursierten ständig, zum Teil auch von Flugblättern genährt. Sie beunruhigten häufig so, daß die 
Behörden zu gezielter Gegeninformation griffen. Eine hektische und sehr labile Öffentlichkeit, 
konzentriert auf dem Marktplatz und im Wirtshaus, verzerrte die an sich schon bedrängende 
Zeitsituation zu einer Kette von Sensationen, hielt Ängste und Erwartungen wach (z. B. 
14.8.1808, HStAM MInn 45125; 29.1., 13.10.,23.12.1809, MInn 45126; 24.4., 5.10., 23.11., 
28.12.,29.12.1812, MInn 45132, 45138, 45139, 45140; 1.1.,26.4.1813, Mlnn 45141, 45144; 
auch Mlnn 45095). Wenn Truppen durchzogen, ein Krieg seinen Höhepunkt erreicht hatte oder 
gar die Front naherückte, ,,ging es ... so toll zu, daß niemand mehr ans Arbeiten dachte; manche 
standen auf dem Markte mit offenem Munde, um die Neuigkeiten gleich weiter verbreiten zu 
können" (Johann Baptist Pflug, Aus der Räuber- und Franzosenzeit Schwabens. Die Erinnerun­
gen des schwäbischen Malers aus den Jahren 1780-1840, neu hrsg. v. lVI. Zengerle, (Weißenhorn 
31975) 111). Zum Gerücht als Form der Massenkommunikation vgl. Gordon W. Allport, Leo J. 
Postman, The Psychology of Rumor, (New York 1965, 11947). 
23 V gl. Teodu Shcmin (Hrsg.), Peasants and Pe asant Societies, (Harmondsworth 1971) passim. 
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den rasch ersticke4
. Hingegen wehrten sich einmal die altständischen Opfer des 

bruchs gezielt gegen die Aushöhlung traditionaler, privilegierter Lebenswele 5 . 

andern suchte das fortschrittliche Bürgertum, von der Auflösung 
Gefüge und vom Reformkurs der Regierung begünstigt, den Durchbruch seiner 
zu erreichen. Es hoffte zunächst, das werde am besten unter der Einwirkung der 
gemonie Napoleons gelingen, bis es diese zunehmend als Fessel empfand und 
Kampf gegen sie den stärksten Einfluß auf die innere Ordnung zu nehmen hoffte. 
dieses Ziel war es auch zu Opfern bereit bis hin zum Einsatz von Leib und Leben; 
lein die Haltung zum "vaterländischen Krieg" gegen das französische ,Joch" zeigt 
Abstand zwischen seinem Zeitbild und dem der unteren Schichten. Daß nach 
Höhepunkt der vom Umbruch stimulierten Aktivität, als sich wieder eine normale 
Lage herzustellen begann, die Interessen von Staat und bürgerlicher Bewegung ausein­
ander strebten, lag in der Konsequenz einer von politischen Emanzipationsideen ge­
leiteten Haltung, welche von diesem Staat zwar mit entbunden war, aber seinen Verfü­
gungsanspruch nicht dauerhaft ertrug26

. 

24 Es kam im rechtsrheinischen Bayern offenbar über vereinzelte Zusammenstöße mit einquar­
tierten Truppen, Renitenzen bei der Militärkonskription, bäuerlichen Abgabeverweigerungen 
und Gewalttätigkeiten um teure Lebensmittel hinaus nicht zu Aktionen in dem Umfang der Wi­
derstandsakte - primär gegen die Lasten der französischen "Fremdherrschaft" - wie in Hessen 
und Westfalen (Heinz Heitze!j Insurrectionen zwischen Weser und Eibe. Volksbewegungen ge­
gen die französische Fremdherrschaft im Königreich Westfalen (1803-1813), (Berlin/DDR 
1959)). Selbst der so spektakuläre Aufstand der Tiroler gegen bayerische Regierung und französi­
sche Macht war kein Volksaufstand, sondern nach dem Vorbild des Volkskriegs in Spanien mani­
pulierte Aktion im politischen Kalkül Wiens, "eine sehr sorgfältig vorbereitete Erhebung", in 
welche die wirtschaftlichen und religiösen Interessen der Bauern einflossen, die sie aber nicht 
auslösten Uohallli Christoph Allmayer-Beck, in: Wolfgangv. Groote (Hrsg.), Napoleon I. und die 
Staatenwelt seiner Zeit, (Freiburg 1969) 92; ähnlich Rainer Wohlfeil, Der Volkskrieg im Zeitalter 
Napoleons, in: Heinz-Dtto Sieburg(Hrsg.), Napoleon und Europa, (Köln, Berlin 1971) 318-332, 
331). - Auch in den 1790er Jahren hatten ja Bewegung und Unruhen auf dem linken Rheinufer 
(Eberbard WelJ; Revoltes paysannes et citadines dans les Etats allemands sur la rive gauche du 
Rhin, de 1789 a 1792, in: Francia 3 (1975), 346--358) keine Parallele in Franken, Schwaben oder 
gar Altbayern gefunden. 
25 Zu den Standesherren Heinz Gollwitzer; Die Standesherren. Die politische und gesellschaftli­
che Stellung der Mediatisierten 1815-1918, (Göttingen 21964) 72ff.; zum Adel in Bayern Hol 
mann, Kap. III und IV. 
26 Vgl. allg. zu den politischen Ideen Rudolf VierballJj Politisches Bewußtsein in Deutschland vor 
1789, in: Der Staat 6 (1967) 175-196, jetzt auch in: Berding, Ullmann, 161-183 und noch immer 
Pritz Valjavec, Die Entstehung der politischen Strömungen in Deutschland 1770-1815, (Mün­
chen 1951, Neudr. 1978). Zur "bürgerlichen Kultur" Hans H. Gertb, Bürgerliche Intelligenz um 
1800. Zur Soziologie des deutschen Frühliberalismus, (Göttingen 1976, 11935) und am Beispiel 
Nürnbergs Wollgang Ruppert, Bürgerlicher Wandel. Studien zur Herausbildung einer nationalen 
deutschen Kultur im 18.Jahrhundert, (Frankfurt, New York 1981). Zum Reformbürgertum in 
Bayern iHöckl, passim; Blessing, Staatsintegration; Ludwig Zimmermann, Die Einheits- und Frei­
heitsbewegung und die Revolution von 1848 in Franken, (Würzburg 1951); lvIanfred Treml, Bay­
erns Pressepolitik zwischen Verfassungstreue und Bundespflicht (1815-1837). Ein Beitrag zum 
bayerischen Souveränitätsverständnis und Konstitutionalismus im Vormärz, (Berlin 1977). Die 
Jakobinerbewegung (vgl. die Zusammenfassung zahlreicher Arbeiten des Verfassers in Walter 
Grab, Die deutsche Jakobinerbewegung, in: Berding, UI/mann, 208-227) hingegen erlangte im 
rechtsrheinischen Gebiet kaum einen Einfluß (Sieglinde Graf, Bayerische Jakobiner? Kritische 
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Doch dieses Bild einer Bevölkerung, in dem einer verstörten Mehrheit aktive, mit 
dem Staat die Zukunft prägende Eliten gegenüberstanden, zeigt nicht die langfristigen 
Folgen jener unruhigen Jahre. Offenkundig hinterließen sie eine verbreitete Reizbar­
keit, die in Not oder anderer Versagung die Konfliktbereitschaft verstärkte. Juden­
hetze, Hungerkrawalle, Gesellentumulte, wie sie in der Restaurationszeit und im Vor­
märz Mißstimmung spektakulär ausdrückten, wurden so begünstigt. Jene Erregbarkeit, 
in der die Entwertung alter Ordnungen und die Hektik der Ereignisse weiterklangen, 
nährte auch die Bereitschaft zum Protest, die nach 1830 in die breite Bevölkerung aus­
griff27

• Da dieser über den Widerstand gegen einzelne Defekte hinaus die bestehenden 
Verhältnisse überhaupt ändern wollte, also politische Qualität hatte, wirkte die Um­
bruchzeit auch vorbereitend für die Politisierung der Gesellschaft im 19. Jahrhundert. 
Die Erschütterung von Autorität und Loyalität bereitete der Interessenbildung, dem 
Partizipationsstreben, den Ideologien als innerweltlichen Heilslehren mit den Boden. 
Ja, erst sie ließ den "kleinen Leuten" überhaupt bewußt werden, daß "das Öffentliche" 
nicht mehr ausschließlich von der angestammten Herrschaft besetzt war. 

Erhebliche Teile der breiten Bevölkerung freilich reagierten auf das Umbruche rleb­
nis, auf die neuen Zwänge und Chancen, denen sie oft plötzlich und unvorbereitet un­
terlagen, mit rückwärtsgewandtem Widerstand. Handwerker, die sich in ihrem Nah­
rungsstand vom Konzessionssystem bedroht sahen, größere Bauern, die noch stärker 
belastet wurden und Einbußen durch die Gemeinheitsteilungen erlitten, Kleinbauern, 
die die beginnende Bauernbefreiung mit ihrem Ablösungssystem hauptsächlich als 
Überlastung sahen, ehemalige Kirchenhintersassen, denen die neue Zeit mehr Abga­
ben und weniger Fürsorge brachte, Subalternbeamte, die sich auf rigide durchgesetzte 
neue Rechtsnormen und Verhaltensregeln umstellen mußten - sie und andere fühlten 
sich in einer Weise geschädigt oder überfordert, daß sie den neuen Verhältnissen 
allenthalben widerstrebten und sich auf die alten versteiften28

• Sie nahmen dann die 

Untersuchung sog. "Jakobinischer Flugschaften" aus Bayern Ende des 18.Jahrhunderts, in: 
ZBLG 41 (1978) 117-171). - 1813 fand der königliche Aufruf zum "heiligen Kampf" gegen Na­
poleon (28.10.1813, RB!., Sp. 1321 ff.; dazu die vo zur Landesverteidigung 5.11.181.3, ebda, Sp. 
1649 ff.) im Bürgertum Widerhall, wie u. a. die Spenden für die Ausrüstung Freiwilliger zeigen 
(z,B, für München HStAM Mlnn 45152, für Bamberg Mlnn 45728), Hingegen gelang ein Enga­
gement der kriegsmüden "kleinen Leute" nicht, so sehr Beamte und - auftragsgemäß - Geistli­
che warben, z,B, v, Meyem, Einwohner des Mainkreises!, (Bayreuth 1813); Anonym, Rede eines 
baierischen Landpfarrers an seine Gemeinde, Nach Publicierung der Königlichen Deklaration 
vom 14,October und des Königlichen Aufrufes vom 28,October 1813, (0,0, 1813); Anonym, 
Rede über die allgemeine Bewaffnung im Königreiche Baiern, Am verflossenen Weihnachts­
und Neujahrsfeste in der Stadtpfarrkirche zu Landau gehalten, (Straubing 1814), 
27 Vg!. u, a, Heinrich Volkmanll, Kategorien des sozialen Protests im Vormärz, in: GG 3 (1977) 
164-189; Wolfgang Schiedn; Der rheinpfälzische Liberalismus vor 1832 als politische Protestbe­
wegung, in: Helmut Berding(u,a, Hrsg.), Vom Staat des Ancien Regime zum modernen Parteien­
staat. Festschrift Th, Schieder, (München, Wien 1978) 169-195. 
28 Vg!. Sbortn; Social Change; Hubert Klebel; GeraJ'd Scbwarz, "Nahrungsstand" und "erzwunge­
ner Gesellenstand", Mentalite und Strukturwandel des bayerischen Handwerks im Industrialisie­
rungsprozeß um 1860, (Berlin 1974); Spind/er, Bd, 4/2, 751 ff, (Pankraz Fried); Friederike HallS­
mann; Sebastiall Hausmann, Die Grund-Entlastung in Bayern, (Straßburg 1892) bes, 117 ff,; Stut­
ze/~ Z, B, HStAM Mlnn 30600, 
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I 
Bedingu.ngen, .die der ~eformstaat als "Herr" des Umbruch~ ~ktroyier.te, so ::veni.g an,] 
d. h. vennnerhchten seme Verhaltenszumutungen und realIsierten seme Plane In sol 
geringem Maß, daß sie auf den bürokratischen Entwicklungsdirigismus stark retardie_II' 
rend wirkten. Nicht öffentlich artikuliert und politisch organisiert wie die Adelsoppo_ 

I 

sition, aber kaum weniger erfolgreich zwangen handwerkliche und bäuerliche Behar-I 
rung auf alten Regeln des Wirtschaftens und des Gemeinschaftslebens den Staat inl 
Kompromisse. Solche Resistenz konnte bis zur Renitenz gehen; viele kleine Verwei-! 
gerungen zermürbten den Reformelan der Beamten, vor allem derer "vor Ort", undl 
durchlöcherten das rationale Konzept29

. Indem sich die Menschen einer vorwiegendl 
agrarisch-kleingewerblichen Gesellschaft mit ihrer geringen psychischen Mobilität iml 
Andrang (ver)störender Erlebnisse verbreitet an gewohnte Lebensformen klammerten,1 
praktizierten sie den Traditionalismus, den rasche und tiefe Eingriffe in eine vorindu-I 
strielle Lebenswelt in der Regel auslösen. Hemmte also die krisenhaft verschärfte Um-[ 

bruchzeit am Beginn des 19.Jahrhunderts die Modernisierung Bayerns, da sie in derll 
Gesellschaft traditionale Mentalität mehr verstärkte als zurückdrängte? Die Vitalität al-

j 

tel' - etwa religiöser - Einstellungen im Vormärz, als ihnen die Politik wieder eine I 
Entfaltung erlaubte, und in der zweiten Hälfte des 19.Jahrhunderts die soziale wie po-I 
li tische Stärke des kleinbürgerlichen und bäuerlichen Konservativismus im spät indu-i 
strialisierten Bayern scheinen dafür zu sprechen. I 

Dennoch hatte auch jene Zeit unterschwellig ihren Anteil an der umfassenden Ver-I 
wandlung des Lebens im 19. und 20.Jahrhundert, die der Modernisierungsbegriff zu-1 
sammenfaßt. Natürlich vollzog diese sich, eingeleitet durch die Rechtssetzung, dasl 
Verwaltungshandeln und die Volksbildung des modernen Staates, strukturbestim-I 
mend erst mit der Urbanisierung und der Industrialisierung: in Großstadtquartier und j 
Fabrik, durch Eisenbahn und Massenpresse, mittels Kapitalismus und Wissenschaft.l 
D. h., daß sie die breite Bevölkerung erst in den letzten Jahrzehnten des 19.Jahrhun-i 
derts maßgeblich ergriff; wo jene Kräfte sich nicht durchsetzten wie meist im ländli-'! 

chen Lebensraum, herrschten traditionale Verhaltensmuster, konservativ verfestigt, I 
noch bis in die Mitte des 20.Jahrhunderts vor. ' 

Aber Modernisierung verläuft selten synchron und "durchschlagend" in allen gesell-: 
schaftlichen Bereichen; partielle Modernisierung ist zumindest in einer ersten Phase 
eher die Regepo. Während etwa Religion und Moral noch weitergelten, können sich 
Arbeitstechniken oder Vergnügungsformen erheblich ändern, wenn sie nur als ökono­
misch bzw. hedonisch hinreichend attraktiv eingeführt sind. Gerade eine bäuerliche 
Bevölkerung, gewohnheitszäh und zugleich sehr vorteilsbewußt, kann solche fremden 
Detailelemente ohne Plausibilitätskonflikte aufnehmen. Und das geschah in Bayern, 
verglichen mit dem späten 18.Jahrhundert, in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
mit landwirtschaftlichen Innovationen, Versicherungen, ja Zügen bürgerlichen Frei-

29 Zur Gewerbebevölkerung vgl. Sbortn; Social Change, passim; zur ländlichen Bevölkerung die' 
Hinweise in Blessing, Umwelt 19 ff. Beispiele von "Modernisierungsverweigerung" bei Josepb 
Hazzi, Statistische Aufschlüsse über das Herzogtum Baiern, 4 Bde. in 7 T., (Nürnberg 
1801-1808) und bei 19naz Rudbart, Über den Zustand des Königreiches Bayern nach amtlichen 
Quellen, 3 Bde., (Erlangen 1825-1827). 
30 Vgl. Die/rieb Rüscbemeyel; Partielle Modernisierung, in: Zapf; 382-3%. 
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zeitstils in merklicher Weise3l
. Ähnliches gilt für das rückwärtsgewandte Handwerk, 

wo doch nun auch unterhalb der hochqualifizierten Luxusgewerbe neue Produktions­
und Absatzformen eindrangen und sich Umgangsformen vom zünftischen Kanon zu 
lösen begannen. Darin zeigte sich eine weiter verbreitete Erosion korporativen Den­
kens, die jetzt auch im Kleinbürgertum dem Assoziationsprinzip den Weg bereitete32

. 

Die partieJle Ablösung von Brauch und Sitte griff jedoch offensichtlich weiter. Eine 
vorher nicht bekannte Neugier der "kleinen Leute" auf Informationen von außerhalb 
ihres Lebenshorizontes, aus der großen Welt also, Einbrüche in der Kirchlichkeit be­
stimmter Gruppen, die von der religiösen Restauration im Vormärz kaum mehr über­
deckt wurden, ein heftiger Zudrang zu Lustbarkeiten aJler Art, eine Illegitimitätsrate, 
die auch nach statistischer Bereinigung noch hoch ist, Landflucht, hinter der häufig 
nicht Arbeitsmangel, sondern die Attraktivität städtischen Lebens stand, deuten an, 
daß sich die Erschütterungen des Jahrundertanfangs nicht einfach wieder gelegt hat­

ten33
. 

Einst enge Bindungen waren für nicht wenige Individuen und Gruppen locker ge­
worden oder zerrissen. Unter der Decke eines verbreiteten, oft verbissenen Festhaltens 
am Alten zerbröckelten überkommene Verhaltensmuster und gewannen neue Kon­
tUf. Die Lebensbedingungen waren nach dem Ende der Umbruchphase, trotz des 
Scheiterns wichtiger Reformen und trotz starker sozialer und räumlicher GefäJle, ins­
gesamt bereits zu weit verändert, und die Fixierung auf das Überlieferte war häufig 
schon zu starr und ängstlich, als daß eine tradierte Mentalität noch so wie am Ende des 

31 Das habe ich in Blessing, Umwelt 15ff. zu skizzieren versucht. 
32 HStAM MInn 15466, 15474, 15478, 15479; vgl. Schwarz, 49ff.; [ngo Tomow, Das Münchner 
Vereinswesen in der ersten Hälfte des 19.Jahrhunderts, mit einem Ausblick auf die zweite Jahr­
hunderthälfte, (München 1977) 98 ff. Der Innovationseinfluß der wenigen Manufakturen war ge­
ring (Gerhard Slawingeti Die Manufaktur in Kurbayern, (Stuttgart 1966); Orltlll Reuter, Die Ma­
nufaktur im fränkischen Raum, (Stuttgart 1961)), die Umwälzung durch die Industrialisierung 
setzte erst um 1840 langsam ein (vgl. Spindler, Bd. 4/2, 799 ff. Wolfgang Zorn); zu einer frühen 
Schwerpunktregion Wallgang Zorn, Handels- und Industriegeschichte Bayerisch-Schwabens 
1648-1870. Wirtschafts-, Sozial- und Kulturgeschichte des schwäbischen Unternehmertums, 
(Augsburg 1961) Kap. 4 und 5). 
33 Zu Religiosität und Moral FintCIII /VI. PhaYe!i Religion und das Gewöhnliche Volk in Bayern in 
der Zeit von 1750-1850, (München 1970); ders., Sexual Liberation and Religion in Nineteenth 
Century Europe, (London 1977); Edward L. Shorte!i "La vie intime". Beiträge zu seiner Ge­
schichte am Beispiel des kulturellen Wandels in den bayerischen Unterschichten im 19.Jahrhun­
dert, in: Peter Christiatl L/ldz (Hrsg.), Soziologie und Sozialgeschichte, (Opladen 1972 = KZSS 
Sonderheft 16); llermal/TI Hörgeli Kirche, Dorfreligion und bäuerliche Gesellschaft. Strukturana­
lysen zur gesellschaftsgebundenen Religiosität ländlicher Unterschichten des 17. bis 19.Jahrhun­
derts, aufgezeigt an bayerischen Beispielen, T. 1, (München 1978) 231 ff.; deTJ~, Mentale Um­
schichtungen im Dorf des 19.Jahrhunderts - zum Wandel bäuerlichen Namengutes und seiner 
gesellschaftlichen Hintergründe im südbayerischen Raum, in: ZAA 24 (1976) 161-179; Wemer 
K. Blessing; Staat und Kirche in der Gesellschaft. Institutionelle Autorität und mentaler Wandel 
in Bayern während des 19. Jahrhunderts, (Göttingen 1982) 34 ff. Zur "Vergnügungssucht" z. B. 
Ordinariatsarchiv München, o. Nr. (Tanzmusiken); Staatsarchiv Nürnberg, Reg. KdI. Abg. 1932 
Tit. XII 17. Zur Landflucht Shorteti Social Change 313 ff. - Den realen Rahmen zeichnet Woll 
gang Zom, Gesellschaft und Staat im Bayern des Vormärz, in: IPerner Conze (Hrsg.), Staat und 
Gesellschaft im deutschen Vormärz 1815-1848, (Stuttgart 1962) 113-142. 
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18.Jahrhunderts bestehen konnte. Wesentliche Stützen solcher Mentalität waren ge­
fallen oder wankten, und auch ein forcierter Traditionalismus konnte sie nicht wieder 
herstellen. Das alte Orientierungsgefüge, angestrengt bewahrt und doch brüchig, öff­
nete sich nun verstärkt neuen Bezugsgrößen; alternative Einstellungen und Verhal_ 
tensweisen wurden "einschleichend" virulent. Also löste die Umbruchzeit auch eine 
Sensibilität für die Möglichkeiten und die Erfordernisse des Wandels aus34

. Diese 
blieb zunächst oft latent, aber bereitete eine andere Mentalität vor. Denn das gab unter 
unserer Fragestellung jenen Jahren, die das 19.Jahrhundert einleiteten, weit über frü­
here mitteleuropäische Kriegs- und Krisenzeiten, etwa die in der ersten Hälfte des 
17.Jahrhunderts, hinaus ihren Stellenwert: in der Frühphase der autoritär eingeleite­
ten Modernisierung trugen sie, die entgegenstehende Institutionen und Identitäten 
der "kleinen Leute" schwächten oder gar beseitigten, längerfristig zur allgemeinen Be­
schleunigung jenes Prozesses bei. Da sie im Kontext einer der großen Umwälzungen 
der Menschheitsgeschichte standen, erschöpfte sich ihre mentale Breitenwirkung 
nicht in Verstörung und Beharrungsdrang. Das von früheren Bindungen freigesetzte 
Aktivitätspotential konnte, wenn auch oft nur allmählich und von Anomien verdeckt, 
in alternative Bahnen fließen, die mächtige Entwicklungskräfte zogen. So wurde eine 
Prädisposition für die politische, ökonomische, soziale Modernisierung genährt. 

Ohne den Langzeiteffekt der Erfahrungen der "kleinen Leute" in jenen Jahren zu 
überschätzen, muß man ihnen über eine vorübergehende Erschütterung hinaus weit 
ins 19.Jahrhundert hinein eine Bedeutung zuschreiben. Durch sie wurde der im 
18.Jahrhundert ausgelöste und in eben dieser Zeit vor allem vom Staat massiv ver­
stärkte Strukturwandel mit gefördert. Sie haben selbstverständlich nicht in der kurzen 
napoleonischen Ära zu einer neuen Mentalität geführt. Aber aus ihnen kristallisierten 
sich auch Einstellungen, über die sie mittelbar zu einem Katalysator für jene Mentali­
tät wurden. Es war - das sei noch einmal betont - die außerordentliche Konstellation 
von Krieg und "Strukturrevolution", in der gleichzeitig der Erfahrungsraum der brei­
ten Bevölkerung schwer erschüttert und ein neuer Erwartungshorizont in Umrissen 
möglich wurde. Da die Welt nach dieser Zeit trotz Restauration nicht mehr so wie 
vorher aussah, konnten es auch das Umweltbild der Menschen und damit ihr Verhal­
ten nicht. Die allgemeine Verbreitung der GrundeinsteIlungen, die um 1800 noch die 
einer Minderheit waren, erhielt einen auf lange Sicht wichtigen Schub. Auch unter 
diesem Aspekt kann also der Beginn des 19.Jahrhunderts in Mitteleuropa als eine 
Schlüsselphase zwischen Traditionalität und Modernität gelten. Traditionalismus und 
Konservativismus, so prägend sie in der breiten Bevölkerung des 19.Jahrhunderts wa­
ren, wurden von Anfang an durch Gegenhaltungen bedrängt und in Komprorniß oder 
Abgrenzung verändert, zu denen die Umbruchzeit einen entscheidenden Anstoß ge­
geben hatte. Auch im Hinblick auf die Mentalität der "kleinen Leute" waren die Jahr-

J4 Sensibilität als mentale Kategorie für die Diffusion neuer kultureller Muster, für die Latenz­
phase eines Weltbilds und Verhaltensmodells entwickelt an hand des französischen 18.Jahrhun­
derts Michel Vovelle, La sensibilite pre-revolutionnaire, in: Ernst Hinrichs, Eberharcl Schmitt, Ru­
dolf Vierhaus(Hrsg.), Vom Ancien Regime zur Französischen Revolution. Forschungen und Per­
spektiven, (Göttingen 1978) 516-538. 
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zehnte bis zum Übergang in die industrielle Gesellschaft durchaus nicht nur "vormo­
dem". Mentalität ist - und das gilt besonders für das 19.Jahrhundert - nicht in einfa­
chen, klar voneinander getrennten Formen zu fassen. 

Das in Umrissen skizzierte Wirkungsbild müßte nun in dreifacher Weise konkreti­
siert werden: räumlich, sozial und zeitlich. 

Zunächst einmal verlief die Entwicklung aufgrund verschiedenartiger realer und 
mentaler Voraussetzungen und Einflüsse im Raum des entstehenden Staatsbayern in 
drei regionalen Texturen, die wichtige Typen in Mitteleuropa überhaupt vertreten. 
Neben Kurbayern mit seiner frühmodernen Staatlichkeit, lebhaften Katholizität und 
eher quietistischen ländlichen Bevölkerung standen das geistlich-weltliche "Reich" in 
Franken und Schwaben mit oft archaischer Verfassung und zugleich einer "vigilanten" 
Bevölkerung und schließlich die linksrheinische, schon im 18.Jahrhundert von einer 
Auflösung alter Gefüge zunehmend betroffene und dann durch Frankreich nachhaltig 
überformte Pfalz mit einer rationalen öffentlichen Verfassung, bürgerlich beherrsch­
tem "Geist", Pauperismus und Mobilität. Unterschiedliche Prädispositionen und Prä­
gungen führten zu oft unterschiedlichen Reaktionen und bestimmten eine bis ins 
20.Jahrhundert. deutliche mentale Regionalisierung vor35

• 

Ebenso unterschied sich natürlich die Haltung der sozialen Schichten und Gruppen 
mit ihren noch vorwiegend ständisch gesonderten Erfahrungen und einer vielfach spe­
zifischen Betroffenheit vom Umbruch. Der Adel - und er spannte sich selbst wieder 
vom großen Reichsadel bis zu kleinen Landsassen - erlebte die Zeit und verhielt sich 
in ihr anders als das alte und gar das neue, aufgeklärte Bürgertum, frühe Unternehmer 
anders als das zünftische Gewerbe, das sich in sich wieder nach Sparten unterschied, 
oder das Landhandwerk, das in den agrarischen Bereich überleitete, wo dann trotz ei­
ner in den Grundzügen gemeinsamen Lebenswelt die Bauern wirtschaftlich und auch 
sozial teilweise anders betroffen wurden und reagierten als die unterbäuerliche Bevöl­
kerung. Versagung und Irritation, Resignation und Aktivität, Widerstand gegen und 
Aufgeschlossenheit für Reformen verteilten sich vertikal und zum Teil auch horizon­
tal durchaus ungleich über die Gesellschaft. 

Schließlich müßte nach der Wirkung der Umbruchzeit auf die einzelnen Alters­
gruppen, d. h. nach generationstypischen Prägungen gefragt werden 36. Obwohl hier er­
hebliche Quellen- und Methodenprobleme bestehen, scheint vor allem in der breiten 
Bevölkerung die mittlere und ältere Generation sich eher verstört und traditionsfixiert 
verhalten zu haben; die Jugend hingegen wurde offenbar stärker "entfesselt" und da­
mit neuerungsbereiter, aber auch erregbarer und widersetzlicher. Besonders dem typi­
schen Verhalten dieser Kriegsgeneration der ab etwa 1785 Geborenen wäre in der "öf­
fentlichen Stimmung", in den Konflikten mit Autoritäten, in Moral und Wirtschafts­
mentalität der Restaurationszeit und des Vormärz nachzuspüren. Folgen des stürmi­
schen Jahrhundertbeginns würden hier in besonderem Maß sichtbar. 

3) Vgl. Kar! Bost, Die historische Staatlichkeit der bayerischen Lande, in: ZBLG 25 (1962) 3-19, 
auch in: ders. (Hrsg.), Zur Geschichte der Bayern, (Darmstadt 1965) 644-664; ders., Die Altbayern 
im bayerischen Staat, (Abensberg 1982). 
36 Zu diesem Zugriff vgl. die Problemskizze von Hans Jt1eget; Generationen in der Geschichte. 
Uberlegungen zu einer umstrittenen Konzeption, in: GG 3 (1977) 429-452. 
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Diskussion zum Referat von Werner K. Blessing 

Leiter: Rat"ner Wohlfeil 

Die von Werner Blessing so ausführlich beschriebene Koinzidenz von Mentalitäts_ 
wandel und Krisenzeit führte zu einer Gundsatzdiskussion über die Verbindlichkeit 
der in Anwendung gebrachten kulturanthropologischen und sozialpsychologischen 
Erklärungsmodelle speziell für die Zeit des frühen 19.Jahrhunderts. Laetitia Boehm, 
Christo! Dipperund Volker Press wandten ein, daß die genannten Modelle keine zeitty­
pische Relevanz besäßen, sondern sich auf alle Kriegszeiten großen Ausmaßes, so etwa 
auch auf die Jahrzehnte des 30jährigen Krieges, anwenden ließen. Heinz ReIf verwies 
auf die Ambivalenz des Argumentationsfeldes: aus der sozialen, politischen und öko­
nomischen Krise müsse sich nicht zwangsläufig eine Prädisposition für neue, "mo­
derne" Einstellungs- und Verhaltensmuster ergeben. Es könne genausogut das Gegen­
teil der Fall sein: eine mentale Irritation könne die Betroffenen auch zu Rückgriffen 
auf Altbewährtes veranlassen. (Vgl. dazu den schriftlich ausgearbeiteten Diskussions­
beitrag S. 249 f.) Blessing stimmte diesem Gesichtspunkt grundsätzlich zu, bestätigte in 
bezug auf Bayern auch eine verschiedentliche Neubelebung alter Institutionen, Sitten 
und Bräuche, gab aber doch andererseits zu bedenken, daß gerade auch die bäuerliche 
Bevölkerung angesichts der Kumulation von Nöten und Ängsten sich für Innovatio­
nen empfänglicher gezeigt und dank ihrer zahlenmäßigen Überlegenheit den Boden 
für eine mentale Modernisierung langfristig mitbereitet habe. 

Hieran anknüpfend sah Rudol! Vierhaus sich zu einer Korrektur veranlaßt. Der 
große und alle Schichten ergreifende Mentalitätswandel habe seiner Ansicht nach sich 
nicht zu Beginn des 19.Jahrhunderts ereignet, zu Zeiten, wo die Krisenerfahrung die 
Bevölkerung erst überrollt und gelähmt habe, sondern wesentlich später, in der zwei­
ten Hälfte dieses Jahrhunderts, als die Menschen sich an die veränderten Umweltbe­
dingungen gewöhnt und mit dem Gedanken vertraut gemacht hatten, daß mit tradi­
tionalistischer Denkweise kein Fortkommen mehr war. Bezugnehmend auf die ein­
gangs geäußerten Zweifel an der Aussagekraft der vom Referenten vorgetragenen 
Mentalitätsmodelle, betonte VierhaUj~ daß er dergleichen Untersuchungen für nütz­
lich und notwendig halte. Es sei keine Frage, daß die Veränderungen, die sich zu Be­
ginn des 19.Jahrhunderts zugetragen hätten, zur Ausbildung neuer schichtenspezifi­
scher Sensibilitäten geführt hätten. Wolle man von Unzulänglichkeiten des Vortrages 
sprechen, müsse man diese in einem methodischen Rigorismus suchen, der einzelnen 
Phänomenen ein zu großes Gewicht verleihe, sie zum Teil auch verallgemeinere, wo 
eine stärkere Spezifizierung am Platz wäre. 

Daran anschließend zitierte Sten Gagner Beispiele aus der Rechtsgeschichte: sehr 
gut z. B. lasse sich ein "Mentalitätswandel" in der Diskussion zur Strafrechtsgesetzge­
bung feststellen. Ein für eine Neufassung der bestehenden Gesetze günstiges Diskus­
sionsklima habe bereits nach der französischen Revolution, also schon Jahre vor der 
Rheinbundzeit, bestanden, dennoch sei es im Hinblick auf die Zivilgesetzgebung erst 
1814 zu neuen Stellungnahmen gekommen. Zwischenzeitlich müsse sich also eine 
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mentale Entwicklung vollzogen haben, die stark genug war, um juristische Fortschritte 
dieser Tragweite zu bewirken. 

Diese Sichtweise unterstützten unter Anführung weiterer Beispiele Manfred Bot­
zenhart} Hans Christianlvlempel und Pankraz Fried} wohingegen lJ7erner Schubert und 
Waltel' Demel erneut ihr Unbehagen darüber bekundeten, daß die vorgelegten Ergeb­
nisse zu wenig konkret seien. Sie forderten den Referenten auf, darzulegen, ob es 
quantifizierbare Indikatoren gebe, so etwa Statistiken über Selbstmorde, uneheliche 
Geburten, desertierte Soldaten oder ansteigende Kriminalität generell, die Aussagen 
über Verzweiflung, Panik, Endzeithysterie, Aggressivität und ähnliche gesellschaftli­
che Überreaktionen mehr auf eine nachprüfbare Grundlage stellten. Das Vorhanden­
sein derartigen Quellenmaterials bestätigte Werner Blessing in seinem abschließenden 
Resumee. Er habe es an anderer Stelle ausführlich beschrieben. Es stamme in der Re­
gel aus kirchlichen Quellen und behördlichen Erhebungen, bedürfe aber, da von 
Geistlichen bzw. Beamten nach den unterschiedlichsten Gesichtspunkten abgefaßt, in 
jedem Falle einer vorsichtigen Auswertung. 

Schriftlich awgearbeiteter DLrkussionsbeitrag 

HRetf 

Meine Einwände richten sich auf die Grundthese des Vortrags, daß die Veränderun­
gen in den Jahren um 1800 die Qualität eines Umbmchs hatten, und daß diese Um­
bruchserfahrung zum Ausgangspunkt und zu einer wesentlichen Ursache der menta­
len Modernisierung der Bevölkerung im 19.Jahrhundert wurde, weil sie die grundle­
gende Bereitschaft hervorbrachte, neue Einstellungs- und Verhaltensweisen aufzuneh­
men. In zweifacher Richtung möchte ich Zweifel an dieser Verlaufsvorstellung äu­
ßern: 

1. Daß die Zeit um 1800 die Qualität eines Umbruchs hatte, d. h. Belastungen und 
Erfahrungen mit sich brachte, die durch Anpassungs- und Bewältigungsmechanismen, 
wie sie das Ancien Regime entwickelt hatte, individuell und kollektiv nicht mehr ver­
arbeitet werden konnten, scheint mir noch zusätzlicher Belege zu bedürfen. Es wäre 
m. E. eine wichtige Ergänzung der bisherigen, vorwiegend auf äußere krisen hafte Er­
eignisse und Entwicklungen (Kriege, Hungerkrisen, Herrschaftswechsel etc.) ausge­
richteten Argumentation, wenn die im Vortrag nur relativ kurz behandelten Reak­
tionsformen der Bevölkerung stärker zur Stützung der These mit herangezogen wür­
den. Gibt es Formen der Krisenreaktion, die um 1800 zum ersten Mal auftreten? Tau­
chen ältere Formen der Krisenbewältigung, z. B. der Wunderglaube, in einer inhaltlich 
entscheidend veränderten Qualität auf? Häufen sich zumindest die extremen Krisen­
reaktionen vom Typ Ancien Regime? Die von Herrn Dr. Blessing im Vortrag ange­
führten Reaktionsweisen (bäuerliche Verweigerung, Adelsopposition, Zunahme ab­
weichenden Verhaltens, Endzeitstimmung etc.) scheinen mir bis jetzt alle eher auf 
eine Verarbeitung von Negativerfahrungen im traditional vorgegebenen Orientie-
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rungsrahmen hinzudeuten. War also der langfristige, seit dem letzten Drittel des 
18.Jahrhunderts sich verstärkende Wandel in vielen zentralen Lebensbereichen, von 
der Demographie bis zur Politik, für die Modernisierung der Mentalitäten nicht doch 
wichtiger als die Umbruchserfahrung um 1800? 

2. Mein zweiter Einwand betrifft die sozialpsychologische Prämisse des hier vorge­
stellten Verlaufsmodells. Es erscheint mir nicht zwingend, daß sich aus der Erfahrung 
eines Umbruchs die Bereitschaft zur Öffnung gegenüber dem Neuen, Modernen er­
gibt. Bei außerordentlich tiefgreifender Verunsicherung scheint mir ein verstärkter 
Rückgriff auf hergebrachte, d. h. in dieser Zeit auf grundlegende traditionale Stabilisie­
rungsinstanzen wie Familie, Religion, Kirche etc. gleichermaßen wahrscheinlich, evtl. 
sogar naheliegender zu sein. Es gilt m. E. beide Möglichkeiten im Blick zu behalten, da 
sonst die Gefahr droht, daß der Modernisierungsprozeß des 19.Jahrhunderts zu einli­
nig fortschrittlich gesehen wird. Es spricht einiges dafür, daß zumindest ein Teil der 
Ungleichzeitigkeiten und Verwerfungen des Modernisierungsprozesses in Deutsch­
land während des 19.Jahrhunderts - z. B. die außerordentlich starke und widerstands­
fähige Politisierung des Katholizismus - auf Prozessen der intensiven und bewußten 
Rückbindung vom Umbruch betroffener Bevölkerungsgruppen an traditionale Orien­
tierungen und Institutionen beruht. 



Elisabeth Fehrenbach 

Das Scheitern der Adelsrestauration in Baden 

Im Jahre 1840 schrieb der Geheime Rat Friedrich Rettig in einem Zeitschriftenarti­
kel über die Rechtsverhältnisse des grund- und standesherrlichen Adels im Großher­
zogturn Baden: "Bei ruhiger Betrachtung dessen, was dem Adel in Teutschland ... von 
seiner frühe rn Herrlichkeit nach Aufhebung der Leibeigenschaft mit ihren Ausflüssen 
der Herrenfrohnden und Gewerbsmonopole, nach Ablösung der Gutsfrohnden der 
Zehnten und Zinsen, nach Beschränkung und Belastung der Patrimonialgerichtsbar­
keit, nach Aufhebung der Steuerfreiheit noch jetzt zustehet, so kann man unmöglich 
im Ernst von Gefahren für die gesetzliche Freiheit der Völker oder für die Entwicke­
lung des darauf sich beziehenden Regierungssystems sprechen."l Diese mit liberaler 
Zuversicht vorgetragene Ansicht über den Zerfall adeliger Herrschaft, einschließlich 
der Standesherrschaften der ehemals reichsunmittelbaren, seit 1806 mediatisierten 
Fürsten und Grafen, wird bislang von den Historikern keineswegs geteilt. Es ist viel­
mehr üblich geworden, die hochprivilegierte Rechtsstellung der Standesherren, der 
wichtigsten Adelsgruppe im badischen Staat, der in seinem Kerngebiet keinen land­
sässigen Adel besaß, mit dem zeitgenössischen Begriff der "Unterlandesherrschaft" zu 
bezeichnen2

• Wenn auch auf dem Wiener Kongreß der Kampf der Mediatisierten um 
die vollständige Restitution ihrer alten landesherrlichen Rechte am Widerstand der 
von Metternich unterstützten Mittelstaaten scheiterte, so erhielten sie doch unter der 
Garantie des Artikels 14 der Deutschen Bundesakte eine Reihe von Vorrechten zu­
rück, die auf eine Adelsrestauration hinzuweisen scheinen. Zu den Ehrenrechten wie 
Ebenbürtigkeit mit den regierenden Häusern, wie Kirchengebet, Trauergeläut und öf­
fentliche Trauer bei Todesfällen in der standesherrlichen Familie, zu den staatsbürger­
lichen Vorrechten wie autonome Familiengesetzgebung, privilegierter Gerichtsstand, 
Steuerprivilegien und Freiheit von der Militärpflicht, traten richterliche und exekutive 

1 Friedrich Rettig, Ober die Rechtsverhältnisse des Adels im Großherzogturn Baden, in: Neue 
Jahrbücher für Geschichte und Politik (1840) Bd.2, 97 f. 
, Heinz GollwitzeI; Die Standesherren. Die politische und gesellschaftliche Stellung der Mediati­
sierten 1815-1918. Ein Beitrag zur deutschen Sozialgeschichte, (Göttingen '1964) 73; Karl-Ge01g 
Fabel; Deutsche Geschichte im 19. Jahrhundert. Restauration und Revolution von 1815 bis 1850, 
(Handbuch der deutschen Geschichte, hrsg. v. Leo]wt, Bd.3/1,2, Wiesbaden 1979) 37; Wolfram 
Fischet; Staat und Gesellschaft Badens im Vormärz, in: Staat und Gesellschaft im deutschen Vor­
märz 1815-1848, hrsg. v. Werner Conze (Stuttgart 1962) 162; Gustav iHangold, Die ehemalige 
Reichsritterschaft und die Adelsgesetzgebung in Baden vom Wiener Kongreß bis zur Erteilung 
der Verfassung (1815-1818), in: ZfGO 85 (1933) 107. 
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Befugnisse, die über die rein privatrechtlich verstandene Sphäre der Grundherrschaft 
hinausgingen, nämlich die Gerichtsbarkeit in erster und zweiter Instanz, Polizei rechte, 
Forstgerichtsbarkeit, Kirchen- und Schulpatronat, die freilich alle nur gemäß den Lan­
desgesetzen ausgeübt werden sollten. Hinzu kam die Garantie der Eigentumsrechte, 
d.h. der Domanialgefälle und Feudalrevenüen. Ein Teil dieser Rechte wurde auch den 
ehemaligen Reichsrittern garantiert, darunter die Gerichtsbarkeit in erster Instanz, die 
Forstgerichtsbarkeit, die Ortspolizei und das Kirchenpatronat. Betroffen war davon 
immerhin ein Drittel der Einwohner Badens, die in den acht standesherrlichen und 77 
ehemals reichsritterschaftlichen Gebieten lebten3

. 

Häufig wird jedoch übersehen, daß die meisten Bestimmungen des Artikels 14 trotz 
aller Beschwerden der Mediatisierten am Bundestag nur auf dem Papier existierten 
und in ihrem vollen Umfang gar nicht in Kraft traten4

• Es wird im folgenden zu zei­
gen sein, daß es gerade der badischen Regierung weitgehend gelang, das Bundesrecht 
zu umgehen und die Errungenschaften der Rheinbundzeit erfolgreich zu verteidigen. 

Schon die den Standesherren in einem ziemlich gleichlautenden Katalog zugesi­
cherten Rechtsgarantien der Rheinbundakte hatten die badische Reformbürokratie 
nicht davon abgehalten, die Schaffung einer auf der Gleichheit aller beruhenden 
Staatsbürgergesellschaft voranzutreiben). Mit der Einführung des Code Napoleon ver­
wandelten sich die feudalen Besitztitel der Grundaristokratie in privatisierte Eigen­
tumsrechte. Während die Konstitutionsedikte Brauers von 1807 den Adel noch 
schonten, wurden mit Beginn der rücksichtslos energischen Politik Reitzensteins die 
Adelsprivilegien viel konsequenter beseitigt als beispielsweise in Rcformpreußen. Un­
ter dem Druck der napoleonischen Finanz- und Kriegslasten erloschen 1809 alle 
Steuer- und 1812 alle Militärfreiheiten des Adels. Reitzensteins berühmtes Organisa­
tionsedikt vom 26. November 1809, das in kürzester Frist ein von der Ministerial- bis 

3 Die Zahlenangaben differieren in der Forschung: Zu den acht Standesherrschaften zählen die 
sechs fürstlichen Häuser Fürstenberg, Leiningen, Löwenstein-Wertheim-Rosenberg, Löwenstein­
Wertheim-Freudenberg, Salm-Reifferscheid-Krautheim und von der Leyen sowie die beiden 
gräflichen Häuser Leiningen-Billigheim und Leiningen-Neudenau. Hinzu kommen die im Fami­
lienbesitz des großherzoglichen Hauses befindlichen Standesherrschaften Salem, Petershausen 
und Zwingen berg. Die Zahl von 77 adelig-grundherrlichen Familien ist der zeitgenössischen Sta­
tistik entnommen:] A. Demiall, Geographie und Statistik des Großherzogturns Baden, (Heidel­
berg 1820) 11-13. Die Grundherren gehörten in der überwiegenden Mehrzahl der mediatisierten 
Reichsritterschaft an. Zu dem schon vor 1806 landsässigen Adel zählten die sog. Vogtsjunker in 
der Pfalz und die Grundherren im Breisgau, die jedoch ähnliche Privilegien wie die Reichsritter 
besessen hatten und gleichfalls Anspruch auf die Vorrechte des Artikels 14 erhoben. Sie erreich­
ten die Gleichstellung mit den mediatisierten Grundherren. Vgl. hierzu: Friedrich Lalltenschlagfli 
Die Agrarunruhen in den badischen Standes- und Grundherrschaften im Jahre 1848, (Heidelberg 
1915) 9ff. Auf Schätzungen (100 Grundbesitzer) beruhen die Zahlenangaben bei: Loyd Ervin Lee, 
The Politics of Harmony. Civil Service, Liberalism, and Social Reform in Baden 1800-1850, 
(London 1980) 21 ff. 
4 Vgl. etwa den Abriß der staatsrechtlichen Verhältnisse der Standesherren bei Gollwitzfli 46 ff. 
5 Vgl. zu den Rheinbundreformen zuletzt: Elisabeth rehrenbach, Vom Ancien Regime zum Wie­
ner Kongreß, (Oldenbourg Grundriß der Geschichte 12, München 1981) 76 ff., 170 ff. Zur Adcls­
gesetzgebung vgl. Afallgold, 14 ff. 
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zur Gemeindeebene rational durchgegliedertes und straff zentralistisches Verwaltungs­
system nach französischem Vorbild einführte, erzwang unter der strengen Weisungs­
befugnis der Kreisdirektoren eine neue, gleichförmige Ämterorganisation. Gleichzei­
tig wurde der privilegierte Gerichtsstand des Adels beseitigt. Der härteste Schlag ge­
gen die adlige Sonderexistenz fiel mit dem Edikt vom 14. Mai 1813, das die Patrimo­
nialjustiz, die Polizeibefugnisse und die Patronatsrechte des Adels aufhob. Der Justiz­
minister von Hövel wies die Beschwerden der Standesherren mit der Begründung 
zurück, die Ausübung der durch die Rheinbundakte garantierten Souveränitätsrechte 
mache es notwendig, auch den Adel anderen Staatsbürgern "ganz gleich zu setzen"6. 

Im Rückblick auf die Gesetzgebung der Rheinbundzeit feierte der Geheime Refe­
rendär und liberale Beamtenabgeordnete Ludwig Winter 1819 vor dem ersten badi­
schen Landtag die Beseitigung der Adelsprivilegien als "eine der größten Wohltaten, 
die der verewigte Großherzog seinem Land erwiesen" habe. Das "denkwürdige Edikt" 
über die Aufhebung der Patrimonial justiz erschien ihm wie "die Morgenröte eines 
nachgefolgten schönem Tages". Es schuf aus seiner Sicht die Voraussetzung für die 
Entwicklung Badens vom Patrimonial- zum Verfassungsstaat: "Die Schranken, die die 
Bewohner ein und des nemlichen Landes trennten, sind zusammengefallen, ein Band 
hat uns alle umschlungen; wir sind ein Volk geworden, klein an Zahl, stark durch 
Treue und Einigkeit. Der Widerstreit der Einrichtungen des Mittelalters mit den Be­
dürfnissen der Zeit ist gehoben, die unveräußerlichen Rechte der Staatsgewalt sind zu 
ihrer ursprünglichen Quelle zurückgekehrt, staatswirtschaftlichen Verbesserungen die 
Wege geöffnet, die Hindernisse des Fortschreitens auf der Bahn zur Verfassungsmäßi­
gen Freiheit sind weggeräumt worden. Die wohltätigen Folgen sind nicht zu berech­
nen, und sie lassen sich auch nicht mehr ungeschehen machen." Für die liberale Kam­
meropposition stand es fest, daß der Mediatisiertenartikel mit dem Verfassungsver­
sprechen des Artikels 13 der Bundesakte unvereinbar sei. Bildete die Verfassung den 
krönenden Abschluß des rheinbündischen Reformwerkes, so bedeutete Artikel 14 
nichts anderes als "die Wiederherstellung der Patrimonialherrschaft"7. 

Wir wissen heute, daß auch und gerade der Artikel 13 der Bundesakte im Zusam­
menhang mit dem Mediatisiertenartikel und der Absichtserklärung des Artikels 6, den 
ehemaligen Reichsständen "einige Kuriatstimmen" am Bundestag einzuräumen, ur­
sprünglich darauf abgestellt war, den sog. "Rheinbundabsolutismus" zugunsten der 
beiden Vormächte Österreich und Preußen einzudämmen, die Nutznießer landständi­
scher Einrichtungen, insbesondere die Mediatisierten, gegen ihre Souveräne zu mobi­
lisieren und die politisch-soziale Entwicklung seit 1806 zu revidieren8

. Es paßt in die­
sen restaurativen Kontext, daß in Baden zunächst der Adel als "Bannerträger der Ver-

6 Denkschrift Hövels, 2.9.1811, Generallandesarchiv Karlsruhe (im folgenden abgekürzt: GLA) 
48/6644. 
7 Verhandlungen der zweiten Kammer der Ständeversammlung des Großherzogtums Baden, 
Commissionsbericht Winters über des Abgeordneten Knapp Antrag, das Standes- und Grund­
herrlichkeitsedikt vom 16. April 1819 betr., Beilage zum Protokoll v. 8.6.1819, S.8f., S.12. 
8 Woifgang Magn; Das Problem der landständischen Verfassungen auf dem Wiener Kongreß 
1814/15, in: HZ 217 (1973) 296-346. 
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fassungsbewegung" und als eifrigster Vorkämpfer für die "deutsche Sache" auftrat9 
Bekanntlich sind solche Hoffnungen auf die "National-Einheit"IO, was immer ma~ 
darunter verstand, enttäuscht worden. Der Deutsche Bund knüpfte mit der föderalisti_ 
schen Lösung der deutschen Frage an die Tradition des Rheinbundes an. Die Verfas_ 
sungsdiskussion in den süddeutschen Staaten endete mit der Absage an die alte Stän_ 
deverfassung zugunsten der modernen Repräsentativverfassung, die dem in der 
Rheinbundzeit geschaffenen bürokratisch-zentralistischen Staatsaufbau entsprach 11. 
Übrig blieb der Artikel 14, der allerdings nur noch einen schwachen Ersatz für die ur­
sprünglich geplanten Einwirkungsmöglichkeiten bot. Immerhin legte Artikel 63 der 
Wiener Schlußakte die Kompetenz des Bundes fest, bei Beschwerden der Mediatisier_ 

ten "im Falle der verweigerten gesetzlichen und verfassungsmäßigen Rechtshülfe, oder 
einer einseitig zu ihrem Nachteil erfolgten legislativen Erklärung der durch die Bun­

desakte ihnen zugesicherten Rechte" eine Entscheidung herbeizuführen und "eine ge­
nügende Abhülfe zu bewirken"12. Dahinter stand deutlich eine interventionistische 
Absicht des Bundes. 

Nicht von ungefähr gab denn auch das Mediatisiertenproblem den Anlaß für die er­
ste Verfassungskrise in der Geschichte des badischen Frühkonstitutionalismus. Die 
badische Regierung hatte zunächst mit dem von Winter entworfenen Adelsedikt vom 
23. April 1818 versucht, den Artikel 14 auf dem Wege der Landesgesetzgebung mög­
lichst restriktiv auszulegen. Im § 23 der Verfassung stellte sie zudem das Edikt unter 
die Garantie des neuen Staatsgrundgesetzes. Zur großen Enttäuschung der Mediati­
sierten brachte es keine Rückkehr zu den adelsfreundlichen Brauersehen Konstitu­
tionsedikten, obgleich diese Edikte ganz ähnliche Bestimmungen enthielten wie die 
bayerische Deklaration von 1807, die in der Bundesakte als "Basis und Norm" zur Re­
gelung der Rechtsverhältnisse des mediatisierten Adels angegeben worden war. In den 
Beratungen des Komitees für Bundesangelegenheiten hatte es Winter strikt abgelehnt, 
die Steuerprivilegien des Adels wiederherzustellen oder für den Entzug steuerähnli­
cher Gefälle wie Judenabgaben, Gewerberecognitionen und Zolleinkünfte Entschädi­
gungen zu zahlen. Er gab die Weisung aus, das "Wohltätige" der bisherigen Justiz-, 
Polizei- und Verwaltungseinrichtungen mit "möglichster Schonung" zu beachten, 
"der Staatsgewalt die ihr wesentliche Kraft und Wirksamkeit ungeschwächt zu erhal-

9 Mangold, 75. 
10 Insbesondere die ehemalige Reichsritterschaft betonte in ihren Eingaben an die Frankfurter 
Bundesversammlung immer wieder die Aufgabe des Bundes, die "National-Einheit" zu schaffen. 
GLA 48/6665. 
11 Vgl. zu den staatenbündischen Traditionen, die vom alten Reich über den Fürstenbund von 
1785 und den Rheinbund von 1806 zum Deutschen Bund geführt hatten: Kar! Otmar Frhl: v. 
Aretin, Vom Deutschen Reich zum Deutschen Bund, (Deutsche Geschichte, hrsg. v. Joacbim 
Leuschlle/; Bd. 7, Göttingen 1980). Zur süddeutschen Verfassungsbewegung ebda 175 ff. Zum Zu­
sammenhang von Verwaltungs- und Verfassungsreform vgl. Elisabeth Fehrenbach, Verfassungs­
und sozialpolitische Reformen und Reformprojekte in Deutschland unter dem Einfluß des napo­
leonischen Frankreich, in: HZ 228 (1979) 288-316, bes. 312 f. 
11 Emst-Rlldolj Hubet; Dokumente zur deutschen Verfassungsgeschichte, Bd.1, (Stuttgart 1961) 
89. 
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ten" und den Rechtszustand der übrigen Staatsbürger "nicht zum Vorteil einer privile­
gierten Klasse auf eine Art festzusetzen, die früher oder später zu gefährlichen Reak­
tionen Veranlassung geben könnte"13. Zwar bestätigte das Adelsedikt die schon 1815 
erfolgte Zurückgabe des privilegierten Gerichtsstandes und der Patronatsrechte, aber 
es erschwerte die Annahme der Patrimonialjustiz, die nur zusammen mit allen Fi­
nanzlasten wied~r übernommen werden konnte, derart, daß mit einem freiwilligen 
Verzicht auf ihre Ausübung zu rechnen war. 

Die Beschwerden der badischen Standesherren am Bundestag l4 und der Interven­
tionsbeschluß der Quadrupelmächte auf dem Aachener Kongreß erzwangen dann eine 
Revision dieses Edikts im Sinne des Artikels 14. Das neue, für die Mediatisierten sehr 
viel vorteilhaftere Adelsedikt vom 16. April 1819 traf jedoch nicht nur auf die Proteste 
der nach wie vor unzufriedenen Standesherren, sondern auch und vor allem auf den 
heftigen Widerstand der zweiten Kammer, die unter Führung der beiden liberalen Be­
amtenabgeordneten Winter und Liebenstein die Verfassungswidrigkeit des einseitig 
erlassenen und kurz vor Zusammentritt des Landtags publizierten Gesetzes feststellte 
und seine förmliche Aufhebung fast einstimmig forderte. Der Konflikt endete mit der 
Vertagung des Landtags, weil sich, wie das Auflösungsdekret tadelte, die Abgeordne­
ten "manche unzarte Bemerkung gegen wohlerworbene Rechte und darauf gegrün­
dete Ansprüche" erlaubt hätten l:;. 

Andererseits scheute die Regierung jedoch - mit den Worten des leitenden Mini­
sters Berstett - davor zurück, den Bundestag "zum eigentlichen Schiedsrichter" zu 
machen und den Landständen das Recht abzusprechen, "alsdann eine Einsprache ein­
zulegen, wenn sie nachzuweisen im Stande sind, daß unter der Benennung eines Voll­
zugsgesetzes der Bundesakte in der Tat ein neues Gesetz gegeben worden sei"l6. Die 
Regierung, so erklärt Berstett, fühle sich an den Artikel 13 ebenso gebunden wie an 
den Artikel 14 der Bundesakte. Obgleich der Bundestag seinen Vollzug forderte l7

, ist 
das revidierte Adelsedikt von 1819 nie in Kraft getreten l8. Zwar hoffte die Regierung 
eine Zeitlang auf eine authentische Interpretation des Artikels 14 durch den Bund l9, 
aber dies geschah weniger mit dem Hintergedanken, den Bund gegen die Stände aus-

II Rechtsverhältnisse der Standesherren, Regelungen nach der Bundesakte 1817/18, GLA 233, 
40189; Vortrag Winters, Comite für teutsche Bundesangelegenheiten, 19.1.1818, GLA 48, 6714. 
14 Eingabe vom 18.8.1818, GLA 48, 6674. 
l' Leonbard lvliillC/; Badische Landtagsgeschichte, Bd.l, (Berlin 1900) 206. 
16 Zur Strategie der badischen Adelspolitik rückblickend Berstett in seinem wichtigen Vortrag 
vom 16.11.1820, GLA 48, 6665. 
17 Mit Bundesbeschluß vom 17.10.1820, vgl. hierzu unten S.258. 
18 Es kann keine Rede davon sein, daß mit dem Adelsedikt von 1819 "die Privilegienherrschaft 
... erneut gesetzlich verankert" wurde (so /Hangold, 107). Es trifft auch nicht zu, daß seine Be­
stimmungen über einen ,,Ausgleich mit der zweiten Kammer" in die späteren Verordnungen 
eingingen (so Fabel; 110) und "während des ganzen Vormärz geltendes Recht" blieben (so Fi­
scbn; 163). Ein Komprorniß mit dem Landtag kam erst 1840 bei der Vorlage der Deklaration 
über die Rechtsverhältnisse der Standesherrschaft Leiningen zustande, die sich jedoch kaum 
noch an das Adelsedikt hielt. Vgl. hierzu unten S.263. 
19 Vgl. die Erklärung des Großherzogs vor der ersten Kammer v. 24.7.1819. Hierzu Berstetts 
Vortrag v. 16.11.1820, GLA 48, 6665. 
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zuspielen20
, als im Vertrauen darauf, "daß man zur vollständigen Entwickelung eines 

den Bedürfnissen des gesamten Deutschland genügenden Bundessystems werde ge­
langen können"zl. Man erwartete positiv verbindliche, alle Parteien befriedigende 
"Normen", jedoch dachte man nicht daran, daß die Bundesversammlung sich bei ein­
zelnen Streitfragen in eine Materie einmischen werde, "in der sie nicht auftreten kann 
ohne gegen allgemein herrschende Ideen, das Interesse der Bundesstaaten und Media~ 
tisierten anzustoßen"zz. Als die vermittelnde Bundeshilfe ausblieb, schlug auch Baden 
wie die anderen Mittelstaaten den Weg der Einzelverhandlungen mit den Mediatisier_ 
ten ein. 

Trotz der restaurativen Stimmung, die in der Zeit der Karlsbader Beschlüsse auch 
auf Baden übergriff, blieb es jedoch der Kurs der badischen Regierung, die Adelsfrage 
möglichst durch Vereinbarung mit den Kammern auf der Ebene der Landesgesetzge_ 
bung zu lösen. Die Verhandlungen der Immediatkommission mit den Standes- und 
Grundherren waren nach wie vor darauf abgestellt, einen freiwilligen Verzicht auf die 
Patrimonialjustiz und Polizeigewalt durchzusetzen23 . In den Verträgen, die 1824ff. 
mit den kleineren Standesherren und der ehemaligen Reichsritterschaft abgeschlossen 
wurden, bot man als Ersatz für den Entzug der richterlichen und exekutiven Befug­
nisse bestimmte Gemeindevorrechte an, so die Befreiung von den Gemeindelasten 
und das Recht, den Bürgermeister aus drei von der Gemeinde gewählten Kandidaten 
zu ernennen. Damit erreichte man zweierlei: Zum einen wurde die politisch-soziale 
Sonderstellung des Adels in den lokalen Selbstverwaltungsbereich der Gemeinden 
verlagert; zum anderen ging man davon aus, daß die Gemeindeaufsichtsrechte, über 
die nichts im Artikel 14 stand, eindeutig in die Kompetenz der Landesgesetzgebung 
fielen. Liebenstein entwarf ein neues Adelsedikt, das zwischen den "Fundamentalbe­
stimmungen" nach Artikel 14 und den "reglementarischen", den Landesgesetzen und 
der ständischen Mitwirkungskompetenz unterliegenden Bestimmungen unterschied. 
Das Ziel war die Befreiung des Landesrechts von den Fesseln des Bundesrechts, denn, 
so lautete die gegen die konservativ-reaktionären Tendenzen gerichtete Begründung 
Liebensteins: " ... die Gesetzgebung des Staates kann nicht stehend sein; sie kann 
nicht in einem gegebenen Zeitpunkt für alle Zukunft festgestellt und abgeschlossen 
werden. Sie muß sich mit den Bedürfnissen der Jahrhunderte ändern. Sie muß mit der 
fortschreitenden Entwicklung der gesellschaftlichen Verhältnisse vorwärts gehen und 
sich ausbilden."z4 Das neue Gesetzesvorhaben, das 1822 den Kammern angezeigt 
wurde, scheiterte dann allerdings daran, daß eine Übereinkunft mit den Standesherr-

20 So die Interpretation von Wolfr;ang v. Hippe!: 1819 und noch auf den Wiener Ministerialkon­
ferenzen habe die badische Regierung versucht, "den Bund gegen die Stände auszuspielen". Erst 
Ende 1820 habe ein "allgemeiner politischer Kurswechsel" stattgefunden. (Friedrich Landolin 
Kar! von Blittersdorff 1792-1861. Ein Beitrag zur badischen Landtags- und Bundespolitik im 
Vormärz, Stuttgart 1967, 22, 36). 
21 So Berstett in seinem Rückblick auf dic Adelspolitik, Vortrag v. 16.11.1820, GLA 48, 6665. 
22 Ebda. 
23 Korrespondenz Blittersdorff-Berstett, Dez. 1819-März 1820, GLA 48, 6665. Berichte der Im­
mediatkommission, GLA 48, 6675. Gutachten Liebensteins 48, 6669. 
24 Entwurf des ncuen Adelsedikts, 1822, Vorbemerkung. GLA 48, 6669. 
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schaften Leiningen und Löwenstein nicht zustande kam. Hier herrschten weiterhin 
die Rechtsverhältnisse auf dem Stande von 1815, im Haus Leiningen bis 1840, in den 
beiden Häusern Löwenstein sogar bis 184825

. Dagegen gelang der Ausgleich mit dem 
reichsten und mächtigsten badischen Standesherren, dem Fürsten Kar! Egon II. zu 
Fürstenberg, der durch seine Heirat mit der Prinzessin Amalie von Baden dem groß­
herzoglichen Hause eng verbunden war26

. Als einziger Standesherr Badens übernahm 
Fürstenberg wieder die Jurisdiktionsgewalt. Er verzichtete allerdings 1825 auf die Ge­
richtsbarkeit in zweiter Instanz und 1835 auf die Forstgerichtsbarkeie7

. Außerdem er­
hielt er die in den anderen Adelsdeklarationen nur als Surrogat eingeräumten Ge­
meindevorrechte. In den finanziellen Streitfragen wurden die günstigen Bestimmun­
gen des revidierten Adelsedikts von 1819 erfüllt: Die Staatskasse zahlte Entschädi­
gung für alle enteigneten Gefälle, die einst in den Konstitutionsedikten von 1807 ga­
rantiert worden waren. 

Trotzdem wußten die Fürsten Leiningen und Löwenstein, warum sie einen ähnlich 
vorteilhaften Vertrag, der 1833 als Verordnung erschien, ausschlugen. Die Fürsten­
bergdeklaration schrieb nämlich keineswegs, wie es Artikel 14 vorsah, einen "gleich­
förmig bleibenden Rechtszustand" fest. Sie unterwarf sich vielmehr wie alle anderen 
Adelsdeklarationen künftigen Veränderungen der Landesgesetzgebung, namentlich 
der gesetzlichen Ablösung der Feudalgefälle gegen "volle Entschädigung" und der 
Pflicht, die Ämter in Verwaltung und Justiz Neuorganisationen anzupassen. Eine 
Blockierung der Ablösungsgesetzgebung wie in Württemberg war damit ausgeschlos­
sen28

. Sodann hielt sich die Garantie der Steuerprivilegien nur noch dem Buchstaben 
nach an den Wortlaut des Artikels 14, der den Standesherren den Status der "privile­
giertesten Klasse" in Ansehung der Besteuerung zubilligte. Schon in den Beratungen 
über das Adelsedikt war eine Restauration der Steuerexemtionen mit der Begründung 
zurückgewiesen worden, in Baden, wo "selbst die Regentenfamilie ihre Domänen und 
Apanagen versteuerte", existiere "gar keine privilegierte Klasse"29. § 61 der Fürsten-

25 Die Übereinkunft scheiterte an den Entschädigungsansprüchen. Leiningen forderte eine Revi­
sion der Schulden- und Revenuenteilung der Rheinbundzeit; die Fürsten Löwenstein verlangten 
ein Entschädigungskapital in Millionenhöhe, darunter nicht weniger als 723741 Gulden für ent­
eignete Land- und Wasserzölle. Vgl. Wol/galig Hilgo; Die Verhandlungen des Frankfurter Bun­
destages über die Mediatisierten 1816-1866, MS. Diss., (München 1956) 120ff. 
26 Dcr Vertrag mit Fürstenberg wurde am 11.11.1823 abgeschlossen und im Regienlllgsblatt am 
8.1.1824 publiziert. GLA 48, 6681. Den Kammern wurde der Vertrag nicht vorgelegt. 
27 A/I'xander v. Plalen, Karl Egon Il. Fürst zu Fürstenberg 17%-1854, (Stuttgart 1954) 64. 
28 Vgl. unten S. 261. Zum Streit um die Ablösungsgesetzgebung in Württemberg vgl. Wol/liang 
1". Hippl'!, Die Bauernbefreiung im Königreich Württemberg, 2 Bde., (Boppard 1977) bes. Bd.1, 
368 ff. Es kam der badischen Regierung keineswegs gelegen, daß Württemberg 1836 mit dem 
Antrag auf authentische Interpretation des Artikels 14 die prinzipielle Stellungnahme des Bun­
destages zu der Frage erhob, ob die erzwungene Ablösung mit den Vorschriften der Bundesakte 
vereinbar sei. Damit, so meinte man in Karlsruhe, werde nur eine Kompetenzfrage wieder aufge­
rollt, die in Baden längst entschieden sei. Es bestehe kein Zweifel, daß "die Ablösbarkeit, auch 
unfreiwillig, gegen vollen Ersatz, Rechtens sei". Bericht des badischen Gesandten aus Stuttgart, 
6.7.1836, GLA 48, 6735. 
29 Vorträge, die Rechtsverhältnisse der Standesherren betr., Dez. 1817-Jan. 1818, Vortrag des 
geh. Rcferendär Friedrich, GLA 233, 40 189. 
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bergdeklaration lautete: "Da jedoch die Fürstliche Standesherrschaft zur privilegierte_ 
sten Klasse in Ansehung der Besteuerung gehört, so muß auch künftig (!) jede Befrei_ 
ung von irgend einer Abgabengattung, die im constitutionellen Wege (!) einer andern 
Klasse von Staatsbürgern verwilligt werden dürfte, der Standesherrschaft gleichfalls zu 
gut kommen."3o In Wirklichkeit akzeptierte damit Fürstenberg den Grundsatz der 
Steuergleichheit. Schließlich wurde auch die Rückgabe der Jurisdiktion an Bedingun_ 
gen geknüpft, die nur scheinbar sehr viel günstiger ausfielen als in den beiden Adels_ 
edikten. Zwar übernahm jetzt die Staatskasse alle Kosten für die Gerichtsbarkeit in er­
ster Instanz, einschließlich der Dienerbesoldungen und -pensionen, aber dafür konn­
ten die standesherrlich<en Beamten auch nur mit Genehmigung der Regierung und 
nach den Vorschriften des badischen Dieneredikts von 1819 befördert, versetzt, pen­
sioniert oder entlassen werden. Mit anderen Worten: Die Jurisdiktionsgewalt kam ei­
nem Präsentationsrecht gleich, denn der Beamte war, wenn er einmal auf seiner Stelle 
saß, weit unabhängiger vom Standesherrn als in früheren Zeiten. In der Leiningende_ 
klaration von 1840 ging die Regierung noch einen Schritt weiter: Alle Dienerangele­
genheiten wie Besoldungen, Beförderungen, Versetzungen etc. wurden nun von der 
Regierung geregelt; Leiningen übte praktisch nur noch das Präsentationsrecht aus. 
Eine Restauration der alten Patrimonialgerichtsbarkeit fand in Baden nicht statt3l . 

Die bundespolitischen Initiativen zugunsten der Fürsten Löwenstein und Leinin­
gen, die immer wieder in Frankfurt vorstellig wurden und sogar die auswärtigen 
Mächte um Hilfe anriefen, waren wenig erfolgreich. Der gefährlichste Vorstoß erfolgte 
mit dem Bundesbeschluß vom 17. Oktober 1820, der Baden dazu aufforderte, die ehe­
maligen Reichsstände "zuvörderst in den Genuß aller der in dem letzten betreffenden 
Edikt vom 16. April 1819 ihnen unbestritten zugestandenen Gerechtsame und Vor­
züge ohne längeren Anstand setzen zu wollen"32. Die großherzogliche Regierung sah 
sich daraufhin "nur ungern" zu der Erklärung veranlaßt, "daß es ihr mit den ihr durch 
die Bundes- und Wiener Schlußakte gegebenen Mitteln unmöglich falle, den Art. 14 
zur Ausführung zu bringen". Der Vollzug des Ediktes sei durch die bei der Bundesver­
sammlung angebrachten Beschwerden der Mediatisierten behindert, und eine "teil­
weise" Vollziehung desselben sei nicht möglich. In Frankfurt wies der badische Ge­
sandte inoffiziell seine Kollegen darauf hin, daß man auf diese Weise die badische Re­
gierung erst recht in die Arme der "ultraliberalen" Partei treibe. Eine neue Verfas­
sungskrise könne sich Baden nicht leisten. Er erreichte damit die Suspension des Be­
schlusses. 

Die Stoßrichtung des Bundestagsbeschlusses von 1820 ging offensichtlich gegen die 
adelsfeindliche Opposition der zweiten badischen Kammer, die das revidierte Adels-

30 Großherzoglich-Badisches Staats- und Regierungsblatt, 8.1.1824, S.lO. § 60 stellte fest: "Da in 
dem Großherzogturn alle Staatsbürger zu den öffentlichen Lasten ihr verhältnismäßiges Betreff­
nis beizutragen haben, und irgend eine Abgabenfreiheit nicht stattfinden soll, so ist auch die 
Standesherrschaft diesem verfassungsmäßigen Grundsatz in der Regel unterworfen." 
31 Ausgehend von den Bestimmungen der Adelsedikte hat die Literatur diesen Sachverhalt ver­
kannt. Vgl. z. B. Gollwitzo; 33 ff., 56 ff. 
32 Hierzu und zum Folgenden der Aktenbestand GLA 48, 6665. 



Das Scheitern der Adelsrestauration in Baden 259 

edikt von 1819 zu Fall gebracht hatte. Metternich, der vergeblich die Vorlage des um­
strittenen Edikts am Bundestag zur Feststellung seiner Rechtsgültigkeit empfahl, ließ 
Berstett in einem vertraulichen Schreiben wissen, daß ihm die Haltung der badischen 
Regierung "mancherlei trübe Empfindungen" geweckt habe. "Es ist für mich", schrieb 
er, "daraus die schmerzliche Überzeugung hervorgegangen, daß eine so achtungswerte 
Regierung, ihre eigene Kraft verkennend, der Illusion sich hingibt, als seien wirkliche 
Gefahren für sie vorhanden, und mit tiefem Leidwesen muß ich sehen, daß man in 
Karlsruhe aus Mangel an Vertrauen in seine gerechte Sache, aber auch in den Bund 
und dessen Bestand der Anerkenntnis der Sophismen einer übelgesinnten, die Gren­
zen ihrer Befugnisse überschreitenden Oppositions-Partei jenem festen, ruhigen, wür­
devollen Gang (an den Bundestag) vorzieht, der, indem er mit der Erfüllung der Bun­
des pflichten in vollstem Einklang stünde, die sicherste Bürgschaft für die Erreichung 
des wünschenswerten Zieles gewähren würde." Ganz im Tenor der Restaurationside­
ologie befürchtete Metternich von der badischen Politik "die mögliche Schwächung 
der Rechte des Adels, und dadurch die allmählige Vernichtung eines Standes ... , der 
doch immerhin die erste Stütze des Thrones, und des monarchischen Prinzips ist"3}. 

Selbst dem österreichfreundlichen badischen Bundestagsgesandten Blittersdorff 
ging diese Sprache zu weit, die ihn, wie er an Berstett schrieb, "Wort für Wort" an die 
interventionistische Deklaration Metternichs gegen das revolutionäre Neapel erinnere. 
Es sei jedoch nicht Badens Sache, sich "als Verteidiger des monarchischen Prinzips im 
österreichischen Sinne in Deutschland vorzustellen" und die "Brandfackel" in sein ei­
genes Land zu werfen. In repräsentativen Staaten könne das monarchische nicht vom 
konstitutionellen Prinzip getrennt werden. Baden werde "den konstitutionellen Weg 
niemals und unter keiner Bedingung verlassen, und deshalb ebensogut die Sophismen 
der revolutionären Partei, als die der entgegengesetzten zurückzuweisen wissen". Blit­
tersdorff erteilte den Intentionen, mit Hilfe Badens den deutschen Bund zum unselb­
ständigen Werkzeug der antirevolutionären Stabilitätspolitik der Vormacht Österreich 
zu machen, eine klare Absage: "In Italien wird der Kampf der Mediatisierten ausge­
fochten, nicht hier."34 

Der Briefwechsel zwischen Blittersdorff und Berstett wirft ein bezeichnendes Licht 
auf das Dilemma der beiden badischen "Reaktionäre", die ja doch eine Zeitlang den 
staatsstreichähnlichen Plan verfolgten, mit Unterstützung des Bundes die badische 
Verfassung "landständisch" zu revidieren35 . Die Adelspolitik läßt es jedoch fraglich er­
scheinen, ob sie dabei tatsächlich an eine altständische Verfassung dachten. Das Be­
streben, vor allem die Kompetenzen der allzu offensiven Kammer zu beschneiden, 
deutet eher auf eine Rückkehr zum konstitutionellen Absolutismus der Rheinbund­
zeit hin. Jedenfalls glaubten weder Berstett noch Blittersdorff im Falle Badens an die 
Aristokratie als Stütze der Monarchie. Wenn überhaupt, meinte Blittersdorff zu Met­
ternichs Adelslob, so könnten "in einem Staate wie Baden nur mittelbegüterte Adliche 

33 Ebda (Metternich an Berstett, 9.3.1821). 
34 Ebda (Blittersdorff an Berstett, 21. 3.1821). 
35 v~ Hippe!, Blittersdorff 14, 19 ff. 
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ohne allzu ausgedehnte Privilegien zur Consolidierung des Ganzen beitragen, und die 
Mittelkette zwischen dem Regenten und den Untertanen bilden". Es sei jedoch ein 
Widerspruch, "wenn man behaupte, daß der Staat dadurch stärker und der Thron be­
festigter werde, wenn man bedeutende Landesteile aus dem gemeinsamen Staats-Ver_ 
band herausreißt, und Interessen schafft, welche denen des übrigen Landes zuwider_ 
laufen; daß dieses gerade so viel heiße, als ob man einen gesunden Menschen, um ihn 
stärker zu machen, tüchtig zu Ader lassen müsse"36. Auch in späteren Jahren, als Blit­
tersdorff zum leitenden Minister Badens aufstieg, beschwerte er sich immer wieder 
darüber, daß der Adel seine konservativen Bemühungen nicht unterstütze, sondern 
sich "auf eitles Frondieren und kleinliche Geldinteressen des Augenblicks" be­
schränken. 

Der zweite Konflikt mit dem Bund um die Adelsfrage entzündete sich an dem gro­
ßen Gesetzgebungswerk des Reformlandtages von 1831 um Grundentlastung und Ge­
meindeordnung. Besonders umstritten waren die ziemlich niedrigen Entschädigungs_ 
sätze zum zwölf-, fünfzehn- und achtzehnfachen Betrag der Jahresrente beim Abkauf 
der Fronden und Blutzehnten, auch wenn die Staats- und Gemeindekassen ein Drittel 
bis die Hälfte der Entschädigungssummen übernahmen38. Das allgemeine Zehntablö­
sungsgesetz von 1833 erhöhte dann zwar den Ablösungsmaßstab wieder auf den übli­
chen zwanzigfachen Betrag, aber jetzt zahlte der Staat nur noch ein Fünftel der Ent­
schädigungssumme. Da gleichzeitig die neue Gemeindeordnung von 1831 die Steuer­
befreiungen der Standes- und Grundherren von den Gemeindelasten aufhob und ihre 
Beitragspflicht auf ein Drittel der Gemeindeausgaben festlegte, bedeutete dies prak­
tisch, daß die Mediatisierten einen Teil der ihnen aus der Gemeindekasse zustehenden 
Entschädigungsgelder selbst zu tragen hatten39. Erst die revidierte Gemeindeordnung 
von 1835 milderte diese Härte, indem sie den Steueranteil des Adels wieder herab­
setzte und demjenigen der sog. Ausmärker oder staatsbürgerlichen Einwohner gleich­
setzte. Auf heftigen Protest der Mediatisierten stießen ferner jene Bestimmungen der 
Gemeindeordnung, die das in den Adelsdeklarationen vertraglich zugesicherte Recht 
der Auswahl unter drei Kandidaten zu BürgermeistersteIlen entzogen und auf ein blo­
ßes Einspruchsrecht beschränkten. 

Die Fürsten Löwenstein legten Beschwerde am Bundestag gegen die Ablösungsge­
setze ein. Mit Kassandrarufen prophezeiten sie den Sieg der "demokratischen Partei" 
in Baden und das Nahen der Revolution unter der Parole, die heute noch "Zehntfrei­
heit und Frohndfreiheit" laute und morgen schon "Volkssouveränität und gleiche Ver­
teilung aller Güter" heißen werde40

. Die Grafen Leiningen sowie die ehemalige 
Reichsritterschaft verklagten die badische Regierung in Frankfurt auf Vertragsbruch 

36 Wie Anm. 34. 
37u, Hippe!, Blittersdorff 98. 
38 Rettig, (wie Anm. 1) 129 H. Zur Bauernbefreiung in Baden fehlt eine neuere Darstellung. Kur­
zer Abriß bei: Christo! Dippel; Die Bauernbefreiung in Deutschland 1790-1850, (Stuttgart 1980) 
82 ff. 
39 Eingabe der Fürsten Löwenstein an den Frankfurter Bundestag, 26.5.1832, GLA 48, 6698. 
40 Ebda. 
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der Adelsdeklarationen mit der Bitte an den Bundestag, die neuen Gesetze, die darauf 
hinausliefen, "die Existenz des hohen und niedern Adels ganz zu zernichten", auf die 
Standes- und Grundherrschaften als nicht anwendbar zu erklären41

. 

Die badische Regierung lehnte es jedoch energisch ab, eine Exemtion der Eigen­
tumsrechte des mediatisierten Adels von der Landesgesetzgebung anzuerkennen42

• 

Mit Berufung auf die Ablösungsvorbehalte der Adelsdeklarationen konnte sie viel­
mehr am Bundestag durchsetzen, daß die Entschädigungsreklamationen an die badi­
schen Landesgerichte überwiesen wurden, wo sie noch nicht entschieden waren, als 
1848 die Revolution ausbrach43. In den Gemeindeangelegenheiten hingegen beschloß 
der Bundestag am 16. Juni 1836, daß für die Beschwerdeführer die Bestimmungen der 
Gemeindeordnung außer Kraft zu setzen seien. Der badische Bundestagsgesandte be­
stritt vergeblich die Kompetenz des Bundes mit Hinweis darauf, daß Artikel 14 gar 
keine Gemeindeaufsichtsrechte garantiere. Die übrigen Bundesstaaten, auch Würt­
temberg, vertraten dagegen die Auffassung, die Bundesgarantie erstrecke sich auch auf 
die Surrogate für den Verzicht auf die Patrimonialjustiz44

. 

Unter dem Einfluß Winters, der seit 1831 als Innenminister fungierte, weigerte sich 
jedoch die badische Regierung, den Bundesbeschluß als Landesgesetz zu publizieren 
und damit die Kompetenz des Bundes anzuerkennen. Sie erließ statt dessen 1837 mit 
Zustimmung der Kammern ein nur "provisorisches Gesetz", dem inhaltlich der Bun­
desbeschluß zwar zugrunde lag, aber mit dem Vorbehalt einer künftigen definitiven 
Regelung in Übereinkunft mit der Volksvertretung. Auf diese Weise wurde die Offen­
heit der Landesgesetzgebung verteidigt und zugleich das Bestreben deutlich gemacht, 
die Adelsfrage auf verfassungsmäßigem Wege gemeinsam mit den Kammern zu lö­
sen45 . Es entsprach dieser Intention, daß 1840 die endlich nach jahrelangem Streit ab­
geschlossenen Verträge mit dem Fürsten Leiningen anders als die früheren Deklara­
tionen den Kammern vorgelegt wurden46 Fürst Leiningen unterwarf sich nunmehr 
allen Bestimmungen der Gemeindeordnung von 1835! 

41 Eingabe der Grafen Leiningen an den Frankfurter Bundestag, 22.5.1832, GLA 48, 6691/92. 
42 Gesandtschaftsberichte Blittersdorffs, 27.5.1832; Stellungnahme des Ministeriums der Aus­
wärtigen Angelegenheiten, 4.6.1832, Berichte der Immediatkommission, 12.7.1833, Stellung­
nahme des Ministeriums der Finanzen, 10.9.1836, Protokolle der deutschen Bundesversamm­
lung, 16.6.1836, GLA 48, 6700. 
43 1839 wurden auch die Entschädigungsreklamationen der Fürsten Löwenstein durch Bundes­
beschluß den Landesgerichten überwiesen (Hi/go; 86 ff., 107 ff.). Das Hofgericht des Mittelrhein­
kreises entschied zunächst zugunsten der Grafen Leiningen und der ehemaligen Reichsritter­
schaft. Daraufhin appellierte das Finanzministerium an das Oberhofgericht. Dieses entschied, der 
ehemalige Reichsadel könne nicht in corpore klagen. Der Prozeß zog sich hin. 
44 Hi/ger; 93 ff. 
45 Hi/go; 78ff. Zum provisorischen Gesetz vom 16.2.1837 vgl. v.Hlppe!, Blittersdorff 89f. Proto­
koll der geheimen Sitzung der zweiten Kammer vom 18.7.1837, GLA 231, 1624, vgl. lHüllel; 
Bd.4, 89 f., vgl. unten S.263. 
46 Verhandlungen der zweiten Kammer der Ständeversammlung des Großherzogtums Baden, 
1839-40, Sitzung v. 8.7.1840. Blittersdorff betonte in dieser Debatte, es sei "der Zweck der Re­
gierung bei Vorlage des Gesetzes auch der gewesen ... , die Eintracht zwischen ihr und den Stän­
den auch in Beziehung auf die standesherrlichen Beziehungen herzustellen ... " (S. 93). Vgl. unten 
S. 263 f. 
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Ein weiterer Kompetenzenstreit brach in den vierziger Jahren um das Schiedsge_ 
richt aus, das 1842 auf Vorschlag des Erbprinzen Konstantin Löwenstein für standes_ 
herrliche Beschwerdesachen am Bundestag eingesetzt wurde47

• Badens Einspruch, es 
wäre Einstimmigkeit im Plenum erforderlich gewesen, weil das Schiedsgericht als eine 
"organische" Einrichtung des Bundes anzusehen sei, wurde mit der Begründung zu­
rückgewiesen, die richterliche Instanz diene lediglich dem Vollzug des Artikels 63 der 
Wiener Schlußakte. Baden machte sich dann allerdings diese Argumentation zunutze 
indem es dem Schiedsgericht jede authentische Interpretation des Bundesrechts ab: 
sprach48

. Die Auseinandersetzung hierüber war keine bloße Lappalie. Immerhin sollte 
dem Schiedsgericht in der Streitfrage der erzwungenen Ablösungen auch die Ent­
scheidung darüber zufallen, ob die Grundentlastung tatsächlich - nach dem von Ba­
den vertretenen Prinzip des ius eminens - "ein unabweisliches, allgemein anzuerken_ 
nendes Bedürfnis" darstelle und "ob die dargebotene Entschädigung genügend sei"49. 
Mit der Ablehnung des Schiedsgerichts setzte sich die badische Regierung dem Vor­
wurf Österreichs und Preußens aus, sie gefährde den Bestand des Deutschen Bundes 
und zerreiße damit "das heute so hoch gehaltene Band deutscher Einheit". Preußen 
appellierte an die nationale Verantwortung Badens für "das Heil und die Ehre 
Deutschlands"; Österreich erinnerte warnend an das "traurige Schauspiel" des Schwei­
zer Sonderbundes, das auch in Deutschland drohe, falls die Bundesbeschlüsse "aus 
dem Kreise gesicherter Tat in jene der leeren Worte übergehen" sollten>o. 

Im Konflikt zwischen Landes- und Bundespolitik lag es für die badische Bürokratie 
nahe, Unterstützung bei der Volksvertretung zu suchen. Einmal abgesehen von kon­
servativen Bedenken gegen eine solche Zusammenarbeit, wurde dieser Ausweg jedoch 
auch durch die doktrinäre Haltung und das dualistische Verfassungsverständnis der li­
beralen Abgeordneten behindert>l. Schon in der ersten großen Adelsdebatte von 1819 
scheiterte Winters Antrag, eine Vermittlungskommission aus Vertretern bei der Kam­
mern zu bilden, um der vom Bund bedrängten Regienmg "zu Hülfe zu eilen", an den 
konstitutionellen Bedenken des Freiburger Professors Duttlinger: Die Volksvertretung 
repräsentiere nicht bürgerliche resp. aristokratische "Parteien", sondern den Gesamt­
willen der Bürger; es sei keinesfalls ihre Aufgabe, den Ministern "die Kräfte der Intel­
ligenz zuzuführen">2. In der Adelsdebatte von 1831, in der Rotteck seinen Antrag auf 
Aufhebung der rechtsungültigen, weil den Kammern nicht vorgelegten Adelsdeklara-

47 Gollwitzel; 123; HiZr;eT, 146ff. GLA 48, 6701. Bericht des Minist. f. Ausw. Angelegenheiten, 
4.10.1842, ebda. Auch der Streit um das Schiedsgericht zog sich bis 1848 hin! 
48 Instruktion an den Bundestagsgesandten, 27.2.1847, GLA 48, 6701. 
49 Die Stellungnahme Preußens im Bundestag zum württembergischen Antrag auf authentische 
Interpretation des Artikels 14 in der Frage der erzwungenen Ablösungen; Sitzung v. 8.5.1844, 
GLA 48, 6735. 
50 Note Österreichs, 7.12.1846; Note Preußens 19.12.1846; GLA 48, 6701. 
51 Generell hierzu: Lothar Gal!, Das Problem der parlamentarischen Opposition im deutschen 
Frühliberalismus, in: Politische Ideologien und nationalstaatliche Ordnung, Festschrift für Theo­
dor Schieder, (München 1968) 153-170. 
52 Commissionsbericht Winters, (wie Anm.7) S. 19; Duttlingers Einwände in der Sitzung v. 
17.6.1819. 



Das Scheitern der Adelsrestauration in Baden 263 

tionen stellte, drängten Winter, Nebenius und Böckh, die in dieser Debatte die Regie­
rungsseite vertraten, vergeblich auf eine Entscheidung "der Sache nach"53. Sie gaben 
zu, daß die Deklarationen manche Bestimmungen enthielten, "bei denen man eine 
Änderung wünschen muß" und baten darum, diese Bestimmungen genauer zu be­
zeichnen statt die Deklarationen pauschal zu verwerfen54 . "Täuschen wir uns nicht", 
beschwor Winter die Abgeordneten, "hier handelt es sich um ein Verhältnis, worüber 
weder die Regierung, noch die Standesherren, noch die Stände einseitig entscheiden 
können, sondern es gibt noch einen Vierten, dem die Entscheidung zuletzt zusteht, 
welches bewirkt, daß wir uns immer und ewig in einem Kreise herumdrehen müssen, 
wenn wir nicht eine Bestimmung annehmen."55 Der größte Teil der Debatte bestand 
jedoch aus einer typischen Grundsatzdiskussion über den Widerstreit des historischen 
mit dem Vernunftrecht. "Das neunzehnte Jahrhundert, meine Herren", dozierte Rott­
eck, "ist nicht geneigt zur gedankenlosen Anerkennung der Verkehrtheiten einer 
längst verflossenen, finstern Zeit und der ungereimten Rechtsdichtungen knechti­
scher Juristen. Das Vernunftrecht steht heute zur Herrschaft auf in allen Sphären des 
Staatslebens, und keine Macht auf Erden wird es mehr zur Unterwürfigkeit bringen 
unter die Ansprüche der Feudalität."56 Rotteck setzte seinen Antrag mit den bezeich­
nenden Worten durch: "Es muß ... zuerst das Prinzip gehandhabt werden."5? Erst in 
den späteren Jahren des Vormärz wuchs die Kompromißbereitschaft der Abgeordne­
ten. 1837, als in einer geheimen Sitzung das provisorische Gesetz über die Gemeinde­
vorrechte der Standes- und Grundherren beraten wurde, nahm die Kammer fast ein­
stimmig Mittermaiers Kommissionsantrag an, der zwar weiterhin die Rechtskraft der 
Deklarationen bestritt, aber doch dem provisorischen Gesetz zustimmte, um ein "ge­
fährliches Präjudiz" zugunsten der Bundeskompetenz durch Verkündigung des Bun­
desbeschlusses zu vermeiden58. Ebenso akzeptierte die Kammer 1840 die Verträge 
mit Leiningen, weil, wie es Welcker formulierte, eine Opposition "nur um Opposition 
zu machen" nicht weiterführe59. Rotteck appellierte sogar an das "wechselseitige Ver­
trauen zwischen Regierung und Kammer"6o. Auch Rotteck gab seine Zustimmung zu 
der Deklaration, wenngleich "mit gepreßtem Herzen" im Hinblick auf die Überbleib­
sel des Artikels 14, aber, so meinte er, "es liegt eine zeitliche Vernünftigkeit im Ertra­
gen dieser Verhältnisse"61. Die Verträge mit Leiningen hielten sich weitgehend an die 
Verfassung und die Landesgesetze; allerdings wurden die Konzessionen des Fürsten 
mit erheblichen Geldopfern erkauft: Leiningen kassierte die stattliche Abfindungs­
summe von 5 50000 Gulden. Blittersdorff äußerte als Regierungsvertreter am Ende der 

B Verhandlungen der zweiten Kammer, 12.9.1831 (Zitat aus der Rede Böckhs, S.399). 
54 Ebda, Rede Böckhs, S. 400 f. 
55 Ebda S. 401. 
56 Sitzung v. 6.6.1831, Begründung der Motion des Abg. v. Rotteck, Beilage. 
57 Sitzung v. 12.9.1831, S.422. 
58 Commissionsbericht Mittermaiers GLA 231, 1623. Protokoll der geheimen Sitzung v. 
18.7.1837, GLA 231, 1624. 
59 Verhandlungen der zweiten Kammer, 8.7. 1840, S.96. 
60 Ebda S.90. 
61 Ebda S.93. 
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Leiningendebatte die Hoffnung, "daß somit der Frieden im Allgemeinen hergestellt 
werden wird, und zwar nicht bloß in Beziehung auf Leiningen, sondern auf alle stan­
desherrlichen Verhältnisse". 

Diese Hoffnung freilich trog. Es gab auch weiterhin Reibungsflächen, vor allem in 
den Gemeinden. Vergeblich monierte der Landtag 1844, 1845 und 1846 das provisori­
sche Gesetz von 183762 ; immer wieder forderten zahlreiche Petitionen die Gemeinde­
autonomie sowie die uneingeschränkte Beitragspflicht der Standes- und Grundherren 
zu den Gemeindelasten63

. Im Revolutionsjahr 1848 bildete die Verarmung der Ge­
meinden - neben der drückenden Last der Zehntablösungskapitalien - den wichtig­
sten Beschwerdepunkt der aufständischen Bauern64. Ihr Unmut mag nicht zuletzt da­
her rühren, daß die Standesherren im Verlauf der Auseinandersetzungen mit dem ba­
dischen Staat glänzende Entschädigungsgeschäfte gemacht hatten, die kraß vom länd­
lichen Pauperismus abstachen65 . Da die Staatskasse sämtliche Jurisdiktions- und Ver­
waltungskosten übernahm, die vor 1806 in den Zwergstaaten, die noch kaum eine 
Steuerwirtschaft kannten, aus den Domäneneinkünften bestritten werden mußten, 
hatte Rotteck nicht unrecht, als er vor der Kammer die Ansicht vertrat: "Die Souverä­
nität führt Sorgen und Mühe, Lasten und Ausgaben mit sich, welche der Private nicht 
hat, und die Standesherren sind, nachdem sie mediatisiert wurden, reicher als vor­
her."66 Ähnlich wie im vorrevolutionären Frankreich so wurde auch in Deutschland 
der Zerfall der traditionellen Adelsherrschaft von krisenhaften Spannungen begleitet, 
die sich 1848 entluden. Bezeichnenderweise brachen die Bauernunruhen jedoch nicht 
in einer sozial patriarchalischen Standesherrschaft wie Löwenstein aus, sondern in den 
Gebieten der "deutschen Whigs"67 Fürstenberg und Leiningen, die es geschickt ver­
standen hatten, sich dem politischen und sozialökonomischen Wandel anzupassen. 

Die Denkschriften und Briefe dieser beiden Fürsten dokumentieren auf ihre Weise 
das Scheitern der Adelsrestauration in Baden. Kar! Leiningen, der spätere Ministerprä­
sident der Paulskirche, empfahl seinen Standesgenossen schon 1846 den völligen Ver­
zicht auf illusorische "Ehrenrechte" und den Ausbau des Standschaftsrechts, d. h. die 
"Teilnahme an der Staatsgewalt" durch parlamentarische Mitwirkung68. Fürstenberg, 
der als Vizepräsident der ersten badischen Kammer für die Grundentlastung und die 
Pressefreiheit eintrat, schrieb an Metternich, der Adel sei "von der Geschichte ge­
warnt" und "durch das Gesetz einer mehr als traurigen Notwendigkeit" dahin geführt 
worden, "in Zeiten zu einem klugen Vergleich sich zu verstehen, um wenigstens etwas 
aus dem Sturm zu retten"69. 

62 Verhandlungen der zweiten Kammer, 2.7.1844, 15.1. 1845, 31. 7.1846. 
63 Vgl. z. B. den Bericht der Petitionskommission, erstattet vom Abg. Junghanns II, Beilage zum 
Protokoll der Sitzung v. 31. 7.1846. 
64 Dippn; 155; Lautenschlagn; 13, 25ff. 
65 Dipper, 155, 171. 
66 Verhandlungen der zweiten Kammer, 8.7.1840, S.91. 
67 Die Bezeichnung stammt von GollwitzCl; 161. 
68 Zu der 1846 veröffentlichten Denkschrift vgl. Gollwitzer, 176. GLA 65, 1513: Denkschrift des 
Fürsten Kar! zu Leiningen, Osborne (Insel Weight), 12.7.1846. 
69 Gollwitzn; 200 ff. 
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Diskussion zum Referat von Elisabeth Fehrenbach 

Leiter: Sten Gagner 

Der Einstieg in die Diskussion über das Scheitern der Adelsrestauration in Baden 
erfolgte über kurze Informationsfragen, die zum einen der Patrimonialgerichtsbarkeit, 
zum anderen dem sogenannten Präsentationsrecht galten. IFerner Schubert nahm auf 
seine Frage, wieviel Prozent der Bevölkerung von der vollen Wiederherstellung der 
Patrimonialgerichtsbarkeit betroffen gewesen wären, zur Kenntnis, daß es sich dabei 
in Baden um nahezu ein Drittel, in Bayern dagegen - wie JFalter Demel ergänzte - um 
etwa ein Sechstel der Bevölkerung gehandelt habe. Wolfgang von Hippelließ erken­
nen, daß er mit der von der Referentin vorgelegten Interpretation des Präsentations­
rechtes, wie es die Fürstenbergdeklaration vorsah, nur bedingt übereinstimmte, bat 
nichtsdestoweniger um nähere Erläuterungen, auch um Vergleiche mit bayerischen 
Gepflogenheiten. Seinen Hinweis, daß Baden sich bei der Lösung anstehender Adels­
probleme an Württemberg orientiert haben könnte, wies die Referentin entschieden 
zurück. Die Deklaration der Fürstenberg lasse sich nicht mit jener der Thurn und Ta­
xis vergleichen. Baden habe sich zur Bewältigung seiner Probleme stets einer anderen 
Taktik bedient als Württemberg. Z. B. habe es immer wieder versucht, einzelne Adels­
koalitionen gegeneinander auszuspielen. 

Die sowohl während des Vortrages wie auch im Verlauf der Debatte gebrauchte 
Formulierung vom politischen und sozio-ökonomischen Wandel, dem sich die Für­
sten Löwenstein und Leiningen schließlich angepaßt hätten, griff Wilhelm Stömlfr auf 
und relativierte sie dahingehend, daß nur die Lektüre der Memoiren, nicht aber die 
der Archivalien der fürstlichen Archive den Eindruck einer derartigen Progressivität 
entstehen lassen könne. (Vgl. dazu den schriftlich ausgearbeiteten Diskussionsbeitrag 
S. 267.) Elisabeth Fehrenbach replizierte mit Verweis auf das Engagement der Fürsten­
berg in Industrie und Technik; hinsichtlich der Leiningen gab sie zu bedenken, daß 
die Familie selbst sehr unterschiedliche politische Standpunkte bezog, wobei die Gra­
fen von Leiningen mit ihrer demonstrativ liberalen Haltung wohl als die fortschritt­
lichsten zu gelten hatten. Volker Press modifizierte die Aussage der Referentin in be­
zug auf Fürstenberg erneut. Er bat, sich zu vergegenwärtigen, daß die Familie aus­
schließlich in Böhmen modernisiert und investiert, in Baden unter dem Deckmantel 
ihres Vertrages aber die alte Reichsfürstenherrlichkeit konserviert habe. Bezugneh­
mend auf die erwähnten Vorstöße der Fürsten Löwenstein und Leiningen in Frankfurt 
und die am Rande gestreifte bundesweite Restaurationsideologie fügte Press an, daß 
Metternich verschiedentlich mißverstanden werde. Ihm sei es auf die Balance ange­
kommen, ein kleinliches Rekurrieren auf adelige Ehrenrechte habe er nicht für gün­
stig erachtet. 

Grundsätzlicher Konsens bestand zwischen den Teilnehmern in all jenen Fragen, 
die die Herausbildung eines Adelsproletariates, die Abgrenzung des alten Adels ge­
genüber jenen "Emporkömmlingen" und die zunächst sehr generösen, später restrikti­
ven Formen der Nobilitierungspolitik betrafen. Nach Walter Demel waren adelige 
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Kultur und Lebensweise gegen Ende des 18. und zu Beginn des 19. Jahrhunderts 
selbst für reiche und angesehene Bürger noch so attraktiv, daß sie nicht selten alles 
daransetzten, in diese Gesellschaftsschicht aufgenommen zu werden. Beste Vorausset_ 
zungen boten sich dabei für akademisch gebildete Beamte, deren berufliche Karriere 
eine gesellschaftliche Eingliederung am ehesten ermöglichte. Statistisch lasse sich das 
Anwachsen des Adels an hand der Hof- und Staatshandbücher verfolgen, so der Dis­
kussionsredner. Um 1812 nehme die Zahl der Nobilitierungen plötzlich rapide ab. 
Die Zeichen, daß der alte Adel massiv auf Einhaltung der Standesgrenzen drängte, 
mehrten sich jedoch auch anderorts: Franz II. habe an seiner Ansicht, daß nur der alte 
Adel als Stütze des Thrones zu betrachten sei, nie Zweifel gelassen. 

Die von Walter Demel vorgetragenen Thesen provozierten zwei Gegenfragen: 
Heinz Rn/konstatierte bei den Äußerungen des Vorredners eine gewisse Vernachläs­
sigung des Besitzkriteriums und forderte angesichts der Tatsache, daß Demel im Pro­
zeß der gesellschaftlichen Umschichtung dem Bildungsmoment einen so hohen Stel­
lenwert beimaß, eine besondere Begründung. Demel kam dieser Aufforderung mit 
Verweis auf die außergewöhnlich integrativen Fähigkeiten aller Arten von Bildung 
nach. Dadurch, daß für Adel und Bürgertum zunehmend gleiche berufliche Qualifika­
tionsmaßstäbe Geltung gewonnen hätten, hätte sich eine Annäherung beider Gesell­
schaftsschichten vollzogen, die andere Bewertungskriterien wie Reichtum oder Tradi­
tion in dem Maße in den Hintergrund treten ließ, wie diese für den beruflichen Auf­
stieg im modernen Staat an Bedeutung verloren. - Von Wemer Sdmbert über das Ver­
halten des bayerischen Adels nach 1814 befragt, korrigierte Demel unter dem Ein­
druck der ihm bekannten Quellen jene Ergebnisse, zu denen H. H. Hofmann in seiner 
Arbeit über ,,Adelige Herrschaft und souveräner Staat. Studien über Staat und Gesell­
schaft in Franken und Bayern im 18. und 19. Jahrhundert" gelangt war: Ohne die 
These vom "latenten Klassenkampf" zwischen Adel und Bürokratie zu übernehmen, 
beschrieb Demellediglich das Verhältnis von Bürgertum resp. Beamtenturn und Feu­
daladel auf dem Land als gespannt und konfliktreich. 

Durch Wenzer Schubert, Michael Stolleis und Bernd Wunder richtete sich das Inter­
esse im weiteren Verlauf der Diskussion wieder auf Baden. Die Referentin bestätigte 
auf deren Fragen hin, daß es auch in Baden scharfe Auseinandersetzungen zwischen 
Adel und Beamtenturn gegeben habe, die Entwicklung aber ähnlich wie in Bayern 
letztendlich auf eine Verschmelzung von bürgerlichen und adeligen Gesellschafts­
schichten hinausgelaufen sei. 

Das Problem der Gemeindelastenbefreiung sowie das von Entschädigungsleistun­
gen generell, von Volker Press und Woifgangvon Hippel eingangs bereits angespro­
chen, griff gegen Ende der Aussprache Hans-Peter Ullmann noch einmal auf. Er wer­
tete die in Baden großzügig gewährten Entschädigungsleistungen als Druckmittel, 
dessen sich die Regierung immer dann bediente, wenn Aussicht bestand, daß einzelne 
Standesherren sich über finanzielle Arrangements zu politischen Zugeständnissen be­
reit finden würden. Die Referentin, die dieser Ansicht vorbehaltlos zustimmte, er­
gänzte mit dem Hinweis, daß die Entschädigungsgelder selten bar ausbezahlt wurden, 
was der "Rentengesinnung" des Adels zusätzlich entgegen kam. 



Diskussion zum Referat von E. Fehrenbach 267 

Schrtftlich atlSgearbeiteter Diskussionsbeitrag 

W: Störmer 

Frau Fehrenbach hat ein sehr aufschlußreiches Bild vom Scheitern der Adelsrestau­
ration in Baden aus der Sicht des Karlsruher Archivmaterials gegeben. Eine besondere 
Rolle spielten dabei die Fürsten Löwenstein und Leiningen. Man darf nicht vergessen, 
daß sich die Beziehungen des badischen Staats und des badischen Landtags zu diesen 
beiden Standesherrschaften auch deshalb relativ schwierig gestalteten, weil beide ei­
nen Großteil ihrer Besitzungen in Bayern hatten, das seit der Einflußnahme Ludwigs I. 
wesentlich großzügiger mit seinen Standesherren umging; wenn auch die allgemeinen 
Tendenzen der Adelspolitik nicht grundverschieden waren. 

Ein Zweites könnte eine Rolle gespielt haben bei den Schwierigkeiten vor allem 
mit den Leiningen. Ich meine die umfangreichen Privatarchive dieser Fürstenhäuser, 
die selbstverständlich juristisch einen beträchtlichen Besitzstand darstellen. Noch 
heute ruht der größte Teil der Archivalien des badischen Baulands (eben jenes Be­
reichs, der einmal das Fürstentum Leiningen 1803-06 darstellte) im Fürst!. Leiningen­
schen Archiv zu Amorbach. Unter diesen Umständen (zu denen noch die guten Be­
ziehungen zu England gehörten) hatte es Karlsruhe gewiß sehr schwer, den Leiningen 
"auf den Leib zu rucken". 

Die schließlich zustandegekommenen badischen Verträge mit Leiningen, über die 
Frau Fehrenbach ausführlich referiert hat, waren sicherlich primär ein politischer Er­
folg Badens. Ökonomisch - so scheint es - wurde Fürst Leiningen dadurch weniger 
belastet, zumal er ja auch eine ansehnliche Entschädigungssumme bekam (wie Frau 
Fehrenbach betonte). Von seiten der standesherrlichen und patrimonialen Gerichte in 
Bayern (vornehmlich in Franken) ist festzustellen, daß sie finanziell - wenn überhaupt 
- wenig gewinnbringend waren, zumal die staatlichen Anforderungen an das Gerichts­
personal wesentlich verschärft wurden. 

Ökonomisch gesehen waren für die Standesherren nicht die Gerichtsrechte das In­
teressante, sondern die Einkünfte aus dem "grundherrschaftlichen" Bereich. Auch 
Fürst Karl zu Leiningen, der 1848 und vorher als liberaler Politiker hervortrat, hat in 
diesem Bereich seiner bayerischen Standesherrschaft kaum etwas geändert, soweit ich 
aus den ältesten Katastern des Landkreises Miltenberg (1847) ersehen konnte. Ob­
gleich viele bayerische Gemeinden der Leiningenschen Herrschaftsgerichte Amor­
bach und Miltenberg in diesen Katastern den noch geltenden Anspruch des Fürsten 
auf ungemessene Frondienste nicht anerkannten, ist im folgenden Jahr 1848 der 
bäuerliche Aufstand gegen die fürstlich Leiningensche Herrschaft zunächst nicht in 
diesem bayerischen Bereich, sondern in ihren badischen Gebieten ausgebrochen. Dies 
ist doch wohl Grund für die Vermutung, daß die bäuerlichen Lasten auch im badi­
schen Bereich der Fürsten Leiningen sich vor 1848 nicht verringert hatten. Es würde 
sich sicherlich lohnen, die Infrastruktur derartiger Adelsbesitzungen auch einmal vom 
regionalen Ansatz her zu untersuchen. 



Helmut Berding 

Judenemanzipation im Rheinbund 

Mit dem Übergang von der alteuropäischen zur modernen Gesellschaftsordnung 
veränderte sich die Situation der jüdischen Minderheit grundlegend. Sie trat aus ihrer 
jahrtausendalten sozialen Randexistenz heraus und integrierte sich in die entstehende 
bürgerliche Gesellschaft. Dieser Prozeß verlief, wie der soziale Wandel insgesamt, in 
den einzelnen europäischen Ländern höchst unterschiedlich. Besondere Probleme 
warf die bürgerliche und staatsbürgerliche Gleichstellung der Juden in Deutschland 
auf. Sie erfolgte nicht durch einen einzigen Gesetzgebungsakt, sondern erstreckte sich 
über Jahrzehnte. Der Emanzipationsprozeß schritt auch in den einzelnen deutschen 
Staaten ungleichmäßig voran. Zu den ersten Emanzipationsgesetzen auf deutschem 
Boden kam es unter französischem Einfluß in der Rheinbundzeit. Eine weitere wich­
tige Etappe bildete das preußische Reformgesetz vom 11. März 1812. Im Deutschen 
Bund wechselten Rückschläge und Fortschritte einander ab. Erst mit der Reichsgrün­
dung von 1871 erlangten alle deutschen Juden die uneingeschränkte bürgerliche und 
staatsbürgerliche Gleichberechtigung. Damit kam ein Vorgang zum Abschluß, den 
zwei Generationen vorher die napoleonische Gesetzgebung eingeleitet hatte'. 

Bis zur rheinbündisch-preußischen Reformzeit lebte die überwiegende Mehrheit 
der mitteleuropäischen Juden wie eh und je in ärmlichsten Verhältnissen am Rande 
der christlichen Ständegesellschaft. Rechtlich unterstanden sie einerseits dem Schutz 
des Kaisers, andererseits der territorialen Herrschaft des Landesfürsten, dem sie für die 
Niederlassung hohe Abgaben zu entrichten hatten. Bedrückende Judenordnungen 
schränkten in der Regel die Bewegungsfreiheit ein und begrenzten den Lebenserwerb. 
Überall blieben die Juden Fremde; sie wurden, wenn es fiskalisch oder wirtschaftlich 
nützlich schien, ins Land geholt, geschützt und geduldet, je nach Willkür oder Gnade 
aber auch verfolgt und wieder vertrieben. Ebenso wie unter diesen rechtlichen Bedin­
gungen litten die Juden unter der Verachtung, die ihnen die übrige Bevölkerung ent­
gegenbrachte. Die jüdische Minderheit führte, von der christlichen Gesellschaft iso­
liert, eine religiös-kulturelle Eigenexistenz mit besonderer Sprache und Kleidung, ei-

I Zur Emanzipationsproblematik allgemein vgl. zuletzt besonders Reinhard Riirup, Emanzipa­
tion und Antisemitismus. Studien zur ,Juden frage" der bürgerlichen Gesellschaft, (Kritische Stu­
dien zur Geschichtswissenschaft 13, Göttingen 1975);jacob Katz, Zur Assimilation und Emanzi­
pation der Juden. Ausgewählte Schriften, (Darmstadt 1982). Zur Begriffsgeschichte vgl. außer 
Rürup den Artikel "Emanzipation" von Kar! Martin Grass und Reinhart Kasel/eck in: Geschicht­
liche Grundbegriffe. Historisches Lexikon zur politisch-sozialen Sprache in Deutschland, hrsg. v. 
Otta BrUllller, Wemer Conzeund Reinhart Kosel/eck, Bd.2 E-G, (Stuttgart 1975) 153-197. 
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genen Festtagen, Speisevorschriften und Lebensgewohnheiten. Ihre Beziehungen ZUr 

nicht jüdischen Umwelt gingen zumeist über den wirtschaftlichen Verkehr nicht hin_ 
aus. Lediglich eine kleine Gruppe reicher Juden, die Hoffaktoren, erlangte gesell_ 
schaftliche Anerkennung. Hinzu traten in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts ei­
nige gebildete Juden, die sich mit der abendländisch-europäischen Kultur vertraut ge­
macht und hohes Ansehen in der Gelehrtenrepublik gewonnen hatten. Bahnbrechend 
wirkte hier Moses Mendelssohn. Er verbreitete innerhalb des Judentums die Ideen der 
Aufklärung, redete einer Religionsreform das Wort und leitete gemeinsam mit Gott_ 
hold Ephraim Lessing die Diskussion über die Judenfrage ein. In ihr wurde zum er­
sten Male die rechtliche Gleichstellung der Juden zum Programm erhoben2

. 

1781 erschien die aufsehenerregende Schrift des preußischen Kriegsrats Christian 
Wilhelm Dohm "Über die bürgerliche Verbesserung der Juden". Sie nahm die soziale 
Randexistenz der Juden nicht mehr als unabänderlich, gottgewollt oder naturgegeben 
hin, sondern führte sie auf historische Ursachen zurück. ,,Alles, was man den Juden 
vorwirft, ist durch die politische Verfassung, in der sie jetzt leben, bewirkt und jede an­
dere Menschengattung, in dieselben Umstände versetzt, würde sich sicher eben dersel­
ben Vergehen schuldig machen."} Dohm leitete aus seiner These die Forderung ab, 

2 Zur Situation der Juden in Deutschland während der frühen Neuzeit bzw. in der voremanzipa­
torischen Zeit vgl. unter den neueren zusammenfassenden Arbeiten besonders Jacob Katz, Ex­
clusiveness and Tolerance. Studies in Jewish-Gentile Relations in Medieval and Modern Times, 
(London 1961); Rudolf Glanz, Geschichte des niederen jüdischen Volkes in Deutschland, (New 
York 1968); Heinz l',losehe Graupe, Die Entstehung des modernen Judentums. Geistesgeschichte 
der deutschen Juden 1650-1942, (Hamburg 21977); Zur Geschichte der Juden im Deutschland 
des späten Mittelalters und der frühen Neuzeit, hrsg. v. Alfred Haverkamp, (Stuttgart 1981). Über 
die jüdischen Hoffaktoren vgl. vor allem Selma Stern, The Court Jew. A Contribution to the Hi­
story of the Period of Absolutism in Central Europe, (Philadelphia 1950); Heinrich Schnee, Die 
Hoffinanz und der moderne Staat. Geschichte und System der Hoffaktoren an deutschen Für­
stenhöfen im Zeitalter des Absolutismus, 6 Bde., (Berlin 1953-1967); zur Kritik an Schnee, der 
die Bedeutung der Hof juden für die Emanzipation überschätzt, vgl. Frc/rlcis L. Carsten, The Court 
Jews. APrelude to Emancipation, in: Leo Baeck Institute Year Book 3 (1958) 140-156; ferner: 
Jacob Katz, Out of the Ghetto. The Social Background of Jewish Emancipation 1770-1870, 
(Cambridge/Mass. 1973). Zur umfangreichen Literatur über Moses Mendelssohn, Aufklärung 
und Judenemanzipation in Preußen vgl. zuletzt besonders: Deutsche Aufklärung und Ju<;lene­
manzipation. Internationales Symposium anläßIich der 250. Geburtstage Lessings und Mendcls­
sohns, Dezember 1979,Jahrbuch des Instituts für Deutsche Geschichte Beiheft 3, hrsg. v. lValter 
Grab (Tel Aviv 1980); Nm'bert Hinske (Hrsg.), Ich handle mit Vernunft ... Moses Mendelssohn 
und die europäische Aufklärung, (Hamburg 1981); Juden in Preußen. Ein Kapitel deutscher Ge­
schichte, hrsg. v. Bildarchiv Preußischer Kulturbesitz, (Berlin 1981); Peter Baumgart, Die "Frei­
heitsrechte" der jüdischen Minorität im Staat des aufgeklärten Absolutismus. - Das frideriziani­
sche Preußen und das josephinische Österreich im Vergleich, in: Grund- und Freiheitsrechte im 
Wandel von Gesellschaft und Geschichte. Beiträge zur Geschichte der Grund- und Freiheits­
rechte vom Ausgang des Mittelalters bis zur Revolution von 1848, hrsg. v. Günter Birtsch (Veröf­
fentlichungen zur Geschichte der Grund- und Freiheitsrechte 1, Göttingen 1981) 121-145. 
3 Christian K. lViiheim von Dahm, Über die bürgerliche Verbesserung der Juden, (Berlin 1781, 
Nachdruck HiIdesheim 1973) 35; Zu Dohm vgl. Max' Braubach, Christian Wilhelm von Dohm, 
in: ders., Diplomatie und geistiges Leben im 17. und 18. Jahrhundert, (Bonn 1969) 675-709; Ilse­
gret Dambacher, Christian Wilhclm von Dohm. Ein Beitrag zur Geschichte des preußischen auf­
geklärten Beamtenturns und seiner Reformbestrebungen am Ausgang des 18. Jahrhunderts, 
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alle rechtlichen Sonderbestimmungen für Juden aufzuheben sowie ihre Eingliederung 
in die Gesellschaft durch staatliche Maßnahmen zu fördern. Er ging dabei von einem 
Erziehungskonzept aus, wonach die Lockerung der alten Judenordnungen schrittweise 
zu erfolgen habe. In der um 1780 vom naturrechtlichen Denken der Aufklärung ge­
prägten öffentlichen Meinung fanden die Argumente Dohms starken Anklang. Nur 
wenige Angehörige des gebildeten Publikums bezogen eine Gegenposition. Die au­
ßerordentlich intensive Diskussion über die Schrift Dohms schlug sich auch in Frank­
reich nieder. Hier gehörten Abbe Gregoire und Graf Mirabeau zu den energischsten 
Verfechtern der Dohmschen Emanzipationsthesen. Durch sie mündete die von 
Deutschland ausgehende Debatte über die Judenfrage unmittelbar in die Emanzipa­
tionsgesetzgebung der Revolution ein. Der entscheidende Beschluß der Assemblee 
constituante vom 27. September 1791 ging maßgeblich auf ihre Einwirkung zurück4

. 

In Mitteleuropa hatten schon einige Jahre zuvor aufgeklärte Monarchen und Beamte 
begonnen, die bürgerliche Verbesserung der Juden von der programmatischen auf 
eine gesetzgeberische Ebene zu heben. 1782, 1783 und 1789 beseitigten die Toleranz­
patente Josephs II. zahlreiche Diskriminierungen, ohne jedoch die Juden im Habsbur­
ger Reich rechtlich gleichzustellen 5

• Über diesen Schritt gelangten während der Zeit 
des aufgeklärten Absolutismus die Gesetzgebungsmaßnahmen nicht hinaus. Sie schei­
terten an den Widerständen vonEmanzipationsgegnern oder blieben in den Beratun­
gen der Staatsbürokratie stecken. In der Verwaltungspraxis breitete sich allerdings eine 
mildere Anwendung der Judengesetze aus. Doch zu grundlegenden Veränderungen 
kam es erst in der Rheinbundzeit. Mit ihr erreichte die Behandlung der Judenfrage 
eine neue Stufe. Unter dem Einfluß der französischen Machtexpansion hatten sich die 
Voraussetzungen für tiefgreifende Reformen verbessert; außerdem gingen starke Im­
pulse vom napoleonischen Frankreich aus; im Zeichen des bürokratischen Absolutis­
mus übernahm der Staat die Initiative. Doch blieben die regionalen Unterschiede be­
trächtlich6

. Die Skala reichte vom völligen Verzicht auf Verändenmg des überlieferten 
Judenrechts bis zur Gewährung der uneingeschränkten bürgerlichen und staatsbürger­
lichen Gleichberechtigung. 

(Bern 1974); Horst jHölln; Aufklärung, Judenemanzipation und Staat. Ursprung und Wirkung 
von Dohms Schrift Über die bürgerliche Verbesserung der Juden, in: Deutsche Aufklärung und 
Judenemanzipation, (vgl. Anm.2) 119-153. Zur unmittelbaren Wirkung der Emanzipations­
schrift von Dohm auf Gregoire und andere Gebildete in Frankreich vgl. jürgen Voss, Die Straß­
burger "Societe des Philantropes" und ihre Mitglieder im Jahre 1777, in: Revue d'Alsace No. 108 
(1982) 65- 80. 
4 Vgl. besonders: La Revolution Fraw;aise et l'emancipation des Juifs, 8 Bde., (Paris 1968); Bern­
hard Blumenkranz, Albert Sobolll (Hrsg.), Les Juifs et la Revolution fran~aise. Problemes et aspira­
tions, (Toulouse 1976); Annales historiques de la Revolution fran~aise No. 223 (1976). 
5 Zu den Toleranzpatenten vgl. außer Peter Bal/mgart (Anm. 2):josef Karniel, Die Toleranzpolitik 
Kaiser Josephs II., in: Deutsche Aufklärung und Judenemanzipation, (vgl. Anm.2) 155-182. 
6 Über Rheinbundreformen als spezifischen Modernisierungsprozeß vgl. zusammenfassend zu­
letzt: Helmut Be/ding, Hans-Peter Ul!mann, Veränderungen in Deutschland an der Wende vom 
18. zum 19. Jahrhundert, in: dies. (Hrsg.), Deutschland zwischen Revolution und Restauration, 
(Athenäum-Droste-Taschenbücher Geschichte 7240, Königstein/Ts. 1981) 11-40. 
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Nach dem Kriterium der Reformbereitschaft lassen sich die rheinbündischen Staa_ 
ten einschließlich der von Frankreich annektierten deutschen Gebiete in vier Grup_ 
pen einteilen: 

1. Für einige nord- und mitteldeutsche Staaten wie zum Beispiel die beiden Her­
zogtümer Mecklenburg oder das Königreich Sachsen bestand keine drängende Not­
wendigkeit zu Reformen. Hier hatten sich die territorialen Umwälzungen von Säkula_ 
risation und Mediatisierung nicht ausgewirkt; der Anpassungsdruck der französischen 
Politik war der geographischen Lage wegen verhältnismäßig gering. Alles blieb beim 
alten: die rückständigen Verfassungen, das überholte Verwaltungssystem und auch die 
seit alters her überlieferten Judenordnungen. Während der Herzog von Mecklenburg 
sich immerhin um eine rechtliche Besserstellung der Juden bemühte, aber am Wider­
stand der Ritterschaft scheiterte, unternahm die sächsische Regierung kaum etwas; sie 
hielt sogar an dem im übrigen Deutschland fast ganz abgeschafften Leibzoll fese. 

2. Die meisten süddeutschen Mitgliedstaaten des Rheinbundes wie Bayern, Würt­
temberg, Baden, Hessen-Darmstadt und Nassau standen vor der schwierigen Aufgabe 
einer völligen staatlichen Neuordnung. Aus den territorialen Umwälzungen ergab sich 
der Zwang zur Vereinheitlichung von Verwaltung und Recht; die Verbreitung aufge­
klärt-rationalistischen Denkens bei Fürsten und Regierungsbeamten sowie die Herr­
schaftsinteressen Napoleons verwiesen auf das französische Vorbild; mit der Erlan­
gung der vollen staatlichen Souveränität war eine wichtige Voraussetzung für grundle­
gende Erneuerungen geschaffen worden; manche Hindernisse blieben freilich beste­
hen, einige Schwierigkeiten erwiesen sich als unüberwindbar. Folglich konnten nicht 
alle Reformprojekte verwirklicht werden; viele blieben auf halbem Wege oder ganz 
stecken, andere gelangten erst in der nachnapoleonischen Zeit zur Durchführung. Bei 
der Judengesetzgebung gelang Nassau, Hessen-Darmstadt und Württemberg keine 
einheitliche Lösung; diese Staaten lockerten durch administrative Maßnahmen die ge­
setzlichen Beschränkungen für Juden vielfach auf, ohne jedoch die alten Rechtsgrund­
sätze ganz preiszugeben. In Bayern hingegen kam es, allerdings erst im Juni 1813, zu 
einer einheitlichen Regelung für das ganze Königreich. Alle ansässigen Juden erhiel­
ten die bayerische Staatsbürgerschaft. Ein Teil der diskriminierenden Rechtsbestim­
mungen wurde außer Kraft gesetzt, andere blieben bestehen, insbesondere die Juden­
matrikel. Einen Schritt weiter als die bayerische ging die badische Regierung. Sie er­
klärte in den Jahren 1807-1809 die Juden zu erbfreien Staatsbürgern, bewilligte ihnen 
die allgemeine bürgerliche Gleichberechtigung, nicht jedoch das Gemeindebürger­
recht, so daß auch hier die volle Gleichberechtigung nicht erreicht wurde8. 

7 Vgl. über Mecklenburg Leopold Donath, Geschichte der Juden in Mecklenburg von den ältesten 
Zeiten (1266) bis zur Gegenwart (1874); auch ein Beitrag zur Kulturgeschichte Mecklenburgs, 
(Leipzig 1874, Nachdruck Wiesbaden 1974); Cu/'t Graf, Das Recht der Israelitischen Religions­
gemeinschaft im Königreich Sachsen, (Frankfurt/Main 1914). 
8 Vgl. über Nassau: Adoif Kobel; Zur Vorgeschichte der Judenemanzipation in Nassau, in: Bei­
träge zur Geschichte der deutschen Juden. Festschrift zum siebzigsten Geburtstage Martin Phi­
lippsons, (Leipzig 1916) 275-301; dm., Die Juden in Nassau seit Ende des 18. Jahrhunderts mit 
besonderer Berücksichtigung ihrer Unterrichts- und Kultusverhältnisse. Ein Beitrag zur Ge­
schichte der Judenemanzipation in Deutschland, in: Nassauische Annalen 66 (1955) 220-250; 
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3. In den von Frankreich annektierten Gebieten galten die französischen Gesetze. 
Sie brachten der jüdischen Bevölkerung links des Rheins im Jahre 1798 die volle 
Emanzipation. Doch bereits zehn Jahre später verloren die Juden in den östlichen De­
partements des Kaiserreichs wieder einen Teil ihrer in der Revolution errungenen 
Gleichberechtigung. Das "schändliche Dekret" vom 17. März 1806 schränkte Kredit­
geschäft, Handels- und Gewerbefreiheit sowie Freizügigkeit der jüdischen Minderheit 
ein. Obwohl das Ausnahmegesetz nur zehn Jahre gelten sollte, bedeutete es doch eine 
Verletzung des in der Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte verkündeten 
Gleichberechtigungsprinzips. Nach dem Ende der napoleonischen Herrschaft setzte 
die französische Regierung 1816 die Einschränkungen des "schändlichen Dekrets" 
wieder außer Kraft, während sie in den meisten linksrheinischen Gebieten bestehen 
blieben. Die hanseatischen Departements (1810-1813) übernahmen das französische 
Emanzipationsgesetz der Revolutionszeit von Anfang an mit den Vorbehalten der na­
poleonischen Gesetzgebung. Allein wegen der Kurzlebigkeit der französischen Herr­
schaft blieben hier die Auswirkungen gering; in der Restaurationszeit erlangten die al­
ten Judenordnungen wieder ihre Geltung9. 

4. Die dynastisch mit dem Hause Bonaparte verbundenen Napoleoniden Frankfurt, 
Berg und Westfalen sowie die Duodezfürstentümer Anhalt-Bernburg und Anhalt­
Köthen gingen in der Übernahme französischer Verfassungs-, Verwaltungs- und 
Rechtsgrundsätze am weitesten. Hier geboten die Verfassungen die Gleichheit aller 
Untertanen vor dem Gesetz. Im Prinzip bedeutete dies die volle Emanzipation der jü­
dischen Minderheit: tatsächlich jedoch drang die rechtliche Gleichstellung der Juden 
unterschiedlich stark durch. Nur geringen Vorteil brachte sie den rund 3500 Frankfur­
ter Juden. Noch im Jahre 1808, als im Königreich Westfalen bereits die uneinge­
schränkte bürgerliche und staatsbürgerliche Gleichstellung erfolgt war, schrieb die von 
Karl Theodor von Dalberg erlassene "Neue Stättigkeits- und Schutzordnung der Ju-

Wo/lAmo Kropat, Die Emanzipation der nassauischen Juden, in: Herzogtum Nassau 
1806-1866, (Wiesbaden 1981) 283-289; vgl. über Bayern: A. Eckstein, Der Kampf der Juden um 
ihre Emanzipation in Bayern. Aufgrund handschriftlichen Quellenmaterials, (Fürth 1905); ear! 
I-IörlllclIlll, Die staatsrechtliche Stellung der Juden in Bayern, (Staatswissenschaftliche Diss., 
Würzburg 1925); vgl. über Württemberg: F. F. iHa)'C/; Sammlung der württembergischen Gesetze 
in Betreff der Israeliten, (Tübingen 1847); Pali! TänZe!; Die Rechtsgeschichte der Juden in Würt­
temberg 1806-1828, (Berlin 1922); Dttmar Webn; Die Entwicklung der Judenemanzipation in 
Württemberg bis zum Judengesetz von 1828. Ein rechtsgeschichtlicher Beitrag zur Geschichte 
der Judenemanzipation in Deutschland, (Darstellungen aus der Württembergischen Geschichte 
32, Stuttgart 1940); über Baden vgl. zuletzt: Reinhard Riimp, Die Emanzipation der Juden in Ba­
den, in: der:r., Emanzipation und Antisemitismus, (vgl. Anm.l) 37-73. 
9 Eleonore Sterling, Der Kampf um die Emanzipation der Juden im Rheinland. Vom Zeitalter der 
Aufklärung bis zur Gründung des Deutschen Reiches, in: MonumentaJudaica, (Köln 1964) 282-
308; Rolf Hahn, Das "schändliche Dekret" vom 17.3.1808 und seine Auswirkung auf die rechtli­
che Stellung der Juden, Our.Diss., Köln 1967); Der Weg zur Gleichberechtigung der Juden bear­
beitet von Anton Doll, HclnsJosef Sthlllidt und t lHallfi'ed !Pi/manns. Dokumentation zur Ge­
schichte der jüdischen Bevölkerung in Rheinland-Pfalz und im Saarland von 1800 bis 1945, (Ver­
öffentlichungen der Landesarchivverwaltung Rheinland-Pfalz 13, Koblenz 1979); He/ga Krohn, 
Die Juden in Hamburg 1800-1850. Ihre soziale, kulturelle und politische Entwicklung während 
der Emanzipationszeit, (Hamburger Studien zur neueren Geschichte 9, Frankfurt/M. 1967). 
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den schaft zu Frankfurt am Main" überlieferte diskriminierende Rechtsvorschriften 
fest. Erst mit der Gründung des Großherzogturns Frankfurt im Jahre 1810 setzte ein 
völliger 'Wandel ein. Im Zuge der Neuordnung des Staates nach französisch-westfäli_ 
schem Vorbild wurden die Frankfurter Juden den übrigen Bürgern rechtlich gleichge_ 
stellt. Doch sie mußten, bevor endlich am 28. Dezember 1811 das Emanzipationsedikt 
in Kraft trat, hohe Ablösungsgelder bezahlen. Schon 1814 beschloß die Frankfurter 
Bürgerschaft die Rückkehr zum status quo ante lO

. Günstiger verlief die Entwicklung 
im Großherzogturn Berg. Am 22. Juli 1808 verfügte ein Edikt die Gleichstellung der 
Juden. Aus den unklaren Bestimmungen des Gesetzes ging nicht eindeutig hervor, ob 
die Einschränkung des "schändlichen Dekrets" gelten oder ob nach westfälischem 
Vorbild absolute Gleichberechtigung verwirklicht werden sollte. Die Ambivalenz des 
Gesetzestextes hatte eine uneinheitliche Rechtspraxis zur Folge, die sich in den Städ­
ten eher zugunsten, auf dem Lande jedoch klar zum Nachteil der Juden auswirkte. 
Diese Tatsache weckt Zweifel an der Berechtigung, für das Großherzogturn Berg von 
einer vollen Judenemanzipation zu sprechen 11. Hingegen kann das Königreich West­
falen, der zweite napoleonische Modellstaat, als Musterbeispiel für eine uneinge­
schränkte und vorbehaltlose Judenbefreiung angesehen werden 12

. 

Die Grundsatzentscheidung für eine Lösung der Judenfrage nach dem Vorbild der 
Französischen Revolution fiel bereits vor Gründung des Königreichs in Paris. Napo­
leon, der den neuen Staat ins Leben gerufen und nach den Erf0rdernissen seiner 
Machtpolitik konstruiert hatte, ließ von französischen Juristen, darunter Jean Jacques 
Regis Cambaceres, eine Verfassung ausarbeiten. Sie verkündete im Artikel 10 die 
Gleichheit aller Untertanen vor dem Gesetz und die freie Ausübung des Kultus. In ei­
nem Brief an Jerome, den König von Westfalen, wies der Kaiser seinen Bruder an, die 
Konstitution strikt zu achten sowie durch eine kluge, gerechte Politik das Vertrauen 
und die Zuneigung der Bevölkerung zu gewinnen. Für den Aufbau des neuen Muster­
staates entsandte Napoleon einige der fähigsten und liberalsten Verwaltungsbeamten 
Frankreichs wie Joseph Jerome Simeon und Jacques Claude Beugnot nach Kassel, in 
die Hauptstadt des Königreichs. Beide hatten sich während der Revolutionszeit für die 
Judenemanzipation ausgesprochen; Beugnot war noch im April 1806 als Berichterstat-

10 Amok! Kahn, Die berufliche, soziale und wirtschaftliche Entwicklung der Juden in Frankfurt 
a. M. während der Emanzipationszeit (1806-1866), (Wirtschaftswissenschaftl. Diss., Frankfurt 
1923); lsidor KrawlIe/; Geschichte der Juden in Frankfurt a. M. (1150-1824), 2 Bde., (Frankfurt 
1925-1927). 
11 Über das Großherzogtum Berg vgl. zuletzt: Jacob TO/ll), Dokumente der Judenemanzipation 
im Großherzogtum Berg (1808), in: Bulletin des Leo Baeck Instituts 46/47 (1969) 137-154. 
12 Zur Geschichte des Königreichs Westfalen vgl. besonders: Ar/hltr Kleinschmidt, Geschichte 
des Königreichs Westfalen, (Gotha 1893, Nachdruck Kassel 1970); Priedrich Tbimme, Die inne­
ren Zustände des Kurfürstentums Hannover unter der französisch-westfälischen Herrschaft 
1806-1813, 2 Bde., (Hannover 1893-1895); Heinz HeitzC/; Insurrectionen zwischen Weser und 
Eibe, Volksbewegungen gegen die französische Fremdherrschaft im Königreich Westfalen 
(1806-1813), (Berlin 1959); [Jelmllt Berding, Napoleonische Herrschafts- und Gesellschaftspolitik 
im Königreich Westfalen 1807-1813, (Kritische Studien zur Geschichtswissenschaft 7, Göttin­
gen 1973); über den geographischen Raum Westfalen vgl. Arno HerzZi!", Judentum und Emanzi­
pation in Westfalen, (Veröff. d. Provinzialinstituts f. Westf. Landes- u. Volkskunde, Reihe 1, Heft 
17, Münster 1973) 12-15. 
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ter des Conseil d'Etat sehr zur Verärgerung Napoleons dafür eingetreten, wegen der 
Beschwerden gegen elsässische Juden nicht den Grundsatz der Gleichberechtigung 
preiszugeben IJ. Diesem Prinzip verschafften die französischen Staatsmänner auch im 
Königreich Westfalen Geltung. Im Auftrage des Kaisers trugen sie dazu bei, in der 
Mitte Deutschlands einen Modellstaat zu errichten, dem die Aufgabe zufiel, die fran­
zösische HegemonialsteIlung im rheinbündischen Deutschland zu festigen und ge­
genüber Preußen zu sichern. Was der Kaiser durch militärische und politische Siege 
erworben hatte, wollte er mit dem Mittel der "moralischen" Eroberung konsolidieren. 
Die westfälische Regierung begann unverzüglich mit der Verwirklichung der Modell­
staatspläne. Bereits wenige Monate nach der ThronbesteigungJerömes am 10. Dezem­
ber 1807 funktionierte das nach französischem Muster aufgebaute Regierungs- und 
Verwaltungssystem; alle wichtigen Verfassungsgrundsätze erlangten Gesetzeskraft, so 
zum Beispiel die Aufhebung der Zünfte und anderer Korporationen, die Einführung 
der Gewerbefreiheit, die Abschaffung der Leibeigenschaft, die Beseitigung der Adels­
privilegien oder die Einführung des Code Napoleon. Zwei Dekrete stellten auch die 
Existenz der Juden auf eine völlig neue Rechtsgrundlage. 

Das epochemachende Emanzipationsdekret vom 27. Januar 1808 führte wie die 
Französische Revolution im September 1791 mit einem Schlage die uneingeschränkte 
und vorbehaltlose bürgerliche sowie staatsbürgerliche Gleichstellung der Juden ein. Es 
verlieh den westfälischen "Untertanen mosaischen Glaubens" dieselben Rechte und 
Freiheiten wie den übrigen Staatsbürgern, ließ bei Durchreise- und Aufenthaltsbe­
stimmungen keine Unterschiede zwischen jüdischen und nicht jüdischen Fremden 
mehr zu, hob gänzlich alle Sonderauflagen und -abgaben für Juden auf, erklärte Ein­
schränkungen des Heirats-, Schul- und Erbrechts für ungültig und erlaubte den Juden 
ausdrücklich, sich an jedem beliebigen Ort niederzulassen sowie j~em gewünschten 
Erwerb nachzugehen. Mit diesem Emanzipationsgesetz schob die westfälische Regie­
rung das "schändliche Dekret" beiseite; im übrigen folgte sie jedoch getreu dem napo­
leonischen Vorbild. Sie führte, wie kurz zuvor das Kaiserreich, für die westfälischen 
Juden die Konsistorialverfassung ein. Einzelheiten wie Organisationsaufbau, Besol­
dung, Pflichten und Rechte des Konsistoriums sowie seiner Funktionäre regelte das 
Dekret vom 31. März 1808. Es unterstellte die jüdische Religion in derselben Weise 
wie die christlichen Konfessionen der Staatsaufsicht. 

Die Energie, mit der die westfälische Regierung in kürzester Zeit die Bestimmun­
gen der vom französischen Kaiser oktroyierten Verfassung in Reformgesetze verwan­
delte, erklärte sich nicht allein aus der Abhängigkeit des Satellitenstaates von der He­
gemonialmacht Frankreich. Eigene Überzeugungen und Interessen traten hinzu. Für 
den raschen Fortgang der Emanzipationspolitik dürften hauptsächlich drei Beweg­
gründe ausschlaggebend gewesen sein: 

Erstens fanden in Kassel die Ideen der Aufklärung weithin Anerkennung. Neben 
Beugnot und Simeon von französischer Seite nahmen so bedeutende Vertreter der 

13 Über Simeon vgl. Jeall Ildard, Simeon ct l'organisation du royaume de Westphalie 
(1807-1813), in: Francia 1 (1973) 557-568; zu Beugnot vgl. Sill/Oll SdJlUrlrz!/lc!;s, Napoleon, the 
Jews and the Sanhedrin, (London 1979) 47-49. 
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deutschen Gelehrtenwelt wie Johannes von Müller, Christian Wilhe1m von DOhml 
oder Justus Christoph Leist leitende Positionen ein. Die Mehrheit der führe~.den Be-~ 
amten in Regierung, Staatsrat und hoher Verwaltung stimmte aus innerer Uberzeu-jl 
gung den Modellstaatsplänen Napoleons zu. Zumindest in den ersten Monaten desl 
Jahres 1808 herrschte in Kassel Aufbruchstimmung. Wohl am deutlichsten brachteU 

sie der westfälische Staatsrat und spätere Finanzminister Kar! August Malchus in einerJ 
Rede vor dem Westfälischen Reichstag am 14. Juli 1808 zum Ausdruck: "In einem I 
Staate wie der unsrige, auf Sieg gegründet, gibt es keine Vergangenheit! Es ist einel 
Schöpfung, in welcher, wie bei der Schöpfung des Weltalls alles, was vorhanden ist,i 
nur als Urstoff in die Hand des Schöpfers und aus ihr vollendet in das Dasein über-I!' 
geht."14 Zum Aufbau eines vollendeten Staatswesens, wie es Malchus und anderen I 
aufgeklärten Bürokrate~ vo.rschwebte, .gehör~e ne~en einer rational durchorganisierten I 
Verwaltung selbstverstandhch auch die Gleichheit aller Untertanen vor dem Gesetz.~ 
Dieses naturrechtlich-liberale Prinzip besaß in der westfälischen Politik ein so starkes!l 
Gewicht, daß es die Übernahme der französischen Ausnahmegesetze für Juden 
zuließ. 

Zweitens sprachen integrationspolitische Gründe für die rasche Verwirklichung 
Gleichheit aller Untertanen und Religionen vor dem Gesetz. Das Königreich 
len setzte sich aus sehr heterogenen Landesteilen mit unterschiedlichen 
und Rechtsordnungen zusammen. Besonders verworren stellte sich die 
der jüdischen Bevölkerung dar. In den ehemals preußischen Gebieten galten zum 
spiel andere Beschränkungen und Verpflichtungen als im alten Kurfürstentum 
sen oder in geistlichen Fürstentümern wie Paderborn. Ein solcher Zustand mußte 
auf Einheit drängenden westfälischen Regierung unhaltbar erscheinen. Ähnliches 
für die christlichen Konfessionen. Im ehemaligen Fürstbistum Paderborn herrschte 
der Katholizismus wie eine "Staatsreligion"; im Hannoverschen wurden nur 
ner, im Hessischen nur Reformierte zu den öffentlichen Ämtern zugelassen. Dieses 
Dilemma versuchte die westfälische Regierung, die für eine strenge Trennung von 
Staat und Kirche eintrat, durch vollkommene Parität der Konfessionen zu beheben. 

Drittens legten die schwierige Finanzlage und im Zusammenhang damit die Bedeu­
tung sowohl finanzkräftiger wie zugleich emanzipationsfreudiger Juden für das König­
reich eine konsequente Lösung der Judenfrage nahe. Bis zur Erlangung der vollen 
Souveränität am 1. Dezember 1807 unterstand das Land einer französischen Militär­
verwaltung. Auf Anweisung des Generalintendanten der napoleonischen Armee, 
Pierre-Antoine Darus, flossen noch im Oktober und November 1807 alle laufenden 
Einnahmen in die Armee-Kasse; die Mehrheit der Ausgaben für Besoldungen, Pensio­
nen und Verwaltung blieb suspendiert. Der neue Herrscher fand bei seiner Ankunft 
im Königreich Anfang Dezember 1807 leere Kassen vor. Proteste und Hilfegesuche 
in Richtung Paris verhallten ungehört. Zur Gewährung eines Kredites fand sich nur 
der jüdische Bankier Israel Jacobson aus Braunschweig bereit; seine Anleihe in Höhe 
von 2 Millionen Franken half über die größten Schwierigkeiten hinweg. Schon damals 

14 Der Rheinische Bund. Eine Zeitschrift historisch-politisch-statistisch-geographischcn Inhalts. 
Hrsg. v. Peter Adolf Winkopp, Bd. 7, (1808) 456. 
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war Jacobson kein Unbekannter mehr; er galt bereits als Exponent eines aufgeklärt-as­
similationswilligen Reformjudentums, der mit großem Einsatz die Situation seiner 
Glaubensbrüder zu verbessern trachtete. Großes Aufsehen hatte 1801 die Gründung 
der Jacobson-Schule in Seesen/Harz erregt; in ihr unterrichteten jüdische und christli­
che Lehrer Schüler beider Religionen. Eine vermutlich nicht geringe Rolle hatte Ja­
cobson bei der Aufhebung des Leibzolls in Braunschweig (1803) und in Baden (1804) 
gespielt. Für die Versammlung seiner Glaubensbrüder auf dem großen Sanhedrin 
1806 in Paris hatte er eine Denkschrift über die Notwendigkeit einer besseren Erzie­
hung der jüdischen Jugend verfaßt; gleichzeitig war er mit einer in der französischen 
Hauptstadt veröffentlichten Schrift über die Zusammenfassung der europäischen Ju­
denschaft hervorgetreten. Nach der Gründung des Königreichs Westfalen erlangte Ja­
cobson hohe Ämter und Ehren: Er wurde Präsident des jüdischen Konsistoriums, Ab­
geordneter des Westfälischen Reichstages und Ritter des Ordens der westfälischen 
Krone. Sein Wirken reichte weit über die Grenzen des eigenen Landes hinaus. 1808 
zum Beispiel protestierte er in einem öffentlichen Schreiben an den Fürst-Primas Karl 
Theodor von Dalberg gegen die äußerst restriktive und ganz unzeitgemäße neue "Stät­
tigkeits- und Schutzordnung für die Judenschaft in Frankfurt am Main"; 1811 wandte 
sich Jacobson mit Eingaben an den preußischen Staatskanzler Hardenberg 15

• 

Das westfälische Emanzipationsdekret veränderte die rechtliche Lage der Juden 
nicht nur auf dem Papier. Es fand tatsächlich Anwendung. Nirgendwo in Deutschland 
drang während des frühen 19. Jahrhunderts die Gleichstellung der Juden vor dem Ge­
setz so tief in die Realität ein wie im Königreich Westfalen. Zwei Gründe lassen sich 
zur Erklärung anführen. 

Einmal stand die Judenemanzipation in einem engen Zusammenhang mit den ge­
samten politischen und rechtlichen Umwälzungen. Die neue Ordnung beruhte nicht 
mehr auf ständischen Privilegien, sondern auf staatsbürgerlicher Freiheit und rechtli­
cher Gleichheit. In allen Bereichen hatten diese Grundsätze einer bürgerlichen Gesell­
schafts- und Rechtsordnung Geltung erlangt. Dies begünstigte die praktische Durch­
setzung der Emanzipationsgesetze. Unterstützend wirkten sich besonders Gemeinde-, 
Gewerbe- und Eigentumsordnung aus. Nach den Gesetzen des Königreichs Westfalen 
waren alle Bewohner einer Gemeinde gleichberechtigt. Demgegenüber herrschte in 
vielen anderen Rheinbundstaaten noch ein gestaffeltes Gemeindebürgerrecht vor, das 
zwischen Voll- und Schutzbürgern unterschied. Für Juden bedeutete dies fast immer 

15 Über Israel Jacobson vgl. u. a. Arfhur Kleinschmidt, Dr. Israel Jacobson. Nach den Quellen, in: 
Zs. des Harzvereins für Gesch. u. Altertumskunde 23 (1890) 202-212; Heinrich Schnee, Hoffi­
nanz, Bd.2, 109-154 (vgl. Anm.2); Palll Zimmermann, Israel Jacobson, in: Braunschweigisches 
Magazin (1906) 97-105 u. 112-115, wiederabgedruckt in: Brunsvicensia Judaica, (Braunschweig 
1966) 23-42; Jacob R. MarcllS, Israel Jacobson. The Founder of the Reform Movement in Ju­
daism, (Cincinnati 1972). Über die Jacobson-Schule vgl. zuletzt: Gerhmd Ballin, Zur Geschichte 
der Jacobson-Schule in Seesen, in: Lessings "Nathan" und jüdische Emanzipation im Lande 
Braunschweig. Ausstellung in Bad Gandersheim und Wolfenbüttel, (Wolfenbüttel 1981) 88-91. 
Zu Jacobsons Einfluß auf die Judenemanzipation in Preußen vgl. Ismar he/md, Die Emanzipa­
tion der Juden in Preußen unter besonderer Berücksichtigung des Gesetzes vom 11. März 1812. 
Ein Beitrag zur Rechtsgeschichte der Juden in Preußen, 2 Bde., (Berlin 1912) 1,165 f. u. 2211.,11, 
433. 
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eine Minderung ihrer Rechte und eine Beeinträchtigung ihrer Freizügigkeit, so daß 
die auf staatlicher Ebene gewährte allgemeine Gleichberechtigung nicht voll Zum Tra­
gen kam. Bekannt ist das Beispiel Baden, wo gemeinderechtliche Vorbehalte die be­
reits während der Rheinbundzeit ausgesprochene Rechtsgleichheit bis zum Jahre 
1862 reichlich illusorisch machten. Im Königreich Westfalen hingegen besaßen alle 
Untertanen ausnahmslos das Gemeindebürger- und Domizilrecht ohne irgendwelche 
Einschränkungen. Auch für Juden genügte zur Niederlassung die bloße Anmeldung 
beim Maire. Wie die Gemeinde- legte auch die Gewerbeordnung der Verwirklichung 
des Emanzipationsdekrets keine Hindernisse in den Weg. Der Zunftzwang, der in der 
Regel Juden von handwerklichen Berufen fernhielt, wurde im Königreich Westfalen 
abgeschafft, die uneingeschränkte Gewerbefreiheit eingeführt. Zur Ausübung von 
Handel und Gewerbe bedurfte es nur der Lösung eines Patentes. Mit anderen Worten: 
Bei der Erwerbstätigkeit bestanden die bisherigen rechtlichen Unterschiede zwischen 
Christen und Juden nicht länger fort. In den süddeutschen Staaten hingegen blieben 
sie bis in die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts hinein bestehen. Eine weitere Hürde 
für die praktische Durchsetzung der Rechtsgleichheit beseitigte im Königreich West­
falen der Code Napoleon. Er erhob die bürgerliche Eigentumsform zur Norm. Der Er­
werb oder Verkauf von Häusern, Grundstücken oder Landgütern unterlag keinen Ein­
schränkungen mehr. Soweit in Westfalen zum Schutz des Adels im Widerspruch zu 
den Bestimmungen des Code Napoleon grundherrschaftliehe oder majoratsrechtliche 
Eigentumsformen fortbestanden, betrafen die damit verbundenen Einengungen des 
Güterverkehrs Nicht juden und Juden in gleicher Weise. Dies gilt selbst für patronats­
rechtliche Eigentumsbindungen. Zum Beispiel erwarb im Jahre 1809 Israel Jacobson 
sechs aufgehobene Nonnenklöster, obwohl auf ihnen Patronatsrechte ruhten. 

Zum anderen spielte das israelitische Konsistorium bei der Ausführung der Emanzi­
pationsgesetze eine wichtige Rolle 16

. Das Königreich hatte nach französischem Vor­
bild die Konsistorialverfassung eingeführt. Sie gab der jüdischen Glaubensgemein­
schaft eine für den ganzen Staat einheitliche und straffe Organisation. Alle westfäli­
schen Juden - etwa 20000 Personen oder 1 % der Gesamtbevölkerung - hatten sich 
der neuen hierarchischen Ordnung einzugliedern. Die Spitze des vierstufigen Organi­
sationsgefüges bildete das Konsistorium in Kassel; ihm unterstanden Sprengel, Be­
zirke und Syndikate. Die oberste israelitische Behörde setzte sich zusammen aus ei­
nem Präsidenten, drei Rabbinern, zwei jüdischen Gelehrten und einem Sekretär. Ihr 
fiel nach der Verfassung die Aufgabe zu, unter Oberaufsicht der Regierung die Reli­
gionsausübung sowie die Ausbildung der Rabbiner und jüdischen Lehrer zu überwa­
chen. Ferner hatte das Konsistorium die Finanzierung von Verwaltung, Kultus, Unter-

16 Vgl. Llldwli; Honuilz, Die Israeliten unter dem Königreich Westfalen. Ein aktenmäßiger Bei­
trag zur Geschichte der Regierung König Jeröme's, (Kassel 1900); den., Das Königlich Westfäli­
sche Konsistorium der Israeliten zu Kassel und seine Thätigkeit, in: Im Deutschen Reich 6 
(1900) 334-338; ders., Neue Beiträge zur Geschichte und Tätigkeit des Königlich Westphälischen 
Konsistoriums der Israeliten zu Kassel 1807-1815, in: Jüdische Monatsschrift 53 (1909) 
513-524;J lHaenj5, Die Juden im Königreich Westfalen, in: Geschl.bll. für Stadt u. Land Magde­
burg 42 (1907) 47-66; FelL" Lazarus, Das Königlich Westphälische Konsistorium der Israeliten. 
Nach meist unbenützten Quellen, (Preßburg 1914). 
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richt und Armenfürsorge der jüdischen Glaubensgemeinschaft zu gewährleisten. 
Beide Aufgaben warfen schwierige Probleme auf. Sie ließen sich nur in enger Zusam­
menarbeit mit der Regierung lösen. In innerjüdische Angelegenheiten mischte sich 
der Staat nicht ein, wenngleich einige Regierungsvertreter die autoritäre Reformpoli­
tik des Konsistorialpräsidenten Israel Jacobson mit Mißfallen betrachteten; ihnen be­
reitete der wachsende Widerstand der jüdischen Orthodoxie einige Sorgen. Kam es zu 
Verstößen gegen die gesetzlich festgelegte Rechtsgleichheit der Juden, stimmten Re­
gierung und Konsistorium in der Beurteilung grundsätzlich überein. Dies trug dazu 
bei, Übergriffen auf unterer Ebene wirkungsvoll entgegenzuwirken. In vielen Fällen 
setzten Gemeindevorsteher oder andere Vertreter der jüdischen Gemeinschaft das 
Konsistorium von Verstößen gegen das Emanzipationsgesetz in Kenntnis. Hierauf er­
folgte eine Beschwerde bei der Regierung. Nicht selten trug sie der Präsident des 
Konsistoriums selber vor. Jacobson genoß wegen seiner großen Verdienste um die 
rechtliche Besserstellung der Juden und seiner Initiativen im Schulwesen hohes Anse­
hen; er verfügte als westfälischer Finanzrat über nicht geringen Einfluß besonders 
beim König, dem er persönlich nahe stand. Seine Stimme hatte Gewicht. Fast immer 
rief eine Eingabe des Konsistoriums die Staatsbürokratie auf den Plan. Am 28. Fe­
bruar 1811 protestierte etwa das Konsistorium beim Innenministerium gegen die un­
rechtmäßige Erhebung des Leibzolls im hannoverschen Gifhorn, das kurz zuvor an 
das Königreich Westfalen gefallen war. Der Präfekt des Aller-Departements erhielt 
Anweisung, diese Abgabe sofort zu verbieten. Bereits am 15. März teilte das Innenmi­
nisterium dem Konsistorium mit, daß der Mißstand abgestellt sei l7

• Ein anderes Bei­
spiel: Im Sommer 1812 verfügte der Polizei-Generalkommissar von Halberstadt aus 
sicherheitspolizeilichen Gründen die gebührenpflichtige Ausgabe von "cartes de sü­
rete" an Hausierer und Schausteller. Der Polizei-Kommissar von Salzwedel dehnte, 
offenbar eigenmächtig, diese Bestimmung auf alle Juden aus. Hiervon unterrichtete 
der jüdische Gemeindevorsteher das Konsistorium. Jacobson legte beim Innenmini­
sterium scharfen Protest ein. Auch der Präfekt des Eibe-Departements prangerte die 
verfassungs- und gesetzeswidrige Maßnahme in Kassel an. Sie sei nur dazu geeignet, 
alte Vorurteile zu nähren. Ein Staat wie der westfälische dürfe dies nicht dulden 18

. 

Ein weiterer Fall: Westfälische Juden, die im Frühjahr 1808 die Leipziger Messe be­
suchten, mußten weiterhin den Leibzoll entrichten. Jacobson leitete ihre Beschwerde 
an das westfälische Außenministerium weiter. Daraufhin wurde der westfälische Ge­
sandte Christian Wilhelm von Dohm in Dresden vorstellig. Er erreichte nach ener­
gisch geführten Verhandlungen, daß Juden aus Westfalen wie schon die aus Frank­
reich im Königreich Sachsen keine Sonderabgaben mehr zu leisten hatten. Erfolgrei­
cher noch als im Königreich Sachsen wirkten sich die Aktivitäten der westfälischen 
Diplomatie in den Herzogtümern Sachsen-Meiningen und Sachsen-Weimar aus. 
Beide Staaten schafften auf Drängen Westfalens den Judenzoll ab. Ausgelöst hatten 

17 Zentrales Staatsarchiv, Dienststelle Merseburg (im folgenden zitiert: ZSTA Merseburg), Kö­
nigreich Westfalen Rep. 6 IV B Nr.49. 
18 ZSTA Merseburg, Kgr. Westf. Rep. 6 rrr D Nr.49. 
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diese Interventionen westfälische Juden, deren Beschwerden über den Präsidenten des 
Konsistoriums an das Außenministerium gelangt waren 19. 

Die Judenemanzipation im Königreich Westfalen stieß nicht überall auf Zustim_ 
mung; sie rief auch Ablehnung hervor. Einige verurteilten sie in Bausch und Bogen, 
andere störten sich an bestimmten Aspekten der Emanzipationsgesetze oder der Ju­
den politik. Politische Gründe, wirtschaftliche Interessen, religiöse Motive und antijü­
dische Vorurteile waren im Spiele. Kritik oder Widerstand kamen aus der französi_ 
schen Politik (1.), der westfälischen Staatsbürokratie (2.), Handel und Gewerbe (3.), der 
Kirche (4.) sowie der jüdischen Gemeinschaft (5.). 

1. Heftige Vorwürfe gegen die westfälische Judenpolitik erhob kein Geringerer als 
der französische Kaiser selber, der sich in seiner Haltung den Juden gegenüber stets 
auch von machtpolitischen Nützlichkeitserwägungen leiten ließ20

. Demonstrative 
Kundgebungen zugunsten der jüdischen Minderheit hielt Napoleon angesichts der 
weit verbreiteten Vorurteile gegen Juden für politisch unklug. Was sich nach dem Er­
laß des Emanzipationsdekrets vom 27. Januar 1808 in Kassel ereignete, erregte seinen 
Zorn. In großer Aufmachung hatte der "Westphälische Moniteur", die offizielle Zei­
tung des Königreichs, vom Empfang einer "Deputation der jüdischen Nation" durch 
König und Regierung berichtet. Napoleon schrieb äußerst gereizt an seinen Bruder y~­
rame: "J'ai evite de faire rien de ce qui peut montrer l'estime aux plus meprisables des 
hommes."21 Noch einen Schritt weiter als der Kaiser ging der französische Gesandte 
in Kassel, Baron Kar! Friedrich Reinhard, ein enger Freund Goethes. Er nahm in sei­
nen Gesandtschaftsberichten Anstoß an den umfangreichen Güterkäufen Jacobsons 
und den hohen Gewinnen jüdischer Armeelieferanten. Hierin erblickte Reinhard den 
Beweis für die bodenlose Verdorbenheit des Judentums, über die er sich in langen 
Ausführungen erging. Im Gesandtschaftsbericht vom 15. Juli 1812 zum Beispiel hieß 
es: "Il parait qu'il est une certaine periode de derangement des corps politiques Oll, de 
toute necessite les juifs s'emparent de tous les sucs vitaux, comme il est des maladies 
propices a la generation de certains insectes."22 Während die Kritik des Kaisers sowie 

19 ZSTA Merseburg, Kgr. Westf. Rep. 1 D II Nr.15. Diese Akte über die "Befreiung der westfäli­
schen Israeliten von allen Abgaben im Königreich Sachsen und Herzogtum Warschau, welche 
den Juden als solchen aufgelegt sind" dokumentiert sehr gut die Aktivitäten Jacobsons und 
Dohms. Vgl. dazu aus antisemitischer Sicht: Heinz Gürtler, Deutsche Freimaurer im Dienste na­
poleonischer Politik. Die Geschichte der Freimaurerei im Königreich Westfalen, (Berlin 1942) 
162 f.; über den Druck, den die westfälische Regierung auf Sachsen-Meiningen und Sachsen­
Weimar ausübte, vgl. ZSTA Merseburg, Kgr. Westf. Rep. 6 IV B Nr. 5 und Rep. 8 I B Nr. 70a. 
20 Über Napoleon und die Juden vgl. zuletzt besonders den von Bernhard Blumenkranz und Al­
bert Sobold herausgegebenen Sammelband: Le Grand Sanhedrin de Napoleon, (Toulouse 1979) 
sowie Franz Kable!; Napoleon and the Jews, (Jersusalem 1976) und Simon Schwarz/liebs, (vgl. 
Anm.13). 
21 Lettres incdites de Napoleon ler (An VIII-1815), hrsg. v. L. Lecestre(Paris 21897) 1,159: Napo­
leon an Jcrome, 2. März 1808: "Rien n'est ridicule comme votre audience aux Juifs; rien n'est 
mauvais comme votre singerie du iHonitelir de France. J'ai entrepris l'oeuvre de corriger les Juifs; 
mais je n'ai pas chercher a en attirer de nouveaux dans mes Etats. Loin de la, j'ai evite de faire 
rien de ce qui peut montrer de l'estime aux plus mcprisables des hommes." 
22 Archives du Ministere des Affaires etrangeres, Paris. Correspondance Politique Westphalie, 
tome 10, 140-141. Den Hinweis auf sehr zahlreiche antijüdische Ausführungen Reinhards in 
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die antijüdische Einstellung des französischen Geschäftsträgers in Kassel keine kon­
kreten Auswirkungen auf den Gang der Judenemanzipation im Königreich Westfalen 
zeigten, legte die französische Politik aus sehr materiellen Gründen einer konsequen­
ten Anwendung des Emanzipationsdekrets Hindernisse in den Weg. Zum Streit kam 
es um die Erhebung von Judenschutzgeldern. Sie zählten vor der Gründung des Kö­
nigreichs Westfalen zu den landesherrlichen Einkünften. Mit den Dotationsdomänen 
waren sie in einigen Fällen als Eigentumsrechte an kaiserliche Donatare gelangt. In ih­
rem Namen zog die französische DomänenverwaItung weiterhin Judenschutzgelder 
ein. Die betroffenen Juden beschwerten sich beim Konsistorium, das Klage erhob. 
Der für Domänenstreitigkeiten mit den kaiserlichen Donataren zuständige Staatsrat 
erklärte zwar die Erhebung von Judenschutzgeldern für unvereinbar mit der Verfas­
sung und dem Gesetz vom 27. Januar 1808, verwies jedoch zugleich auf den Domä­
nen-Abtretungsvertrag mit dem Kaiser. Aus machtpolitischen Gründen erhielten die 
von der französischen Politik unterstützten Interessen der Donatare den Vorrang vor 
den Geboten der Verfassung und den Bestimmungen der Gesetze23

• 

2. Innerhalb der westfälischen Staatsverwaltung kam es zu Verstößen gegen die 
Emanzipationsgesetze. In einigen Fällen erhoben Beamte unterer Instanzen weiterhin 
besondere Judensteuern. Beschwerden gegen solche Mißstände hatten in der Regel ra­
schen Erfolg; die Regierung ließ Eigenmächtigkeiten der unteren Behörden nicht 
ZU24. Schwerer als diese kleinen Übergriffe wog das Verhalten des Generaldirektors 
der Hohen Polizei, des Barons Jean Fran<;:ois Marie Bongars. Er verfügte im Sommer 
1811 durch Runderlaß an die Präfekten eine drastische Einengung der Niederlas­
sungs- und Gewerbefreiheit für Juden. Nur mit ausdrücklicher Zustimmung des Prä­
fekten sollten künftig Juden im Königreich Westfalen ihren Wohnsitz nehmen und 
gegen Zahlung einer zusätzlichen Gebühr von 50 Talern ein Patent lösen, also Handel 
und Gewerbe treiben dürfen. Bongars begründete diese Maßnahme gegen die jüdische 
Minderheit mit dem Zustrom ausländischer Juden, häufig Betrüger, Diebe und andere 
kriminelle Elemente, die die Sicherheit des Landes gefährdeten. Der Präfekt des Harz­
departements, der die Verordnung polizeilich für gerechtfertigt hielt, wandte sich an 
den Innenminister, weil die zu ergreifenden Maßnahmen jeder Rechtsgrundlage ent­
behrten. Der Innen- sowie der Finanzminister erklärten die Polizeiverordnung für 
rechtswidrig; sie verstoße gegen das Emanzipationsgesetz vom 27. Januar 1808, das es 
nicht zuließ, Juden unter Sonderrecht zu stellen und mit zusätzlichen Abgaben zu be­
lasten. Die Minister lehnten es ab, das Problem der inneren Sicherheit auf Kosten der 
Rechtsgleichheit zu lösen25

. 

den Gesandtschaftsberichten verdanke ichJean Deliniere von der Universität Nancy II; er stellte 
mir Abschriften aus dem Archiv zur Verfügung. 
23 ZSTA Merseburg, Kgr. Westf. Rep. 6 IV B Nr. 24; vgl. dazu Helmut Berding, Herrschaftspoli­
tik, (vgl. Anm.12) 106; den, Les dotations imperiales dans le royaume de Westphalie, in: Revue 
de l'Institut Napoleon N° 192 (1976) 91-10l. 
24 ZSTA Merseburg, Kgr. Westf. Rep 8 IV K Nr.43. 
25 ZSTA Merseburg, Kgr. Westf. Rep 6 III D Nr.42: Bongars begründete seine Verordnung so: 
"Par suite des anciens reglemens Monsieur le Prefet les Juifs etrangers qui desirent acquerir dans 
le royaume, soit une patente, un Domicile et meme le droit de bourgeoisie, y sont admis sur la 
simple presentation des Syndicis de cette Secte. Ces presentations sont faites le plus souvent par 
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3. Heftige Klagen kamen aus den Reihen von Handel und Gewerbe. Sehr viele Ein­
gaben von Geschäftsinhabern und Handwerkern richteten sich gegen den Hausier­
handel, in dem Juden nach wie vor dominierten. Ein typisches Beispiel stellte die Be­
schwerde der Tuchmacher von Treysa im Distrikt Marburg dar. Zum Schutz ihres Ge­
werbes hatte früher die hessische Regierung den Hausierhandel mit wollenen Tuchen 
nicht erlaubt. Seit Einführung der Gewerbefreiheit überschwemmten nach Aussage 
der Tuchmacher besonders jüdische Hausierer das Land; das Tuchmachergewerbe 
stehe vor dem Ruin'6. Eingaben dieser Art kamen aus allen Teilen des Königreichs. 
Anfang 1810 befaßte sich auf seiner zweiten (und letzten) Zusammenkunft der West­
fälische Reichstag mit dem Hausierhandel. Vertreter der Reichsstände forderten, aus­
ländischen Kaufleuten und den "zumeist hebräischen inländischen Hausierern" nur 
noch unter verschärften Bedingungen Handelspatente zu bewilligen. Hierin erblickten 
die Regierungsvertreter einen Angriff auf die Grundgesetze des Staates, wie sie der Be­
gründer des Königreichs, Napoleon, in der Verfassung festgelegt habe. Gewerbefrei­
heit und Rechtsgleichheit für alle Untertanen des Königs von Westfalen stünden 
nicht zur Disposition27 ! 

4. Von den Kirchen, deren oft vorurteilsvolle Einstellung gegen Juden allgemein 
bekannt ist, gerieten im Königreich Westfalen unmittelbar nur katholische Stellen mit 
Angehörigen des mosaischen Glaubens in konfliktträchtige Berührung. Als Käufer 
eingezogener Kirchengüter traten nicht selten jüdische Bankiers auf. Daraus erwuch­
sen neue Animositäten. Offen zum AusbnlCh gelangten sie gegen Jacobson, der allein 
sechs Nonnenklöster erworben hatte. "Die Nonnen waren untröstlich, daß sie weichen 
mußten; besonders die 90jährige Ursula in Hadmersleben war seelisch aufs schwerste 
erschüttert. Jacobson besuchte sie in der Tracht eines katholischen Prälaten, um sie in 
ihrem Schmerz zu trösten. Aber die 90jährige ließ sich durch das Habit nicht beein­
flussen. Sie erkannte Jacobson sofort, empfing ihn mit Verwünschungen, weil er ihren 
Heiland und Erlöser gekreuzigt habe, und blieb unversöhnlich."'s 

5. Große Unzufriedenheit breitete sich nicht zuletzt unter den Juden aus. Sie be­
grüßten zwar uneingeschränkt die rechtliche Gleichstellung, nicht jedoch unbedingt 
die Konsistorialverfassung. Von ihr gingen besonders nach Auffassung orthodox ein­
gestellter Rabbiner zwei Gefahren aus. Einmal befürchteten sie von der bürokratisier­
ten und zentralisierten Staatsaufsicht über ihre Religion eine Einmischung der Regie­
rung in innerjüdische Angelegenheiten. Zum anderen stärkte die Konsistorialverfas­
sung das Reformjudentum, dessen bedeutendster Exponent, Israel Jacobson, an die 
Spitze einer hierarchisch verfaßten Religionsverwaltung trat. Mit der Autonomie der 

esprit de Corps et sans gue les Syndicis ayant pris aucuns renseignemens sur la Conduite antc­
rieure du Candidat, leguel a pu leur etre completement inconnu avant sa demande pour etre assi­
milc aux sujets de Sa Majestc. Les autorites locales s'en rapporteront aux assurances donnees par 
ces Syndicis et c'est de cettc maniere gu'une foule de Gens sans foi sans moeurs et sans aveu s'in­
troduisent dans Ie royaume ct forment une pepiniere d'escrocs, de filoux et guelgue fois pis 
cncore ... " 
26 ZSTA Merseburg, Kgr. Westf. Rep. 8 III 0 Nr.39. 
27 ZSTA Merseburg, Kgr. Westf. Rep 1 C II Nr.ll u. Nr.24. 
28 Heinric/; Sc/;nec, Hoffinanz, (vgl. Anm. 2) 139; ZSTA Merseburg, Kgr. Westf. Rep 9 II Nr. 27. 
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jüdischen Gemeinden schien auch das traditionale Judentum in Bedrängnis zu gera­
ten. Die Sorgen orthodoxer Juden erwiesen sich als nicht unbegründet. Jacobson ver­
suchte sehr entschlossen, seine von Moses Mendelssohn beeinflußten Reformideen 
durchzusetzen. Er benutzte das Konsistorium als Instrument für den Zweck, die ehe­
maligen Zustände der Israeliten in kirchlicher und weltlicher Hinsicht zu revolutio­
nieren29 . Zur Erreichung des Zieles erließ das Konsistorium eine Serie von Verord­
nungen über die Verbesserung des Gottesdienstes in den Synagogen, die Ausbildung 
und Pflichten der Rabbiner oder den Religionsunterricht. Gegen diese administrativ 
verfügte Assimilationspolitik und den konsistorialen Monopolanspruch des Reformju­
dentums regte sich in den jüdischen Gemeinden wachsender Widerstand. Dabei ver­
mischte sich religiös motivierter Protest mit Kritik an den hohen Abgaben und dem 
neuen Steuersystem. Die Konsistorialverfassung wies aufgrund ihrer zentralistischen 
Struktur dem Kasseler Konsistorium weitreichende Befugnisse nicht nur in Reli­
gions-, sondern auch in Finanzangelegenheiten zu. Vor allem die Festlegung und Re­
partition der Steuersätze sowie eine zentrale Kassenführung schnitten tief in die Auto­
nomie der jüdischen Gemeinden ein. Sie setzten sich gegen die Ansprüche des Konsi­
storiums zur Wehr. Dagegen rief die oberste jüdische Behörde in Kassel den Staat zu 
Hilfe. Doch die westfälische Regierung, die über den Unmut vieler jüdischer Gemein­
den unter anderem durch Polizeiberichte unterrichtet war, wollte sich möglichst nicht 
in die innerjüdischen Auseinandersetzungen hineinziehen lassen. Gegen das starre 
Vorgehen Jacobsons wurde Kritik laut. Der Innenminister Graf Gustav Anton Wolff­
radt sprach von einem "horrible abus d'autorite"30. 

Bedeutsamer als Gegner und Widerstand blieben im Königreich Westfalen jedoch 
Befürworter und Erfolge der Judenemanzipation. Wie in vielen anderen Bereichen 
eilte dieser Modellstaat auch bei der Verwirklichung der Rechtsgleichheit den anderen 
Rheinbundstaaten weit voraus. Eine fortschrittliche Regierung führte unbekümmert 
um die restriktiven Bestimmungen im Empire zum ersten Male in Deutschland nach 
dem Vorbild der Französischen Revolution die Judenemanzipation ohne Wenn und 
Aber durch. Sie hielt trötz mancher Schwierigkeiten, die sich zunächst aus der rechtli­
chen Gleichstellung der JUden ergaben, am Prinzip der Rechtsgleichheit fest. Daran 
ließ sie nicht rütteln, nachdem gleich zu Anfang die volle politische und rechtliche 
Gleichstellung in einem einzigen Akt erfolgt war. Eine Lösung der Judenfrage in 
Etappen stand im Königreich Westfalen nie zur Diskussion. Während Dohm und die 
meisten Gebildeten in der publizistischen Auseinandersetzung vom Erziehungskon-

29 ZSTA Merseburg, Kgr. Westf. Rep. 6 IV B Nr.8. Im Tätigkeitsbericht des Konsistoriums an 
den Innenminister vom 12. März 1810 heißt es: "Klar ist, daß die durch das Konsistorium zu be­
wirkende Organisation der Israelitischen Einrichtungen im ganzen Königreich Westfalen eine 
neue Schöpfung ausmacht, daß dieses Kollegium mit Menschen arbeitet, die durch Verwahrlo­
sung in politischer und moralischer Hinsicht nicht so leicht, wie jede andere Religionssekte, zur 
Ordnung geführt werden können ... Der ehemalige Zustand der Israeliten, als sie noch eine un­
geduldete Nation ausmachten ... war in kirchlicher Hinsicht so beschaffen, daß darin eine Revo­
lution nicht ausbleiben konnte." Vgl. ferner ZSTA Merseburg, Kgr. Westf. Rep. 5 A Nr. 6 sowie 
die in Anm.16 genannte Literatur. 
30 ZSTA Merseburg, Kgr. Westf. Rep 5 0 Nr. 38. 



284 Helmut Berding 

zept ausgingen, an dem sich alle deutschen Regierungen von der Rheinbund- bis zur 
Reichsgründungszeit orientierten, folgte die westfälische Regierung dem Beispiel des 
französischen Emanzipationsgesetzes vom September 1791. Was freilich in Frank­
reich die Nationalversammlung der Regierung aufgezwungen hatte, verordnete im 
Königreich Westfalen der Staat auf bürokratischem Wege durch eine "Revolution von 
oben". Beeinträchtigt wird die historische Bedeutung der westfälischen Judenemanzi­
pation nicht wie die in anderen deutschen Staaten durch Halbheiten und Vorbehalte, 
wohl hingegen durch die Kurzlebigkeit des Königreichs. Mit seinem Untergang erlitt 
der Emanzipationsprozeß einen schweren Rückschlag, der erst in der Revolution von 
1848/49 wettgemacht werden konnte. 

Diskussion zum Referat von Helmut Berding 

Leiter: Sten Gagner 

In der Auseinandersetzung mit den von Helmut Berding vorgetragenen Thesen bil­
deten Überlegungen, inwieweit die Judenemanzipation als Teilaspekt einer allgemei­
nen, auf bürgerliche und staatsbürgerliche Gleichheit aller Untertanen zielenden Re­
formbewegung zu verstehen sei, ein übergeordnetes Rahmenthema. In Ergänzung zu 
den Äußerungen Jean Tulards über Joseph Jerome Simeon, einen der fähigsten, aber 
auch schillerndsten politischen Akteure, skizzierte der Referent noch einmal - poin­
tierter als im Vortrag - die Etappen der intellektuellen Vorbereitung der Judeneman­
zipation, die, zwar ausgelöst durch Christian Wilhelm Dohm und seine Schrift "Über 
die bürgerliche Verbesserung der Juden", zunächst im revolutionären Frankreich auf­
gegriffen wurde, dort in Abbe Gregoire und Graf Mirabeau ihre fähigsten Fürsprecher 
fand, schließlich aber erneut, im Zuge der napoleonischen Machtexpansion, die deut­
sche Reformdiskussion beherrschte. An Christof Dipper gewandt, der darauf hingewie­
sen hatte, daß die Emanzipation der Juden sich in einer Gesellschaft vollzog, die Bau­
ern und Teilen der städtischen Bevölkerung eine rechtliche Gleichstellung verwei­
gerte, bemerkte Berding, daß auch die gesetzlichen Beschränkungen für Juden nur 
dort restlos aufgehoben wurden, wo - wie etwa im Königreich Westfalen - mit der 
Übernahme französischer Verfassungs-, Verwaltungs- und Rechtsgrundsätze die recht­
liche Gleichheit aller Untertanen tatsächlich angestrebt wurde. 

Der Referent verneinte die Frage von lVolfgangvon Hippel, ob ein Zusammenhang 
zwischen der zahlenmäßigen Stärke der Juden und der Bereitschaft zu ihrer Emanzi­
pation zu bemerken gewesen sei, ob die Emanzipation dort, wo es wenig Juden gege­
ben habe, auf weniger Widerstände gestoßen sei. Ebensowenig stimmte er der Vermu­
tung IValter Demeis zu, wonach die guten Erfahrungen, die man im vorrevolutionären 
Frankreich mit den dort in großen Ballungsräumen lebenden Juden gemacht hatte, die 
späteren Reformpläne entscheidend beeinflußt hätten. 
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Auf die Auswirkungen der Judenemanzipation kamen im folgenden Wolfr;angvon 
Hippe/, lvlanfred Botzenhart und Werner Blessing zu sprechen. Von Hippe! bat um 
Aufschluß über die Reaktion der Bevölkerung, vor allem der Bauern, auf den Erlaß der 
Emanzipationsedikte. Bo!zenhart sprach die antijüdischen Ausschreitungen beim Zu­
sammenbruch der napoleonischen Herrschaft an, wie sie bei H. Heitzer beschrieben 
werden, und Werner Blessing erinnerte daran, daß die Juden in Bayern bereits kurze 
Zeit nach Erlaß des Judenediktes 1813 führende Positionen im Getreidehandel bezo­
gen, ein Umstand, der später, so 1819, wiederum zu stärkeren antisemitischen Aus­
schreitungen Anlaß gab. Fragen und Befund aus der Sicht der von ihm bearbeiteten 
Quellen kommentierend, verwies Berding auf das starke Anwachsen der jüdischen Be­
völkerung nach Erlaß der entscheidenden Edikte 1808 auch im Königreich Westfalen. 
Auffallend z. B. sei dort der Zuzug jüdischer Hausierer gewesen. Die angestammte Be­
völkerung habe auf die Vergrößerung der Judengemeinde zunächst - bis etwa 1815/16 
- keinesfalls spektakulär reagiert. Später sei es zwar auch dort zu Ausschreitungen ge­
kommen, die aber durch Versorgungskrisen ausgelöst worden seien. Auf Ablehnung 
hingegen sei die westfälische Judenpolitik in Frankreich gestoßen, das sich in seiner 
Haltung den Juden gegenüber stets auch von machtpolitischem Nützlichkeitsdenken 
hätte leiten lassen. 

Werner Schuber! erkundigte sich in diesem Zusammenhang, ob Napoleon es bei 
dem vom Referenten zitierten Protest auf einen ausgesprochen judenfreundlichen Ar­
tikel im "Westphälischen Moniteur" belassen oder stärkere Intervention veranlaßt 
habe. Berding führte in seiner Antwort dazu aus, daß es zu unmittelbaren Angriffen ei­
gentlich nur dann gekommen war, wenn französische Interessen direkt auf dem Spiel 
standen. Dies sei beispielsweise bei den Domänenstreitigkeiten mit den kaiserlichen 
Donataren der Fall gewesen, denen ungeachtet aller Gesetzeswidersprüchlichkeit er­
laubt war, weiterhin Judenschutzgelder einzuziehen. Von Sclmbert desgleichen nach 
der Person Jacques Claude Beugnots und dessen Einfluß auf die Judengesetzgebung 
nicht nur in Westfalen, sondern auch in Berg befragt, skizzierte der Referent in Umris­
sen die zwar nach französischem Vorbild initiierte, in der Praxis aber inkonsequente 
Emanzipationspolitik des Großherzogturns. Die aus den zweideutigen Formulierun­
gen des Judenedikts vom 2. Juli 1808 erwachsene Rechtsunsicherheit habe vor allem 
untere Instanzen immer wieder veranlaßt, zuungunsten der Juden zu entscheiden. An 
iWichae! iVIiiller gewandt, bestätigte der Referent, daß mit den Emanzipationsedikten 
in den von ihm untersuchten Rheinbundstaaten in der Regel - ähnlich wie in Frank­
reich - auch eine Änderung der jüdischen Namen einherging. Diese Verfügungen hät­
ten zum einen eine Vereinfachung der Verwaltung, zum anderen aber auch eine stär­
kere Integration der jüdischen Bevölkerung zum Ziel gehabt. 

Mit dem Stichwort "jüdischer Kult" griff Christian Probst einen Aspekt der Juden­
emanzipation auf, der, ungeachtet seiner Bedeutung, im Verlauf der Diskussion eine 
eher untergeordnete Rolle spielte. Auf die Frage hin, was den westfälischen Staat be­
wogen habe, nach französischem Vorbild eine Konsistorialverfassung einzuführen, 
hob der Referent zunächst das Bemühen aller frühmodernen Staaten hervor, eine 
möglichst lückenlose bürokratische und zentralisierte Staatsaufsicht auszuüben, stellte 
dann aber klar, daß mit der Etablierung dieser Organisation von seiten des Staates eine 
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Einmischung in den jüdischen Kult nicht bezweckt war. Korrigierende Eingriffe hät­
ten vielmehr reform begeisterte Juden wie Israel Jacobson selbst vorgenommen. Da 
diese aber gleichzeitig hohe Positionen im Konsistorium bekleideten, über das Konsi­
storium auch ihre Assimilationspolitik betrieben, hätte sich der Zorn orthodoxer Ju­
den verständlicherweise gegen die Konsistorialverfassung als Quasi-Garant für einen 
autoritären Reformkurs gerichtet. Auf die Frage von Probst, was die Regierung bewo­
gen habe, den Juden christliche Gottesdienstformen, wie etwa die Predigt, aufzunöti_ 
gen, antwortete der Referent, daß dies wohl aus dem Bestreben geschehen sei, mög­
lichst einheitliche Kultformen, die auch den Vorstellungen von einer aufgeklärten Re­
ligionsausübung entsprachen, für alle Bekenntnisse einzuführen. 

Ebenfalls nur am Rande gestreift werden konnte in der Debatte über die Juden­
emanzipation im Rheinbund das Problem der wirtschaftlichen Stellung und ökonomi­
schen Bedeutung der Juden. Dietmar Stlltzer blendete zurück auf die Zeit vor Erlaß 
der Emanzipationsedikte und berichtete von ungewöhnlichem Geschäftsgebaren jüdi­
scher Prozeßagenten aus Frankfurt, die mit horrenden Bestechungsgeldern die 
Rechtssprechung in Wetzlar manipuliert haben sollen. Rlidolfinevon Oer machte auf 
die hohe Beteiligung der Juden bei Fouragelieferungen während des Rußlandfeldzuges 
aufmerksam und fand sich vom Referenten in der Annahme bestätigt, daß die Ge­
winne der Juden beträchtlich gewesen wären. Gegenüber Wemer Schubert bedauerte 
der Referent, daß die von ihm bisher gesichteten Quellen generelle Aussagen über die 
wirtschaftliche Situation der Juden nach Auflösung des Rheinbundes nicht zuließen. 



Rudolf Vierhaus 

Aufklärung und Reformzeit. 
Kontinuitäten und Neuansätze in der deutschen Politik 

des späten 18. und beginnenden 19. Jahrhunderts 

Die Diskussion um das Ausmaß des Wandels, der "um 1800" in Europa bzw. in der 
atlantischen Welt stattgefunden hat und in dem das entstanden ist, was oft die "mo­
derne Welt" genannt wird, hat trotz ihrer langen Dauer nichts an Aktualität verloren. 
Ebensowenig die Debatte um Verlauf, Tiefenwirkung und besonderen Charakter der 
Veränderungen, die um diese Zeit in Deutschland stattgefunden haben. Als ein Reflex 
der Bemühungen um die Deutung dieser Zeit kann die Schwierigkeit gelten, eine 
überzeugende, sachnahe Periodisierung der deutschen Geschichte vom 18. zum 19. 
Jahrhundert zu finden. Ein der großen Revolution in Frankreich vergleichbares, zu­
mindest annähernd tief einschneidendes Ereignis läßt sich für sie nicht benennen. 
Dennoch drängt sich die Frage auf, ob die Revolution im Nachbarland nicht doch 
Auswirkungen auch auf den Raum des noch bestehenden Alten Reiches gehabt hat, 
die es berechtigt erscheinen lassen, 1789 als Epochendatum auch der deutschen Ge­
schichte anzuerkennen? Genau besehen aber war es nicht die Ausstrahlung der Revo­
lution, nicht einmal ihr expansiver Ausgriff bis zum Rhein, der das Gebäude des Rei­
ches zum Einsturz brachte, sondern erst die Intervention Napoleons in Mitteleuropa. 
Das deutsche ancien regime endete 1803-1807 mit der Säkularisation der geistlichen 
Staaten und der Mediatisierung der Reichsgrafschaften, der Reichsstädte und der 
Reichsritterschaft, mit der Begründung des Rheinbundes und der Auflösung des Rei­
ches, mit der Katastrophe Preußens und der Begründung napoleonischer Satelliten­
staaten. 

Andererseits muß festgestellt werden, daß in den größeren Rheinbundstaaten erst 
jetzt ein absolutistisches Regiment zur Ausbildung gelangte. Jetzt erst setzten sich hier 
Forderungen und Grundsätze aufgeklärter Reformpolitik durch. Mehr noch: Über das 
Neuordnungswerk des Wiener Kongresses hinaus lassen sich starke Kontinuitäten, 
auch in staatlichen und ständischen Institutionen, feststellen. Endete das deutsche an­
cien regime nicht erst 1848, mit der "Deutschen Revolution", die zwar als nationales 
Einig·ungs- und Verfassungswerk scheiterte, aber doch in Preußen und Österreich den 
Übergang zum Konstitutionalismus brachte und allgemein das politische Bewußtsein 
in Deutschland tief veränderte? Oder muß umgekehrt betont werden, daß das ancien 
regime auch in Deutschland schon im späten 18. Jahrhundert in der Auflösung begrif-
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fen und dieser Prozeß durch die Auswirkungen der Französischen Revolution, das 
Weiterdrängen von Reformen in demokratischer Richtung durch den Bonapartismus 
behindert wurde? Muß nicht überhaupt die Zeit der aufgeklärten Reformen seit dem 
Ende des Siebenjährigen Krieges und die der Staatsreformen des beginnenden 19. 
Jahrhunderts in Deutschland bis 1815 oder 1819 oder 1830 stärker unter dem Aspekt 
der Kontinuität gesehen werden? Damit würde man sich von der politischen und In­
stitutionengeschichte her älteren Periodisierungsvorschlägen der deutschen Literatur_ 
und Geistesgeschichte annähern, die die Zeit vom Sturm und Drang bis zu Goethes 
und Hegels Tod als eine Großepoche zusammenfaßten, welche Klassik und Romantik, 
kritischen Idealismus und Neuhumanismus übergriff. 

Allen Periodisierungen liegen bestimmte Annahmen zugrunde; sie bringen Optio­
nen zum Ausdruck, die begründbar, aber auch bestreitbar sind. Denn alle Periodisie­
rungen sind nachträgliche Rationalisierungen, die den Ablauf des geschichtlichen Pro­
zesses zu strukturieren und die Fülle der Geschehnisse und Zusammenhänge begriff­
lich zu fassen versuchen. Da der Prozeß der Geschichte in den verschiedenen Berei­
chen des gesellschaftlichen Lebens nicht synchron verläuft, läßt sich eine politikge­
schichtliche nicht ohne weiteres mit einer wirtschafts- oder literaturgeschichtlichen 
Periodisierung gleichschalten. Man müßte schon weit abstrahieren und sehr allge­
meine Gliederungskategorien zugrundelegen, wenn man eine allgemeingültige Perio­
disierung vornehmen wollte, also z. B. - was oft geschehen ist und in der europäischen 
Überlieferung hohe Dignität besitzt - nach Jahrhunderten zählen. In der Tat assoziie­
ren sich mit den einzelnen Jahrhunderten relativ konkrete Vorstellungen. Gerade im 
Hinblick auf die deutsche Geschichte aber hat sich immer wieder das Bedürfnis einge­
stellt, zwischen dem achtzehnten und dem neunzehnten Jahrhundert eine Epoche sui 
generis anzusetzen, sowohl in Bezug auf die politische und Geistesgeschichte als auch 
auf die Bewußtseins- und Sozialgeschichte. Dieser Epochenansatz liegt auch nicht au­
ßerhalb europäischer Vergleichbarkeit; ihm muß also keineswegs die Absicht unter­
stellt werden, die These vom "deutschen Sonderweg" zu stützen. 

II 

Im folgenden geht es um den Nachweis, daß es in Deutschland vom 18. zum 19. 
Jahrhundert starke personelle, ideelle und institutionelle Kontinuitäten gegeben hat l

. 

Diesen Befund auf eine fehlende Revolution zurückzuführen, bliebe an der Oberflä-

1 Diese Thematik ist angesprochen u. a. in: Eberbard Weis, Absolute Monarchie und Reform im 
Deutschland des späten 18. und frühen 19. Jahrhunderts, in: Festschr. f. Karl Bosl, hrsg. von 
Friedricb Prinz, Franzjosef Sclmll1le und FerdiMlld Seibt (Stuttgart 1974) 436-461. - Rltdolf 
Vierbaus, Von der altständischen zur Repräsentativverfassung, in: Der moderne Parlamentaris­
mus und seine Grundlagen in der ständischen Repräsentation, unter Mitwirkung von Kar! 
Mörkt, hrsg. von Kar! Bos! (Berlin 1977) 177-194. - Den., Vom aufgeklärten Absolutismus zum 
monarchischen Konstitutionalismus. Der deutsche Adel im Spannungsfeld von Revolution, Re-
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ehe der Erklärung. Auch in Frankreich hat die Revolution nicht, wie ihre Protagoni­
sten meinten, völlig neue Verhältnisse geschaffen, sondern - worauf Tocqueville ent­
schieden hingewiesen hat - eine langfristige institutionelle Entwicklung fortgesetzt, ja 
gesteigert. "Unsichtbare, aber fast allmächtige Bande verknüpfen die Ideen eines Jahr­
hunderts mit denen des voraufgegangenen, die Vorliebe der Söhne mit den Neigun­
gen der Väter", heißt es in Tocquevilles 1836 niedergeschriebenem Essay "Etat social 
et politique de la France avant et depuis 1789". Er fährt fort: "Eine Generation mag 
wohl den voraufgegangenen Generationen den Krieg ansagen, aber es ist leichter, sie 
zu bekämpfen als ihnen nicht zu gleichen. Man kann also schwerlich über eine Nation 
in einer bestimmten Zeit sprechen, ohne zu sagen, was sie ein halbes Jahrhundert zu­
vor gewesen war." Und am Ende des Durchgangs durch ein halbes Jahrhundert resü­
miert er: "Wenn wir jetzt das Buch der Geschichte schließen und ... dazu übergehen, 
uns anzuschauen, was diese Zeit hervorgebracht hat, so bemerken wir, daß sich unge­
heure Veränderungen vollzogen haben. Aber IInter allen diesen neuen und unbekann­
ten Dingen erkennen wir leicht die gleichen charakteristischen Züge, die uns ein hal­
bes Jahrhundert zuvor aufgefallen waren. Man übertreibt also im allgemeinen die 
durch die französische Revolution hervorgebrachten Wirkungen."2 - "Ungeheure Ver­
änderungen" vollzogen sich um 1800 auch in Deutschland, wenngleich anderer Art, 
auf andere Weise und mit anderen Ergebnissen. Französische Besetzung und Verwal­
tung auf dem linken Rheinufer für mehr als zwanzig Jahre, Beseitigung der geistlichen 
Staaten, Säkularisation geistlichen Besitzes, Liquidation der Landeshoheit von Reichs­
rittern und Reichsgrafen, also Herrschaftswechsel in zahlreichen Fällen; Auflösung 
des Reiches, Aufhebung der Reichsgerichte und des Reichstags; Kriege, Grenzverän­
derungen, Besatzungen; Regierungs- und Verwaltungsreformen, Veränderungen im 
Rechts- und Schulwesen, in der Militär- und Kirchenorganisation - das alles zusam­
men bedingte im Laufe eines Vierteljahrhunderts ein Maß an Umgestaltung, das allen­
falls mit den tiefreichenden Veränderungen in der ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts 
verglichen werden kann. Eine Umgestaltung, die auch durch das Wiederherstellungs­
werk des Wiener Kongresses nicht rückgängig gemacht wurde'! 

Gewiß haben die Menschen in Deutschland diese Veränderungen auf unterschiedli­
che Weise erlebt, je nachdem sie, direkt oder indirekt, als engagierte Beobachter, als 

form und Restauration (1789-1848), in: Legitimationskrisen des deutschen Adels 1200-1900, 
hrsg. von Peter Uwe Hohendahl und Paul iHichael Lützeler (Literaturwissenschaft und Sozialwis­
senschaften 11, Stuttgart 1979) 119-135. 
2 Dieser Essay ist jetzt zu finden in: Alexis de Tocqueuille, L'Ancien Regime et la Revolution. 
CEuvres Completes, ed.J-P. Mayn; Bd.II, (Paris 1952) 31-66; die zitierten Stellen 35f., 65. (Ich 
folge der Übersetzung von Siegfried Landshut in der von ihm hrsg. Auswahl aus dem Gesamt­
werk Tocquevilles (Das Zeitalter der Gleichheit, Kröners Taschenbuchausgabe Bd.221, Stuttgart 
1954, 121, 144f.)). 
3 Generell sei hier verwiesen auf: Kurt von RaumerliHanfred Botzenhart, Deutschland um 1800: 
Krise und Neugestaltung. Von 1789 bis 1815, (Hdb. d. Dt. Gesch., hrsg. von LeoJlIst, Bd.3/1, 1. 
Teil, Wiesbaden 1980). Ferner: Karl Otmar Frhr.v. Aretin, Vom Deutschen Reich zum Deut­
schen Bund, (Deutsche Geschichte, hrsg. von Joachim Leuschnn; Bd. 7, Göttingen 1980). - Elisa­
beth Fehrenbach, Vom Ancien Regime zum Wiener Kongreß, (Oldenbourg Gmndriß der Ge­
schichte 12, München 1981). 
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Reformfreunde oder als Anhänger des Alten betroffen waren. Alle aber standen unter 
dem Eindruck einer tiefen Krise der politischen Institutionen wie des politischen Be­
wußtseins, deren Ausgang die Betroffenen und Beobachtenden nicht abzusehen ver­
mochten. Diese Ungewißheit wurde dadurch noch verstärkt, daß die Krise zu einem 
beträchtlichen Teil aus externen Anlässen hervorging, so daß sich den Deutschen das 
Gefühl aufdrängen mußte, politisch nur mehr Objekt der Politik großer europäischer 
Mächte, vor allem des napoleonischen Frankreich, darzustellen, und von einem Ver­
lust der politischen Identität bedroht zu sein4

• Zugleich löste die Krise vielfältige, oft 
diffuse, oft widersprüchliche Erwartungen auf die Durchführung notwendig erachteter 
oder steckengebliebener Reformen, auf Modernisierung der deutschen politischen 
Verhältnisse aus, die, nachdem so viele der älteren Institutionen beseitigt waren oder 
sich aufgelöst hatten, ebenso dringend wie erleichtert erschienen. Denn wenn auch 
der Spielraum für selbständiges Handeln deutscher Regierungen während der napole­
onischen Ära außenpolitisch eng beschränkt war, so war er in den vergrößerten 
Rheinbundstaaten wie auch in Preußen nach der Katastrophe von 1806/07 größer als 
zuvor - in mancher Hinsicht auch größer als später, nachdem sich die Verhältnisse 
konsolidierten und restaurative Kräfte wieder stärker hervortraten. 

Gleichwohl sind bekanntlich das gesellschaftliche Gefüge und die innerstaatlichen 
Machtverhältnisse in Deutschland nicht in einer mit Frankreich vergleichbaren Tiefe 
verwandelt worden. Die schnell bemühte Erklärung, daß nämlich in Deutschland 
keine Revolution wie in Frankreich stattgefunden habe, hilft nicht weiter, zumal wenn 
dabei unterstellt wird, sie hätte stattfinden müssen und ihr Ausbleiben beweise ein 
deutsches Entwicklungsdefizit. Revolutionen aber müssen nicht eintreten; es gibt kei­
nen Entwicklungsmechanismus, der Revolutionen vom Typ der französischen ver­
langt. Richtiger ist es, nach den politischen und sozialen Verhältnissen in Deutschland 
im späten 18. Jahrhundert und den ihnen innewohnenden Spannungen zu fragen'. 
Hatten sie einen Punkt erreicht, der eine revolutionäre Situation erzeugte? Und wei­
ter: Ist durch die napoleonische Intervention eine mögliche revolutionäre Entwick­
lung verhindert oder ein erfolgreicherer evolutionärer Umgestaltungsprozeß behindert 
oder abgedrängt worden? Damit aber stellt sich auch die Frage, welche Reformideen 
und -potentiale es in Deutschland um 1800 gab? 

4 Vgl. dazu auch: Rudolf Vierhaus, Heinrich von Kleist und die Krise des preußischen Staates 
um 1800, in: Kleist-Jahrbuch (1980) 9-33. - Ferner die ältere, nicht unproblematische Arbeit 
von Hem·j Brunschwig, La crise de l'etat prussien ii la fin du XVIIIe siecle et la genese de la men­
talite romantique, (Paris 1947). 
:; Vgl. Rudolf Vierhaus, Politisches Bewußtsein in Deutschland vor 1789, in: Der Staat 6 (1967) 
175-196; Mare Raeff, The Well-Ordered Police-State. Social and Institutional Change through 
Law in the Germanies and Russia, 1600-1800, (New Haven/London 1983). 
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III 

Mit solchen Fragen soll kein prinzipieller historischer Gegensatz zwischen "franzö­
sischer" Revolution und "deutscher" Reform konstruiert werden. Reformen sind in je­
dem politisch-sozialen System nötig; erst die Unfähigkeit des Systems bzw. der diver­
gierenden Kräfte in ihm zur Reform oder das Fehlschlagen von Reformversuchen las­
sen revolutionäre Situationen entstehen, wozu in der Regel noch andere, nicht-sy­
stemspezifische Umstände - z. B. Versorgungskrisen, außenpolitische Einwirkungen, 
militärische Niederlagen - beitragen. (Erst die moderne sozialistische Revolution wird 
von Minderheiten mit dem Ziel "gemacht", die politische Macht zu erobern, um 
grundlegende Veränderungen der Gesellschaft durchzuführen.) Die Deputierten, die 
1789 zur Versammlung der Generalstände nach VersailIes kamen, wollten keine Re­
volution machen, sondern Verbesserungen, institutionelle Änderungen, Reformen er­
reichen; nur das Zusammentreffen mehrerer Entwicklungen hat eine "große" Revolu­
tion möglich gemacht - und auch sie ist nicht ohne Restauration geblieben! 

Daß die politischen und auch die sozialen Verhältnisse in Deutschland in erhebli­
chem Maße verbesserungsbedürftig seien, war im 18. Jahrhundert, insbesondere in sei­
nem letzten Drittel, communis opinio zumindest unter den Gebildeten, wobei im ein­
zelnen unterschiedliche Meinungen über den Umfang, den Weg und die Mittel, über 
die Ziele und die Gefahren bestanden, zumal die Chancen für Reformen in den ein­
zelnen deutschen Territorien sehr verschieden beurteilt werden mußten. Niemand 
dachte an die Auflösung des Reiches, das spätestens seit 1648 eine Art Dachverband 
mehr oder weniger selbständiger Staaten oder staatlicher Gebilde war; daß aber die 
Reichsgerichte, insbesondere das Reichskammergericht, das Reichsmilitär- und -ver­
teidigungswesen der "Verbesserung" bedurften, wurde von niemandem bestritten. 
Vielfach wurde eine Stärkung der kaiserlichen Exekutivgewalt, eine erhöhte Funk­
tionsfähigkeit des Reichstags und der Reichskreise gefordert. Reichsjuristen wie Pütter 
und reichspatriotische Schriftsteller wie der jüngere Moser glaubten noch immer an 
die Möglichkeit einer Reform des Reiches im Rückgriff auf seine einstigen Funktio­
nen. Ihren Vorstellungen standen diejenigen nahe, die - wie Spittler oder Häberlin -
von der Erneuerung der landständischen Vertretungen und ihrer Umwandlung zu 
echten Repräsentationen des ganzen Landes eine politische Reform in den einzelnen 
Staaten, vor allem die Verhinderung willkürlichen, auf militärische Gewalt gestützten 
despotischen Regiments, dagegen eine stärkere "Teilnahme" der Bürger am Staate er­
warteten. 

Dem stand das andere Reformkonzept einer aufgeklärten Regierung unter einem 
mit uneingeschränkter Gewalt ausgestatteten, selber aufgeklärten Monarchen gegen­
über6

• Seine Verfechter - zu ihnen gehörten die Männer des preußischen Allgemeinen 
Landrechts ebenso wie die Österreicher Sonnenfels und Berg - nahmen an, daß in sol-

6 Vgl. Geraint Parry, Enlightened Government and its Critics in Eighteenth-Century Germany, 
in: Historical Journal 6 (1963) 178-192. 
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chem System optimale Chancen für Reformen auf dem Wege der Gesetzgebung, der 
Verwaltung und der öffentlichen Erziehung gegeben seien. Reform war von ihnen 
ganz als Veranstaltung "von oben" verstanden: als Ergebnis vielfältiger vernünftiger 
Maßnahmen, die zum Nutzen des Ganzen, damit auch zum Wohle aller Einzelnen, 
selbst gegen ihren unvernünftigen Widerstand, durchgesetzt werden müssen und dür­
fen, weil sie im Prinzip die Zustimmung der vernünftig Denkenden finden, ohne daß 
doch diese Zustimmung formal notwendig ist. Notwendig dagegen ist die freie kriti­
sche Diskussion, in der sich politische Bewußtseinsbildung entfaltet, deren legitime 
Träger die gebildeten Schriftsteller, die Pfarrer, Lehrer, Beamten sind. 

Obwohl diese Reformkonzeption eng mit der Aufklärung verknüpft war, hat sie ih­
ren Ursprung nicht in ihr. Die Verbesserung der Justiz, der Moral und des Arbeitsflei­
ßes, die Überwindung von Armut, die Stärkung der Wirtschaft, die Erhöhung der 
staatlichen Einkünfte und die Modernisierung der Heeresorganisation strebten schon 
patriarchalisch und absolutistisch regierende Fürsten an, sei es unter dem Einfluß 
frommer Amtsauffassung oder im Sinne kameralistischer Verwaltungslehre oder auch 
nur im Interesse der Machtsteigerung. Solche Politik lag im Zuge der Rationalisierung 
des Staatsapparates, die ansatzweise in allen frühmodernen Staaten Europas zu beob­
achten ist. In Deutschland bestanden dafür besonders gute Voraussetzungen, denn in 
manchen Staaten waren die Landstände schwach entwickelt oder fehlten ganz; viele 
Städte hatten den Wohlstand und die Unabhängigkeit verloren, die sie im 16. Jahr­
hundert besaßen; das Landeskirchenwesen stützte die Macht der Landesherren. Auch 
der Regenteneifer mancher Fürsten darf nicht unterschätzt werden. Der "teutsche 
Fürstenstaat", wie Seckendorff ihn beschrieben hatte, das Modell des wohlgeordneten 
"Polizei"-Staates unter wohlwollender Obrigkeit, ist nicht nur Theorie gewesen 7 ! 

Oft freilich blieb die Praxis eng, bevormundend und pfennigfuchserisch, erreichte 
keine Stetigkeit, wurde behindert durch Verschwendung oder scheiterte an zu gerin­
gen Mitteln und fehlendem Personal für die Durchführung. Es gibt keinen Grund, die 
Politik der inneren "Staatsbildung" (0. Hintze) zu idealisieren. Für die Entwicklung 
des modernen Staates mit seiner umfassenden Gesetzgebungs- und Verwaltungskom­
petenz ist sie gleichwohl grundlegend wichtig gewesen und hat die politische Mentali­
tät der Regierenden wie der Regierten erheblich geprägt. Wuchs bei jenen die Nei­
gung, Herrschaft nicht nur als Aufgabe und Recht der Erhaltung des Bestehenden, 
sondern auch der Gestaltung und Verbesserung zu verstehen, so bei diesen die Ge­
wöhnung an administrative Kontrolle, Regulierung und Anleitung. Regierung und 
Verwaltung - also "der Staat" - griffen zunehmend, permanent und direkt in das Le­
ben der Untertanen ein. 

War es also nicht erst der Staat des sogenannten Absolutismus oder gar des "aufge­
klärten Absolutismus", in dem diese Entwicklung anhob, so hat sie doch dort, wo der 
Anspruch der Monarchen auf absolutes Regiment erhoben und wirksam wurde, we­
sentliche Fortschritte gemacht. Anders gesagt: Die Aufklärung war keine notwendige 

7 Vgl. Rudolf Vierhaus, Deutschland im Zeitalter des Absolutismus. (1648-1763), (Deutsche Ge­
schichte, hrsg. von Joachim Leuschllf1; Bd.6, Göttingen 1978). 
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oder gar hinreichende Bedingung für die Reformpolitik deutscher Regierungen in der 
zweiten Hälfte des 18. jahrhunderts, sie hat jedoch für solche Politik neue Motive ge­
liefert, das Bewußtsein für die Notwendigkeit von Veränderungen gestärkt und diesen 
eine neue Zielsetzung gegeben. Ohne daß die älteren Ziele staatlicher Machtsteige­
rung, im 1nnern wie nach außen, an Bedeutung zurücktraten, wandelten sich das 
Selbstverständnis von Regenten und Regierungen und der Stil ihrer Politik. Zuneh­
mend wurden Gesetze und Verordnungen - keineswegs nur in werbewirksamer An­
passung an den "Zeitgeist" - mit dem Wohl des Ganzen, der Glückseligkeit der Bür­
ger, der Menschenwürde begründet und dabei auf den Gesellschaftsvertrag, auf 
Menschenrechte und die Vernunft rekurriert. Regenten und Minister betonten ihren 
"patriotischen" Eifer und verlangten ihn auch von den Untertanen; sie legten Wert 
darauf, als "aufgeklärte" Männer in den Zeitungen und Zeitschriften gelobt und we­
gen Verbesserungen und Reformen, die sie veranlaßt oder zugelassen hatten, gefeiert 
zu werden. Aufgeklärte Monarchen wie Friedrich 11.,joseph 11., Karl Friedrich von Ba­
den wurden als Beispiele hingestellt. Zumal nach dem Siebenjährigen Krieg fanden 
Gesetze und praktische Verwaltungsmaßnahmen, die aufgeklärten Grundsätzen ent­
sprachen - oder doch so interpretiert werden konnten -, in der sich entfaltenden Pu­
blizistik der Zeit ein positiveres Echo als militärische Erfolge. Zwischen aufgeklärten 
Schriftstellern und der Verwaltung entwickelte sich ein Verständnis, das in dieser 
Form nur möglich war, weil viele der Schreibenden selber Beamte waren oder nach 
Beamtung strebten. Sie beteiligten sich an der Kritik der bestehenden Verhältnisse 
und Verhaltensweisen, wobei sie in der Regel den eigenen Herrscher und das eigene 
Land ausnahmen, es allerdings in ihrer allgemeinen Kritik und auch in Lob und Tadel 
der Zustände in anderen Ländern indirekt mitmeinten. Die publizistisch tätigen Pro­
fessoren, juristen, Pfarrer, Verwaltungsbeamten des frühen Liberalismus im 19. jahr­
hundert, die zum Teil in den Landtagen saßen, hatten ihre Vorläufer in den Aufklä­
rungsschriftstellern des späten 18. jahrhunderts. 

IV 

Die bisher nur sehr allgemein angesprochene Kontinuitätsproblematik soll im fol­
genden (1.) unter personalgeschichtlichem, (2.) unter institutionsgeschichtlichem, (3.) 
unter ideengeschichtlichem und (4.) unter mentalitätsgeschichtlichem Aspekt näher 
erörtert werden. 

1. Als die Auflösung des Reiches, die z. T. erheblichen Vergrößerungen der Rhein­
bundstaaten und der Zusammenbruch Preußens Staatsreformen notwendig machten, 
wurden diese dadurch erleichtert und vorgeformt, daß die Männer, die sie in die Hand 
nahmen, schon bereit standen8

. Sie kamen nicht "aus dem Volke"; sie waren durch-

8 Neben der älteren Literatur, die man jetzt vor allem bei v. RalimeriBotzenhart, (s. Anm.3) ver­
zeichnet findet, sind besonders zu nennen: Ernst Rudolf Hubei; Deutsche Verfassungsgeschichte 
seit 1789. Bd. I: Reform und Restauration. 1789 bis 1830, (Stuttgart 1957). - Fmllz-Llidtvig Klle-
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weg keine völlig "neuen Männer", sondern hatten fast alle vorher Erfahrungen im 
Staatsdienst gesammelt, wenn auch meist nicht in Spitzenstellungen. Das gilt für Stein 
und Hardenberg, Scharnhorst, Frey und die Schrötters ebenso wie für Montgelas, 
Brauer, Reitzenstein, Georgii und andere. In den meisten Fällen waren sie während ih­
rer Ausbildung und ersten Tätigkeit mit aufgeklärten Reformvorschlägen und -forde~ 
rungen, zum Teil schon mit einer - wenn auch begrenzten - reformpolitischen Praxis 
in Berührung gekommen. Das trifft auch für Gönner und Zentner, für Normann und 
Kretschmann, für Schmid, für Boyen und Süvern wie für viele andere zu. 

Sowohl die leitenden Köpfe der Reform als auch ihre engeren Mitarbeiter, die 
durch Denkschriften, Ausarbeitungen und Durchführungsbestimmungen einen nicht 
immer leicht erkennbaren Anteil am Werk der Reform hatten, waren sozusagen vom 
"Bau"; sie hatten bereits Beispiele der Regierungs- und Verwaltungsreform vor Augen 
und Anfänge davon im Rücken. Das gilt insbesondere für Preußen, aber auch für Ba­
den. Vor allem in Süddeutschland hatten die theresianischen und josephinischen Re­
formen in Österreich Eindruck gemacht, allerdings auch die Risiken forcierter Verän­
derungen bei relativ rückständigen Verhältnissen erkennen lassen. 

Gewiß war - sieht man von Friedrich von Württemberg ab - der Beitrag der Herr­
scher an den Reformen im beginnenden 19. Jahrhundert geringer als im achtzehnten, 
was nur zum Teil im minderen Format der zu jener Zeit regierenden Monarchen eine 
Erklärung findet. Die politische Konstellation hatte sich gewandelt; monarchische 
Selbstherrschaft - als Anspruch wie als Wirklichkeit - war im Prinzip überholt; die 
Monarchen selber sahen Vorteile darin, für das Werk der Reform verantwortliche Mi­
nister heranzuziehen. Damals wurde ein wichtiger Schritt auf dem Weg zur Ministe­
rialregierung getan, allerdings auch auf dem Weg vom monarchischen zum bürokrati­
schen Absolutismus. Denn die Reformen blieben fast ausschließlich das Werk von Be­
amten. Nur selten wurden outsider herangezogen. Das hat das Selbstbewußtsein der 
Beamten und die Stellung von Regierung und Verwaltung noch einmal gestärkt. 

Selbstverständlich dürfen Stein, Hardenberg, Montgelas, Reitzenstein, Friedrich von 
Württemberg, Metternich nicht einfach der nachwirkenden Aufklärung zugerechnet 
werden - eher schon, mit Unterschieden im einzelnen, manche ihrer Mitarbeiter. Und 
ebenso selbstverständlich können ihre Reformmaßnahmen, vor allem im Bereich der 
Verwaltungsorganisation, nicht als unmittelbare Ausflüsse aufgeklärten Denkens be­
griffen werden. F. L. Knemeyer hat gewiß recht, wenn er schreibt, es sei verfehlt, "aus 
einer allgemeinen geistesgeschichtlichen Epochenvorstellung auf Organisationsmaß-

meYeT; Regierungs- und Verwaltungsreformen in Deutschland zu Beginn des 19. Jahrhunderts, 
(Köln 1970). - Für Bayern: Eberhard Weis, Die Begründung des modernen bayerischen Staates 
unter König Max 1. (1790-1825), in: Hdb. d. bayer. Gesch., hrsg. von il1ax Spindler, Bd.IV, 1, 
(München 1974) 3-86. - Für Baden:E. Arndt, Vom markgräflichen Patrimonialstaat zum groß­
herzoglichen Verfassungsstaat Baden. Ein Beitrag zur Verfassungsgeschichte Badens zu Beginn 
des 19. Jahrhunderts mit Berücksichtigung der Verhältnisse in Bayern und Württemberg, in: 
ZGO 101 (1953) 157-264,463-531. - Zu Württemberg: Erwin llälzle, Württemberg im Zeital­
ter Napoleons und der deutschen Erhebung, (Stuttgart 1937). - Zu Preußen: Reinhart Kasel/eck, 
Preußen zwischen Reform und Revolution. Allgemeines Landrecht, Verwaltung und soziale Be­
wegung von 1794 bis 1848, (Industrielle Welt 7, Stuttgart 1967). 
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nahmen selbst schließen zu wollen". Dennoch erscheint seine Feststellung überzogen: 
"Die Einordnung eines Reformers als 'Aufklärer' hat für den Gang der Reformen kei­
nen Erkenntniswert. Sie dürfte vielmehr zumeist zu Fehlvorstellungen führen."9 Hier 
liegt offenbar ein doppeltes Mißverständnis vor: zum einen eine zu enge Vorstellung 
von dem, was die Aufklärung für den Denkstil, die Vorstellungswelt und die Praxis­
orientierung der Gebildeten bewirkt hat. Wenn auch die "Organisationsmaßnahmen", 
die sie durchführten, an sich nicht auf die Aufklärung zurückgeführt werden können, 
so gingen sie doch mit einem durch die Aufklärung geprägten Bewußtsein an sie 
heran. Zum anderen ein zu enger Reformbegriff, der sich allerdings teilweise wohl aus 
der strikten Beschränkung Knemeyers auf "Regierungs- und Verwaltungsreformen" 
erklärt. Es läßt sich nachweisen, daß viele Reformer die einzelnen "Organisationsmaß­
nahmen" im Zusammenhang umfassenderer Staats reform sahen und die stärkere Zen­
tralisierung, die verbesserte Leistungsfähigkeit der Administration als Voraussetzung 
für aktives, erneuerndes und modernisierendes Regierungshandeln verstanden. Dies 
galt ebenso für die österreichische Staatsreform von 1748 wie für Steins Vorschläge 
zur Ablösung der Regierung "aus dem Kabinett" durch ein kollegialisches Ministe­
rium schon vor 1806. 

Insgesamt höher veranschlagt Knemeyer die Bedeutung des "staatswissenschaftli­
chen" Studiums und der Lektüre staatswissenschaftlicher Schriften für die "geistige 
Grundhaltung" der Reformer; dadurch sei eine "bestimmte Staatsauffassung" vermit­
telt worden, die als "Basis für den Aufbau entsprechender Organisationsformen" ge­
dient habe, doch sei dadurch nur ein "allgemeines Ziel" angegeben worden 10. Auch 
hier wird man differenzieren müssen. Die Ausbildung in Königsberg bei Kant und 
Kraus, in Göttingen bei Pütter und Spittler, an der Hohen Karlsschule in Stuttgart hat 
im Einzelfall zweifellos doch mehr bewirkt als allgemeine Zielangabe. 

Um die Behauptung personeller Kontinuitäten zu unterstützen, seien einige zusätz­
liche Beobachtungen angemerkt. Im preußischen Staatskanzler Hardenberg läßt sich 
leicht der allmächtige Minister für Ansbach und Bayreuth wiedererkennen, zu dessen 
Mitarbeitern einige der späteren Reformer in den thüringisch-sächsischen Staaten ge­
hörten. Höheren preußischen Beamten hat es offenbar keine Schwierigkeiten ge­
macht, nach 1807 in den Dienst des Königreichs Westfalen zu treten und im napoleo­
nischen Verwaltungssystem weiterzuarbeiten, ja, Vorzüge an ihm zu erkennen. Relativ 
hohe Kontinuität läßt sich auch in Baden erkennen, obwohl Schlosser ausschied und 
der Markgraf sich zunehmend zurückzog. In Bayern, wo der Herrscherwechsel von 
1799, und Preußen, wo die Katastrophe von 1806/07 den Weg für personelle Verän­
derungen an der Spitze freimachten, standen die Reformer im Heer und in der Ver­
waltung schon bereit. 

Ob generell von einem "neuen Beamtentyp" gesprochen werden darf, der erst im 
Zuge der Reformen des beginnenden 19. Jahrhunderts geschaffen worden sei - so 
Knemeyer 11 

-, bleibt zumindest fraglich. Gewiß war zur Durchführung dieser Refor-

9 Knemeyera.a.O., 277. 
10 Ebda 276. 
11 Ebda 281. 
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men eine Beamtenschaft erforderlich, die bereit war, sich mit den Zielen des staatli­
chen Neuaufbaus zu identifizieren, sich hohen sachlichen wie funktionalen Anforde­
rungen zu stellen. Neue bzw. ausgearbeitete Ausbildungs- und Laufbahnvorschriften 
sollten gewährleisten, daß Können und Verdienst anstelle von Herkunft und Konne­
xion über Beförderung entschieden; die Mißbräuche des Sportelwesens wurden abge­
stellt, die Kontrollen über die Amtsausübung verschärft. Die Ansätze dafür aber waren 
schon früher gelegt, die Prinzipien eher formuliert worden. (Und die Ausführung 
neuer Bestimmungen blieb auch nach der Reform noch oft hinter den erklärten Zie­
len zurück.) 

2. Institutionelle Kontinuitäten lassen sich besonders deutlich in Österreich und 
auch in Preußen erkennen. In diesen, aus historisch zum Teil sehr unterschiedlich ge­
prägten Ländern zusammengefügten Staaten hatte die Tendenz zur Zentralisierung 
auf der obersten Verwaltungsebene schon im 18. Jahrhundert zu umfassend angeleg­
ten, wenn auch nur limitiert erfolgreichen Organisationsmaßnahmen geführt, die für 
andere Staaten zum Beispiel geworden sind. Dafür kann das von Eberhard Weis ans 
Licht gezogene sog. ,,Ansbacher Memoire" Montgelas' von 1796 als Beleg dienen 12 . 

Mit Recht sagt Weis, daß jede "ernsthafte Reformdenkschrift" dieser Zeit ihre Vorgän­
ger im 18. Jahrhundert gar nicht ignorieren konnte 13

• Selbstverständlich sind im Ein­
zelfall die besonderen Bedingungen des Staates und der Stunde zu beachten. Während 
das Stein'sche Konzept von 1808 bereits die Überwindung überzogener Zentralisie­
rung der Regierungsgewalt beabsichtigte, stand bei den Reformen der vergrößerten 
Rheinbundstaaten Zentralisierung noch ganz im Vordergrund. So auch, insbesondere 
in Württemberg, die Ausschaltung ständischer Mitregierung und Ämterbesetzung. 
Für Württemberg, in begrenzterem Maße auch für Bayern, läßt sich insofern von spä­
tem Absolutismus sprechen, als sich nun erst Maßnahmen der Regierung durchführen 
ließen, die in absolutistisch regierten Staaten schon früher stattgefunden hatten. Ana­
loges gilt für die napoleonischen Modellstaaten Berg und Westfaleni'. Charakteri­
stisch, daß das napoleonische Regierungssystem mit seiner starken Betonung der Ex­
ekutive und das napoleonische Verwaltungssystem mit seinem regelmäßigen, schema­
tischen Aufbau wegen ihrer überlegenen Rationalität viele deutsche Beamte beein­
druckte. 

Noch stärker als in der Verwaltung treten institutionelle Kontinuitäten im Rechts­
wesen in den Blick. Die Kodifizierung mit dem Ziel des Übergreifens regionaler 
Rechte, der Rationalisierung des geltenden Rechts und der Gleichförmigkeit der Ju­
stiz, ferner die Reformen im Prozeß- und Strafrecht und Strafvollzug waren nach Idee 
und erster Ausführung Werke des 18. Jahrhunderts und der Aufklärung! Ohne Chri­
stian Wolff und seine Schüler, ohne Pufendorf, Hobbes, Grotius, ohne die Natur­
rechtslehre des 18. Jahrhunderts lassen sich die deutschen Kodifikationen nicht den-

12 Eberbard WeiS, Montgelas, 1759-1799. Zwischen Revolution und Reform, (München 1971) 
266 H. 
I] Ebda 269. 
14 Dazu: Rahler Wobtfeil, Napoleonische Modellstaaten, in: Napoleon und die Staatellwelt seiner 
Zeit, hrsg. von Wolfgangv. Graote, (Freiburg 1969) 33-57. 
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ken. Gewiß ging der Code Napoleon dann wesentlich über sie hinaus, aber seine Prin­
zipien waren den aufgeklärten und reformbereiten deutschen Juristen nicht fremd, 
auch wenn sie seine volle Übertragung auf deutsche Verhältnisse für inopportun und 
gefährlich hielten 1>. Der Gedanke der Gleichheit vor dem Recht war durchaus Be­
standteil aufgeklärten Denkens, welches z. B. das Rechtsverhältnis der Erbuntertänig­
keit im Prinzip ablehnte. Maßnahmen der sog. Bauernbefreiung l6

, der erhöhten Frei­
zügigkeit, der Auflockerung des Zunftzwanges waren aus fiskalischen und ökonomi­
schen, aber auch aus humanitären Gründen und aufgeklärter Rechtsüberzeugung vor­
angetrieben worden und wurden im frühen 19. Jahrhundert fortgesetzt. Und auch das 
Thema der Adelsreform stand bereits vor 1789 zur Diskussion. 

Starke Kontinuitäten sind auch im Bereich der Kirchenpolitik und vor allem des 
Erziehungs- und Bildungswesens offensichtlich. Die Grundlagen des modernen Erzie­
hungswesens sind von der Aufklärung gelegt worden. Der auf die Reformation zu­
rückreichende Gedanke einer allgemeinen Schule hat im 18. Jahrhundert zu zahlrei­
chen Verordnungen über die Einführung und Durchsetzung allgemeiner Schulpflicht 
geführt; ein allgemeines öffentliches Schulwesen wurde konzipiert und diskutiert; Na­
tionalerziehungspläne wurden entworfen, die im beginnenden 19. Jahrhundert in ver­
stärkt politisierten, auf nationale Erneuerung abgestellten Plänen ihre Nachfolger fan­
den. Staatlich geförderte und kontrollierte Lehrerausbildung wurde gefordert; Schul­
versuche wie die der Philantropinisten fanden ebenso landesherrliche und bürgerliche 
Förderung wie die Realschule Heckers in Berlin oder die Industrieschule Wagemanns 
in Göttingen. Als Marksteine in der staatlich gesteuerten, zugleich von utilitaristischen 
und aufgeklärt-humanitären Motiven angetriebenen, reformbereiten Schulpolitik 
deutscher Staaten können die Begründung des preußischen Oberschulkollegiums im 
Jahre 1787 und das großangelegte "Revisionswerk" der braunschweigischen Schulre­
former um J. H. Campe (1785-92) gelten. Über die Wendung zum Neuhumanismus 
und seine Auswirkungen auf das Gymnasium und die Universität hinaus sind wesent­
liche Elemente und Ansätze des 18. Jahrhunderts durch die Reformen im neunzehn­
ten eher fortgeführt als neu entwickelt worden 17. 

3. Die ideengeschichtlichen Kontinuitäten können hier nur angedeutet werden. 
Schon Ernst Troeltsch hat den philosophischen Idealismus und die klassische deut-

15 Zur Rezeption des Code Napoleon: Elisabetb Febrenbacb, Traditionale Gesellschaft und revo­
lutionäres Recht. Die Einführung des Code Napoleon in den Rheinbundstaaten, (Krit. Stud. z. 
Geschichtswiss. 13, Göttingen 1974). - Dies., Der Kampf um die Einführung des Code Napoleon 
in den Rheinbundstaaten, (Inst. f. Europ. Gesch. Mainz, Vorträge Nr. 56, Wiesbaden 1973). - Hel­
mut Berding, Napoleonische Herrschafts- und Gesellschaftspolitik im Königreich Westfalen 
1807-1813, (Krit. Stud. z. Geschichtswiss. 7, Göttingen 1973). - Jl7emer Scbubert, Französisches 
Recht in Deutschland zu Beginn des 19. Jahrhunderts. Zivilrecht, Gerichtsverfassungsrecht und 
Zivilprozeßrecht, (Köln 1977). 
16 Dazu neuerdings zusammenfassend: Cbristo! Dij>jm; Die Bauernbefreiung in Deutschland, 
1790-1850, (Stuttgart 1980). 
17 Dazu: IPilbelm Roesslet; Die Entstehung des modernen Erziehungswesens in Deutschland, 
(Stuttgart 1961). - Karl-Ernstjeismann, Das preußische Gymnasium in Staat und Gesellschaft, 
(Industrielle Welt 15, Stuttgart 1974). - Ludwig Fertig, Campes politische Erziehung. Eine Ein­
führung in die Pädagogik der Aufklärung, (Darmstadt 1977). 
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sche Literatur als Fortsetzung und Vollendung der Aufklärung interpretiere 8
• Deutli­

cher noch sind die Kontinuitäten in den politischen und sozialen Leitvorstellungen zu 
erkennen. Daß es unveräußerliche Menschenrechte gebe, ist praktisch von allen re­
formgesinnten Männern der Aufklärung wie des deutschen Frühliberalismus aner­
kannt worden, wenngleich sie daraus für die praktische Gestaltung des öffentlichen 
Lebens unterschiedliche, kaum allerdings radikale demokratische Konsequenzen zo­
gen - sicher nicht, nachdem ihnen der Verlauf der Revolution in Frankreich vor Au­
gen stand. Daß Gesetze für jedermann gelten, daß sie für alle von ihnen Betroffenen 
im Prinzip zustimmungsfähig sein müssen, daß sich jedermann auf sie berufen kön­
nen und durch sie in seinen Rechten und seinem Eigentum geschützt werden muß, 
daß die Regierenden nicht in gerichtliche Verfahren eingreifen dürfen - das alles war 
allgemeine Überzeugung. Und auch, daß es - wenn auch in Grenzen - einen öffentli­
chen Austausch der Meinungen geben müsse, daß Regierung und Verwaltung dem 
Wohle der Bevölkerung dienen sollen, ja nur ihretwegen existieren. 

Bereits die Aufklärung hatte einen staatsbürgerlichen "Patriotismus" zu wecken ge­
sucht und auch schon erkannt, daß er nur dort existieren kann, wo ein Interesse des 
Bürgers für das öffentliche Wohl vorhanden und eine "Teilnahme" am Staate möglich 
ist, nicht aber durch das Regierungssystem praktisch ausgeschaltet wird. Für die Re­
former des beginnenden 19. Jahrhunderts mußte solche "Teilnahme" als Loyalität für 
den Landesherrn, als Bereitschaft vor allem der bürgerlichen Mittelschichten, die Poli­
tik der Regierung zu unterstützen, besonders wichtig sein. Hier ist ein Motiv für die 
Einsicht der Regierenden zu fassen, daß Konstitutionen notwendig und vorteilhaft 
seien. Und auch die Idee einer deutschen Kultur- und Geschichtsnation ist unter dem 
Eindruck der napoleonischen Hegemonie nicht so sehr umgewandelt als vielmehr 
entfaltet und politisiert worden. Die Vorstellung eines Wandels "vom Weltbürgertum 
zum Nationalstaat" (F. Meinecke) wird dem Prozeß der Entwicklung des politischen 
Bewußtseins der Deutschen vom 18. zum 19. Jahrhundert nicht wirklich gerecht; sie 
ist gleichermaßen zu sublim und zu vereinfacht. Muß doch auch die Linie vom Für­
stenbund von 1785 über den Rheinbund von 1805 zum Deutschen Bund von 1815 als 
eine deutsche Kontinuitätskomponente begriffen werden, nicht anders wie die der 
Entfaltung des voll handlungsfähigen, Sicherheit, Gesetzlichkeit, Wohlfahrt garantie­
renden, obrigkeitlich gelenkten Staates. 

Zweifellos blieb die tatsächliche politische Entwicklung in fast jeder Hinsicht hinter 
der Ideenentwicklung zurück. Sie blieb in Deutschland stark traditionsbelastet, und 
ihre konservative Komponente wurde durch die seit etwa 1809 wachsende Ablehnung 
der napoleonischen Hegemonie, schließlich durch den Befreiungskrieg und das Werk 
des Wiener Kongresses verstärkt. 1803 bis 1808 war die deutsche politische Situation 
offener als 1819 - offener für die Realisierung von Vorstellungen, die sich im 18. Jahr­
hundert formiert hatten. 

4. Mentalitätsgeschichtliche Kontinuitäten lassen sich an den politischen Wahr-

18 Ernst Troeltsch, Der deutsche Idealismus (1900), Das neunzehnte Jahrhundert (1913). Wieder 
abgedruckt in: Ders., Aufsätze zur Geistesgeschichte und Religionssoziologie, hrsg. von Hans Ba­
ron (Gesammelte Schriften 4, Tübingen 1925) 532-587 und 614 ff. 
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nehmungsweisen und Vorstellungen, den Formen des sozialen und individuellen 
Selbstverständnisses, an Denk-, Argumentations- und Verhaltensweisen der mei­
nungsführenden Gruppen in Deutschland erkennen. Das gilt z. B. für die Vorstellun­
gen von der Ordnung der Gesellschaft, von der Funktion und der "Ehre" (also dem 
Ansehen) des einzelnen und der "Stände" in ihr, vom Funktionieren der sozialen Be­
ziehungen; es gilt auch für die Umgangsformen, die Weisen der Kommunikation, die 
Stilisierung und Sinngebung des täglichen Lebens, das Verhalten gegenüber Traditio­
nen und die Elwartungen an die Zukunft. 

Betrachtet man diejenigen näher, die als Protagonisten und Träger aufgeklärter, "bo­
napartistischer" und frühliberaler Reformpolitik in deutschen Staaten angesehen wer­
den können, so lassen sich bei ihnen erhebliche Verhaltens- und Bewußtseinskonstan­
ten auch dann feststellen, wenn sie unter sich verändernden politischen Bedingungen 
handelten. Zwar trat neben den älteren Typus des rationalistisch denkenden und argu­
mentierenden, die Menschen skeptisch beurteilenden, Politik funktionalistisch und 
kalkulierend betreibenden, Emotionen und Meinungsdruck ebenso verachtenden wie 
fürchtenden Politikers, wie ihn Kaunitz und Metternich, Hardenberg und Montgelas 
verkörperten, der jüngere Typus des kritisch-idealistischen, wissenschaftlich gepräg­
ten, politisch-pädagogisch argumentierenden Beamten und Offiziers, für den Hum­
boldt und Clausewitz als Beispiele gelten können. Aber auch diese standen der Masse 
der Bevölkerung fern, betrachteten sie als Objekt von Erziehung und Wohlfahrt und 
konnten die Kluft zwischen Gebildeten und Ungebildeten nicht überwinden. Sie alle 
verstanden sich als Kenner und Sachwalter der Bedürfnisse und Interessen der Bevöl­
kerung, als Repräsentanten des gemeinen Wesens, sie bildeten die Gruppe, die Hegel 
den "allgemeinen Stand" derjenigen genannt hat, die das allgemeine Interesse zu dem 
ihren gemacht haben 19. Dabei aber verfolgten sie doch auch die spezifischen Interes­
sen eines Funktionsstandes, in dem Adelige und Bürgerliche - in den süddeutschen 
Staaten stärker als in Preußen! - aneinanderrückten und eine einheitliche Beamten­
mentalität entwickelten20

. 

Über die Beamtenschaft hinaus haben die die Reformen mit Beifall und Kritik be­
gleitenden Gebildeten als Schreibende und Lesende vom späten 18. zum frühen 19. 
Jahrhundert ein gesteigertes Bewußtsein ihrer gesamtgesellschaftlichen Bedeutung 
kultiviert und die Mentalität einer politischen Bürgerlichkeit entwickelt, in der land­
schaftliche und staatspatriotische, nationale und kosmopolitische Loyalitäten oft un­
trennbar miteinander verknüpft waren. 

Im grundbesitzenden Adel wie in der ländlichen Bevölkerung, aber auch im Klein­
bürgertum wirtschaftlich stagnierender Städte hat sich die Mentalitätsstruktur dagegen 
trotz der vielfältigen politischen Veränderungen im Grunde wenig gewandelt. Aufs 
ganze gesehen war - eben wegen der Fülle d~r Geschehnisse - das Ruhe- und Stabili-

19 G. W. T. Hege!, Gmndlinien der Philosophie des Rechts, § 303, (Sämtliche Werke, Neue kriti­
sche Ausgabe, hrsg. vonjohmweJ Hof/meiJtet; Phil. BibI. Bcl.124a, Hamburg 41955) 284f. 
20 Zur Beamtenproblematik vgl. u.a.: Hans Hattenhauet; Geschichte des Beamtentums, (Hdb. d. 
öfftl. Dienstes Bd. I, Köln 1980) besonders 161 ff. - Bernd Wlmdet; Privilegiemng und Diszipli­
niemng. Die Entstehung des Bemfsbeamtentums in Bayern und Württemberg (1780-1825), 
(München 1978). 
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tätsbedürfnis größer als das Verlangen nach weitergehenden Umgestaltungen. Der 
Prozeß einer tiefergehenden Politisierung blieb auf Minderheiten begrenzt. Dennoch: 
daß die "alte Zeit" zu Ende gegangen war, das empfand wohl fast jeder. 

v 

Ernst Brandes, Friedrich Gentz und andere haben als Miterlebende behauptet, daß 
Deutschland zwischen dem Ende des Siebenjährigen Krieges und dem Ausbruch der 
Französischen Revolution in vielen Hinsichten, vor allem in der allgemeinen Aufklä­
rung und "öffentlichen Wohlfahrt", große Fortschritte gemacht habe. Für sie bedeute­
ten die Auswirkungen der Revolution und ihre Folgen eine Störung und Unterbre­
chung einer hoffnungsvollen Entwicklung. Hätte sie fortgesetzt werden können? Daß 
Veränderungen tiefgreifender Art, nicht bloß partielle Verbesserungen, nötig seien, 
hatten schon die aufgeklärten Reformer vor 1800 nicht bezweifelt; keiner von ihnen 
aber hatte die Bedingungen vorausgesehen, unter denen sie dann wenige Jahre später 
weitergeführt, durchgeführt oder auch erst in Gang gesetzt werden konnten. Dieser 
Wandel der Bedingungen war nicht das Werk der Reformer, sondern das Ergebnis 
weitgehend exogener Ereignisse. Ihr Ausmaß hat den Reformen, die konzeptionell 
nicht neu und in ihren Intentionen nicht radikal waren, die Dimension des Neuan­
fangs, der umfassenden Erneuerung, der "Revolution von oben" gegeben. 

Man muß allerdings unterscheiden! In Preußen hatte die Katastrophe von 1806/07 
nicht ein traditionsbeladenes und petrifiziertes politisches System, sondern den ver­
gleichsweise modernen Verwaltungs- und Militärstaat des friderizianischen Spätabso­
lutismus unter sich begraben. War dadurch nicht das Reformkonzept der preußischen 
Aufklärung diskreditiert? Oder war es deshalb in Krise und Untergang geraten, weil es 
steckenblieb und die Grenzen einerseits des monarchischen Absolutismus, anderer­
seits des sozialen Feudalismus nicht überwand? Im Programm der Reformer lassen 
sich beide Tendenzen erkennen: die Fortführung und Erweiterung aufgeklärter Re­
formvorstellungen und neue liberale Ansätze! Es war ein umfassendes Programm der 
Regierungs-, Verwaltungs-, Heeres-, Sozial- und Bildungsreform, durch das Preußen 
wieder an die Spitze der politischen Entwicklung in Deutschland treten soHte; es 
scheiterte jedoch daran, daß wesentliche Elemente der Struktur des monarchischen 
Militär- und Verwaltungsstaates mit der privilegierten Stellung des Landadels sich be­
haupten konnten. So trug Preußen die Diskrepanz zwischen partieller Modernität und 
Unfähigkeit zu moderner Verfassungsstaatlichkeit mit sich in das 19. Jahrhundert hin­
ein - auch noch in seine Entwicklung zum Industriestaat. Das Konzept der sog. 
"Stein-Hardenberg'schen Reform" konnte selbst nach 1918 noch als ein Versprechen 
und eine Orientierungsnorm gelten! 

In den süddeutschen Rheinbundstaaten wurde manches sehr schnell "nachgeholt", 
was der preußische Prozeß der Staatsbildung schon früher mühsamer erreicht hatte. 
Säkularisation, Mediatisierung, Reichsauflösung und Gebietsveränderungen, ferner der 
Krieg und Napoleons Rheinbundpolitik machten Verwaltungsreformen nötig und er-
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leichterten Eingriffe in Privilegien und Besitzstände. Insgesamt ging man hier pragma­
tischer, auch "opportunistischer" an die Reformen heran als in Preußen, in gewisser 
Weise auch erfolgreicher, weil die Ziele moderater, die Widerstände geringer waren. 
Mit Recht kann man sagen, daß in Bayern, Württemberg, Baden damals wirklich neue 
Staaten entstanden. Dieser Befund wird durch den früh erfolgenden Eintritt dieser 
Staaten in die konstitutionelle Bewegung unterstrichen! Preußen besaß wirksame ad­
ministrative Instrumente staatlicher Integration - und eine Staatsideologie - schon vor 
1800; die süddeutschen Staaten mußten neue unter geschichtlich späten Bedingungen 
entwickeln und anwenden. Hier stand man nicht vor der Notwendigkeit, einen zer­
schlagenen Staat wiederherzustellen, sondern vor der Aufgabe, neu gebildete Staaten 
zu konsolidieren. Sie wurde begünstigt durch die Ausnahmesituation der Rheinbund­
zeit; die wirklichen Schwierigkeiten der Integration erhoben sich erst nach 18151 
Dann erst kam es zur Entscheidung, wie "modern" diese Staaten wirklich waren. 
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